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Vorwort
Nur wenige Politik- und Forschungsfelder haben sich in den letzten Jahren so dynamisch weiterentwickelt wie die Bereiche Migration und Integration. Es besteht kein Zweifel: Es sind zentrale gesellschaftspolitische Themen, die ganz wesentlich unser Leben bestimmen und die für die Zukunft Deutschlands von besonderer Bedeutung sind. Kein Zweifel besteht auch darüber, dass in den letzten Jahren in den Bereichen Migration und Integration viel erreicht wurde. Keiner spricht heute mehr ernsthaft davon, dass Deutschland kein Einwanderungsland sei.
Und dennoch: Gerade bei den Themen Migration und Integration gilt es, „am Ball zu bleiben“, aufzuklären und die Chancen zu betonen, die Zuwanderung bietet. Dabei zeigt sich immer wieder deutlich, dass es den Diskussionen oft an historischer Tiefenschärfe mangelt. So kann vor allem der Blick des Historikers über die Hektik des Alltags hinaus für mehr Gelassenheit im Umgang mit den Bevölkerungsbewegungen sorgen – oder, um Klaus J. Bade, den Nestor der deutschen Migrationsforschung zu zitieren: Es geht darum, zu erkennen, dass Migration eben doch der „Normalfall“ in der Geschichte ist.
Der vorliegende Band geht auf eine Ringvorlesung des Instituts für donauschwäbische Geschichte und Landeskunde (IdGL) an der Eberhard Karls Universität Tübingen zurück. Er ist zudem das Ergebnis der fruchtbaren Zusammenarbeit des IdGL mit der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg (LpB). Das Buch kann und will keine vollständige Geschichte der Zuwanderung in den deutschen Südwesten nach 1945 bieten, sondern es stellt die Geschichte Baden-Württembergs als eine Zuwanderungsgeschichte vor. Zwölf Beiträge von Historikern, Soziologen, Kulturwissenschaftlern, Archivaren, Politologen, Journalisten und einem Unternehmer beleuchten an ausgewählten Beispielen, chronologisch und systematisch gegliedert, wesentliche Aspekte des Gesamtgeschehens und seiner Folgen aus unterschiedlicher fachlicher und methodischer Perspektive. Der Band liefert Fakten, er erzählt und stellt zugleich Fragen. Er will im guten Sinn aufklären und versteht sich als ein leidenschaftliches Plädoyer für eine integrative Zuwanderungsgeschichte Baden-Württembergs.
Das Buch richtet sich an die breite Öffentlichkeit, die Politik und die einschlägige Forschung. Die Beiträge fußen auf dem derzeitigen Stand der Forschung, der nach wie vor große Lücken aufweist. Sie bedienen sich einer allgemeinverständlichen Sprache, deren Aussagekraft Graphiken, Tabellen und Abbildungen unterstützen. In den bewusst überschaubar gehaltenen Fußnoten werden in der Regel nur Zitate nachgewiesen. Jeder der Beiträge schließt mit einer weiterführenden Literaturauswahl ab. Diese erlaubt es, sich in das betreffende Thema weiter zu vertiefen.
Die Geschichte Baden-Württembergs ist, daran lässt der Band keinen Zweifel, im Wesentlichen auch das Ergebnis von Migrationen und Integrationen – eine Zuwanderungsgeschichte eben.
Stuttgart und Tübingen, im Mai 2014
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80,5 Millionen Einwohner am Jahresende 2012, lautete die Überschrift der Pressemitteilung, die das Statistische Bundesamt am 27. August 2013 veröffentlichte.1 Ihr zufolge hatte die Bevölkerungszahl der Bundesrepublik im Vergleich zum Vorjahr um 196 000 Personen zugenommen. Dieser Zuwachs, der in Baden-Württemberg überdurchschnittlich ausfiel, ging im Wesentlichen auf die vergleichsweise hohen Zuwanderungszahlen aus dem Ausland zurück. Darauf weist bereits der Untertitel der Pressemitteilung hin: „Bevölkerungszunahme durch hohe Zuwanderung“. Die Zahl der Zuwanderer war deutlich höher als jene der Ausgewanderten und wog auch die seit Jahren weitaus höhere Zahl der Sterbefälle gegenüber den Geburten auf. Für Überraschung und einen entsprechend positiven Niederschlag in den Medien sorgten die neuesten Zahlen des Statistischen Bundesamtes nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Ergebnisse, die die Volkszählung 2011, die erste seit gut 25 Jahren, erbracht hatte. Demnach lebten in der Bundesrepublik zum Stichtag 9. Mai 2011 statistisch betrachtet 80,2 Mio. und damit 1,5 Mio. Einwohner weniger, als auf Grund der Bevölkerungsfortschreibungen seit 1987 angenommen worden war. In Baden-Württemberg war der Bevölkerungsrückgang mit 274 000 bzw. 2,5 Prozent überdurchschnittlich.2 Diese Zahlen, die den besonderen Stellenwert des Zuzugs aus dem Ausland für die Bevölkerungsentwicklung unterstreichen, bestätigten das von Teilen der Politik lange in Zweifel gezogene Bild von Deutschland als Zuwanderungsland.
Ganz andere Schlagzeilen hatten nur ein paar Jahre zuvor die öffentliche Diskussion bestimmt. „Weitere Bevölkerungsabnahme für 2008 erwartet“, meldete das Statistische Bundesamt am 7. Januar 2009. Der Hintergrund: Die seit Jahren steigende negative Differenz zwischen Neugeborenen und Todesfällen wurde nicht mehr durch Zuwanderung aufgewogen. Die Zahl der Menschen, die die Bundesrepublik verließ, wuchs, während die der Zuwanderer aus dem Ausland sank. Besonders schlugen sich die abnehmenden Bevölkerungszahlen auch in Flächenländern wie Baden-Württemberg nieder, deren Bevölkerungszahlen seit der deutschen Wiedervereinigung kontinuierlich gestiegen waren. Mit dem vom Statistischen Bundesamt vorhergesagten Bevölkerungsrückgang setzte sich ein seit 2002, dem Jahr mit dem höchsten Bevölkerungsstand seit 1990, registrierter Bevölkerungsrückgang fort. Deutschland verlor in jedem der folgenden Jahre Einwohner. Die Meldung des Statistischen Bundesamtes vom 4. November 2009 – „Bevölkerung in Deutschland Ende März 2009 unter 82 Millionen“ – wirkte mit dem Hinweis alarmierend, es sei eine Millionengrenze durchbrochen worden und die Bevölkerungsabnahme werde sich weiter fortsetzen. Sie gab dem durch den Blätterwald rauschenden Gespenst neue Nahrung, Deutschland entwickle sich nunmehr zum Auswanderungsland und verstärke damit den durch den demographischen Faktor, sprich Überalterung, bedingten Bevölkerungsrückgang.
Die beiden gegensätzlichen Meldungen sind Indizien für die Art und Weise, wie in der Bundesrepublik über Migration diskutiert wird. Innerhalb kürzester Zeit schwankt die Diskussion von einem Pol zum anderen. Wurde vor wenigen Jahren die Auswanderungsfrage groß geschrieben, so sind es gegenwärtig (wieder) Zuwanderungsfragen. Der schnelle Wechsel von einem Extrem zum anderen ist Ausdruck des Alarmismus, der die Debatten um Migrations- und insbesondere Zuwanderungsfragen in der Bundesrepublik charakterisiert. Die Aufgeregtheit und Kurzatmigkeit, mit der diskutiert wird, hat sicher auch damit zu tun, dass mit dem demographischen Faktor existentielle Fragen der bundesdeutschen Gesellschaft berührt werden.
Dass Ruhe und Ausgewogenheit zu vermissen sind, hängt neben der oft auch politisch motivierten Dramatisierung und den übertriebenen Warnungen mit einem weiteren Merkmal der öffentlichen Diskussion in Deutschland über Migration zusammen: ihrer Gegenwartsbezogenheit. Der Blick ist in der Regel auf das Hier und Jetzt gerichtet. War vor wenigen Jahren die Auswanderung und mit ihr der dadurch verstärkte Bevölkerungsrückgang das beherrschende Thema, so sind es jetzt erneut Zuwanderungsfragen. Wurde in den vergangenen drei Jahrzehnten von Teilen der Politik, der Wissenschaft und Medien vor Zuwanderung aus dem Ausland gewarnt, so verspricht man sich jetzt vor dem Hintergrund eines drohenden Arbeitskräftemangels und einer Überalterung der Gesellschaft, dass Zuwanderung die sich weiter öffnende Schere zwischen Geburten und Todesfällen schließen oder zumindest verkleinern könne. Ganz zu schweigen von Zeiten, als sich die Bundesrepublik aktiv darum bemüht hatte, die Arbeitskraftnachfrage mit Migranten aus dem Ausland zu decken. Wohin man auch blickt, nur selten wird das die jeweilige Gegenwart bedrängende Problem zu langfristigen migratorischen Entwicklungen der Vergangenheit in Beziehung gesetzt, auch wenn entsprechende wissenschaftliche Grundlagen nicht fehlen.
Als weiteres Charakteristikum der Debatten erweist sich das hohe Maß an Gruppenbezogenheit, wenn Migrationsfragen diskutiert werden. In der Regel steht eine bestimmte Gruppe von Migranten im Mittelpunkt der Diskussion. Den Anlass dafür bieten z. B. überdurchschnittliche oder als solche empfundene Zahlen an Zuwanderern, seien es Spätaussiedler, Kontingentflüchtlinge, Arbeitsmigranten, Bürgerkriegsflüchtlinge, Asylbewerber oder, wie jüngst, „Armutszuwanderer aus Osteuropa“. Die gruppenspezifische Fokussierung wird noch dadurch verstärkt, dass die politische und Verwaltungszuständigkeit gruppenbezogen aufgesplittert und die Interessenvertretung ebenfalls gruppenspezifisch ausgerichtet ist. Dadurch gehen die Zusammenhänge zwischen den einzelnen Migrationsvorgängen und auch der Blick für das gesamte Migrationsgeschehen und dessen Folgen verloren. Die Folge ist ein weitgehend fragmentiertes Bild und eine entsprechende öffentliche Wahrnehmung eines der zentralen Phänomene der bundesdeutschen Gesellschaft.
Spiegelbildlich entspricht der Gegenwarts- und Gruppenbezogenheit eine fehlende historische Tiefenschärfe, wenn Migrationsfragen erörtert werden. Damit ist ein weiteres Merkmal angesprochen, das die Diskussion kennzeichnet. Als Auswanderungsfragen im Mittelpunkt der Kontroversen standen, wurde in der Regel nicht gefragt, ob das ein Phänomen nur jener Zeit war. Auch jetzt, da sich wieder Zuwanderungsfragen und ihre bevölkerungspolitischen Folgen für die Bundesrepublik in den Vordergrund schieben, fehlt die erforderliche historische Einordnung. Weil die Zahlen nicht auf der Zeitachse der Geschichte der Bundesrepublik oder anderer, weiter zurückliegender Epochen verortet und schon gar nicht kulturhistorisch unterfüttert werden, bleibt in der öffentlichen Diskussion offen, ob es sich bei Migrationsfragen im Allgemeinen und Zuwanderungsfragen im Besonderen um ein Phänomen handelt, das nur von den Zeitgenossen als außergewöhnlich wahrgenommen wird, oder ob es sich um eine längerfristige Entwicklung handelt. Das lässt sich auch an der Geschichte, dem Inhalt und Wandel des noch recht jungen und missverständlichen Begriffs „Menschen mit Migrationshintergrund“ ablesen. Er ist mittlerweile in aller Munde und wird von Politik, Wissenschaft und Öffentlichkeit verwendet.
Menschen mit Migrationshintergrund: Geschichte, Inhalt und Grenzen eines Begriffs
Am 1. Januar 2005 trat nach langen und heftigen politischen Auseinandersetzungen das erste Zuwanderungsgesetz (Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern) der Bundesrepublik in Kraft. Es regelte wesentliche Teile des deutschen Ausländerrechts neu und stellt einen Meilenstein in der Entwicklung der Einwanderungsgesetzgebung der Bundesrepublik dar. Im Zusammenhang mit den grundlegenden Neuerungen des Gesetzes ist eine 2007 vom Statistischen Bundesamt in seiner Reihe Bevölkerung und Erwerbstätigkeit vorgelegte Publikation mit dem Titel Bevölkerung mit Migrationshintergrund zu sehen. Diese markiert im Rahmen der amtlichen Veröffentlichungen zu Bevölkerungsfragen eine tiefgreifende Zäsur. Zum ersten Mal wurde die Migrationsfrage nicht auf das Zählen von Auswanderungs- und Zuwanderungsfällen, von Inländern und Ausländern zu einem bestimmten Stichtag reduziert, sondern um eine zeitliche Dimension erweitert, wodurch sie eine (wenn auch eingeschränkte) Tiefenschärfe erhielt. Das Ergebnis ist der bevölkerungspolitisch und wissenschaftlich hoch einzuschätzende Versuch, „erstmalig in Deutschland einen umfassenden Überblick über die Bedeutung von Migration für Staat und Gesellschaft in Deutschland“ zu geben.3 Die Grundlage dafür bildeten die Ergebnisse des Mikrozensus von 2005 und die neu eingeführte Definition „Menschen mit Migrationshintergrund“. Dazu zählen „alle nach 1949 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten, sowie alle in Deutschland geborenen Ausländer und alle in Deutschland als Deutsche Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil“.4
Die Definition umfasst damit zwei Gruppen: Erstens Deutsche und Ausländer mit eigener Migrationserfahrung, also Personen, die nach 1949 als Ausländer oder (Spät-)Aussiedler in die Bundesrepublik zugewandert sind. Zweitens Deutsche und Ausländer ohne eigene Migrationserfahrung, also nicht zugewanderte Personen, die nach 1949 in der Bundesrepublik geboren worden sind. Das können Kinder von (Spät-)Aussiedlern, in Deutschland geborene Kinder ausländischer Elternpaare und Deutsche mit einem Elternteil ausländischer Herkunft sein.
Wendet man diese Definition an, lebten auf der Grundlage des Mikrozensus von 2005 in Deutschland 15,3 Mio. Menschen mit Migrationshintergrund, was einem Anteil von 18,6 Prozent an der Gesamtbevölkerung entsprach. Mit 10,4 Mio. stellten selbst Zugewanderte, also Personen mit eigener Migrationserfahrung, zwei Drittel aller Personen mit Migrationshintergrund. Rund 5,5 Mio. von ihnen waren Ausländer, 4,8 Mio. Deutsche. Der Zensus von 2011 erbrachte auf Grund einer anderen Datenbasis und einer geringeren Zahl der Gesamtbevölkerung, aber auch wegen einer Neudefinition der „Personen mit Migrationshintergrund“ leicht veränderte Zahlen. Danach lebten in Deutschland rund 15,9 Mio. Menschen mit Migrationshintergrund, davon 8,7 Mio. Deutsche und 7,2 Mio. Ausländer. Damit waren 19,5 Prozent der Gesamtbevölkerung Menschen mit Migrationshintergrund. Anders ausgedrückt: Jeder fünfte Bewohner der Bundesrepublik hatte zu diesem Zeitpunkt eigene Migrationserfahrung oder stammte in erster Generation von einer Person mit eigener Migrationserfahrung ab.
Der Begriff „Menschen mit Migrationshintergrund“ wurde wohl in den 1990er-Jahren von der Pädagogikprofessorin Ursula Boos-Nünning geprägt. Der Begriff fand in Wissenschaft und Politik mit seinem Anliegen Verbreitung, das Phänomen Migration und seine gesellschaftlichen Folgen in den Mittelpunkt zu stellen, Menschen mit eigener Migrationserfahrung und auch bestimmte ihrer in Deutschland geborenen Nachkommen zu erfassen. Offen aber blieb, welche Kriterien verwendet werden sollten, um den Personenkreis möglichst klar eingrenzen zu können, ja in der überwiegenden Zahl der Fälle wurde es überhaupt vermieden, den Begriff zu definieren. Insofern stellt die vom Statistischen Bundesamt angebotene Definition einen wichtigen Schritt hin zu einer angemessenen Beschreibung der Zuwanderung dar. Diese legt nachvollziehbare Kriterien fest und erlaubt mit der Einführung einer zeitlichen Dimension einen differenzierten Blick sowohl auf die Zuwanderung in die Bundesrepublik als auch auf deren Folgen. Darüber hinaus bedeutet schon allein die amtliche Einführung des Begriffs einen Fortschritt, weil er Ausdruck der Erkenntnis ist, dass Integration ein langfristiger Prozess ist, der nicht mit der Einbürgerung endet, sondern damit in der Regel erst beginnt. Darüber hinaus ist der Begriff Ausdruck des politischen und gesamtgesellschaftlichen Stellenwerts, der Zuwanderungsfragen mittlerweile beigemessen wird. Wohl auch deshalb sind die unternommenen Versuche gescheitert – 2008 wurde „Migrationshintergrund“ als Unwort des Jahres vorgeschlagen –, den Begriff durch ein anderes Wort zu ersetzen. Als Kategorie ist er heute in Wissenschaft, Politik, Medien und Gesellschaft anerkannt und weit verbreitet.
Der Begriff „Menschen mit Migrationshintergrund“ ist zweifellos ein willkommener Versuch, auf dem weiten Feld der Zuwanderungsfragen für mehr Klarheit zu sorgen. Er lässt aber auch viele Fragen offen, die Ansatzpunkte für kritische Bewertungen in der Forschung geliefert haben und nach wie vor liefern.5 Diese gehen weit über das freimütige Eingeständnis des Statistischen Bundesamtes hinaus, es habe Schwierigkeiten, eine trennscharfe Definition zu bieten. Sie betreffen auch die Tauglichkeit und die Reichweite des Begriffs für Analysen jenseits der Statistik. Lediglich drei Punkte sollen herausgegriffen werden.
Die mittlerweile allseits akzeptierte Definition setzt mit 1949 ein „willkürliches“ Stichjahr für den Zeitpunkt, nach dem eine Person zugewandert sein muss oder ihre Nachkommen ersten Grades hier geboren worden sein müssen. Dieses Jahr zu wählen, liegt mit Blick auf die Gründung der Bundesrepublik und den seit diesem Zeitpunkt erhobenen statistischen Daten sicher nahe. Doch damit werden zwei Gruppen nicht erfasst: Erstens die nach dem Zweiten Weltkrieg zu Displaced Persons (DPs) gemachten ehemaligen NS-Zwangsarbeiter, von denen rund 160 000 als „heimatlose Ausländer“ in der Bundesrepublik verblieben, und zweitens die nach dem Zweiten Weltkrieg aufgenommenen rund 12,5 Mio. deutschen Vertriebenen. Mit Letzteren bleibt die nach wie vor größte Gruppe der Zuwanderer aus der Einwanderungsgeschichte der Bundesrepublik ausgeschlossen, obwohl kein Zweifel besteht, dass sie und die erste Generation ihrer Nachkommen die politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung des neuen Staates maßgeblich mit geprägt haben. Zusammengenommen würden die DPs und Heimatvertriebenen sowohl die Zahl der Personen mit eigener Migrationserfahrung und, mit ihren Nachkommen der ersten Generation, auch die Zahl der „Menschen mit Migrationshintergrund“ in der Bundesrepublik mehr als verdoppeln.
Hinzu kommt, dass die Definition „Menschen mit Migrationshintergrund“ seit ihrer Einführung gerade bezogen auf das Stichjahr verändert wurde. Darauf ist in den einschlägigen Publikationen zwar hingewiesen worden, es bedeutet aber einen weiteren statistischen Ausschluss von Personen mit Migrationshintergrund und erschwert es zudem, die jeweils ermittelten Werte zu vergleichen. Hatte ursprünglich das Jahr 1949 die Ausgangsbasis für die Definition gebildet, so legte der Zensus 2011 das Bezugsjahr 1955 fest. Denkbar ist, dass die Wahl dieses Zeitpunkts dem ersten Anwerbeabkommen für ausländische Arbeitskräfte Rechnung trug, das die Bundesrepublik am 22. Dezember 1955 mit Italien abgeschlossen hat. Doch ändert das nichts daran, dass durch diese Verschiebung des Referenzjahres ein weiterer nicht unerheblicher Teil von Zuwanderern mit eigener Migrationserfahrung und denjenigen, deren Migrationshintergrund von solchen Eltern abgeleitet wird, aus dem Gesamtbild herausgerechnet wird.
Schließlich sollten die engen Grenzen nicht übersehen werden, die der Begriff „Menschen mit Migrationshintergrund“ historischen, soziologischen und kulturwissenschaftlichen Analysen zur Zuwanderung in die Bundesrepublik setzt. Die Definition liefert die Grundlage für Zahlen über den Umfang der Zuwanderung, die Unterscheidung nach Menschen mit und ohne eigener Migrationserfahrung, die Dauer und den Ort ihres Aufenthalts, den Anteil der Geschlechter und Alterskohorten an diesen Personengruppen, den Ausbildungs- und Beschäftigungsstand und weitere soziologische Merkmale. Aber bei aller Differenzierung, die der Begriff bietet, wirft er Menschen unterschiedlicher Herkunft, Prägung und Migrationserfahrung buchstäblich in einen Topf. Er sagt trotz aller Daten, die auf seiner Grundlage ermittelt werden, wenig über die Zuwanderer aus. Warum sind sie in die Bundesrepublik gekommen? Welches kulturelle Gepäck brachten sie mit? Wie verlief die Begegnung zwischen Altbürgern und Neubürgern? Was waren die Folgen der Zuwanderung für die Zuwanderer selbst und die aufnehmende Gesellschaft? Wie haben sich Migranten und Altbürger verändert? Anders formuliert: Der Begriff „Menschen mit Migrationshintergrund“ sagt vereinfacht nur, dass es Menschen gibt, die ab einem bestimmten, willkürlich festgelegten Zeitpunkt in die Bundesrepublik gekommen sind oder von diesen Menschen in erster Generation abstammen. Der Begriff ist sicher eine gute und wichtige Zählgröße, die selbst Ausdruck eines neuen Umgangs mit Migrationsfragen und insbesondere der Zuwanderung in der Bundesrepublik ist. Die Definition liefert wichtige Zahlen, aber es sind immer nackte, ihrer kulturellen Dimension weitgehend entkleidete Zahlen. Aus historischer, soziologischer und kulturwissenschaftlicher Perspektive bleibt der Begriff „Menschen mit Migrationshintergrund“ weitgehend blind.
Baden-Württemberg: aktuelle Zuwanderungszahlen
„Stärkster Anstieg der Einwohnerzahl seit 2002“ meldete das Statistische Landesamt Baden-Württemberg im August 2013.6 Demnach stieg die Bevölkerung des Landes dank eines Zuwachses um 56 800 auf 10 569 100 Einwohner. Diese positive Bevölkerungsentwicklung war ausschließlich das Ergebnis einer erneut gestiegenen Zuwanderung in der Größenordnung von 67 900 Personen. Damit glichen die in- und ausländischen Zuwanderer die seit 2007 zunehmend höhere Differenz zwischen Geburten und den 2013 erstmals seit 1952 die Marke von 100 000 übersteigenden Todesfällen nicht nur aus, sondern sie sorgten auch für das Bevölkerungsplus. Mit dem ermittelten Bevölkerungszuwachs stand Baden-Württemberg an zweiter Stelle unter den Bundesländern.
Innerhalb des Landes fiel die Entwicklung unterschiedlich aus. 37 von insgesamt 44 Stadt- und Landkreisen konnten ihre Einwohnerzahlen steigern, allen voran die Landeshauptstadt Stuttgart. In sechs weiteren Kreisen (Freiburg, Heidelberg, Ulm, Böblingen, Ludwigsburg und Tübingen) ging das Bevölkerungswachstum auf einen Geburtenüberschuss und eine höhere Zuwanderungsquote zurück. Im Unterschied dazu lagen in vier vorwiegend ländlich geprägten Landkreisen (Neckar-Odenwald, Main-Tauber, Zollernalb und Rottweil) sowohl der Geburten- als auch der Wanderungssaldo im negativen Bereich.
In seinem Ausblick auf die künftige Bevölkerungsentwicklung prognostizierte das Statistische Landesamt unter der Annahme einer sich fortsetzenden guten wirtschaftlichen Entwicklung im Südwesten einen weiteren Zuzug insbesondere von Menschen aus osteuropäischen Staaten. Mittel- und langfristig würde jedoch auch der Zuzug aus dem Ausland aufgrund des stetig steigenden Geburtendefizits einen Rückgang der Bevölkerung nicht verhindern können.
Die jüngst veröffentlichten Ergebnisse der Statistik lassen bereits die Bedeutung der Zuwanderung aus dem Ausland für die Bevölkerungsentwicklung des Landes erkennen. Ihr herausragender Stellenwert wird zusätzlich unterstrichen, wenn die seit 2005 eingeführte Kategorie „Menschen mit Migrationshintergrund“
Tab. 1: Personen mit Migrationshintergrund in Baden-Württemberg (am 9. Mai 2011, in Tsd.)
mit herangezogen wird. Nach dem Zensus von 2011 hatte das Land damals rund 10,8 Mio. Einwohner, davon etwa 2,8 Mio. Personen mit Migrationshintergrund. Damit stellte diese Gruppe ein Viertel der Gesamtbevölkerung des Landes. Sie umfasste gemäß der neu eingeführten amtlichen Definition rund 1,5 Mio. deutsche Staatsbürger und 1,3 Mio. Ausländer, von denen die Hälfte seit über zwanzig Jahren in Baden-Württemberg lebte. Diese zur Gruppe der Personen mit Migrationshintergrund zählenden Personen waren im Schnitt jünger als die ohne Migrationshintergrund. Besonders ausgeprägt war das in den jüngeren Altersgruppen. 39 Prozent der Personen mit Migrationshintergrund waren aus einem EU-Staat zugewandert, 38,5 Prozent aus anderen europäischen Ländern. Die übrigen 22,5 Prozent entfielen auf außereuropäische Staaten.
Tab. 2: Top Ten der Herkunftsländer von Personen mit Migrationshintergrund in Baden-Württemberg am 9. Mai 2011
Die Verteilung der Personen mit Migrationshintergrund auf die Stadt- und Landkreise erfolgte nicht einheitlich. Ein häufig angenommener grundsätzlicher Zusammenhang zwischen urbanen Gebieten und einem entsprechend höheren Anteil dort lebender Personen mit Migrationshintergrund ließ sich für Baden-Württemberg nicht flächendeckend nachweisen. So war zum Beispiel im Landkreis Tuttlingen der Anteil dieser Gruppe mit 38,3 Prozent recht hoch und entsprach annähernd jenem für Stuttgart (38,6 %). Er wurde nur von den Stadtkreisen Pforzheim (46,6 %) und Heilbronn (46,1 %) übertroffen. Die niedrigsten Werte verzeichneten die Landkreise Emmendingen (14,8 %), Main-Tauber (17,1 %) und Breisgau-Hochschwarzwald (17,0 %). Darüber hinaus fiel die Verteilung der Deutschen mit Migrationshintergrund und Ausländern in den Kreisen unterschiedlich aus. Lag der Anteil der Deutschen mit Migrationshintergrund in elf Kreisen bei annähernd 70 Prozent und mehr, mit dem Spitzenwert von 77,4 Prozent im Kreis Hohenlohe, so betrug der Anteil der Ausländer unter den Personen mit Migrationshintergrund in drei Kreisen über 50 Prozent, angeführt von Stuttgart mit 55,8 Prozent.
Mit einem Anteil von 25 Prozent stellen die Personen mit Migrationshintergrund, also Personen mit eigener Migrationserfahrung und Personen, die in Deutschland geboren wurden, aber in erster Generation von zugezogenen Migranten abstammen, bereits einen beträchtlichen Teil der Bevölkerung des Landes. Dieser hohe Anteil ist das Ergebnis unterschiedlicher Zuwanderungen nach Baden-Württemberg seit 1952 und ihrer Folgen. Dabei fallen insbesondere die sich im Laufe der Zeit zu Zuwanderern entwickelnden Arbeitsmigranten seit Mitte der 1950er-Jahre ins Gewicht, die aus einer Reihe von Staaten Ost-, Ostmittel- und Südosteuropas aufgenommenen deutschen Aussiedler, die Asylbewerber sowie die Kontingent- und Bürgerkriegsflüchtlinge. Sie alle haben dazu beigetragen, dass Baden-Württemberg heute nicht nur den höchsten Anteil an Personen mit Migrationshintergrund unter den bundesdeutschen Flächenstaaten aufweist – nur die Stadtstaaten Hamburg und Bremen verzeichnen noch etwas höhere Werte –, sondern mit seinem Prozentsatz auch weit über dem Bundesdurchschnitt liegt. Schon diese Zahlen sind ein untrüglicher doppelter Beleg: Baden-Württemberg ist, auch wenn das lange Zeit bestritten wurde, zu einem Einwanderungsland geworden. Erst in den letzten Jahren hat sich diese Erkenntnis im öffentlichen Bewusstsein durchgesetzt.
Eine integrative Migrationsgeschichte: der Blick fürs Ganze
Dennoch handelt es sich auch bei diesen zweifellos beeindruckenden Zahlen nur um die „halbe Wahrheit“. Wegen der erläuterten Einschränkungen, die der spezifischen Definition von „Menschen mit Migrationshintergrund“ geschuldet sind, bieten die jüngsten statistischen Daten nur eine unvollständige Bilanz der Zuwanderung in den deutschen Südwesten nach dem Zweien Weltkrieg. Für ein stimmiges Gesamtbild ist es erforderlich, sämtliche Zuwanderer in den Blick zu nehmen, die in den deutschen Südwesten gekommen sind. Dazu zählen die nach 1945 in Baden-Württemberg als „heimatlose Ausländer“ verbliebenen rund 10 000 DPs. In noch viel höherem Maß schlagen die deutschen Flüchtlinge und Vertriebenen zu Buche, die nach dem Zweiten Weltkrieg hier erzwungenermaßen Aufnahme und letztendlich eine neue Heimat gefunden haben – in Anlehnung an die Definition „Deutsche mit Migrationshintergrund“. Ihre Zahl belief sich 1961 auf rund 1,6 Mio., was knapp 21 Prozent der Gesamtbevölkerung entsprach. Bezieht man alle diese Personen mit eigener Migrationserfahrung und die von ihnen direkt abstammende, im Nachkriegsdeutschland geborene erste Generation, also Personen ohne eigene Migrationserfahrung, mit in eine Aufstellung ein, so verdoppelt sich der Anteil der Personen mit Migrationshintergrund. Man wird dann mit der Feststellung, dass mehr als die Hälfte der Bewohner des Landes Zugewanderte sind, keineswegs zu hoch greifen.
In die Erweiterung der Definition „Menschen mit Migrationshintergrund“ sämtliche Zuwanderergruppen mit einzubeziehen ist nicht nur deshalb vorteilhaft, weil erst so ein annähernd zutreffendes Bild von der quantitativen Dimension der Zuwanderung entsteht. Darüber hinaus bietet eine solche integrative Migrationsgeschichte des Landes, die die gesamte Zuwanderung nach dem Zweiten Weltkrieg und ihre Folgen bis in die Gegenwart in den Blick nimmt, weitere wichtige und daher überlegenswerte Vorteile.
Bei aller Aufmerksamkeit, die ein solcher Blick selbstverständlich den einzelnen Zuwanderergruppen und den spezifischen Aspekten der jeweiligen Migrations- und Integrationsgeschichte schenkt, ist er aber in besonderem Maß auf die Gesamtentwicklung gerichtet. Er macht deutlich, dass die vielfältigen und in ihrem Ausmaß sowie Ablauf zwar unterschiedlichen, aber kontinuierlichen Zuwanderungen nicht losgelöst voneinander betrachtet werden können, will man deren Folgen angemessen beschreiben. Die sich zu einer echten Einwanderung entwickelnde Arbeitsmigration erfolgte in eine südwestdeutsche Gesellschaft, die durch die Aufnahme der DPs und vor allem der Flüchtlinge und Vertriebenen bereits in hohem Maße über Zuwanderungserfahrungen verfügte. Alle späteren Zuwanderer, ob Aussiedler, Asylbewerber oder Bürgerkriegsflüchtlinge, trafen auf eine Gesellschaft, in der die sogenannten Gastarbeiter zum Alltag gehörten. Wie entwickelte sich das Zusammenleben zwischen Neuankömmlingen und Altbürgern, zwischen den einzelnen Zuwanderergruppen und den zu Altbürgern gewordenen Neubürgern und späteren Zuwanderergruppen? Antworten auf solche gesamtgesellschaftlich relevanten Fragen lassen sich nur finden, wenn die Zuwanderung aus beiden Perspektiven – der der Vorhandenen und der der Kommenden – und in ihrer gesamten Breite und Tiefe betrachtet wird.
Eine integrative Migrationsgeschichte heißt nicht, alle Zuwanderer „in einen Topf“ zu werfen. Vielmehr liefert sie mit der Zusammenschau gerade die Grundlage für den notwendigen Vergleich. Erst dadurch werden Spezifika deutlich, z. B. mit Blick auf die Gründe, die Menschen nach Baden-Württemberg geführt haben, die Volumina der einzelnen Zuwanderergruppen oder die staatlichen und kommunalen Maßnahmen für ihre Aufnahme und Integration. Die gesamte Zuwanderung in den Blick zu nehmen, erlaubt es zudem, Gemeinsamkeiten zu erkennen, seien es die in der Regel zunächst von Abwehr gekennzeichnete Haltung der Bevölkerung, die Akzeptanz der Neubürger, die Einstufung als zurückkehrende Gastarbeiter, die Selbstorganisation der Zuwanderer nach Herkunftskriterien oder der bei Deutschen und Ausländern mehrere Generationen in Anspruch nehmende Prozess des Zusammen- und Einlebens, der Eingliederung, Integration, Akkulturation oder Assimilation zur Folge haben kann.
Eine integrative Migrationsgeschichte reduziert zuwandernde Neubürger, ob Deutsche oder Ausländer, nicht auf ihren rechtlichen Status – zumal dieser im Laufe der Zeit gesetzlichen Veränderungen unterworfen ist. Sie reduziert sie auch nicht auf eine Zahl, ihre Herkunft oder den Zeitpunkt ihres Eintreffens im Land. Dadurch werden sie als Menschen wahrgenommen, die aus unterschiedlichen Gründen nach Baden-Württemberg ausgewiesen oder hierhergekommen sind, die in einem langwierigen und nicht selten hürdenreichen Prozess in den Gemeinden und Städten, den Firmen und Vereinen einen Platz gefunden haben oder dabei sind, ihn zu finden, und die ihr mitgebrachtes kulturelles Gepäck pflegen und dem neuen Wohnort anpassen, wie umgekehrt die sogenannte alteingesessene Bevölkerung durch Zuwanderung einem stetigen Wandel unterworfen ist.
Eine integrative Migrationsgeschichte im Allgemeinen und Baden-Württembergs im Besonderen kann schließlich dazu beitragen, die von Alarmismus, gruppenspezifischer Segmentierung und Gegenwartsbezug gekennzeichneten öffentlichen Debatten über Zuwanderung zu vermeiden und ihnen eine größere Gelassenheit, eine erforderliche gruppenübergreifende Perspektive und eine notwendige historische Tiefenschärfe zu geben.
Ob aus dem Blickwinkel der Zuwanderer oder der Aufnehmenden: Migration und ihre Folgen stellen immer ein Experiment dar. Integration ist ein auf Gegenseitigkeit beruhender allmählicher und langfristiger Prozess, d. h. er braucht Zeit – und zwar oft mehrere Jahrzehnte. Ein solcher Prozess bedarf großer organisatorischer und materieller Anstrengungen von Seiten des aufnehmenden Staates und seiner Bürger. Integration ist nicht zum Nulltarif zu haben. Staatliche Maßnahmen allein genügen aber nicht. Es bedarf auch großer menschlicher Anstrengungen, was immer auch Enttäuschungen und Rückschläge einschließt, und zwar von allen Seiten – den Eingesessenen, den zu Altbürgern gewordenen Neubürgern und den später Hinzukommenden. Unter diesen Voraussetzungen kann das mit der Aufnahme von Fremden verbundene Experiment langfristig gesehen Vorteile für die Menschen im Land, für die Neubürger und schließlich für das Gemeinwesen und das Land bringen. Der deutsche Südwesten und das hier nach dem Zweien Weltkrieg entstandene Bundesland sind ein sprechendes Beispiel dafür.
Zuwanderung hat Baden-Württemberg zu seiner Entstehung, zu seiner wirtschaftlichen Dynamik, zu seiner kulturellen Vielfalt und seiner insgesamt positiven Entwicklung verholfen. Die Neubürger waren nicht immer erwünscht und sie wurden nicht mit offenen Armen empfangen. Aber in einem Dauerintegrationsprozess haben Altbürger und Zuwanderer Formen des Zusammenlebens gefunden, die dem Land gut getan haben. Baden-Württemberg hat nicht nur eine reiche und in die Zukunft offene erfolgreiche Zuwanderungsgeschichte geschrieben, das Land ist selbst, nicht zuletzt mit Blick auf die Abstimmung zum Südweststaat, das Ergebnis einer Zuwanderungsgeschichte sondergleichen. Baden-Württemberg hat nicht nur eine Zuwanderungsgeschichte, Baden-Württemberg ist eine Zuwanderungsgeschichte.
Baden-Württembergs Zuwanderungsgeschichte im Zeitraffer: die Beiträge des Bandes
Hermann Bausinger, der Doyen der Empirischen Kulturwissenschaft, entwirft im ersten Beitrag ein kulturhistorisches Panorama der Zuwanderungen in den deutschen Südwesten bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs. Er hat die von Zuwanderern bewirkten Veränderungen im Blick, die als solche heute kaum noch und schon gar nicht als fremd wahrgenommen werden. Diese gehen so weit, dass die Frage nicht unberechtigt ist, ob die Maultasche wirklich ein heimisches Produkt ist oder nicht vielmehr ein Teil der von Bausinger als importiert apostrophierten Landeskultur.
Die sechs folgenden Beiträge thematisieren jeweils eine bestimmte Zuwanderergruppe, deren Zuwanderungsgeschichte, Entwicklungen und Veränderungen bis in die Gegenwart verfolgt werden. Der Archivar und Historiker Roland Müller zeichnet den Umgang mit den hunderttausenden Zwangsarbeitern und Holocaust-Überlebenden im deutschen Südwesten nach Ende des Zweiten Weltkriegs nach und erinnert an die in Baden-Württemberg verblieben „heimatlosen Ausländer“. Die Grundlage dafür bieten die zahlreichen lokalhistorischen Studien der letzten Jahre.
Die größte Gruppe der Zuwanderer in den deutschen Südwesten, die deutschen Flüchtlinge und Heimatvertriebenen, steht im Mittelpunkt des Beitrags des Migrationsforschers Mathias Beer. Der Tübinger Zeithistoriker zeigt, dass ihre Aufnahme ein bevölkerungspolitisches Experiment sondergleichen darstellte, das auch deshalb als Teil der gesamten Zuwanderungsgeschichte zu betrachten ist. Letztendlich haben diese Neubürger maßgeblich zur Entstehung Baden-Württembergs beigetragen, haben doch erst die Vertriebenen mit ihrem Votum bei der Volksabstimmung im Dezember 1951 dem Südweststaatgründungsprojekt zum Erfolg verholfen.
Die mit der Aufnahme der Flüchtlinge und Heimatvertriebenen verbundenen Verwerfungen waren bei Weitem noch nicht behoben, als in den frühen 1950er-Jahren und dann verstärkt zwischen 1955, dem ersten Anwerbeabkommen mit Italien, und 1973, dem Jahr, in dem der Anwerbestopp erfolgte, die Arbeitsmigration in den deutschen Südwesten einsetzte. Diese war eng mit der Ausländerpolitik verbunden und umfasste, wie der Politologe und Journalist Karl-Heinz Meier-Braun in seinem facettenreichen Überblick skizziert, bis in die Gegenwart mehrere Phasen mit jeweils eigenen Charakteristika.
Ausgehend vom 1961 zwischen der Bundesrepublik und der Türkei abgeschlossenen Anwerbeabkommen, bei dem auch außen- und entwicklungspolitische Faktoren eine wichtige Rolle spielten, entwickelten sich die als „Gastarbeiter“ ins Land gekommenen Türken zur stärksten Zuwanderergruppe in Baden-Württemberg. Ihre Aufnahme und den allmählichen Wandel zur größten Gruppe von Menschen mit Migrationshintergrund schildert die Historikerin Karin Hunn in ihrem Beitrag.
Im Mittelpunkt des Beitrags der Historikerin Karolina Novinšćak steht die Arbeitsmigration aus Ex-Jugoslawien, die nicht nur mit Blick auf den Umfang, den sie für den deutschen Südwesten hatte, eine Reihe von Besonderheiten aufweist. Es handelte sich 1968 nicht nur um den letzten der von der Bundesrepublik abgeschlossenen Anwerbeverträge, sondern auch um den einzigen, der mit einem sozialistischen Land vereinbart wurde. Darüber hinaus weisen die Zuwanderer aus den einzelnen Regionen Jugoslawiens jeweils eigene Merkmale auf, die der Beitrag am Beispiel der Kroaten verdeutlicht.
Gleichzeitig mit der Arbeitsmigration vollzog sich die Zuwanderung der deutschen Aussiedler, seit 1993 amtlich als Spätaussiedler bezeichnet. Dabei handelt es sich um Angehörige deutscher Minderheiten aus einer Reihe von Staaten Ost- und Südosteuropas, aus Polen und Rumänien und insbesondere aus der Sowjetunion und deren Nachfolgestaaten. Fokussiert auf Baden-Württemberg beleuchtet die Soziologin Barbara Dietz in ihrem Überblick die Spezifika der einzelnen Zuwanderungsphasen und die Herausforderungen, die sich bei der Aufnahme dieser rechtlich betrachtet deutschen, aber in ihrem Habitus oftmals fremden Zuwanderer insbesondere seit den 1990er-Jahren stellten.
Die folgenden drei Beiträge des Bandes verlassen die auf einzelne Zuwanderergruppen gerichtete Perspektive und fragen gruppenübergreifend, wie die Aufnahme der Zuwanderer verlief und wie sich die Zuwanderung auf einzelne Bereiche der Gesellschaft auswirkte. Den Prozess des Heimisch-Werdens betrachtet aus kulturwissenschaftlicher Perspektive Reinhard Johler. Dabei verfolgt er mit der Akkulturation, Integration und Assimilation mögliche Szenarien, die auf Dauer betrachtet in einem wechselseitigen Prozess der Beeinflussung von Neubürgern und Altbürgern stattfinden können, ohne dass der Kulturwissenschaftler einer Wertung der unterschiedlichen Wege das Wort spricht.
Die schleichende Zuwanderung von fremden Zutaten und Speisen in die badische und württembergische Küche zeichnet die Zeithistorikerin Maren Möhring in Ihrem Beitrag nach. Dabei kann sie nicht nur zeigen, wann und wie der einheimische Geschmack erweitert wurde, wobei die Zuwanderung einerseits und die mit dem Tourismus verbundene Auslandserfahrung andererseits befruchtend gewirkt haben. Es wird darüber hinaus deutlich, dass das kulinarische Angebot und die Nachfrage nach fremden Speisen in Württemberg und in Baden durchaus unterschiedliche regionale Spezifika aufweisen.
Der Rechtsstaat ist für das Zusammenleben von Alt- und Neubürgern ein hohes Gut, das mit seinen Normen Vertrauen schafft, unterstreicht der Rechtshistoriker Michael Stolleis. Gerade solche Vorteile wüssten auch Zuwanderer zu schätzen. In der Normbefolgung bedarf es aber, wie die Umgangsformen der Zuwanderer den Deutschen zeigten, gewisser Spielräume. Nur wenn die kulturelle Blindheit des Rechtsstaats überwunden wird, so der Rechtshistoriker, erhalte man ein notwendiges Schmiermittel für die Räder des Rechtsstaates.
Den Band runden zwei Beiträge ab, die aktuelle Zuwanderungsfragen aufgreifen und in die Zukunft blicken. Der ehemalige Präsident der Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände Dieter Hundt macht klar, dass Baden-Württemberg schon allein aus wirtschaftlichen Erwägungen auf Zuwanderung angewiesen ist. Er plädiert daher für größere gesellschaftliche Offenheit Zuwanderern gegenüber sowie für eine Willkommenskultur, für die er gerade im Bereich der Wirtschaft gute Ansätze sieht.
Aktuelle Ergebnisse zur Einstellung der Bevölkerung Baden-Württembergs zu Zuwanderung und Zuwanderern stellt der Soziologe Andreas Wüst vor. Die Grundlage dafür lieferte eine unter seiner Leitung durchgeführte Umfrage des baden-württembergischen Ministeriums für Integration. Danach erwartet die Bevölkerung, sowohl jene ohne als auch die mit Migrationshintergrund, vor allem Gesetzestreue, das Erlernen der deutschen Sprache, das Bemühen um einen Arbeitsplatz und einen erfolgreichen Bildungsabschluss. Die baden-württembergische Bevölkerung wünscht Integration, doch nicht zu Gunsten einer wie auch immer gearteten Einheitskultur. Dabei sieht sie sowohl den Staat, der die rechtlichen Rahmenbedingungen schafft, als auch die Bürger des Landes, die die Begegnung von Alt- und Neubürgern mit Leben füllen, in der Pflicht.
Spätestens mit dem letzten Beitrag des Bandes sollte deutlich geworden sein: Baden-Württemberg hat nicht eine Zuwanderungsgeschichte, Baden-Württemberg ist selbst das Ergebnis einer Zuwanderungsgeschichte.
1 Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 283 vom 27.8.2013, www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2013/08/PD13_283_12411pdf.pdf?__blob=publicationFile (27.8.2013).
2 www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2013/05/PD13_188_121.html (27.8.2013).
3 Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Bevölkerung mit Migrationshintergrund – Ergebnisse des Mikrozensus 2005. Erschienen am 5.5.2007, mit Korrekturen am 28.1.2009. Vgl. dazu www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Bevoelkerung/MigrationIntegration/Migrationshintergrund2010220057004.pdf?__blob=publicationFile, Zitat S. 5 (27.7.2013).
4 Ebd., S. 6.
5 Hingewiesen sei lediglich auf: Bundesbeauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration (Hrsg.): 9. Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration über die Lage der Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland, Berlin 2012, S. 313 f.
6 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, Pressemitteilung Nr. 245/2013, 20.8.2013. www.statistik-bw.de/Pressemitt/2013245.asp?BevoelkGebiet (21.8.2013). Hier auch die genauen Zahlen zu den Stadt- und Landkreisen. Vgl. auch Werner Brachat-Schwarz: Die Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg im Jahr 2011. Enormer Anstieg der Wanderungsgewinne und gleichzeitig geringste Geborenenzahl seit Bestehen des Landes, in: Statistische Monatshefte Baden-Württemberg 2012, H. 9, S. 3–10.
Hermann Bausinger
Lebensart aus der Fremde: die importierte Landeskultur
Vor über zwanzig Jahren habe ich in einem Tübinger Vortrag zu zeigen versucht, wie stark die südwestdeutsche Kultur durch ausländischen Einfluss geprägt ist. In allen kulturellen Feldern trifft man über die Jahrhunderte hinweg auf die Namen bedeutender Künstler aus der Fremde, die ihren Wirkungskreis entweder vorübergehend oder auf Dauer in dieses Gebiet verlagerten, aber auch auf internationale Begegnungen und kulturelle Austauschprozesse in allen Bevölkerungsschichten. In diesem Sinne habe ich dem damaligen Vortrag den provokanten Titel Lauter Ausländer … gegeben.1
Wenn ich hier zunächst auf diese Publikation zurückgreife, so vor allem deshalb, weil der damals ausgebreitete Befund nach wie vor allzu oft ausgeblendet wird. Dies ist nicht nur ein historisches Versäumnis, sondern es hängt eng mit einer aktuellen Disposition zusammen. Sie lässt sich über ein einziges Stichwort verdeutlichen: „Einwanderungsland“. Noch vor wenigen Jahren galt es vielfach als Tabubruch in der politischen Diskussion, wenn Deutschland als Einwanderungsland bezeichnet wurde. Erst im Verlauf des letzten Jahrzehnts wurde die Bezeichnung als sachlicher und sachgerechter Begriff akzeptiert. Das ist einigermaßen grotesk, wenn man bedenkt, dass auch schon vorher viele Millionen Zuwanderer im Land waren. Die Operation mit einer genauen Zahl ist problematisch, da es für die jeweilige Zuordnung keine verbindlichen Kriterien gibt; und natürlich fällt die Rechnung verschieden aus, je nachdem ob beispielsweise hier geborene Ausländerkinder der dritten Generation oder auch Spätaussiedler2 deutscher Nationalität einbezogen werden oder nicht. So viel lässt sich zuverlässig sagen, dass rund 40 Prozent der Ausländer schon mehr als dreißig Jahre im Land sind und dass seither die Gesamtzahl relativ konstant geblieben ist. Neuem Zuzug steht eine beträchtliche und sich steigernde Abwanderung gegenüber, sodass neuerdings Besorgnisse hinsichtlich eines drohenden größeren Wanderungsverlusts geäußert werden.
Aber noch einmal: Im offiziellen politischen Diskurs ist diese Sichtweise ziemlich neu, und auch in der Publizistik blendete man die veränderte Situation vielfach aus. Im Jahr 1975 wurde eine Dokumentation über Nationale Minderheiten in Europa veröffentlicht, in der die aktuelle Migration nur einmal erwähnt wird. Begründet wird dies damit, dass es sich bei „den Wanderungsminderheiten der Gastarbeiter noch nicht um bodenständige Gruppen“ handle.3 Diese Unterscheidung ist legitim, aber es ist doch einigermaßen kurios, wenn in der Minderheitenstatistik für die Bundesrepublik nur 50 000 Dänen, 11 000 Friesen und 100 000 Polen angeführt werden, entsprechend für die DDR 62 000 Sorben.4 Die spätere Schlagzeile der Zeit: „Endlich nimmt Deutschland seine Migranten zur Kenntnis“ entsprach den Tatsachen. Ganz überwiegend sah man vorher in der Zuwanderung einen Störfall. Es gab einzelne Stimmen, die auf die unsinnige Realitätsverweigerung und Blindheit aufmerksam machten. Friedrich Heckmann und Klaus J. Bade versahen in ihren Buchtiteln5 „Einwanderungsland“ mit einem Fragezeichen, zeigten aber sehr klar, wohin die Reise ging, und in Tübingen wies eine Ringvorlesung6 in die gleiche Richtung.
Im politischen Diskurs blieb dies ohne große Wirkung. Dort hielt man sich an die Argumentation der Abgrenzung, auch dafür standen Gewährspersonen aus den Wissenschaften zur Verfügung. Außerdem hatte und hat die Wissenschaft noch immer zu wenige Scharniere, die die Türen zur Öffentlichkeit und Politik öffnen. Gravierender aber war und ist die Hermetik und Selbstgenügsamkeit anderer Aktionsfelder: Wo war die Politik wirklich offen für die Ergebnisse wissenschaftlicher Spurarbeit und Begleitung? Jedenfalls herrschte (oder: herrscht?) in der einheimischen Bevölkerung des Landes ziemlich allgemein die Vorstellung, dass dieses Land zwar aus verschiedenen Bestandteilen zusammengewachsen ist, dass die Menschen aber immer dem gleichen Schlag angehört haben. Badische und württembergische (oder auch: alemannische, schwäbische, fränkische) Eigenart gilt als Eigengewächs, gezogen aus den meist kargen Böden der Landschaft, geläutert in den Stürmen der Geschichte, bewehrt und bewährt gegen alles Fremde. Erst jetzt, in unserem diabolischen, alles durcheinanderwürfelnden Zeitalter sind nach dieser Vorstellung Eigenart und Eigenwuchs in Frage gestellt – aus aller Herren Ländern sickern Fremde ein …
Die Auffassung, dass Fremde hier eigentlich nichts verloren haben, hat also ihre historische Dimension. Das Bild eines mehr oder weniger abgeschlossenen Biotops wird in die Geschichte verlängert und aus ihr begründet. Hier muss eingeräumt werden, dass auch die Wissenschaft viel zu wenig getan hat, um an dieser Konstruktion zu rütteln. In den Jahren 1895 und 1896 erschienen die ersten Bände der Bibliographie der Württembergischen Geschichte von Wilhelm Heyd. Dort findet sich eine Rubrik Zur Geschichte der ethnologischen Mischungen im württ. Volk. Im vierten Band der Bibliographie wird die Überschrift noch angeführt, aber ohne jeden Beleg, in den späteren Bänden fällt sie ganz weg. Vorher sind fast nur spärliche Hinweise zur Erforschung der Kelten in Württemberg angeführt.
Zur Auswanderung dagegen gab es zahlreiche Forschungen. Dafür lassen sich Gründe anführen: Es gab viel Not und Armut im Land, sodass sich viele Menschen – freiwillig oder gezwungen – zur Auswanderung entschlossen. Davon war in den einschlägigen Publikationen aber nicht immer die Rede. Oft legten sie den Akzent auf den (zweifellos realen) Pioniergeist der Auswanderer und ihre Kolonialleistungen, manchmal mit nationalistischer Einfärbung. „Und es mag am deutschen Wesen / Einmal noch die Welt genesen“, schloss der einflussreiche Poet Emanuel Geibel (1815–1884) sein Gedicht Deutschlands Beruf – und dies war auch ein Auftrag an die deutschen Auswanderer.
Wie Fremdes zur akzeptierten Lebensart wird
Diese Einseitigkeit der Orientierung hatte ich vor Augen, als ich zu Beginn der 1990er-Jahre den Gegenentwurf vorstellte: Lauter Ausländer…. Es war zu zeigen, wie reich bestückt das Land mit kulturellem Importgut ist, mit Elementen also, die entweder von Fremden ins Land gebracht oder aus der Fremde eingeführt wurden. Jetzt nehme ich eine leichte Verschiebung der Perspektive vor, die im Titel ausgedrückt wird: Lebensart aus der Fremde. Es geht nicht mehr primär um die Dokumentation dessen, was aus der Fremde kam, sondern auch um die schwierigere Frage, was es bewirkt hat: Wie sich Fremdes also in die Lebensweise der Bevölkerung integriert hat. Es macht ja doch einen Unterschied, ob ein exotisches Mitbringsel lediglich in eine Vitrine gestellt wird oder ob davon eine Veränderung ausgeht.
Ich skizziere als Beispiel die Veränderungen in der Barockzeit. Bezogen auf die Baukultur ergibt sich hier eine Aufreihung farbiger Bilder und farbiger Namen. Über das ganze Land verteilt finden sich bedeutende Bauwerke, die
Ohne „ausländische“ Baumeister, Architekten und Stuckateure nicht zu denken: Das Ludwigsburger Schloss mit angrenzendem Schlossgarten auf einem Kupferstich, ca. 1727.
wir Künstlern und Architekten aus dem Ausland verdanken – Johann Clemens Froimont, Nicolas de Pigage, Guillaume d’Hauberat in Mannheim, Domenico Egidio Rossi in Durlach und Rastatt, Philippe de La Guêpière in Karlsruhe, Donato Giuseppe Frisoni und Paolo Retti in Ludwigsburg und in Stuttgart, wo auch Nikolaus Friedrich von Thouret und der Florentiner Giovanni Salucci angeführt werden können. Fügt man diesen Beispielen höfischer Bauten die Entwicklung der Kirchenbauten vor allem in Oberschwaben hinzu, so verlängert sich die Liste ausländischer Namen noch beträchtlich.
Machtvolle Bauwerke sind keine Souvenirs, und niemand wird bestreiten, dass die Bauten das Gepräge der Kulturlandschaft verändert haben. Aber darüber hinaus erhebt sich die Frage, ob und inwiefern sie das Leben und die Mentalität der Menschen beeinflusst haben. Im weltlichen Bereich höfischer Dominanz wie im kirchlichen der Gegenreformation handelte es sich um eine Prunkdemonstration der herrschenden Schicht. Aber die Frage ist nicht müßig, wie sich diese Nobilitierung der Landschaft und die höfische Kultur mit ihren luxuriösen Festlichkeiten auf die breite Bevölkerung ausgewirkt haben.
Man ist sich heute einig, dass die kirchliche Prachtentfaltung, mochten ihre Eitelkeiten auch stets mit dem religiösen Ernst konfrontiert sein, auf die Lebensart des katholischen Volkes abfärbte und von allzu ängstlicher Askese wegführte. Die höfische Verbindung von Pracht und Macht provozierte dagegen häufig Aufmüpfigkeiten und stärkte asketische Ideale. Aber zum Teil waren die einfachen Leute auch eingebunden in das höfische Leben. Diese Einbindung verlangt oft ein kritisches Urteil – ganz sicher im Blick auf die zwangsweise rekrutierten Mätressen und die vielen von den hohen Herrn mit an den Hof abgeordneten Bürger- und Bauernmädchen gezeugten Kinder, großenteils auch mit dem Blick auf die Dienerschaft. Aber hier kippt der Blickwinkel dann auch: Die mit Aufgaben am Hof Betrauten liebten und nutzten ihre Karrierechancen, und in den zahlreichen Residenzorten nahmen die vielen Hofbediensteten angesehene Stellungen ein.
Auch die oft massenhafte Beteiligung des Volkes an theatralischen Szenen (wenn beispielsweise der württembergische Herzog eine mit wirklichen Bauersleuten inszenierte Bauernhochzeit feierte) war nicht nur Zwang. Der Literaturhistoriker Richard Alewyn kommt aufgrund seiner Studien zu dem Schluss, dass sich die Lust an den großen Aufzügen auch auf solche Statisten und sogar auf die Bevölkerung insgesamt übertrug.7 Vor allem darf damit gerechnet werden, dass sich in den vielen kleinen Territorien im Land die Herrschaft nicht allzu weit von der bäuerlichen Bevölkerung entfernte und dass es manche Gemeinsamkeiten gab. Im hohenzollerischen Grosselfingen wird im Abstand weniger Jahre an Fastnacht ein ausgedehntes Narrenspiel aufgeführt, die ganze Szenerie galt als „Venezianisches Reich“.8 Belegt ist der Brauch in Statuten einer Marienbruderschaft von 1623, aber die örtliche Tradition bringt ihn mit den Herren von Bubenhofen in Verbindung, die im 15. Jahrhundert die Ortsherren waren. Heinrich von Bubenhofen hat demnach das Fastnachtsfest nach einer Venedigreise gestiftet, um den Menschen nach einer verheerenden Pestseuche ein Vergnügen zu schaffen. Die bis in die Gegenwart auftretenden Masken erinnern durchaus an transalpine Figuren. Der italienische Ursprung ist nicht auszuschließen, auch wenn an der konkreten Überlieferung gezweifelt wird.
Die Zweifel rühren nicht zum Wenigsten von der seit der zweiten Hälfte des 19. und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts fast unangefochtenen Interpretation aller Fastnachtsbräuche her: Fastnacht als kontinuierlich entwickelter altgermanischer Brauch. Erst spät rückte die schon im Termin und im Namen begründete Verbindung mit dem Kirchenjahr und seinen Riten in den Mittelpunkt. Gleichzeitig erkannte und anerkannte man auch die Einflüsse von außen, wie etwa die wahrscheinliche Herkunft mancher Maskierungen und Kostümierungen aus dem historischen Fundus der Commedia dell’arte.
Auch in anderen Bereichen der Volkskultur haben sich die Herkunftstheorien verändert: Für die Blasmusik, die manchmal (zum Beispiel in Gemeinderatssitzungen, in denen es um Zuschüsse geht) als urdeutsch gerühmt wird, blendet man Böhmen als wichtige Ursprungslandschaft und die Rolle der Türken und Janitscharen nicht mehr aus.9 Es ist auch kein Geheimnis mehr, dass die als typisch deutsch geltenden Märchen italienische und französische, oft auch orientalische Vorläufer haben. Auch manchen Dingen ist der Regionalausweis entzogen worden. An der Ausgestaltung der landschaftlichen Trachten strickte die europäische Mode mit, die als Heimatsymbol des Schwarzwalds fungierende Uhr wurde zuerst Ende des 17. Jahrhunderts von einem böhmischen Glashändler importiert, und auch bei den gegenwärtig als regionaltypisch gehätschelten Dingen reichen die Äste des Stammbaums oft über die Grenzen hinaus. Die Bezeichnung Spätzle geht wahrscheinlich auf das italienische spezzato mit der Bedeutung Geschnetzeltes zurück, und das dürfte nicht nur eine sprachliche Entlehnung sein, sondern an vergleichbare Teigwaren erinnern – wie bei den pathetisch als schwäbisch gefeierten Maultaschen, für die neben den italienischen Ravioli auch gefüllte Teigtaschen aus anderen Weltgegenden in Betracht gezogen werden müssen.
Ausländische aller Nationen
Wichtiger aber als diese Übernahme von Dingen dürfte die Zuwanderung von Menschen gewesen sein, die keineswegs erst nach dem Zweiten Weltkrieg einsetzte. Für die Frühzeit mit ihren diversen Völkerwanderungen ist eine Vermischung von Kelten, Germanen und Römern zu unterstellen. Das Hohe Mittelalter und die Renaissancezeit kannten einen lebhaften Verkehr und Austausch, und so viele Fremde durchstreiften das Land, dass die von den Alemannengräbern her gezogenen Reinrassigkeitslinien schnell brüchig werden.
Neben der eher zufälligen und beiläufigen Durchmischung gab es immer wieder auch die geplante Anwerbung von Fremden und weitblickende Ansiedlungsprojekte. Dies gilt etwa für die Pfalz, in die nach der Reformation aus den spanischen Niederlanden Anhänger Calvins geholt wurden. Nach dem Dreißigjährigen Krieg rief der Kurfürst „Ausländische“ und zwar ausdrücklich „von allen Nationen“ nach Mannheim, und wenig später wurden erneut Glaubensflüchtlinge aufgenommen, nämlich mennonitische Täufer.10 Die langen Kriegswirren des 17. Jahrhunderts führten in vielen Teilen des Landes zu einem neuen Zuschnitt der Bevölkerung. Manche Dörfer waren so gut wie ausgestorben; der Zuzug kam ebenfalls von Leuten, die wegen ihrer Konfession in anderen Ländern verfolgt waren, aber auch von Menschen, die den dürftigen Verhältnissen in ihrer Herkunftsregion den Rücken kehrten. Wald- und Holzarbeiter aus dem Alpenraum übernahmen beispielsweise verlassene Ländereien auf der Alb und wurden dort als „allweg tüchtige Schaffer“, so steht es im Eintrag einer Familienbibel,11 voll akzeptiert.
In diesem Fall wurde also die vorhandene Lebensart stabilisiert, in anderen Fällen wurde sie verändert. Wenn von Lebensart die Rede ist, wird im Allgemeinen eine Höherentwicklung ins Auge gefasst, Veränderung als Fortschritt. Dass es nicht immer so funktioniert, legt eine schwäbische Anekdote nahe: Eine junge Frau vom Land sei, wie es vielfach praktiziert wurde, zu einer Stuttgarter Bürgerfamilie in den Dienst geschickt und nach ihrer Rückkehr gefragt worden, was sie denn nun gelernt habe. Ihre Antwort: „Hochdeitsch ond feine Lebensart, du Dackel!“ Aber das ist die Ausnahme. Die Regel ist vielmehr, dass kleine Schritte der Verbesserung und Verfeinerung registriert werden.
Bei den Änderungsimpulsen ist zwischen einem vertikalen und einem horizontalen Weg zu unterscheiden: Gesunkenes Kulturgut, das von den führenden Gesellschaftsschichten auf andere übergeht, und von außen Übernommenes. Oft wirkt beides zusammen. In der Pfalz wurde das Mannheimer Schloss nach dem Vorbild von Versailles geplant; es gab ein französisches Theater, Voltaire verkehrte am Hof, und seine Stücke wurden in Mannheim und Schwetzingen gespielt.12 Die Oberschicht – und das gilt nicht ausschließlich für die Pfalz – pflegte die Konversation auf Französisch, und die Dienstboten übernahmen häufig wiederkehrende Vokabeln. Man ist heute weitgehend einig, dass auf diesem Wege viele neue Wörter im Dialekt heimisch wurden: Pläsier und Portemonnaie, Kanapee und Karambolage, Plafond und Jalousie, vif, jaloux und viele andere mehr. Es hat einen ironisch-paradoxen Einschlag, wenn bei Klagen über den Rückgang der Mundarten gerade solche Wörter als Beweis präsentiert werden.
Auch der Einfluss der unter der Herrschaft Napoleons entwickelten französischen Verwaltungssystematik und Ordnungspflege darf nicht unterschätzt werden. Sie wirkte sich auf die Gliederung der südwestdeutschen neuen Länder und auf ihre innere Struktur aus,13 und es ist auch nicht nur neckischer Einspruch gegen ein vielbeschworenes Stammesklischee, wenn Napoleon mit der Kehrwoche in Verbindung gebracht wird.14 Zwar waren in den großen Städten entsprechende Reinigungsvorschriften schon sehr viel früher entstanden, aber die Verschärfung der Hygienevorschriften in der Zeit um 1800 dürfte mit französischen Mustern zusammenhängen.
In manchen Bereichen ging eine Veränderung der Lebensart auch sehr direkt von zugewanderten Bevölkerungsteilen aus. Vor allem in ritterschaftliche Gebiete kamen im Lauf der Zeit Fremde. Juden wurden aus wirtschaftlichen Interessen der meist nicht sehr begüterten Herrschaft angesiedelt, und im 18. Jahrhundert ließ sich hie und da ein buntes Händlervolk nieder, dessen Herkunft nicht genau zu bestimmen war und dem die Einheimischen misstrauisch begegneten. Das war auch in Burgberg bei Heidenheim der Fall, aber die dort lebende Gräfin Linden hielt fest, es handle sich um „ein geniales Völkchen, farbenfroh und redegewandt, hochmusikalisch und leichtlebend, liebenswürdig, aber ebenso leicht Versprechen und Zusagen vergessend“.15 Lebensart aus der Fremde – wie auch in Gönningen, das vom Samenhandel lebte. Mitte des 19. Jahrhunderts waren unter den 2600 Einwohnern 1200 Händler, die weit herumkamen. In zeitgenössischen Urteilen über die Bevölkerung wurden „Licht- und Schattenseiten“ dieser Entwicklung festgehalten.16 Schule, Kirche und Familie waren für diese mobilen Menschen nicht mehr so unantastbar, aber auch positive Momente wurden herausgestellt. Schon 1790 wird registriert, sie seien „wegen ihrer vielen Reisen viel polierter und redseliger und reicher an Weltkenntnis als sonst die Landleute“. Und allgemein konstatiert werden auch die Änderungen in der Wohnweise, der Kleidung und der Ernährungsweise: „Es gibt keine ausländische Frucht, die nicht fast allgemein gekauft würde, und in den Bäckerläden finden Törtchen und Leckereien reißenden Absatz. Dabei scheint das Geld keine Rolle zu spielen, auch nicht bei den Armen.“
„Überhaupt sind Gönningens Einwohner sehr industries, und wegen ihrer vielen Reisen viel polirter und redseeliger, und reicher an Weltkenntniß, als sonst die Landleute“, schrieb Friedrich August Köhler im Jahr 1790 in seiner „Albreise“. Das Foto zeigt Samenhändler beim Abschied von ihren Frauen um 1910.
Wege des Fremden in den deutschen Südwesten
Lebensart aus der Fremde, dafür gab es viele Wege: Das mit den Fremden ins Land Gekommene, das von Einheimischen aus der Fremde Mitgebrachte, aber auch die Mobilität der Dinge und Verhaltensweisen selbst. Dabei war von Bedeutung, dass das Denken in Grenzen eine andere und wahrscheinlich geringere Rolle spielte als heute. In unserer nationalstaatlich genormten Auffassung sind „Ausland“ und „Ausländer“ zentrale Begriffe. Bis zum Ende des 18. Jahrhunderts war „Ausland“ vor allem eine verwaltungstechnische Kategorie, und das Ausland begann schon in der nächsten Nachbarschaft: Für Tübingen war das jetzt eingemeindete Hirschau Ausland. Die Kategorie des Fremden bezog sich mehr auf eine innere Grenzziehung und Abwehr, und man darf wohl sagen, dass das Klima damals europäischer war als in den neuen Zeiten der Europäischen Union. Das galt nicht für alle Orte und Regionen im gleichen Maß, aber fast überall lassen sich Beispiele finden für eine erstaunliche Mobilisierung von Menschen – und gleichzeitig von Sachen und von Werten.
Weithin sichtbar und nach dem Vorbild des Petersdoms in Rom erbaut: Der Dom in St. Blasien auf einem Stahlstich um 1840.
Ich greife als Beispiel St. Blasien im südlichen Schwarzwald heraus. Es hätte schon beim Hinweis auf die barocke Bautätigkeit angeführt werden können: Die Kirche wurde von dem Vorarlberger Michael Beer gebaut. Sie wurde 1768 durch einen Brand zerstört, die Geistlichen sorgten für den Neubau, und mit einem Seitenblick auf die luxuriösen weltlichen Schlossbauten entschieden sie sich für eine großzügige Anlage nach dem „heutigen Geschmack“. Deshalb wurden die Franzosen Pierre Michel d’Ixnard und Nicolas de Pigage engagiert, die sich den Petersdom zum Vorbild nahmen. Wenig später, 1805, wurde das Benediktinerkloster aufgehoben und eine Textilfabrik in den weitläufigen Räumen eingerichtet, unter Beteiligung der Geistlichkeit, aber mit der entscheidenden Unterstützung durch schweizerische Fabrikanten und Finanziers aus Zürich.
Dies lenkt den Blick auf eine weitere Zuwanderungswelle, die von der Industrialisierung ausgelöst wurde. Das Beispiel St. Blasien liegt dafür allerdings ungewöhnlich früh – die Zeit bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein war in unserer Gegend ganz überwiegend geprägt von der Auswanderung, beginnend mit den Kolonistenströmen, die sich donauabwärts bewegten, die ins ferne Russland und nach Polen, später vor allem nach Nordamerika zogen. Dies ist hier nicht das Thema, aber in der Auswanderungsgeschichte sollten gerade auch Probleme behandelt werden, die sich auf die heutige Situation übertragen lassen. Über wenige Stichworte soll das wenigstens angedeutet werden. Motive für die Auswanderung wurden schon angeführt: Es gab Glaubensflüchtlinge, politisch Verfolgte und – nach heutiger Terminologie – Wirtschaftsflüchtlinge. Aber charakteristisch war, dass sich in der Ausgangssituation diese Motive oft vermischten. Auswanderungswillige aus Glaubensgründen wurden von Zuwanderungsländern aus wirtschaftlichen Gründen angeworben. Es gab „Populationskommissare“, und im Herkunftsland bewegten sich Agenten für die Auswanderung, die auch „Schlepperdienste“ übernahmen.
Eine Parallele zu heutigen Bevölkerungsbewegungen liegt auch in dem oft hervorgehobenen Dreischritt der Auswanderung vor: für die erste Generation der Tod, für die zweite die Not, erst für die dritte das Brot. Das anvisierte Land wurde zwar gelobt, aber es war nie das gelobte Land. Die Amerikaauswanderer wurden in Schiffe gepfercht und mussten die Kosten der Überfahrt mit Arbeit abdienen. Und auch in den Aufnahmegebieten ging es nicht ohne Widerstände ab. Im Jahr 1817 war in einer amerikanischen Zeitung die Warnung zu lesen, „dass wir mit der Aufnahme jener, die als Unterdrückte anderer Länder erscheinen, in Wahrheit eine Natter an unsere Brust nehmen“.17 Das sind Fakten und Töne, die unserer Zeit nicht fremd sind, denen aber auch viele Zeugnisse erwünschter und gelungener Integration gegenübergestellt werden können. Jedenfalls bieten die Einwanderungserfahrungen deutscher Auswanderer manches Lehrstück, das auf jetzige Einwanderungen bezogen werden kann.
Doch zurück zur Industrialisierung und den damit verbundenen einschneidenden Veränderungen. Der Arbeitsbedarf in den neuen Produktionsstätten und – in kleinerem Umfang – die Verteilung und Verwertung der Produkte im Handel führten nicht nur zu erheblichen Verlagerungen und Wanderungen aus der ländlichen Nachbarschaft in die Städte, sondern auch zu weiträumigen Zuwanderungen in größerem Umfang aus dem Ausland. In manchen Industriezweigen und an manchen Orten war der Zuzug so groß, dass man eigentlich schon auf die damalige Situation die Charakterisierung „Einwanderungsland“ anwenden könnte. Erhöhte internationale Mobilität ist ein Phänomen, das sich – wenn auch keineswegs flächendeckend – schon in dieser frühen Phase zeigt.
Zwei Beispiele: Maggi und die Transalpini
Die Firma Maggi mit Hauptsitz in Singen gehört zu den bekanntesten im Land, und die Markenprodukte des Unternehmens, frühe Fast-Food-Erfindungen, sind zwar nicht mehr so konkurrenzlos wie in den Anfängen, haben aber ein großes, auch die Grenzen überschreitendes Absatzgebiet. Gäbe es eine Walhalla der deutschen Wirtschaftsführer, so stünde dort wohl auch eine Büste von Julius Maggi, dem Firmengründer. Aber dessen Vater schrieb sich zwar wie der Sohn, doch ausgesprochen wurde der Name mit weichem „dsch“ – Maggi kam aus der Nähe von Mailand und war ein Anhänger der demokratischen italienischen Nationalbewegung. Er ging in die Schweiz und betrieb eine Mühle bei Winterthur. Der Sohn arbeitete nach einer kaufmännischen Lehre in Basel einige Zeit in Budapest, ehe er die Mühle des Vaters übernahm. Da die Geschäfte schlecht gingen, verfolgte er die Idee industrieller Fertigung von Nahrungsmitteln. Die Nachfrage kam zunächst aus dem Militär, aber die Tütennahrung fand dann auch Eingang in Bürgerhäuser und danach vor allem in die Arbeiterküche. Der Markt weitete sich aus nach Deutschland, Frankreich, Italien. Hier gab es die Società Italiana dei Prodotti Alimentari, in Frankreich die Compagnie Maggi, die eine Zeitlang der Spionagetätigkeit verdächtigt wurde: espions Maggi.
Im deutschen Standort Singen war zunächst nur die Auslieferung konzentriert. Als sich damit Zollabgaben reduzieren ließen, wurde das Hauptwerk nach Singen verlegt. Dort vor allem gewann die Arbeiterschaft, besonders in den Anfangsjahren, ihren internationalen Zuschnitt. In der Stadt herrschte insgesamt ein aufgeschlossenes Klima für Zuwanderung. Die Gießerei Georg Fischer – auch sie eine Gründung aus der Schweiz – hatte von Anfang an ausländische Arbeiter und stellte bei einer einzigen Erweiterung rund 1000 Italiener ein.
Wie wirkten sich solch massive Veränderungen auf die Lebensweise aus? Für Singen ist in erster Linie ein kräftiger politischer Impuls bemerkenswert.18 Bei der Maifeier im Jahr 1906 durfte zwar die geplante italienische Rede nicht gehalten werden, aber die aus der Fremde kommenden Arbeiter förderten die organisierte Arbeiterbewegung, und wahrscheinlich waren sie es, die zum ersten Mal Streikaktionen propagierten und in die Wege leiteten. Voraussetzung für einen bleibenden Einfluss war, dass es sich um einen dauerhaften, mindestens einen längeren Aufenthalt handelte – und tatsächlich haben sich viele dieser Industrialisierungsmigranten niedergelassen und manchmal ganze Gruppen, Familienclans, in die neu gewählte Heimat geholt.
Die zweite Gruppe von Zuwanderern, von der die Rede sein soll, war eindeutiger auf kurzfristigen Aufenthalt und damit auf Rückkehr programmiert: die Transalpini, italienische Arbeiter für den Straßen- und Bahnbau, der meist nur in den Sommermonaten vorangetrieben wurde. Der große Anteil der Italiener an diesen Arbeiten ist auffällig. Er hatte mehrere Gründe: Wichtig war die Erfahrung der Saisonarbeiter, die meist schon in Italien schwierige und bedeutende alpine Strecken mitgebaut hatten. Aber auch wirtschaftliche Aspekte spielten eine Rolle. Die Löhne konnten niedriger gehalten werden als bei einheimischen Arbeitern. Die Fremden waren nicht zwingend in die deutschen Sozialsysteme eingebunden, und für Unterbringung und Ähnliches fielen geringe Kosten an, weil die Familien weiter in Italien lebten. Der Nachzug von Familienmitgliedern war die Ausnahme, aber es gab Liebschaften und auch Heiraten mit deutschen Frauen. Die Situation jener Wanderarbeiter war ähnlich wie die der späteren „Gastarbeiter“.19
Auch beim Bau der Hohenzollerischen Landesbahn – hier 1901 in der Nähe von Bronnen (bei Gammertingen) – waren die erfahrenen Transalpini geschätzte Arbeiter.
Dies gilt auch im Hinblick auf die Einstellung der deutschen Bevölkerung zu den ausländischen Arbeitern. Reinhard Johler hat das Mit- und Gegeneinander untersucht und seiner Studie den Titel gegeben: Mir parlen Italiano und spreggen Dütsch piano.20 Die kritische Karikatur dieses Ausspruchs kehrt wieder in Liedern, die Italienern in den Mund gelegt wurden, die diese so aber sicher nicht sangen:
Wir kommen von Trentino, das wissen Sie gewiss,
Wo wachsa gute Wino, wo ma Polenta friss,
Wo wachsa der Zitrona, und der Pomaranza oh,
Sonst sein mir in Trentino, aber heute mir sein do.
Einteilen und Abgrenzen – Gemeinsamkeiten und Integration
Die Definition der Zugewanderten als Minorität war nicht nur ein verwaltungspolitischer Ordnungsakt, sondern eine in der deutschen Bevölkerung ziemlich generell akzeptierte Kategorie der Einteilung und Abgrenzung. Dies blieb so während des Kaiserreichs, und es bestimmte auch noch die in der Weimarer Republik verbreitete Haltung. In dieser Phase, in der die Zuwanderung vor allem die nördlichen und westlichen deutschen Provinzen betraf, bildete sich ein Selektionsaspekt heraus, der dann auch für die nationalsozialistische Ausrichtung maßgebend war: Die „Rückwanderung“ der Angehörigen deutscher Volksgruppen in osteuropäischen Ländern galt als unerwünscht, weil man in ihnen wichtige deutsche Außenposten sah, zunächst überwiegend unter kulturellen, mehr und mehr auch unter politischen Gesichtspunkten. Der Begriff des „Auslandsdeutschtums“ enthielt diese Konnotation, und die Verbindung zu den Auslandsdeutschen wurde zu einer wichtigen Forderung und prägte die frühen touristischen Erfahrungen vor allem jugendbewegter Gruppen verschiedener Provenienz.
Für die zugewanderten ausländischen Arbeiter war der Aufenthalt in Deutschland mit erheblichen Belastungen verbunden. Es herrschte weithin ein autoritäres Regiment, der Arbeitsschutz war unterentwickelt, Überstunden und Sonntagsarbeit waren üblich. Aber dort, wo die Zugewanderten in größerer Zahl zusammenfanden und nicht lediglich für kurze Stoßzeiten angeworben waren, war die Entstehung eines gemeinsamen Selbstbewusstseins der Gruppen zu beobachten. Es entstanden eigene Kolonien, die den Zuwanderern einige Sicherheit und Kraft gaben. Man kann dabei von Parallelgesellschaften sprechen, und gewiss ist die oft in diesem Begriff implizierte Kritik an mangelnder Integrationsbereitschaft nicht aus der Luft gegriffen. Aber vielleicht wäre es in vielen Fällen angebracht, von dem Modell der Diaspora21 auszugehen: Leben unter Menschen anderer kultureller und in vielen Fällen auch religiöser Prägung, oft weit verstreut, aber mit der Vorstellung der immer noch gegebenen Einheit und Zusammengehörigkeit mit den Landsleuten und damit auch mit einem gewissen Anspruch auf Selbstständigkeit gegenüber der Mehrheitsgesellschaft. Dabei sind eigenartige Mischverhältnisse zu beobachten von mitgebrachten (und manchmal demonstrativ übersteigerten) heimischen Traditionen und von Übernahmen aus der Kultur der Zielländer. Herkunftsbestimmte Gemeinsamkeit als Selbstvergewisserung und Identitätssicherung – dies ist bei der aktuellen Frage nach Möglichkeiten und Varianten von Integration grundsätzlich mit zu bedenken.22
Die geschichtlichen Beispiele haben mancherlei Hinweise auf Voraussetzungen gegeben, die katalysatorisch wirken können, also als Schmiermittel für gelingende Integration. Dazu gehören Gemeinsamkeiten zwischen Einheimischen und Fremden – zweifellos erleichtert eine gemeinsame religiöse Ausrichtung das Zusammenleben. Wichtig ist aber auch gemeinsame Arbeit. Die im Gegensatz zu früheren Verhältnissen klare Trennung von Arbeit und Freizeit bremst hie und da die Übertragung dieser Gemeinsamkeit auf den sonstigen Alltag etwas ab, aber sie spielt doch eine gewisse Rolle. Der Blick richtet sich außerdem auf Institutionen, die Menschen verschiedener Herkunft zusammenführen. Im nationalen Rahmen war das früher das Militär, das Männer aus verschiedenen Regionen zusammenbrachte. Jetzt, angesichts der internationalen Ausgangslage, ist an Kindertagesstätten und Schulen zu denken, aber auch an Vereine, die – in erster Linie im Sport – ein erfolgreiches Integrationsscharnier bilden können. Aber auch die Einräumung von Rechten kann Integrationssperren abbauen. Hier ist in erster Linie an das Wahlrecht zu denken. Wenn ein neues Bewusstsein der Zugehörigkeit erwartet wird, dann ist dies auch durch die Übertragung von Entscheidungen anzustreben.
Begegnung und Auseinandersetzung mit Fremdem und Fremden als Normalfall
Bei all dem ist Voraussetzung, dass die „alteingesessene“ Bevölkerung die Fremden – auch in ihrer partiellen Fremdheit – akzeptiert. Theoretisch ist das Bewusstsein dieser Notwendigkeit überwiegend vorhanden. Bereitwillig werden Anekdoten erzählt, welche die Überlegenheit von Ausländern in bestimmten Feldern demonstrieren,23 und weitaus die Meisten halten sich für ausländerfreundlich (wobei ja schon dieser Begriff die Trennung impliziert). Aber die praktische Reichweite ist vielfach eingeschränkt, was unter anderem mit der immer noch gut zementierten Vorstellung zusammenhängt, dass es sich eigentlich gehört, hier verwurzelt zu sein.
Das Bild der Wurzel bestimmte bis vor kurzem auch das Staatsangehörigkeitsrecht, das sich in Deutschland an der Abstammung orientierte. Natürlich handelt es sich dabei um eine Metapher und nicht um eine direkte Beschreibung. Aber es fällt auf, wie unbeweglich die Wurzeldiskurse in Deutschland oft sind. Die französische Philosophin Simone Weil publizierte während des Zweiten Weltkriegs ihr Buch L’enracinement – also Einwurzelung.24 Davon ist im Deutschen wenig zu hören. Hier sind die Wurzeln immer schon da und fest im Boden verankert. Vielleicht sollte man die Metapher überhaupt vermeiden – in der esoterischen Mode, die Wurzel des Menschen zu entdecken, so gut wie im politisch unterfütterten Gruppenbewusstsein. Der Mensch ist nun einmal kein Baum, sondern er ist mit der Möglichkeit zu Bewegung und Veränderung ausgestattet – bei aller Liebe zum Vorgegebenen.
Der historische Streifzug lässt keine Zweifel, daran, dass die Begegnung und Auseinandersetzung mit den Fremden und dem Fremden ein normaler Zustand ist. Er sollte auch deutlich machen, dass übertriebene Abwehrstrategien und eine „Anreizminderungspolitik“25 nicht die richtigen Wege sind. Es gibt nach wie vor unnötige und erbarmungslose Barrieren wie die Arbeits- und Mobilitätsverweigerung gegenüber einzelnen Migrantengruppen oder die Drittländerbestimmung der Europäischen Union, die die Belastung durch Flüchtlinge auf andere Länder abschiebt. Deutschland ein Einwanderungsland – das ist nicht nur eine Sprachregelung, sondern fordert auch substanzielle Änderungen.
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Roland Müller
Vom Zwangsarbeiter und Holocaust-Überlebenden zum „heimatlosen Ausländer“: Displaced Persons im deutschen Südwesten
„Nicht die Alliierten haben die ausländischen Arbeiter zur Sklavenarbeit gebracht. Hitler und seine Trabanten haben dies getan, während die deutsche Bevölkerung es ohne Protest hinnahm […]. Unter diesen Umständen betrachten es die Alliierten als ein Vorrecht, sich um diese unglücklichen Fremdarbeiter zu kümmern.“1
Mit diesen Worten unterstrich der Chef der US-Militärregierung in Württemberg-Baden, William Dawson, am 1. August 1945 Verantwortlichkeit und Verantwortung für die Displaced Persons (DPs), „zwangsverschleppte“ Personen, wie der eingebürgerte Terminus aus der britischen und vor allem amerikanischen Verwaltung meist übersetzt wird. Am selben Tag mussten im Stuttgarter Westen rund 100 Familien binnen einer halben Stunde ihre Wohnungen räumen. Die US-Militärregierung quartierte dort befreite jüdische Sklavenarbeiter aus dem KZ-Außenlager Vaihingen an der Enz ein, die die französische Militärverwaltung in ein polnisches Lager hatte verbringen wollen.
Diese beiden Ereignisse dieses Tages werfen ein Schlaglicht auf ein Thema, dessen zahlreiche Stränge kaum in einer Erzählung zusammengefasst werden können: Die Frage nach der Verantwortlichkeit, besser der Übernahme der Verantwortung; nach den Lebensbedingungen der DPs und der deutschen Bevölkerung in der Nachkriegszeit; nach dem Verhältnis zwischen Deutschen und DPs; nach den Wechselbeziehungen der Alliierten untereinander und mit den DPs, nach den unterschiedlichen Interessen auch unter den Westmächten und schließlich nach den für die Betreuung der DPs zuständigen internationalen Organisationen – bis Mitte 1947 die United Relief and Rehabilitation Administration (UNRRA) und dann die International Refugee Organization (IRO).
Zweifellos, die DP-Frage war eine, die die Nachkriegszeit nachhaltig bestimmt hat. Infolge der Ausbeutungs- und Vernichtungspolitik des NS-Regimes lebten in den befreiten Gebieten insgesamt rund elf Millionen ehemalige Zwangsarbeiter und Überlebende der Schoa. Sie waren aus ihren Lebenszusammenhängen gerissen, unter menschenverachtenden Bedingungen in Lagern zusammengepfercht, unter Sonderrecht gestellt und je nach Kategorie im rassistischen NS-System stets mit dem Tode bedroht worden. Auf dem Gebiet des Deutschen Reiches in seinen Grenzen von 1937 hatten die Alliierten 1944 lediglich mit 5,4 Millionen zivilen Zwangsarbeitern und 1,8 Millionen Kriegsgefangenen gerechnet. Zu den befreiten Zwangsarbeitern, also den gleichsam „genuinen“ DPs, kamen seit 1946 aufgrund der politischen Entwicklung in Osteuropa weitere Gruppen hinzu, nicht zuletzt polnische Juden, die ebenfalls den DP-Status erhielten.
Die großen Drei der Anti-Hitler-Koalition – USA, UdSSR und Großbritannien – hatten schon frühzeitig eine Repatriierung der DPs nach einem Sieg über NS-Deutschland beschlossen. Frankreich, in der zweiten Jahreshälfte 1944 befreit und erst spät als Besatzungsmacht akzeptiert, beschritt auch in der DP-Politik zeitweise einen Sonderweg. Die unterschiedliche Politik der Alliierten gegenüber den DPs ist gerade für den Südwesten von Bedeutung, war doch das Territorium des 1952 gegründeten Baden-Württembergs auf zwei unterschiedliche Besatzungszonen, eine amerikanische und eine französische, aufgeteilt. Die unterschiedliche DP-Politik der Besatzungsmächte korrespondiert mit einem unterschiedlichen Forschungsstand für die einzelnen Regionen des Landes. War die Geschichte der DPs im Südwesten lange Zeit eher ein Stiefkind der Forschung, so haben in jüngerer Zeit insbesondere lokale Studien ein neues Licht auf diese vergessene Gruppe von Zwangsmigranten geworfen.
Plan und Wirklichkeit: Befreiung und erste Erfahrungen
Erklärtes Ziel der Alliierten war es, die DPs zu befreien, sie für möglichst kurze Zeit in Sammellagern zu betreuen und dann so rasch wie möglich in ihre Herkunftsstaaten zu repatriieren. Für die Verwaltung der Lager sowie für Versorgung und Betreuung der DPs war die Ende 1943 gegründete UNRRA zuständig. Die Westalliierten stießen bereits in Westeuropa auf rund 250 000 Zwangsarbeiter und mussten erkennen, dass sie die Lage nicht zutreffend eingeschätzt hatten. Die Befreiten zeigten nicht die erwartete Dankbarkeit und nicht die Selbstdisziplin, die die Alliierten schon im Interesse des militärischen Vormarsches für geboten hielten. Vielmehr strebten sie auf eigene Faust in ihre Heimat; es kam zu Plünderungen und auch Gewalttaten, in einigen Fällen auch zur Zerstörung von Unterkünften. Denn unter Befreiung hatten sich die DPs nicht erneut Lageraufenthalt und ein fremdbestimmtes Regelwerk vorgestellt. Beim Einmarsch auf das Territorium des Deutschen Reiches und nach der Kapitulation spiegelte sich die unübersichtliche Lage in einer verwirrenden Statistik für das erste Halbjahr nach der Besetzung wider. Der enorme Anstieg der Zahl der DPs war Ausdruck der anhaltenden organisatorischen und logistischen Schwierigkeiten, die die Bewältigung der DP-Frage darstellte.
Ladengeschäft des UNRRA-Teams 589 in Reutlingen, um 1946.
Tab. 1: Repatriierte DPs und DPs in den Westzonen (gerundet auf 1000)
Unter diesen Voraussetzungen sind auch die Zahlen für den Südwesten nicht präzise zu bestimmen. Das französische Militär schätzte die Zahl der DPs in seiner gesamten Zone – also einschließlich des heutigen Rheinland-Pfalz – Anfang Juli 1945 auf knapp 170 000 Personen.2 Für den gleichen Zeitpunkt liegen für Württemberg-Baden keine genauen Zahlen vor.
Die Befreiung der Zwangsarbeiter verlief so unterschiedlich wie die Befreiung und Besetzung einzelner Kommunen. Die vorliegenden lokalen Studien liefern dafür einen detaillierten Einblick. Hervorgehoben werden muss, dass vor allem im ländlichen Raum die Zwangsarbeiter oft Anteil an der Übergabe einer Gemeinde hatten und zudem als Fürsprecher ihrer bisherigen Arbeitgeber auftraten. Verbreiteter waren indes die bereits in Westeuropa beobachteten Reaktionen der DPs, jetzt allerdings in anderen Dimensionen. Es kam zu Plünderungen und Diebstählen, zu Vergewaltigungen, zu Gewalttaten und in mehreren Fällen auch zu Mord und Totschlag. In dieser Phase hatte die deutsche Bevölkerung, so der Historiker Paul Sauer, „unter den Übergriffen und Gewalttaten einzelner Gruppen der ausländischen Zwangsverschleppten schwer zu leiden […]. Die Besatzungsmacht stellte sich diesem schlimmen Treiben zwar entgegen, bekam es aber lange nicht richtig in Griff.“3
Mit der Befreiung fühlten sich die Arbeitgeber für die Versorgung der Zwangsarbeiter in der Industrie nicht mehr zuständig, kommunale Verwaltungen waren kaum handlungsfähig. Die erste Welle der Besatzungssoldaten wiederum war nicht angemessen vorbereitet. Die Zwangsarbeiter besaßen nach ihren Erfahrungen im NS-System kaum ein Unrechtsbewusstsein, sicherlich spielten auch Rachegelüste eine Rolle. Hinzu kamen die unterschiedlichen Erfahrungen der Zwangsarbeiter. Die aus Osteuropa stammenden DPs machten nicht nur im Südwesten die Erfahrung, dass die westeuropäischen Zwangsarbeiter durch Landsleute befreit wurden und sich erneut in einer besseren Lage befanden.
Die Berichte ähneln sich. Als Beispiel sei ein Bericht aus Reutlingen vom 1. Mai 1945 angeführt: „Schlimmer noch als die Soldaten benahmen sich viele ausländische Zivilarbeiter, vor allem Russen und Polen. Sie stahlen nicht nur, was sie gerade mitnehmen konnten, sondern kamen gleich mit gestohlenen Fahrzeugen, die sie mit in den Häusern und Läden geraubtem Gut vollluden.“4 Der stellvertretende Tübinger Oberbürgermeister berichtete am 5. Mai 1945 dem französischen Ortskommandanten über DPs, die ohne Geld und Gut von den zerstörten Privathäusern und übriggebliebenen Lebensmitteln lebten. Und am 14. Mai hieß es: „Im Vorort Lustnau sind auf engem Raum zwei Lager für ausländische Arbeiter, und zwar in der Dorfackerschule sind 320 Russen, im Kindergarten und Schulhaus auf dem Kirchplatz etwa 200 Polen. In der Dorfackerschule herrschen unhaltbare Zustände. Im Hof brennen von früh morgens bis spät in die Nacht fünf, sechs und mehr Lagerfeuer, die einer wilden Verpflegung dienen. Das Holz für die Feuer liefern Kisten, Einrichtungen, Geräte und Baracken des früheren Wehrmachts-Sanitätsparks, wobei auch Einrichtungen der Schule und privates Eigentum nicht verschont bleiben.“5 Noch am 3. November 1945 klagten die Landräte bei einem Treffen in Tübingen über das „Gebaren der Polen, die überall in Südwürttemberg Beschlagnahmungen, Plünderungen und Gewalttätigkeiten verübten“.6
Für die Militärbehörden war die öffentliche Sicherheit ein sensibler Punkt. In Schwäbisch Gmünd stellte ein französischer Hauptmann am 20. April 1945 eine Sicherheitstruppe aus ehemaligen Kriegsgefangenen und Zwangsarbeitern auf – erst 1982 erhielt er dafür die Bürgermedaille der Stadt. Freilich waren zuweilen solche Einheiten eher Teil des Problems denn der Lösung. Die Besatzungsmächte verhängten Ausgangssperren und umgaben die Lager wie etwa die Fromann-Kaserne in Ludwigsburg mit einem Stacheldrahtzaun. Auch dank der Einrichtung der Lager gelang es den Besatzungstruppen verhältnismäßig rasch, den Ausbruch von Seuchen zu vermeiden und die Gesundheitsfürsorge und die Ernährungssituation der ehemaligen Zwangsarbeiter zu stabilisieren. Diese Erfolge, aus Sicht der Besatzungsmächte und auch der deutschen Verwaltungen, wurden von den DPs anders wahrgenommen: Auf die neuerlichen Einschränkungen, auf Lager mit Zaun und Bewachung reagierten die Befreiten mit Ab- und nicht selten mit offener Auflehnung.
(Zwangs-)Repatriierung
Verhältnismäßig zügig und unkompliziert verlief im Südwesten die Repatriierung der westeuropäischen DPs. Vor allem Franzosen machten sich in grenznahen Bereichen auf eigene Faust auf den Weg nach Hause. In Friedrichshafen hatte die NSDAP-Kreisleitung selbst noch französische Zwangsarbeiter per Schiff in die Schweiz bringen lassen.Die organisierte Rückführung unter französischer Aufsicht setzte noch vor Kriegsende ein. So verließ der erste reguläre Transport Balingen am 6. Mai 1945. Bis auf Nachzügler waren dort die französischen DPs binnen dreier Wochen repatriiert.
Grundlage der Repatriierung war die Staatsangehörigkeit nach dem Stand vom 1. September 1939. Nach der deutschen Kapitulation drängte die UdSSR auf sofortige Rückführung ihrer rund 1,5 Millionen Staatsangehörigen aus den Westzonen und beanspruchte dabei auch die DPs aus den von ihr nach dem September 1939 besetzten bzw. annektierten Gebieten. Während die Westalliierten prinzipiell und faktisch von einer freiwilligen Repatriierung ausgingen, wollte die Sowjetunion „ihre“ DPs notfalls gegen deren Willen zurückführen. Sie setzte im sogenannten Leipziger Abkommen vom 22. Mai 1945 durch, dass ihre DPs vorrangig sowie unter Beteiligung sowjetischer Offiziere und mit Unterstützung der westlichen Besatzungsmächte zu repatriieren waren. Zur besseren Koordination wurden im Abkommen auch elf Übergabestellen zwischen den Zonen festgelegt.
Die Repatriierung der sowjetischen DPs erfolgte erstaunlich schnell. Zwischen dem 22. Mai und dem 5. Juni wurden täglich 60 000 DPs in ihre Heimat transportiert. In Heilbronn fanden die Repatriierungstransporte in die UdSSR Ende Juni statt, in Tübingen mussten sich die sowjetischen DPs bis zum 28. Juli 1945 im Sammellager in der Hindenburgkaserne melden. In Reutlingen war nach Oberbürgermeister Oskar Kalbfell am 8. August „der Abtransport der Russen […] beendet“.7 Anhand von Einzelschicksalen hat Christa Tholander die Abläufe für Friedrichshafen und Oberschwaben aufgearbeitet: Dort wurden die DPs im Lager Heuberg – 1933 das erste württembergische KZ – gesammelt, offenbar ohne dass dabei zwischen Russen, Weißrussen und Ukrainern unterschieden worden wäre. Während einige DPs nach ihrer Überprüfung direkt zur Roten Armee eingezogen wurden, erfolgte für andere der Transport mit französischen Lastwagen in die Sowjetische Zone, wo vor der Heimkehr eine politische Überprüfung stattfand. Grundlage der französischen Politik bildete ein am 29. Juni 1945 geschlossenes bilaterales Abkommen mit der UdSSR. Dabei kam Frankreich vor allem in Sorge um kriegsgefangene Elsässer und französische DPs in der Sowjetischen Zone der UdSSR weit entgegen, die wiederum auf rasche Rückführung ihrer DPs aus Frankreich gedrängt hatte.
Die sowjetischen Offiziere wandten gegenüber repatriierungsunwilligen DPs Zwang und Gewalt an. So wurden beispielsweise aus Ulmer Kreisgemeinden im August 1945 DPs entgegen einer Absprache in einer Nacht-und-Nebel-Aktion verschleppt, aus Biberach und anderen Orten wurden Schießereien gemeldet. Immer häufiger versuchten sich DPs ihrer Repatriierung in die Sowjetunion durch Selbstmord zu entziehen. Die Amerikaner stellten schließlich wegen des sowjetischen Vorgehens Militäreinsätze zur Unterstützung der Repatriierung ein, zu denen sie formell verpflichtet gewesen wären. Doch die wesentlichen Veränderungen erfolgten erst, als die meisten sowjetischen DPs bereits repatriiert waren. Anfang Oktober 1945 zählte man in den Lagern im Regierungsbezirk Nordbaden gerade noch 33 von ihnen.
Zwischen Ende Juni 1945 und Anfang März 1946 übernahmen die Westalliierten aus der Sowjetischen Zone über zwei Millionen Personen, in der Gegenrichtung wurden über 1, 8 Millionen DPs repatriiert. Die Haltung der Franzosen war geprägt von einer Mischung aus aktiver Unterstützung der sowjetischen Zwangsmaßnahmen und Wegsehen. Ende August 1945 berichtete ein französischer Offizier, in „Würzach“, wohl Bad Wurzach, hätten sowjetische Offiziere und französische Soldaten gemeinsam DPs in den Zug geprügelt. Nach französischen Quellen waren im Oktober 1945 neun Offiziere und über 200 Helfer in Württemberg-Hohenzollern tätig; Anfang 1946 wurde ihre Zahl allerdings begrenzt. Als Ergebnis der neueren Forschungen zeigt sich, dass die französische DP-Politik trotz des beginnenden Kalten Krieges und der Kritik vor allem aus den USA eine klare Positionierung vermied. Immerhin unterband der Tübinger Kreisgouverneur im April 1946 eigenmächtige Aktionen einer sowjetischen Abordnung. Im Oktober 1946 vereinbarte der UNRRA-Direktor in der französischen Zone mit dem sowjetischen Vertreter bei der UNRRA im besetzten Deutschland, dass „Repatriierungsoffiziere der Sowjetunion zwar freien Zutritt zu allen Lagern hätten, jedoch nur nach vorheriger Anmeldung beim UNRRA-Direktor, der sie zu begleiten hatte. Unterhaltungen oder Besprechungen mit ihren Staatsangehörigen duften nur im Einverständnis der Betreffenden geführt werden. Ein Einblick in die Kartei und Namenslisten selbst sowjetischer Staatsangehöriger war grundsätzlich verboten.“8
In begrenztem Rahmen konnten also Repatriierungskommissionen der UdSSR in den Westzonen aktiv bleiben. Zudem wurden wenige Sammellager eingerichtet. Einer von drei Sammelpunkten in der US-Zone war (bis 1948) Stuttgart, in Ravensburg und Tübingen verblieben darüber hinaus sogenannte Aufnahmebüros. Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass noch am 27. Februar 1948 eine sowjetische Kommission in Tübingen mit französischer Genehmigung Filme über den Empfang repatriierter DPs sowie über den Widerstand gegen Hitler zeigte, um sie zur Rückkehr zu bewegen.
Die Grenzen der Repatriierungspolitik und die einzelnen DP-Gruppen
Zwischen Mai und September 1945 wurden rund 4,6 Millionen DPs in ihre Heimat zurückgeführt. Danach verlangsamte sich das Tempo und es zeichnete sich ab, dass das Ziel einer vollständigen Repatriierung nicht erreichbar sein würde. Nicht zuletzt wirkten sich die Veränderungen in Osteuropa zugunsten der Sowjetunion auf das von den Alliierten verabredete Verfahren aus. Erst als die Repatriierungen ins Stocken gerieten, entstand eine DP-Frage als Nachkriegsproblem, die weit über die unmittelbare Nachkriegszeit hinaus reichte. Deutlich wird das, wenn man einen Blick auf die größeren DP-Gruppen aus Osteuropa wirft.
Die Rückführung der polnischen DPs geriet bald ins Stocken. Für viele aus Ostpolen stammende Menschen, dem Staatsangehörigkeitsprinzip nach eindeutig Polen, bot eine Heimkehr keine Perspektive. Denn sie hätten nur zwischen einer Übersiedlung in ihre inzwischen von der UdSSR annektierte alte Heimat oder in eine andere Region in Polen wählen können, in der sie auch displaced gewesen wären. Aber auch unter den übrigen polnischen Staatsbürgern unter den DPs wuchs die Ablehnung der Repatriierung: Nachdem die UdSSR im Jahr 1945 eine rasche Rückführung anderer osteuropäischer DPs weitgehend verhindert hatte und im strengen Winter Transportprobleme aufgetreten waren, zeichnet sich in Polen eine Machtübernahme der Kommunisten ab. In ein so umgestaltetes Land wollten viele polnische DPs nicht zurückkehren. Die Situation vor Ort war offenkundig unterschiedlich. In Tübingen wurden die polnischen DPs erst im Januar 1946 zur Sammlung in der Thiepval-Kaserne aufgefordert. Eine Statistik der Kreisdelegation Balingen zeigt, dass von dort bereits 1945 eine große Zahl polnischer DPs repatriiert wurde.
Tab. 2: Repatriierte DPs aus dem Kreis Balingen (1945 – 1949)
Bei einer Befragung in Ulm im Februar 1946 erklärten sich von 2667 Personen nur neun zur sofortigen Repatriierung bereit, 723 „in den nächsten Wochen“ und 1935, also über 70 Prozent, lehnten eine Rückführung ab. Wie Gesamtberechnungen zeigen, entsprachen diese Ergebnisse ungefähr dem Durchschnitt: Eine kleine Gruppe argumentierte politisch gegen die sowjetische Präsenz in Polen und befürchtete Repressalien. Eine zweite, erheblich größere Gruppe bildeten die Polen aus den von der Sowjetunion annektierten Gebieten. Bei der mit 60 Prozent größten Gruppe hat die Forschung indes einen „Mangel an positiver Entschlussfähigkeit“ diagnostiziert. Demnach war für sie ein leidlich gesichertes Lagerleben mit gleichsprachigen DPs offenbar attraktiver als eine Rückkehr. Das Lager, so Wolfgang Jacobmeyer, hatte sich zu einem „Heimat-Surrogat“ entwickelt.9
Solchen Interpretationen ist mit einiger Vorsicht zu begegnen. Immerhin aber liegen von DPs selbst entsprechende, differenzierte Aussagen vor, wie das Beispiel einer aus Polen stammenden jüdischen DP zeigt: „Als man das erste Mal etwas bekam – Kleidung, gutes Essen – war man glücklich. Aber man gewöhnte sich sehr schnell an diese Lebensweise, und bald meinte man, ohne sie nicht weitermachen zu können – trotz aller Armseligkeit der Existenz und der Wünsche.“10 Dem entspricht die Einschätzung des Kreisgouverneurs von Tuttlingen, der 1950 rückblickend meinte, der DP-Status sei ein sehr begehrter und beneidenswerter geworden.
Unter den Millionen DPs befand sich eine Gruppe von Personen, die als „Ukrainer“ in den Lagern eine eigene Nationalitätengruppe bildete, obwohl dies nicht den vereinbarten Grundsätzen entsprach. Aber die Amerikaner ermöglichten rasch und ohne förmliche Anerkennung eines eigenen Status eine gemeinschaftliche Unterbringung. In Stuttgart erfolgte dies am 24. August 1945 – wobei die Ukrainer zunächst eine Zwangsabschiebung befürchtet und sich deshalb renitent verhalten hatten. Ihre Besorgnis war nicht grundlos, wie ein Vorgang im Oktober 1945 in Schwäbisch Gmünd zeigte. Als einige hundert Ukrainer, wie es hieß, nach Stuttgart, transportiert werden sollten, mussten sie dazu mit Waffengewalt gezwungen werden. Die UNRRA-Mitarbeiter, misstrauisch geworden, trafen in Stuttgart-Münster gerade ein, als die letzten Ukrainer in einen Zug in die UdSSR verladen wurden. Insgesamt konnten die Ukrainer jedoch ihre (Zwangs-)Repatriierung aus der US-Zone vermeiden. Dafür gab die Realpolitik angesichts des sich entwickelnden Ost-West-Gegensatzes den Ausschlag. Nicht eindeutig geklärt ist, ob die Ukrainer in der französischen Zone, rund 5500 Personen, als Sowjetbürger geführt und der UdSSR übergeben wurden. Die in Tab. 2 aufgemachte Balinger Statistik jedenfalls führt die Ukrainer nicht eigens auf. Und wie ein Tübinger Vorfall vom Oktober 1945 belegt, war jedenfalls dort unter den ohnehin rivalisierenden französischen Dienststellen der Anspruch der Sowjetunion auf Zwangsrepatriierung ukrainischer DPs nicht unumstritten.
Die ukrainischen DPs lehnten eine Repatriierung aus gutem Grund ab. Zu Polen bestand aufgrund des Anschlusses der Westukraine nach dem Ersten Weltkrieg ein starkes Spannungsverhältnis, den Sowjets galten die Ukrainer als Kollaborateure. Tatsächlich hatten viele Ukrainer während des Krieges die deutschen Truppen als Befreier begrüßt. Und einige Zehntausend Ukrainer hatten sich zur SS-Division Galizien und anderen Diensten verpflichtet. In Württemberg-Baden lebten Ende 1946 knapp 10 000 ukrainische DPs. Große Lager befanden sich in Ellwangen mit über 3000 Personen sowie in Karlsruhe, Ettlingen, Ludwigsburg und Leonberg mit über 1000 Personen.
Anders als bei den Ukrainern verfolgten Amerikaner und Briten gegenüber den anderen aus dem Baltikum stammenden DPs – Esten und Letten – von Anfang an eine Linie, die den alliierten Vereinbarungen widersprach. Denn sie hatten schon im Frühjahr 1945 beschlossen, die Annexion des Baltikums durch die Sowjetunion 1940 nicht anzuerkennen. Aus Furcht vor der vorrückenden Roten Armee waren seit 1944 zahlreiche Balten geflüchtet; es stand außer Frage, dass sich vor allem unter Letten und Esten auch Kollaborateure, ehemalige Angehörige von Wehrmacht und Waffen-SS befanden. So entstand mit den baltischen DPs in den westlichen Besatzungszonen eine neue Gruppe, der summarisch ein Dauerrecht als staatenlose DPs gewährt wurde. In Württemberg-Baden lebten Ende 1946 über 16 000 Balten, davon waren 9000 Letten, mehrheitlich in Esslingen, 4500 Esten überwiegend in Geislingen a. d. Steige. Hinzu kamen noch etwa 3000 Litauer, überwiegend in Oberlenningen und Umgebung. Nach Wolfgang Jacobmeyer betrachteten die Franzosen gemäß dem Abkommen mit der UdSSR die baltischen DPs als sowjetische Staatsangehörige und ordneten eine Repatriierung nötigenfalls unter Zwang an. Indes sind, wie Tab. 2 für den Kreis Balingen zeigt, für Litauer, Esten und Letten in den Jahren 1945 und 1946 keine, dann bis 1949 gerade einmal fünf Rückführungen verzeichnet.
Neben den ehemaligen Zwangsarbeitern befreiten die alliierten Truppen auch die Überlebenden der Schoa, über 50 000 Menschen überwiegend aus
Kontrolle deutscher Polizei im jüdischen DP-Lager in der oberen Reinsburgstraße in Stuttgart, aufgenommen vermutlich 1946.
Osteuropa, für die in ihren Herkunftsländern kein Zuhause mehr existierte – die Gruppe der jüdischen DPs. Erst nach scharfer Kritik an den Lebensumständen der DPs durch einen von US-Präsident Harry S. Truman eingesetzten Sonderbeauftragten anerkannten die USA einen eigenen jüdischen DP-Status. Die DPs sollten nach dem damals doppelten Kaloriensatz der Deutschen verpflegt und – gegebenenfalls durch Beschlagnahmung von Wohnungen – in festen Quartieren untergebracht werden.
Waren im Januar 1946 in der US-Zone rund 36 000 jüdische DP registriert, so stieg ihre Zahl bis Sommer 1947 auf über 180 000 an. Das war in erster Linie die Folge der Flucht von Juden aus Polen. Dort kam es bei Auseinandersetzungen zwischen Kommunisten und ihren Gegner zu antisemitischen Ausschreitungen gegen Juden. Bei den als DPs anerkannten Flüchtlingen handelte es sich nur zu einem geringeren Teil um direkte Überlebende der Schoa. Vielmehr hatten etwa 175 000 von 900 000 Juden aus den von der UdSSR annektierten ostpolnischen Gebieten die Deportation nach Sibirien überlebt. Sie selbst nannten sich nach einem Begriff aus dem Buch Esra She‘erit Haplejta, den „Rest der Geretteten“. Die meisten von ihnen wurden in der US-Zone aufgenommen, aber auch Frankreich war zur Aufnahme jüdischer DPs bereit. Hingegen verfolgte die britische Regierung wegen der Palästina-Frage eine restriktive Politik. Die jüdischen DPs lebten größtenteils in beschlagnahmten Wohnungen, in Ulm mit damals allein über 6000 jüdischen DPs auch in Kasernen. Größere Gruppen befanden sich in Heidenheim (2472), Wasseralfingen (1962), Schwäbisch Hall (1334) und Stuttgart. Dort gab es neben einem Lager in den Wohnungen der Oberen Reinsburgstraße mit bis zu 1600 Bewohnern eine Einrichtung bevorzugt für Kranke und Ältere in Degerloch. Der hohe Anteil von 10 Prozent an KZ-Überlebenden in Stuttgart bildete im Südwesten eine Ausnahme. In den jüdischen DP-Lagern entstanden frühzeitig Formen der Selbstverwaltung, unterstützt seit Spätherbst 1945 auch vom American Joint Distribution Committee, kurz Joint.
Dass mit den Juden und den politischen Flüchtlingen aus Osteuropa die Zahl der DPs anstieg, sorgte bei den deutschen Verantwortlichen für Verärgerung, war es doch ihr Ziel, die DPs – so sie nicht umgehend repatriiert werden konnten – auf einen „normalen“ Flüchtlingsstatus hinsichtlich Lebensmittelversorgung, Arbeitsvermittlung und Wohnungszuweisung zurückzuführen. Es ging also weniger um rechtliche als vielmehr um finanzielle Fragen, wenn der Landtag von Württemberg-Baden am 18. Juli 1947 forderte: „Die Antragsteller wünschten eine klare Unterscheidung zwischen Ausländern, die durch Maßnahmen des Hitler-Regimes zwangsweise nach Deutschland verschleppt wurden, und solchen Personengruppen, die als ‚Gäste des Führers‘ oder die aus Abneigung gegen die in ihren Heimatländern herrschenden politischen Verhältnisse hierhergekommen waren.“11 Gegenüber Juden, die Holocaust und Sibirien überlebt hatten und jetzt vor Pogromen geflohen waren, beweist diese Formulierung einen außerordentlichen Zynismus.
In der französischen Zone erfolgte im Dezember 1945 die Gründung eines Zentralkomitees mit Sitz in Konstanz. Ein Zentrum jüdischer DPs in Württemberg-Hohenzollern bildete Biberach. Dort war im Jordanbad Ende Juli 1945 eine Gruppe von deutschen und österreichischen Überlebenden der Schoa mit südamerikanischen „Rettungspässen“ sowie nordafrikanischen Juden mit britischen Pässen einquartiert worden; letztere konnten am 20. August abreisen. Nachdem im Dezember 1945 230 jüdische Waisen dorthin verlegt worden waren, entwickelte sich das Jordanbad zu einem jüdischen Jugendlager unter zionistischer Leitung, die eine junge Elite erziehen wollte. Allerdings versuchten viele Jugendliche zum Leidwesen der Verantwortlichen illegal in die US-Zone überzuwechseln. Jedenfalls hatte sich das Jordanbad bis Anfang 1947 nach Konstanz zur größten Niederlassung jüdischer DPs im südlichen Teil der französischen Zone entwickelt.
Das DP-Lager Jordanbad in Biberach (um 1947/48), im Vordergrund Lagerleiter Moser.
Am 29. März 1946 wurde im jüdischen DP-Lager in Stuttgarter bei einer Razzia von 200 deutschen Polizisten und acht US-Militärpolizisten, die sich rasch entfernt hatten, der 39-jährige Auschwitz-Überlebende Szmul Dancyger getötet, der tags zuvor nach Stuttgart gekommen und dort Frau und Kind wieder gefunden hatte. Offenkundig war die deutsche Polizei eskalierend vorgegangen, hatte dadurch Proteste ausgelöst und schließlich „Warnschüsse“ mit schrecklichen Folgen abgegeben. Nach diesem Vorfall verbot der US-Oberkommandierende allen Deutschen das Betreten sämtlicher jüdischer DP-Lager in der US-Zone.
Wahrnehmung der DPs durch die deutsche Nachkriegsgesellschaft
Solche Vorfälle und Maßnahmen verstärkten die Abschottung und die von Anfang an in der deutschen Gesellschaft verzerrte Wahrnehmung der Kriminalität der DPs. Nach den Übergriffen der ersten Wochen und Monate wurde im weiteren Verlauf der Schwarzmarkt geradezu zu einem Synonym für DP-Kriminalität. Indes waren Schwarzmarkt und Schwarzhandel als wesentliche Bestandteile einer Mangelgesellschaft in den ersten Nachkriegsjahren verbreitet. Weder handelte es sich um ein Privileg der DPs, noch hätte der Schwarzmarkt ohne deutsche Beteiligung funktionieren können.
Die Forschung ist sich uneins über das Ausmaß der Kriminalität der DPs. Anders als Ulrich Müller für Württemberg-Baden, gelangte Wolfgang Jacobmeyer anhand der Bremer Kriminalstatistik vom Herbst 1945 zum Ergebnis, dass die DPs eine geringere Kriminalitätsrate aufwiesen als die deutsche Bevölkerung. Auch lag laut einer alliierten Untersuchung der Anteil der zwischen August 1947 und Januar 1948 von deutschen und alliierten Militärgerichten verurteilten Täter bei den DPs mit 1,3 Prozent deutlich unter ihrem Bevölkerungsanteil von 3 Prozent. Doch die realen Zahlen spielten kaum eine Rolle in der deutschen Wahrnehmung, die im Wesentlichen „das Ergebnis der Aufarbeitung deutscher historisch-moralischer Verantwortlichkeit auf dem Ablenkungsweg über das bequeme Vorurteil“ war.12 Überdies ließ sich das DP-Feindbild politisch instrumentalisieren. So wurde der Esslinger Oberbürgermeister Fritz Landenberger im Wahlkampf im Februar 1948 von politischen Gegnern aus SPD und KPD als „Dr. Lettenberger“ geschmäht, weil er versucht hatte, die Spannungen um das Lager mit über 5000 Letten zu mindern.
Einen weiteren Streitpunkt im Verhältnis der Deutschen zu den DPs bildete die Beschlagnahmung von Privatwohnungen. Die Alliierten hatten frühzeitig die Beschlagnahmung von „Nazivermögen“ angekündigt. So hatten die Amerikaner beispielsweise in Stuttgart die unter Ägide der SS errichtete „Rotweg-Siedlung“ zugunsten polnischer DPs beschlagnahmt. Nach dem Befehl Eisenhowers, DPs in festen Quartieren unterzubringen, erfolgten im Spätherbst 1945 in Württemberg-Baden teils umfangreiche Beschlagnahmungen. In einigen Fällen, wie etwa bei der Voith-Siedlung in Heidenheim, wo 1300 Personen aus über 200 Häusern betroffen waren, kam es zu einem leidlich geordneten Ablauf. Auch in Geislingen a. d. Steige blieben den Bewohnern zwei Tage Zeit, sodass sie – entgegen den Vorschriften – heimlich Möbel entfernen konnten. Meist musste jedoch mit sehr kurzen Fristen geräumt werden. In Schwäbisch Hall drangen sogar die bisher in Baracken lebenden Polen selbst in die Wohnungen ein und gaben den Bewohnern neunzig Minuten Zeit für eine Räumung. Dass dabei kaum noch, wie es die Regel war, planmäßig zwei Koffer mit persönlichen Gegenständen sowie Wäsche, Kleidung und Lebensmitteln gepackt werden konnten, liegt auf der Hand. In Wasseralfingen wurden am 18. Oktober 1945 nicht weniger als 152 Gebäude mit 318 Wohnungen für die DPs beschlagnahmt. Das waren über 16 Prozent des Wohnraums und damit wohl der höchste Anteil in einer Gemeinde überhaupt.
Sieht man von den Kasernenstandorten ab, ist kein Plan für die Verteilung der Lager und die Beschlagnahmungen zu erkennen. Unklar bleibt auch, weshalb die Militärregierung in drei „Lagern“ keine geschlossenen Komplexe bildete: In Leonberg, teils in Esslingen sowie im sogenannten Lager Oberlenningen, das Zimmer und Teilwohnungen auch in Kirchheim, Nürtingen und anderen Orten umfasste, lebten die DPs entgegen der sonstigen strikten Trennung quasi als Mieter und Untermieter mit der eingesessenen Bevölkerung. Der ursprüngliche Ansatz, „Nazivermögen“ in Anspruch zu nehmen, war jedenfalls rasch obsolet. Man kann im Gegenteil feststellen, dass bei den Beschlagnahmungen von Siedlungen eher Schichten betroffen waren, bei denen eine gewisse Distanz zum NS-System bestanden hatte. Beim alliierten Militär dominierten pragmatische Aspekte. Ausnahmen gab es in Ulm und Stuttgart, wo die Stadtverwaltungen im Herbst 1945 und im Sommer 1946 ihren Spielraum dazu genutzt hatten, vorwiegend Häuser von NSDAP-Parteigenossen zu benennen.
Die Beschlagnahmungen waren für die Betroffenen eine massive Belastung, zumal sie weit länger andauerten als von allen Beteiligten ursprünglich angenommen. So fand auch hier jenseits der objektiven Betroffenheit eine ablehnende, ja feindliche Haltung gegenüber den DPs ihren Anker, obwohl die DPs auch an diesem Prozess keinen aktiven Anteil hatten, sondern Objekt alliierter Maßnahmen waren.
Lagerexistenz: die Lebensverhältnisse der DPs
Die Betreuung der DPs und der Lager oblag der 1943 gegründeten UNRRA, die in Teams von je 13 Personen für die Versorgung mit Lebensmitteln und Gütern des täglichen Bedarfs, für ärztliche Betreuung sowie im weiteren Verlauf auch für berufliche und kulturelle Bildung sorgen sollte. Insgesamt war die Situation uneinheitlich, die Personalfluktuation der UNRRA hoch, die Qualifikation und Eignung der Mitarbeiter unterschiedlich. Deshalb ist die Feststellung sehr verkürzt, in der Tendenz aber sicherlich zutreffend, dass sich die Mitarbeiter der UNRRA meist als Anwalt „ihrer“ DPs verstanden und sich dementsprechend Konflikte auch mit anderen alliierten Stellen entwickeln konnten.
Die USA wollten das Selbstverwaltungsprinzip unter Ägide der UNRRA in umfassender Weise einführen und somit im Kalten Krieg bewusst bestimmte nationale Gruppen stärken. Dazu zählte die Unterstützung der DP-Presse, die wegen ihrer antikommunistischen Tendenz trotz des offiziellen Verbots politischer Äußerungen toleriert wurde; sie ist übrigens eine wichtige Quelle für das Lagerleben. Die erste Lizenz hatte eine estnische Zeitung in Geislingen a. d. Steige erhalten, die bereits im November 1945 erschienen war. Bei den Franzosen hingegen war „Eigenständigkeit nicht erwünscht“, eigene DP-Zeitungen waren verboten und die meist antikommunistischen Aktivitäten nationaler Gruppen unerwünscht, wenngleich nicht gänzlich zu unterbinden.
Die UNRRA kümmerte sich auch um die Bildung der DPs und ihrer Familien. Sie wurde getrennt nach Nationalitäten angeboten, wie die polnische Schule in Schwäbisch Hall erkennen lässt. Das Foto stammt wohl aus dem Jahr 1946.
Während sich in der amerikanischen Zone die UNRRA-Teams im Sommer und Herbst 1945 positioniert hatten, verwalteten in der französischen Zone die Militärbehörden selbst die DP-Lager. Dies änderte sich generell erst nach einem Vertrag der Zonenverwaltung mit der UNRRA am 18. Februar 1946, wobei faktisch aber die Franzosen weiterhin Sonderrechte beanspruchten. Auffällig anders als in den Kreisen Tübingen und Tuttlingen war anscheinend die Situation in Biberach, wo bereits Anfang Juni 1945 ein UNRRA-Team mit elf Mitarbeitern präsent war und außerdem 15 DPs beschäftigte. Im August wurden über 2500 Personen innerhalb sowie 249 DPs außerhalb der Lager betreut; die sowjetischen DPs waren zu diesem Zeitpunkt bereits repatriiert. Obwohl auch hier das Verhältnis von Militärregierung und UNRRA spannungsreich war, konnte die UNRRA in Biberach offenbar frühzeitig umfassend agieren.
Mit dem faktischen Ende der Repatriierungspolitik entwickelten sich die befristet gedachten Lager zu dauerhaften Einrichtungen mit einer differenzierten Infrastruktur – Verwaltung, Polizei, Schulen, Theater und Kirchenräumen. Besonders bemühte sich die UNRRA um Bildung und Ausbildung der DPs. Einige Beispiele: In der Hardt-Kaserne in Schwäbisch Gmünd wurden Schulen für 450 Kinder unter 14 Jahren eingerichtet. Die Lehrkräfte rekrutierten sich hier, wie in allen Lagern, in der Regel aus den Lagerinsassen. 1946 gab es sogar Schullandheimaufenthalte im Gebirge. Für die Esten in Geislingen a. d. Steige bestand schon seit November 1945 eine Grundschule, durch einen Lattenzaun von den deutschen Schülern getrennt. Wenig später wurde ein Gymnasium gegründet. Auch in den jüdischen DP-Lagern sorgte die UNRRA mit der Selbstverwaltung für Unterricht. Erstaunlicherweise waren in Stuttgart auch nichtjüdische Kindergärtnerinnen tätig – das scheint eine Ausnahme gewesen zu sein. In Biberach entwickelte sich 1946 ein geordnetes Schulwesen. Dort entstanden eine litauische, eine polnische und zuletzt eine lettische Grundschule sowie ein Internat für polnische Kinder, deren Eltern in der Umgebung Biberachs arbeiteten. Die Kinder im Kibbuz erhielten durch die begleitenden Lehrer Unterricht in Hebräisch, Geschichte und Palästina-Kunde.
Wert legte man auf berufliche Ausbildung. Sogenannte vocational training schools sind in zahlreichen Lagern nachweisbar. Am großen DP-Standort Ludwigsburg nahmen im Herbst 1948 an Kursen für Zimmerer, Schneider, Maler und Maurer 273 Personen teil. Das Pendant in jüdischen DP-Lagern waren sogenannte ORT-Schulen (Organization for Rehabilitation through Training). Die zentrale Koordination erfolgte in Frankfurt, der Stuttgarter Distrikt umfasste auch Schulen in Heidenheim, Schwäbisch Hall, Wasseralfingen, Ulm sowie im bayerischen Neu-Ulm und Leipheim. In Stuttgart besuchten 1947 über 200 Personen Kurse in Fächern wie etwa Schlosser, Automechaniker, Techniker, Schreiner u. a. m. Sogar drei Universitäten sind zu nennen: Ein 1946 von polnischen
Zum Eigenleben, das sich in den DP-Lagern und DP-Siedlungen entwickelte, gehörte auch das Vereinswesen. Das Foto zeigt die Fußballmannschaft der polnischen DPs in Ludwigsburg im März 1949.
DPs in Esslingen gegründetes Polish Technical College existierte noch im Juni 1949 und verzeichnete damals 154 Studenten für Mechanik und Architektur. Eine tschechische Hochschule in Ludwigsburg hielten US-Inspektoren nur aus politischen Gründen für erhaltenswert, aber Mitte 1949 waren dort 275 Studierende eingeschrieben und man konnte sogar einen Bachelor of Science erwerben. 1949 zog eine ukrainische technische Hochschule mit angeblich 500 Angehörigen von Regensburg zunächst nach Ulm, dann weiter nach Ellwangen.
In allen Lagern gab es eigene Räume für Gottesdienste. Besonders die katholischen polnischen DPs besuchten regelmäßig die Messen. Sie hatten in den größeren Lagern eigene Pfarrer – so ergab sich auch hier kaum ein Kontakt zur deutschen Bevölkerung. Der Geislinger Stadtpfarrer, der den lutherischen Esten schon seit September 1945 die Mitbenutzung der Stadtkirche ermöglicht hatte, musste sich nach Beschwerden aus der Gemeinde beim Oberkirchenrat rechtfertigen. Eine wichtige Rolle kam zudem Kultur- und Sportveranstaltungen zu. Überregionale Bedeutung erwarb sich das im Herbst 1945 im Großlager gegründete „Estnische Theater“ mit Auftritten in der ganzen US-Zone, wobei diese Gruppe stets ein klares politisches Programm verfolgte. In größeren Lagern gab es auch Gastspiele. In Biberach bemühte sich die UNRRA im Sommer 1945 um ein Freizeitprogramm für die DPs mit Partys, Tanzveranstaltungen, Theater- und Filmvorführungen. Unter den sportlichen Aktivitäten stand, wenig verwunderlich, der Fußball an erster Stelle. Es gab eine jüdische Fußballliga, in der die Stuttgarter unter anderem auf Mannschaften aus Bamberg, Landsberg und Regensburg trafen.
Die Lager hatten noch eine weitere Funktion: Sie boten eine der wenigen Möglichkeiten für die DPs, einer „normalen“ Arbeit nachzugehen. Der Plan einer raschen Repatriierung hatte entsprechende Überlegungen zunächst überflüssig erscheinen lassen. Im Gegenteil waren in der US-Zone Beschäftigungsverhältnisse außerhalb der Lager sogar verboten, um die Repatriierung nicht zu beeinträchtigen. Für zahlreiche DPs und die Lagerverwaltungen wurde dies zunehmend zum Problem. So hieß es in der ersten Ausgabe der Stuttgarter jüdischen DP-Zeitung: „Wenn wir fordern und fragen, was wird doch sein das Ende, antwortet man uns, es sei eine Durchgangszeit, eine Periode, durch die Ihr durchmüsst […]. Man verbringt den ganzen Tag ohne irgendetwas zu tun, zu unternehmen.“13
Um einer Demoralisierung vorzubeugen, erließ das Lagerkomitee zwar am 20. Juli 1946 eine Schul- oder Arbeitspflicht für alle 16- bis 24-Jährigen. Mangels geeigneter Gelegenheiten konnte diese aber kaum umgesetzt werden. Eine Statistik für das Lager Weinsberg mit polnischen DPs zeigt den geringen Beschäftigungsgrad: Waren im September 1945 von über 3800 DPs 140 im Lager und zehn außerhalb beschäftigt, so waren ein Jahr später von 1726 DPs auch nur 271 im und 54 außerhalb des Lagers in Arbeit.
Anders als die Amerikaner drängten die beiden anderen Westalliierten auf eine Beschäftigung der DPs. In der französischen Zone wurde mit Rundschreiben vom 1. Februar der DP-Status an die Bereitschaft zur Arbeit geknüpft. In Biberach belegen die wiederholten Aufrufe 1946 zur Mitwirkung beim Straßenbau sowie bei Wald- und Bauarbeiten das geringe Echo derselben. Im Juni 1946 waren nach französischen Quellen erst 12 600 DPs beschäftigt, davon zwei Drittel bei der Zonenverwaltung und nur ein Drittel bei deutschen Arbeitgebern. Doch allmählich zeigte der Druck Wirkung: Anfang 1947 waren demnach rund 20 000 DPs in der französischen Zone als arbeitsfähig eingestuft, von denen über 80 Prozent auch beschäftigt waren. In Tuttlingen verloren im November 1946 fünfzig von damals 460 DPs ihre Unterstützung. Gleichwohl trifft insgesamt die Einschätzung zu, dass die Arbeitsmöglichkeiten der DPs kaum ökonomische Relevanz besaßen, vielmehr Teil der sozialen Betreuung war. Dies konnte wiederum dazu beitragen, dass die Deutschen den DPs subjektiven Arbeitsunwillen unterstellten, in der alten Propagandasprache: Arbeitsscheu.
Von der Repatriierung zum Resettlement, von der Rückführung zur Neuansiedlung
1946 galt nach wie vor der Grundsatz der Repatriierung, der Rückführung in die Heimatländer. Aus Tübingen und der französischen Zone, wo diese damals mit mehr Nachdruck als in der amerikanischen Zone betrieben wurde, sind mehrfach Aufrufe und auch Drohungen überliefert. Die polnischen DPs, die ihre Repatriierung hinauszögerten, sollten nach dem 20. Juni 1946 einem Arbeitszwang unterworfen werden und ihren DP-Status verlieren. Ähnliche Appelle gab es für andere osteuropäische DPs. Im Herbst 1946 starteten die UNRRA, die westlichen Militärregierungen und die polnische Regierung in Warschau einen groß angelegten Werbefeldzug. Sie wollten jedem polnischen DP, der bis zum 31. Dezember 1946 zurückkehrte, bei der Ankunft zusätzliche Nahrungsmittel für sechzig Tage gewähren. Tatsächlich ließen sich nochmals 91 000 DPs zurückführen. Ende 1946 befanden sich in den drei Westzonen noch knapp 300 000 polnische DPs. In Württemberg-Baden zählte man 60 733 DPs, davon jeweils ca. 15 000 Polen, Balten, jüdische DPs und rund 10 000 Ukrainer. Das Reservoir für eine freiwillige Repatriierung war weitestgehend ausgeschöpft.
Die Westalliierten reagierten mit einer organisatorischen Neuaufstellung, zumal der US-Kongress den finanziellen Aufwand reduzieren wollte. Die zum Zweck der Rückführung geschaffene UNRRA wurde durch eine, verkürzt formuliert, internationale Flüchtlingsorganisation mit Schwerpunkt auf den DPs abgelöst. Die Zuständigkeit der im Spätherbst 1946 gegründeten IRO wurde auf die Nachkriegsflüchtlinge sowie jene Personen ausgeweitet, „die schon vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieges als ‚Flüchtlinge‘ angesehen wurden aus Gründen der Rasse, der Nationalität oder ihrer politischen Auffassung“.14 Die IRO war schlechter ausgestattet als die stets eng mit den Militärverwaltungen verbundene UNRRA, ihre Existenz war bis 1950 befristet.
In der französischen Zone übernahm die Militärverwaltung wieder die „volle Verantwortung des DP-Problems“ und arbeitete nach Anlaufschwierigkeiten gut mit der IRO zusammen. Ähnlich lautete die Einschätzung in Balingen: „Das Amt für DP der Militärregierung übernimmt wieder die Verwaltung der Lager und erstellt Bestandslisten. Die IRO kümmert sich um die endgültige Kontrolle der Lage der DP, ihre Ansprüche auf vollständige Unterstützung oder auf juristische Hilfe sowie um ihr Recht auf Emigration und dessen Durchführung.
Demonstration jüdischer DPs vor dem Sitz der amerikanischen Militärregierung in Stuttgart für die Einreise nach Palästina.
Die Arbeit der Militärregierung beschränkt sich von nun an auf die Erstellung von Emigrationsakten, auf die Erarbeitung von verschiedenen Verteilungsplänen auf die Heimatländer, auf die Verbesserung der Schulen für die berufliche Wiedereingliederung und auf die medizinische und soziale Kontrolle.“15
Der grundlegende Wandel der alliierten DP-Politik war die Antwort auf die im Kalten Krieg unrealistisch gewordene Rückführung. Das Ziel lautete nun Neuansiedlung in aufnahmebereiten Drittländern. Als Glücksfall (auch) in dieser Hinsicht erwies sich die Gründung des Staates Israel am 14. Mai 1948. Bald konnten monatlich 5000 jüdische DPs dorthin auswandern.Zugleich liberalisierten die USA in zwei Schritten die Einwanderung: Ab Mitte 1948 konnten bis zu 200 000 Personen einreisen, die schon Ende 1945 in der US-Zone gelebt hatten. Zwei Jahre später verlegte man den Stichtag auf den 1. Januar 1949. Freilich wählten die Aufnahmeländer nur bestimmte Personengruppen aus, nämlich alleinstehende, gesunde, arbeitsfähige, männliche DPs. Das Ergebnis der Auswanderung übertraf die Erwartungen. Dennoch sollten bis zum Abschluss noch Jahre vergehen.
Die Franzosen hingegen hielten länger am Grundsatz der Repatriierung fest. Im ersten Halbjahr 1947 wurden noch über 8300 DPs repatriiert. Außerdem hatte Frankreich sich von Anfang an um Arbeitskräfte insbesondere für den Bergbau und die Landwirtschaft auch unter den DPs bemüht, allerdings mit mäßigem Erfolg. Immerhin waren bis Anfang 1948 über 4000 DPs, die die französische Zone verlassen hatten, aber nicht in die Heimat zurückgekehrt waren, nach Frankreich gegangen. Tuttlingens Kreisgouverneur Estrade berichtete von einer bis Ende 1948 andauernden Phase der Umorientierung. In diesem Jahr war im ehemaligen jugoslawischen Lager ein Durchgangslager für Auswanderer eingerichtet worden, in dem Kommissionen aus den Aufnahmeländern ihnen geeignet erscheinende Auswanderungswillige auswählten. So konnten beispielsweise von 916 vorgestellten Personen 557 nach Venezuela ausreisen, eine marokkanische Kommission übernahm acht von 50 überprüften DPs.
1949 wurde in Tuttlingen auch ein Durchgangslager für die bisher privat untergebrachten DPs eingerichtet. Die beiden Lager waren angesiedelt in Teilbereichen des zentralen Rückkehrerlagers für deutsche Kriegsgefangene. Insgesamt gingen zwischen Mai und Jahresende 1949 über 11 300 Personen durch die Lager.
DPs unter deutscher Zuständigkeit: „Heimatlose Ausländer“
Während des Auswanderungsprogramms zeichnete sich ab, dass die Westalliierten nach der Gründung der Bundesrepublik die Zuständigkeit für die verbleibenden DPs den deutschen Behörden übertragen würden. Über die Zahl der verbleibenden DPs bestand wegen des laufenden Auswanderungsprogramms erhebliche Unsicherheit. Eine Schätzung, die den deutschen Stellen kommuniziert und später nur unwesentlich überschritten wurde, belief sich auf 106 000 Personen. Davon galt ein hoher Anteil von rund 13 Prozent als dauerhaft pflegebedürftig.
Für Württemberg-Baden wurde schließlich eine Ausnahmequote von etwa 7500 DPs bekanntgegeben. Dies hatte einen Aufschrei der Kommunen und des Städteverbands zur Folge. In Winnenden trat gar der Gemeinderat geschlossen zurück, um gegen die Aufnahme von 100 heimatlosen Ausländern zu protestieren. Kein Wunder, dass ein Mitarbeiter der United States European Command (EUCOM) erklärte: „Meine Beobachtungen haben mir die Auffassung vermittelt, dass es im moralischen Klima Deutschlands keine Anzeichen dafür gibt, dass man deutschen Behörden Zuständigkeit und Kontrolle über nichtjüdische oder jüdische DPs anvertrauen könnte.“16
Doch es kam – erwartungsgemäß – anders. Denn auch die Besatzungsmächte wollten sich eines ihnen zunehmend lästigen Themas entledigen. Die Alliierte Hochkommission teilte der Bundesregierung Anfang Februar 1950 mit, dass die IRO über den 30. Juni 1950 hinaus nur noch jene DPs betreuen würde, die bereits in einem Resettlement-Verfahren stünden. Die übrigen DPs würden in die Verantwortung der Bundesregierung unter Vorbehalt der alliierten Rechte übergeben, deren zivilrechtlicher Status einer gesetzlichen Regelung bedürfe.
Die Bundesregierung erklärte ihre Bereitschaft zur Übernahme der DP-Lager, bekräftigte die historische Verpflichtung gegenüber den DPs und sagte verbindlich eine gesetzliche Regelung zu. Dabei verwendete sie erstmals den Terminus „Heimatlose Ausländer“. Er lässt wohl nicht zufällig jeglichen Hinweis auf die unverschuldete Zwangsverschleppung und die Verantwortlichkeiten vermissen. Das am 25. April 1951 verabschiedete Gesetz über die Rechtsstellung der heimatlosen Ausländer erfüllte die Forderungen der Alliierten. Es war, so Wolfgang Jacobmeyer, ein großzügiges Gesetz, da es über das bisher geltende internationale Flüchtlingsrecht hinausreichte. In weiten Bereichen galt eine völlige Gleichstellung, etwa bei Eigentumserwerb, Berufsausübung, Sozial- und Arbeitslosenversicherung und Arbeitsfürsorge, öffentlicher Fürsorge und Steuerwesen. Freilich wurde die von IRO und DP-Vertretern angestrebte völlige Gleichstellung mit den deutschen Flüchtlingen und Vertriebenen versagt, die durch Soforthilfe und Lastenausgleich als Entschädigungsleistungen auch gegenüber der eingesessenen deutschen Bevölkerung Sonderrechte genossen. Bemühungen der DPs um Wiedergutmachungsleistungen blieben zunächst ohne Erfolg.
Zum 1. Juli 1950 registrierte man im Land noch rund 7500 von zu „heimatlosen Ausländern“ mutierten DPs, davon lediglich 1145 im Landesbezirk Baden, und zwar in der Rheinlandkaserne Ettlingen. Später wuchs die Zahl noch auf über 10 000 Personen an. Zunächst wurden Kasernen an den bekannten Garnisonstandorten, zuvörderst Ulm und Ludwigsburg, in staatliche Wohnheime unter deutscher Verwaltung umgewandelt. Daneben blieben noch 13 Durchgangslager unter Aufsicht der für die Abwicklung noch begrenzt aktiven IRO bestehen. Die Zahl der in Württemberg-Hohenzollern verbleibenden DPs bezifferte Gouverneur Guillaume Widmer im Januar 1950 auf etwa 4000 Personen. Mit der IRO ging er damals von einer zentralen Unterbringung in einem einzigen Lager in Biberach aus. Tatsächlich lag dann die Zahl deutlich niedriger. Als im November 1950 die IRO in den Lagern eine unzureichende Unterbringung, Mängel bei der Kohlenversorgung und der Einhaltung der Verpflichtungen feststellte, war von insgesamt 800 DPs die Rede, die größtenteils als nicht auswanderungsfähig eingeschätzt wurden.
Die Verteilung auf die Kommunen bedeutete einmal mehr die Unterbringung in Baracken, meist wiederum am Ortsrand und weitab von der deutschen Bevölkerung. Stuttgart wollte einen anderen Weg gehen und plante auf dem Steinhaldenfeld Wohnblöcke für bis zu 3000 Personen. Doch die dortige Siedlergemeinschaft entfachte einen Proteststurm, sodass die Stadt von ihrem Plan abrückte. Einige Wohnblöcke entstanden dennoch und zwar im Stadtteil Rot. Dort hatten Volksdeutsche aus Jugoslawien, die jahrelang in Baracken eines Zwangsarbeiterlagers leben und sich als Jugoslawen und Ausländer hatten titulieren lassen müssen, bereits 1949 ein genossenschaftliches Siedlungsprojekt begonnen, das an die 1938 errichtete SS-Siedlung angrenzte.
Jemals in Deutschland zuhause?
Die DPs waren nicht nur Teil der allgemeinen Konkursmasse des Krieges oder Zwangsmigranten in Nachkriegsdeutschland, sondern unmittelbare Opfer des NS-Regimes. Wie keine andere Opfergruppe mussten sie eine Kontinuität von Fremdbestimmung und Lagerexistenz erleben, die zu Entfremdung und Entmündigung führte. „Was ursprünglich als Hilfe gedacht war und als Schutz, gerade das machte sie am Ende hilfsbedürftig und schutzlos.“17 Für die Westalliierten wurden die DPs zur Last, als sich die Repatriierung nicht als dauerhafte Lösung erwies. Für die Deutschen waren und blieben die DPs Fremde, zumal es zu keinen nennenswerten Kontakten kam und die Lagerexistenz der DPs die verzerrte Wahrnehmung beförderte. Erst recht blieb die Frage nach den Ursachen und der eigenen Verstrickung außen vor.
Rund 10 000 ehemalige DPs verblieben im Südwesten. Die Einrichtung eines DP-Altersheims in Dornstadt bei Ulm sowie einer Siedlung für die „heimatlosen Ausländer“ in Ludwigsburg-Grünbühl beförderten eine gewisse Schwerpunktbildung; an manchen Orten mit DP-Lagern zeugen heute Grabstätten und Gedenksteine von dieser Migrationsgeschichte. Dennoch ist die Geschichte der Zwangsarbeiter und DPs im öffentlichen Raum wenig präsent, obwohl sie als Lehrstück für den Umgang mit Migranten sowie für den Umgang mit historischer Verantwortung begriffen werden kann. Oder, um es abschließend mit den Worten einer jüdischen DP im Sommer 1947 zu formulieren: „Keine Displaced Person kann sich jemals in Deutschland zu Hause oder normal fühlen. Die DP-Lager werden immer eine Art Ghetto sein. Zwei Jahre nach der Befreiung fühlen sie, dass sie dort nicht willkommen und nicht gewollt sind. Eine Displaced Person […] ist immer von Hilfe abhängig, braucht immer Schutz, hofft immer auf jemanden, der etwas für sie tut. Sie fühlen sich unterlegen, solange sie in Deutschland leben […] Deutschland und die deutsche Bevölkerung erinnert sie jeden Tag an ihre schrecklichen Erfahrungen in der Vergangenheit.“18
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Mathias Beer
Zünglein an der Waage bei der Abstimmung über den Südweststaat: Flüchtlinge und Vertriebene in Baden-Württemberg
Es waren zwei Nachbarkinder,
Die hatten sich beide lieb,
Bald etwas mehr oder minder –
(Ach, wenn es nur immer so blieb!)1
Mit diesen Zeilen beginnt ein 1921 in der Münchner Zeitschrift Jugend anonym veröffentlichtes Gedicht. Es umfasst fünf Strophen und trägt den Titel Der Schwäbische Brautwerber. Als Volksballade, die einen Erzählstoff der griechischen Antike aufgreift, erfuhren die Verse weite Verbreitung, wofür zahlreiche bis in die Gegenwart nachgewiesene Varianten sprechen. Zur Popularität des Gedichtes hat sicher auch beigetragen, dass es in humorvoller Weise wie im treffenden und daher einprägsamen Bild der Eheschließung eine grundsätzliche Frage der südwestdeutschen Landesgeschichte auf den Punkt bringt: Die sich über Jahrzehnte hinziehenden Pläne zur Vereinigung von Württemberg und Baden. Diese lagen 1921, wie die letzte Strophe des Gedichtes erkennen lässt, auf Eis, weil mit dem fehlenden gegenseitigen Vertrauen eine Grundvoraussetzung für das Gelingen der Ehe fehlte.
Noch heute sind beide zu schauen
Als Bräutigam und als Braut:
Man kann sie leider nicht trauen,
Weil kein’s dem anderen traut!
Trotz der im Laufe der folgenden Jahrzehnte vielfältigen und immer wieder angestoßenen Anbandelungsversuche blieb der Zusammenschluss der beiden Staaten im deutschen Südwesten in der Weimarer Republik über 1921 hinaus in der Schwebe. Er sollte es trotz aller politischen Umwälzungen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts auch noch lange Zeit bleiben. Erst die tiefe Zäsur des Zweiten Weltkriegs und die als Folge der bedingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches neue territoriale Ordnung im Südwesten – zwei Besatzungszonen
„Erst prüfe, wer sich ewig bindet.“ Wie die „Badischen Neuesten Nachrichten“ in Karlsruhe mit ihrer Karikatur vom 23. September 1950 begleitete die Presselandschaft mit großer Aufmerksamkeit sowie in Schrift und Bild die Gründung des Südweststaats.
und drei Länder – gaben dem Werben Württembergs um Baden neuen und nach 1948 nochmals gesteigerten Auftrieb.
In den heftiger werdenden Auseinandersetzungen um einen Zusammenschluss Württembergs, Badens und der Hohenzollerischen Lande, gegen den sich Baden vehement wehrte, stand auch weiterhin das Ehemotiv hoch im Kurs. Es überrascht daher nicht, dass Der schwäbische Brautwerber erneut Konjunktur hatte. Doch die württembergisch-badische Liebesneckerei artete nun in einen regelrechten Streit aus. Eine zeitgenössische Karikatur zeigt zwei sich unversöhnlich gegenüberstehende Kampfhähne. In Redebeiträgen und zahlreichen Papieren von Politikern, in Schrift und Bild der Presse, in Liedern sowie Gedichten und auch bei einer Probeabstimmung, zu der die Bevölkerung Württemberg-Badens, Badens und Württemberg-Hohenzollerns im September 1950 aufgerufen worden war, bestimmte der Kampf um den Südweststaat die Arena.
Mit dem Einschalten der beiden Besatzungsmächte, der USA und Frankreichs, dem Schaffen eines eigenen Artikels im Grundgesetz (Art. 118 GG), dem Eingreifen der Bundespolitik und des Bundesverfassungsgerichts reichte die Auseinandersetzung weit über die drei Länder hinaus. Sie wurde erst 1951 als Ergebnis einer bindenden Volksbefragung beigelegt und schließlich 1970 auch juristisch endgültig geklärt.
Die Hochzeit zwischen dem Jahrzehnte kraftvoll werbenden Bräutigam Württemberg und der sich lange zierenden Braut Baden wurde nach der Volksabstimmung am 9. Dezember 1951 vollzogen und bekanntgegeben. In einer überaus turbulenten Sitzung hielt Reinhold Maier (1889–1971), der erste, als „Remstalfuchs“ in die Geschichte eingegangene Ministerpräsident des neuen, noch namenlosen Bundeslandes, den denkwürdigen Augenblick fest: „Gemäß § 14, Absatz 2, Satz 2 wird hiermit der Zeitpunkt der Bildung der vorläufigen Regierung auf den gegenwärtigen Augenblick, nämlich auf Freitag, den 25. April 1952, 12 Uhr 30 Minuten festgelegt. Mit dieser Erklärung sind gemäß § 11 des zweiten Neugliederungsgesetzes die Länder Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern zu einem Bundesland vereinigt.“2
Die mit dem neuen Bundesland, das im Herbst 1953 auch seinen Namen Baden-Württemberg erhielt, letztendlich auf friedlichem Weg vollzogene Eheschließung darf aber nicht über nach wie vor vorhandene Reminiszenzen des langen Annäherungsprozesses hinwegtäuschen. Wenn man auf einem Autoaufkleber liest, dass es „Badische und Unsymbadische“ gebe oder wenn man ein Fußballspiel zwischen dem Karlsruher SC bzw. dem SC Freiburg und dem VFB Stuttgart miterlebt, so sind das nur zwei aus einer Reihe von Beispielen, die an die zwei Nachbarkinder erinnern, die sich lieb haben, „bald etwas mehr oder minder“.
Der schwäbische Brautwerber steht aber nicht allein für den langwierigen und schwierigen Prozess, der zur Entstehung des neuen Bundeslandes Baden-Württemberg führte. Er liefert auch ein Indiz für die vorherrschende Sicht auf die Südweststaatgründung. Wie im Gedicht ist sie in der überwiegenden Zahl der Fälle nur auf die beiden Brautleute Württemberg und Baden fixiert. Das zeigen die Festveranstaltungen aus Anlass der runden Geburtstage des Landes wie die umfangreiche wissenschaftliche Literatur zum Thema. Ob die wenigen Monographien oder die zahlreichen Aufsätze, alle schlagen den gleichen Ton an: Württemberg und Baden haben sich vereinigt, Badener und Württemberger haben zueinander gefunden und den Grundstein für das „Muschterländle“ gelegt, heißt es zwar schwäbisch bescheiden, aber mit umso größerem Stolz und Selbstbewusstsein. Der Eindruck, die einzige und zudem äußerst erfolgreiche Länderneugliederung nach 1945 sei allein eine Angelegenheit der beiden Brautleute gewesen, hat sich trotz vereinzelter anderslautender Stimmen verfestigt, ja, er ist zum Gemeingut, zur offiziellen Geschichtsauffassung geworden.
Aber ist diese Einschätzung zutreffend? War die Landesneugründung nur eine Angelegenheit der Württemberger und Badener? Schon die Erfahrungen über das Zustandekommen von Ehen schlechthin sollten nachdenklich stimmen. Es wirken immer mehrere Faktoren zusammen und unterschiedliche Kräfte entfalten ihre Wirkung. Diese sind, auch das lehrt die Praxis, umso mehr erforderlich, wenn es sich, wie im Fall der Württemberger und Badener, ausdrücklich nicht um eine Liebesheirat, sondern eher um eine Zweckehe handelt. Sicher spielten die lange Vorgeschichte, die einschneidenden Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs, die Nachkriegsverhältnisse, die Besatzungsmächte, die Landes- und die Bundespolitik, einzelne Persönlichkeiten und auch der Zufall eine Rolle. Aber ein Faktor ist bisher, wenn überhaupt, zu wenig gewürdigt worden: die Bevölkerung. Sie hat sich im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben mit ihrer Abstimmung bei der Volksbefragung am 9. Dezember 1951 für das neue Bundesland ausgesprochen. Es handelte sich zwar um eine knappe und angesichts des Zuschnitts der Abstimmungsbezirke nicht unumstrittene Entscheidung. Dennoch war es ein bindendes Votum mit einem klaren Auftrag an Legislative, Judikative und Exekutive. Daher ist die Bevölkerung als der Schlüssel anzusehen, der die Tür zum Südweststaat öffnete.
Den Stellenwert der Bevölkerung hervorzuheben, heißt zugleich, nach der Zusammensetzung der Bevölkerung im Jahr 1951 zu fragen. Bestand sie nur aus Württembergern und Badenern – Franken, Kurpfälzer, Hohenloher, Vorderösterreicher und Hohenzollern nicht zu vergessen? Mit der Fokussierung der Auseinandersetzung auf Württemberger und Badener bleibt offensichtlich ein erheblicher Teil der Bevölkerung unberücksichtigt: Die hunderttausenden Zuwanderer im Südwesten, die damals in ihrer überwiegenden Mehrheit bereits eingebürgert waren und daher wählen durften, aber als Flüchtlinge und Vertriebene in den drei südwestdeutschen Länder zu diesem Zeitpunkt längst noch Außenseiter, nicht unbedingt wohlgelittene Fremde waren. Sie einfach zu ignorieren, was allein schon ihre Zahl verbietet, heißt, diese „Neigschmeckten“, wie man im Schwäbischen Zuwanderer liebevoll-bissig nennt, aus der Bevölkerung und damit auch aus der Südweststaatgründung weitgehend auszuklammern. Dabei zeigt sich gerade bei dem in letzter Zeit wieder zu Ehren gekommenen Plebiszit der Stellenwert der gesamten Bevölkerung als ein wesentliches Element gelebter Demokratie. Hier zählt jede Stimme, ohne Unterschied von Herkunft, Glaube, Sprache oder sozialer Stellung – und diese Stimmen können etwas bewegen. Dementsprechend fielen nicht nur, aber insbesondere bei der Volksabstimmung von 1951 auch die Stimmen der Flüchtlinge und Vertriebenen ins Gewicht. Es waren also nicht lediglich zwei Nachbarskinder, die damals zur Wahl gingen und in ihrer Mehrheit für den Südweststaat stimmten, sondern viele, die der Zweite Weltkrieg und seine Folgen unfreiwillig auch in die Nachbarschaften der württembergischen und badischen Gemeinden und Städte geführt hatte. Warum und woher kamen sie? Wie wurden sie aufgenommen? Wie stimmten sie ab?
Ein großes Experiment: Bevölkerungsentwicklung und Besatzungspolitik nach 1945
„Seit Jahrhunderten hat sich die Zusammensetzung des schwäbischen Volkes nicht geändert. Die Aufnahme von vielen Tausenden Ausgewiesenen stellt ein großes Experiment dar.“3 Diese Sätze stehen in einem am 30. April 1946 veröffentlichten Merkblatt. Mit ihm wandte sich Theodor Eschenburg (1904–1999) an die Bewohner der französisch besetzten Gebiete Württemberg und Hohenzollern. Er tat dies in seiner weitgehend in Vergessenheit geratenen Funktion als Landeskommissar für das Flüchtlingswesen. Dieses Amt, dessen Aufbau er wesentlich geprägt hat, steht am Anfang der Karriere Theodor Eschenburgs. Sie führte den gebürtigen Norddeutschen aus der Verwaltung des Landes Württemberg-Hohenzollern schließlich in die Wissenschaft. Von dem 1952 erhaltenen Lehrstuhl für Politikwissenschaft an der Eberhard Karls Universität in Tübingen entfaltete er bis zu seinem Tod eine breite wissenschaftliche und öffentliche Wirkung. Er zählt zu den Architekten des neuen Bundeslandes Baden-Württemberg.
Das Merkblatt erläutert in 14 Punkten detailliert und einfühlsam, weshalb die Ausgewiesenen aufzunehmen waren, verbunden mit klaren Vorgaben, wie ihnen zu begegnen sei. Es endet mit dem Appell: „So wirket alle mit in Handlung und Haltung, dass diese Last, die uns in unserer Not noch überdies aufgebürdet ist, eines Tages zum Segen des Landes werde.“ Selbst unsicher, ob
sein Wunsch in Erfüllung gehen würde, äußerte Eschenburg die Hoffnung und Erwartung „dass dieses uns auferlegte Experiment gelinge[n]“ möge.
Eschenburg und mit ihm viele seiner Zeitgenossen griffen nicht zu hoch, wenn sie so dramatisch formulierten. Während und am Ende des Zweiten Weltkrieges wurden wesentlich als Folge der nationalsozialistischen Eroberungs-, Besatzungs- und Vernichtungspolitik Millionen von Europäern zu Opfern willkürlicher von Staaten initiierten Zwangsmigrationen, darunter rund 12,5 Mio. deutsche Flüchtlinge und Vertriebene. Sie mussten aus ihren Heimatorten in den Ostgebieten des Deutschen Reiches und einer Reihe von Staaten Ostmittel- und Südosteuropas flüchten, sie wurden umgesiedelt, ausgewiesen oder vertrieben. Es handelte sich um ein in der europäischen Geschichte beispielloses Bevölkerungsexperiment. Das auch von den Alliierten als „friedensstiftendes Instrument“ angesehene Verschieben von Menschen brachte unbeschreibliches Leid und Elend und hatte millionenfache Entwurzelung, Heimatlosigkeit sowie unzählige Tote zur Folge. Über die Durchführbarkeit des Experiments waren sich die Alliierten zunächst nicht im Klaren. Aber dass es durchgeführt werden musste, darüber bestand dem Ziel des ethnisch reinen Nationalstaats folgend grundsätzlich Konsens – in Ost und West.
Der beschlossene Bevölkerungstransfer war nicht die erste, wohl aber die größte gewaltsame Bevölkerungsverschiebung in der Geschichte des 20. Jahrhunderts. Man wollte mit diesem bewusst und zielstrebig eingeleiteten Experiment, mit dieser Zwangsumsiedlung ein für alle Mal „reinen Tisch machen“, wie es der englische Premierminister Winston Churchill 1944 formulierte. Durch die euphemistisch „Umsiedlung“ genannte Ausweisung, bei der man sich auf den griechisch-türkischen Bevölkerungsaustausch von 1923, aber auch auf die nationalsozialistische Umsiedlungspolitik berief, sollte eine „ethnische Säuberung“ in den Aussiedlungsgebieten erreicht werden. Von ihr sowie der erzwungenen und endgültigen Aufnahme in den Ansiedlungsgebieten der Vertriebenen versprach man sich eine dauerhafte Lösung der Minderheiten- und Volksgruppenkonflikte in Ostmitteleuropa und damit ein friedliches Nachkriegseuropa.
Zwei Drittel der im Rahmen der „wilden Vertreibungen“ und nach dem Potsdamer Abkommen „geregelt“ Ausgewiesenen waren Vertriebene im eigenen Land. Sie stammten aus den Ostgebieten des Deutschen Reiches, die entweder abgetreten oder zunächst unter polnische Verwaltung gestellt wurden. Das andere Drittel waren Angehörige deutscher Minderheiten, die seit Jahrhunderten in Ostmitteleuropa siedelten, in der Tschechoslowakei, in Polen, in der Sowjetunion, in Ungarn, Jugoslawien und Rumänien. In die Sowjetische Besatzungszone kamen etwa 4,5 Mio. „Umsiedler“, so die dort vorgeschriebene Bezeichnung. Die anderen rund acht Mio. Vertriebenen kamen in die drei westlichen Besatzungszonen. Zusammen bildeten die Geflohenen, Ausgewiesenen und Umgesiedelten „Deutschlands Problem Nr. 1“,4 die Flüchtlingsfrage. Dass man von einer „Frage“ sprach, war kein Zufall, denn Antworten darauf, wie dieser Bevölkerungszuwachs zu bewältigen war, gab es zunächst nicht.
Ein Experiment ohne Vorbild und absehbares Ergebnis, wie Eschenburg treffend formulierte, war auch die Aufnahme einer solch großen Zahl von Menschen unter den Voraussetzungen eines besiegten, zerstörten, besetzten und viergeteilten Landes, dessen Bevölkerung hungerte und fror – an ihrem Wohnort, evakuiert, deportiert oder in Kriegsgefangenschaft. Die Alliierten hatten keine Planungen entwickelt, wie mit den Flüchtlingen und Vertriebenen umgegangen werden sollte. Wie sich bald herausstellen sollte, waren sie von der falschen Annahme ausgegangen, dass das Konfliktpotenzial gering sein würde, wenn Menschen gleicher Volkszugehörigkeit zusammengeführt werden. Fest stand für die Besatzungsmächte nur, dass es kein Zurück gab und dass die Herausbildung von Vertriebenenminderheiten im Ansiedlungsgebiet zu verhindern war. In einem möglichst schnellen Verschmelzungsprozess von örtlicher Bevölkerung und den Vertriebenen sah man das geeignete Mittel dafür: „Unsere Politik ist die totale Assimilation der Ausgewiesenen an die deutsche Gemeinschaft“,5 stellten die amerikanischen Besatzungsbehörden klar. In möglichst kurzer Zeit sollten die Vertriebenen von der eingesessenen Bevölkerung „aufgesogen“ werden, sich nicht mehr von ihr unterscheiden. Nicht nur die amerikanische Militärregierung setzte nach dem Grundsatz Make the Germans do it mit klaren Vorgaben, Kontrollen und Strafen alles daran, die Bemühungen der zunächst zögerlich bis abweisend reagierenden deutschen Stellen auf die Assimilation der Vertriebenen zu richten. Diese Vorgaben wirkten sich unterschiedlich aus. Die Besatzungszone und innerhalb einer Zone die von Land zu Land und auch regional unterschiedlichen Charakteristika des Aufnahmegebietes spielten ebenso eine Rolle wie Zahl und Herkunft der Vertriebenen. Solche Faktoren beeinflussten den Verlauf der Integration im Südwesten nachhaltig und verliehen ihr bei allen Gemeinsamkeiten spezifische Merkmale, durch die sich der Eingliederungsprozess hier von den Entwicklungen in anderen Bundesländern und auch innerhalb der einzelnen Regionen des Landes unterscheidet.
Südwestdeutschland wurde bei Kriegende von amerikanischen und französischen Truppen besetzt. Die beiden Alliierten mit unterschiedlichem Besatzungsregime und unterschiedlichen deutschlandpolitischen Planungen richteten zwei Besatzungszonen ein. Die von logistischen Überlegungen bestimmte Grenze verlief südlich der Autobahn A 8 von Karlsruhe nach Ulm. Nord-Württemberg und Nord-Baden gehörten zur amerikanischen Zone und wurden im September 1945 zum Land Württemberg-Baden zusammengefasst. Süd-Baden, Süd-Württemberg und Hohenzollern wurden der Französischen Zone zugeschlagen. Auf deren Gebiet errichtete die Militärregierung im Herbst 1946 zwei Länder: (Süd-)Baden und Württemberg-Hohenzollern. Die einzelnen Regionen waren vom Krieg und insbesondere von den alliierten Luftangriffen in unterschiedlichem Maß betroffen. Große Schäden wiesen die Verkehrswege und viele der in Trümmern liegenden Städte auf. Von dem verfügbaren Wohnraum requirierten die Besatzungsmächte einen Teil. Im Vergleich zu den Städten wiesen die ländlichen Gemeinden in der Regel kaum Zerstörungen auf. Hier war auch die Ernährungslage besser. Dennoch musste 1946 in der amerikanischen Zone der Kaloriensatz auf 1275 gesenkt werden. In Württemberg-Hohenzollern lag er sogar unter 1000 Kalorien.
Vor diesem Hintergrund und den zusammengebrochenen Verwaltungen fanden Migrationen riesigen Ausmaßes statt: „Auf den Landstraßen und in den Zügen spielten sich bei dieser Massenwanderung unbeschreibliche Szenen ab. Nie reichten die Transportmöglichkeiten aus, und die Straßen waren voll von hilflosen Menschen, die verzweifelt nach einer Bleibe suchten“, schrieb der Militärgouverneur der amerikanischen Besatzungszone, General Lucius D. Clay.6 Zu den Menschen die unterwegs waren, zählten neben den Kriegsgefangenen und Heimkehrern abertausende, jetzt als Displaced Persons7 eingestufte ehemalige Zwangsarbeiter des NS-Regimes. Noch 1949 registrierte man allein in Württemberg-Baden über 80 000 von ihnen. Eine weitere Gruppe bildeten die während des Krieges Evakuierten. 1948 lag ihr Anteil an der Bevölkerung des Landkreises Sinsheim noch bei 13,2 Prozent. Hinzu kam nun, in Fortführung der während des Krieges aufgenommenen „Heim-ins-Reich-Umsiedlern“ und der Flüchtlinge seit Kriegsende in kürzester Zeit eine riesige Zahl von Vertriebenen. Es war die zusätzliche Last, „die uns in unserer Not noch überdies aufgebürdet ist“, von der Theodor Eschenburg 1946 sprach.
Im Vergleich zu den Hauptaufnahmeländern im Westen – Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Bayern – war die im Südwesten zu schulternde Flüchtlingslast deutlich geringer. Zudem waren die Flüchtlinge und Vertriebenen in den beiden Besatzungszonen ungleich verteilt. Württemberg-Baden hatte entsprechend den amerikanischen Vorgaben seit dem Herbst 1945 viele
Tab. 1: Vertriebene in Baden-Württemberg nach Herkunft (1950 und 1960)
Flüchtlinge und Vertriebene aufzunehmen, über 800 000 in zwei Jahren. Nur einen Bruchteil davon betrug die Zahl der zu diesem Zeitpunkt in den beiden Ländern der französischen Zone aufgenommenen Flüchtlinge. Die französische Regierung verschloss sich ihren deutschlandpolitischen Zielen folgend zunächst erfolgreich der Aufnahme von Vertriebenen. Es waren gerade mal 30 000, die den Flüchtlingskommissar Theodor Eschenburg im Frühjahr 1946 zum Ärger der Besatzungsmacht veranlassten, weitreichende organisatorische Maßnahmen zur Aufnahme der Ausgewiesenen zu ergreifen. Er tat dies in der festen, sich mit den Absichten der Besatzungsmächte deckenden Überzeugung, dass es keine Rückkehr in die Herkunftsgebiete geben würde. Daraus zog er den Schluss, dass Pläne zu entwickeln waren, die auf eine geregelte Aufnahme, Verteilung und, langfristig betrachtet, endgültige Eingliederung der Zuwanderer zielten.
Auch die Herkunft der Vertriebenen im Südwesten ist auf die jeweils spezifische Flüchtlingspolitik der Besatzungsmächte zurückzuführen. In das vorwiegend evangelische Württemberg-Baden kamen in erster Linie Sudetendeutsche und Ungarndeutsche, also zu 85 Prozent Auslandsdeutsche, vorwiegend Katholiken. Dies war, wie häufig gemutmaßt wird, nicht irgendwelchen kulturellen Verwandtschaften der Vertriebenen zur Bevölkerung des deutschen Südwestens geschuldet, sondern allein der Notwendigkeit, die Zwangsumsiedlungen auf kürzestem Weg von Ost nach West durchzuführen. Deshalb sind die Vertriebenen aus der Tschechoslowakei und aus Südosteuropa vorwiegend in den süddeutschen Raum verbracht worden. Demgegenüber war in der französischen, überwiegend katholischen Zone der Anteil vorwiegend evangelischer Vertriebener aus Ostpreußen, Pommern, Brandenburg und Schlesien verhältnismäßig hoch. Sie kamen erst später über Dänemark, wohin sie in den letzten Kriegsmonaten evakuiert worden waren, sowie im Zuge der Binnenumsiedlungen zwischen 1948 und 1956 aus westdeutschen Ländern nach (Süd-)Baden und Württemberg-Hohenzollern.
Verteilung der Vertriebenen auf dem Gebiet Baden-Württembergs 1950
Bei der Volkszählung von 1950 betrug die Zahl der Vertriebenen (861 526) und Flüchtlinge (144 140) auf dem Gebiet des späteren Baden-Württemberg über eine Million – der höchste Zuwanderungsgewinn, den die Territorien des Südwestens je erlebt haben. Das entspricht einem Anteil von durchschnittlich 15,6 Prozent an der Gesamtbevölkerung. Dabei hatten die Gebiete in Württemberg-Baden weitaus höhere Anteile zu verzeichnen als die beiden Länder der französischen Besatzungszone. Mit knapp einem Siebtel an den Einwohnern der drei Länder stellten die Flüchtlinge und Vertriebenen einen erheblichen Teil der Bevölkerung dar und zugleich ein Wählerpotenzial von beträchtlichem Gewicht bei der Südweststaatabstimmung 1951.
Die Zahl der Vertriebenen und Flüchtlinge erhöhte sich in den folgenden Jahren weiter, insbesondere als Folge des verstärkten Zuzugs vor allem von DDR-Flüchtlingen, der im Bundesvertriebenen- und Flüchtlingsgesetz (BVFG) von 1953 neu festgelegten Definitionen (Vertriebener, Heimatvertriebener, Flüchtling) und der Binnenumsiedlungen in der Bundesrepublik. Zugleich kam es zu einer gewissen Angleichung bei der Verteilung innerhalb der vier großen Landesteile. Für 1961 ermittelte die Statistik über 1,2 Mio. Vertriebene und rund 415 000 Flüchtlinge, insgesamt über 1,6 Mio. Menschen. Ihr Anteil an den Regierungsbezirken war unterschiedlich, in Nordwürttemberg lag er bei knapp 26 Prozent, in Nordbaden bei fast 21 Prozent, in Südbaden bei gut 15 Prozent und in Württemberg-Hohenzollern bei knapp 17 Prozent. Damit betrug der Anteil der Flüchtlinge und Vertriebenen an der Gesamtbevölkerung des Landes annähernd 21 Prozent. Sie stellten den Hauptanteil an dem riesigen Bevölkerungszuwachs von 65 Prozent, den der Südwesten trotz der kriegsbedingten Verluste seit 1945 verzeichnet hat.
Wie Theodor Eschenburg zutreffend festgestellt hatte, veränderte sich durch diese unerwartete, in ihrer Dimension bisher nicht gekannte Zwangsmigration die Zusammensetzung der Bevölkerung im deutschen Südwesten nach dem Zweiten Weltkrieg in kürzester Zeit grundlegend. Was wissenschaftlich nüchtern als Bevölkerungszuwachs und neue demographische Struktur mit spannenden Ausgleichsprozessen beschrieben wird, hatte in der Anfangszeit schwerwiegende Folgen für das Zusammenleben von Alt- und Neubürgern.
Ihr und Wir: eine Konfliktgemeinschaft
Im Herbst 1945 wurden die ersten „geregelten“ Flüchtlingstransporte angekündigt. Kurz und knapp teilte das Hauptquartier der US-Militärregierung dem württembergisch-badischen Innenministerium am 16. Oktober mit: „Wir wurden davon unterrichtet, dass in naher Zukunft 500 000 deutsche Evakuierte und Flüchtlinge in Raten von 100 000 monatlich in Württemberg/Baden aufgenommen
Ankunft von Heimatvertriebenen am Wertheimer Bahnhof im April 1946.
werden müssen.“8 Die Besatzungsmacht forderte, umgehend aufgegliedert nach Kreisen vier Listen vorzulegen, nämlich zur Aufnahmekapazität, zu den Wohlfahrtseinrichtungen und den verfügbaren Vorräten, zu den vorhandenen Notversorgungszentren, Notunterkünften und deren Aufnahmekapazität sowie Ausweichquartieren und zu den Kreisdurchgangslagern, über die die Flüchtlinge auf die Gemeinden zu verteilen waren. Bereits zehn Tage später, am 24. Oktober, berichtete die Stuttgarter Zeitung in einem längeren Beitrag vom Eintreffen des ersten Transports aus Schlesien. Er brachte 1400 Ostflüchtlinge, so der damals noch übliche Begriff, die in Württemberg unterzubringen waren.
Zu Beginn des Jahres 1946 stieg die Zahl der aufzunehmenden Vertriebenen sprunghaft an, auch weil der Umsiedlungsplan des Alliierten Kontrollrats jetzt voll zu greifen begann. In der Stuttgarter Zeitung war am 19. Januar 1945 zu lesen: „Die unter alliierter Kontrolle stehende Massenumsiedlung der gegenwärtig in Ungarn lebenden 480 000 Deutschen hat begonnen.“9 Auch wenn letztendlich von den als Schwaben bezeichneten Angehörigen der deutschen Minderheit nur etwa die Hälfte ausgewiesen wurde, rollten in kürzester Zeit Züge mit Vertriebenen insbesondere auf die schwäbischen und badischen Kreise, Städte und Gemeinden Württemberg-Badens zu. So gingen von Februar 1946 an allein in den Landkreis Mosbach 19 Transporte mit über 20 000 Ausgewiesenen. Sie wurden ganz gezielt in die ländlichen Regionen geleitet. Hier konnten die erforderlichen Unterkünfte sichergestellt werden, auch war hier die Versorgungslage besser. Zwischen 1871 und 1939, also in knapp siebzig Jahren, war die Bevölkerung dieses badischen Landkreises nur um 2000 Einwohner gestiegen. Dagegen wurden 1950 21 500 mehr Einwohner als 1939 registriert. In nicht einmal vier Jahren hatte sich die Bevölkerung des Kreises verdoppelt.
Auf Anordnung der Militärregierung mussten Zielbahnhöfe und Kreisdurchgangslager festgelegt werden. Die eingesetzten deutschen Verwaltungen reagierten zunächst nur mit unzureichenden Notmaßnahmen. Obwohl die Züge mit Vertriebenen bereits anrollten, richtete man in Württemberg-Baden erst am 10. November 1945 ein nur unzulänglich ausgestattetes Staatskommissariat für das Flüchtlingswesen ein. Für das Gebiet Nordbadens wurde ein eigener Flüchtlingskommissar eingesetzt. Damit gab es im Südwesten zwei Besatzungszonen, drei Länder und vier Flüchtlingsverwaltungen, was für die Lösung der schier unlösbaren Fragen, vor denen man stand, sicher nicht förderlich war. Im Dezember 1946 bezeichnete der Staatskommissar für das Flüchtlingswesen in Württemberg-Baden in einer Pressekonferenz das Flüchtlingsproblem als die vordringlichste Aufgabe, die es zu lösen gelte: Die „Unterbringung der Flüchtlinge ist immer noch Staatsproblem Nr. 1.“10 Zugleich konnte er keine Entwarnung mit Blick auf einen Abschluss der Ausweisungen geben. Im Gegenteil: „Im Frühjahr [1947] kommen noch 100 000 Ausgewiesene“, ließ der Flüchtlingskommissar die Presse wissen.
Das Heimatvertriebenenproblem, erinnerte sich der erste Ministerpräsident von Baden-Württemberg später, habe sich in den beiden ersten Nachkriegsjahren und auch noch in der Zeit danach darin erschöpft, wie für die Ausgewiesenen möglichst schnell zumindest ein notdürftiges Dach über dem Kopf sichergestellt werden könne. Handeln sei auf längere Sicht nicht möglich gewesen. Dagegen warb Theodor Eschenburg in seiner Funktion als Flüchtlingskommissar in Württemberg-Hohenzollern schon Ende 1945 für ein planmäßiges Vorgehen: Wichtig sei eine organisatorische und seelische Vorbereitung des Volkes, um aus den Ostflüchtlingen kein ambulantes Volk, sondern Staatsbürger zu machen. „Eine möglichst tiefgreifende Assimilierung erleichtert die materielle Endlage für die ganze Zone.“11 Nur so könne eine Katastrophe vermieden werden.
Die große Zahl der Vertriebenen und die rasche Folge, in der die Transporte eintrafen, führten bereits bei der Verteilung zu schwerwiegenden Verwerfungen. Wenn sie nicht, wie z. B. Stuttgart, als Wohnungsbrennpunkte von der Aufnahme befreit waren, versuchten die Kreise, sich gegen den steigenden Zuzug von „Ostflüchtlingen“ zu wehren. Ebenso verhielten sich die Gemeinden, auf die die Vertriebenen ohne Rücksicht auf wirtschaftliche, soziale oder konfessionelle Gegebenheiten nach dem Passieren der ständig überfüllten Grenz- und dann Kreisdurchgangslager verteilt wurden. Alte Lager erhielten neue Insassen, neue mussten eingerichtet werden. Der Schriftsteller Peter Härtling, selbst Vertriebener, schrieb: „Am Anfang stand die Schleuse der Lager, Ortschaften, deren Namen man nie gehört hatte, die nun in Schrecken versetzten: Wasseralfingen oder Pasing, Durchgänge für von Krätze Befallene, der Aussatz der Transporte, die Entlausung war mittlerweile zum Ritual geworden, auch die Typhusspritze in die Brust.“12
Das Flüchtlingswohnlager auf der Schlotwiese in Stuttgart-Zuffenhausen. Blick in eine der Baracken, aufgenommen 1948.
Der unbefriedigende Stand bei der Bewältigung des Flüchtlingsproblems veranlasste die amerikanische Militärregierung, ihren Druck auf die deutschen Stellen zu erhöhen. Sie machte, wie sich Reinhold Meier noch Jahre später erinnerte, „gewaltig Dampf“. Dies schlug sich in den erst am 26. September 1946 erlassenen Vorläufigen Richtlinien für die Betreuung der Flüchtlinge nieder. Die Vertriebenen wurden im Sinne der angestrebten Assimilation per Gesetz in allen Belangen der alteingesessenen Bevölkerung gleichgestellt, mit der Ausnahme, keine eigenen politischen Parteien bilden zu dürfen. Ausdrücklich ist in den Richtlinien von einer neuen Heimat die Rede, die die Flüchtlinge und Vertriebenen im Südwesten finden sollten. Noch deutlicher wird das Ziel der Einschmelzung in dem am 14. Februar 1947 erlassenen Gesetz Nr. 303 über die Aufnahme und Eingliederung der Flüchtlinge (Flüchtlingsgesetz): Die Eingliederung der Flüchtlinge und Vertriebenen solle ihr organisches Aufgehen in der einheimischen Bevölkerung gewährleisten. Das Gesetz stand für den Versuch der amerikanischen Militärregierung, per Gesetzeskraft aus Ostflüchtlingen Vollbürger zu machen. In Anlehnung an das von Theodor Eschenburg geprägte Diktum von der Deutschland „verordneten Demokratie“ kann daher bei der Aufnahme der Vertriebenen von einer „verordneten Assimilation“ gesprochen werden.
Fastnachtsumzug im badischen Lahr Ende der 1940er.Jahre. Die Abneigung gegenüber den Neubürgern wird hier deutlich zum Ausdruck gebracht.
Gerade für die Zeit von der bedingungslosen Kapitulation bis zur Gründung der Bundesrepublik ist die Wirkung dieser Vorgabe und die konsequente Überwachung der dafür eingeleiteten Maßnahmen nicht hoch genug einzuschätzen.
Galten die Flüchtlinge und Vertriebenen auf Druck der Besatzungsmächte seit 1946 de iure als Vollbürger, so war man dennoch von einer Gleichberechtigung gegenüber den Alteingesessenen zu diesem Zeitpunkt meilenweit entfernt. Trotz wiederholter Appelle und Strafandrohungen wurden die Ausgewiesenen nicht als deutsche Landsleute angesehen. In der Rhein-Neckar-Zeitung vom 13. April 1949 brachte ein Kommentar die Breite und Tiefe der Vorurteile auf den Punkt: „Die Flüchtlinge sind grundsätzlich schmutzig. Sie sind grundsätzlich primitiv, ja sind sogar grundsätzlich unehrlich. Dass sie faul sind, versteht sich am Rande und dass sie lieber einen braven Einheimischen betrügen, als ihm eine Arbeit abzunehmen. Ganz abgesehen davon, dass sie das streitsüchtigste Volk sind, das in unseren Gassen und Gässchen einherläuft. Und einen Dank dafür, das, was man ihnen tut, kennen sie nicht. Das ist es, was man in neunzig von hundert Unterhaltungen über Flüchtlinge zu hören bekommt.“13
Die Flüchtlinge und Vertriebenen blieben trotz der gesetzlich festgeschriebenen Gleichstellung in den Augen der eingesessenen Bevölkerung die „sogenannten Neubürger“. Weil die amerikanische Militärregierung darauf Wert legte, möglichst wenige Lagerunterkünfte einzurichten, wurde der überwiegende Teil der Vertriebenen in Württemberg-Baden in Privatwohnungen eingewiesen. Manchmal war dabei auch Polizeigewalt erforderlich. Nicht nur, weil, wie sich der Bürgermeister einer badischen Gemeinde erinnerte, er und der Wohnungsausschuss vom Eigentümer eines Hauses, in das Flüchtlinge einquartiert werden sollten, mit einem Beil empfangen wurden. Immer wieder wurden Fälle mutwilliger Zerstörung gemeldet, mit denen Vermieter versuchten, Vertriebenen zugewiesene Wohnungen unbewohnbar zu machen.
Mit der verordneten Einquartierung der Neubürger in Privatwohnungen war, auch angesichts gemeinsamer Küchennutzung, ein erhöhtes Konfliktpotenzial zwischen Alt- und Neubürgern gegeben. Zeitgenössisch war schmunzelnd von einem „Kochlöffelkrieg“ die Rede, womit bei aller vorhandenen Hilfsbereitschaft für die neuen Mieter grundlegende Differenzen bei der Begegnung von Alt- und Neubürgern angesprochen wurden. Schmähverse machten die Runde, in denen, wie in dem folgenden aus dem Landkreis Aalen, in unmissverständlicher Form eindeutige Konsequenzen gefordert wurden:
Herrgott im Himmel, sieh unsere Not,
wir Bauern haben kein Fett und kein Brot.
Flüchtlinge fressen sich dick und fett
und stehlen uns unser letztes Bett.
Wir verhungern und leiden große Pein,
Herrgott, schick das Gesindel heim.
Schick sie zurück in die Tschechoslowakei,
Herrgott, mach uns von dem Gesindel frei.
Sie haben keinen Glauben und keinen Namen,
die dreimal Verfluchten, in Ewigkeit Amen.14
Solche Konflikte hatte der Flüchtlingskommissar Theodor Eschenburg vor Augen, als er „Eingliederungsmerkblätter“ erarbeiten ließ. In jenem für die eingesessene Bevölkerung heißt es: „Die Ausgewiesenen kommen aus einem fremden Lande, ihre Lebensgewohnheiten und ihre Auffassungen sind anders als die unseren, ihre Kleidung ist eine andere und die Art ihres Kochens, manche ihrer Arbeitsmethoden weichen von den unseren ab. Ihr Dialekt ist anders als der unsere. Manche werden es in den ersten Tagen schwer haben, sich mit ihnen zu verständigen. Was Euch fremd erscheint, ist deswegen nicht schlecht und verurteilenswert, erst nach Wochen und Monaten werdet Ihr vielleicht über Eure neuen Mitbewohner und Nachbarn ein Urteil abgeben können.“15
Mit einem weiteren Merkblatt versuchte der Flüchtlingskommissar, als Norddeutscher im Südwesten selbst „Neigschmeckter“, den Ausgewiesenen die Eigenheiten der Altbürger nahe zu bringen: „Die Menschen hier im Lande haben im Wandel der Jahrhunderte ihre Eigenart bewahrt. Sie sind ehrlich, verschlossen und sparsam und nach diesen Eigenschaften messen sie den Wert der neu Ankommenden. Sie sind unermüdlich in ihrer Arbeit, vor allem die Frauen in ihrem Haushalt, und erwarten das gleiche von den anderen. Sie sind peinlich sauber und sehr sparsam im eigenen Verbrauch, sie denken, dass es bei den anderen ebenso sein müsse. Sie sind im Grunde bescheiden, aber sehr empfindlich gegen Kritik und das Besserwissen der Fremden. Sie sind derb in ihren Worten, aber dahinter verbirgt sich viel Liebe und Hilfsbereitschaft.”16
Die unzureichenden Wohnverhältnisse, die angespannte Ernährungslage, die gescheiterte Bodenreform, die Konkurrenzkämpfe auf dem hart umkämpften Arbeitsmarkt und die vorübergehend nachteiligen Folgen der Währungsreform für die Vertriebenen führten nach Ansicht des Flüchtlingsbeauftragten für Württemberg-Baden hier und da zu einem akuten Krieg zwischen Alt- und Neubürgern. „In Kalifornien finden die Vertriebenen mehr Sympathie als in Württemberg-Baden“, meinte der letzte amerikanische Landeskommissar im Juni 1950.17 Die latent stets vorhandene Gefahr einer auf Jahre hinaus in Altbürger und Flüchtlinge gespaltenen Gesellschaft schien sich zu bewahrheiten, als das Koalitionsverbot 1949, nach der Wahl zum ersten Bundestag, aufgehoben wurde. Die „Wahlvereinigung Notgemeinschaft“ erreichte in Württemberg-Baden bei der ersten Bundestagswahl 15 Prozent der Stimmen, die aber wegen fehlender Lizenzierung unberücksichtigt blieben. Auch weil die eingesessenen Parteien sich zunächst unzureichend um die Belange der Flüchtlinge gekümmert hatten, errang die Deutsche Gemeinschaft/Block der Heimatvertriebenen und Entrechteten (DG/BHE) bei der Landtagswahl am 19. November 1950 16 von 100 Mandaten. Dieser Erfolg war ein deutliches Anzeichen dafür, dass die von den Besatzungsmächten verordnete Gleichstellung sozial, wirtschaftlich und politisch noch nicht einmal ansatzweise vollzogen war. Das zeigt auch die
Kundgebung vor den Ruinen des Neuen Schlosses in Stuttgart am 6. August 1950, auf der die Charta der deutschen Heimatvertriebenen öffentlich verkündet wurde.
am 5. August 1950 in Stuttgart vor den Ruinen des Alten Schlosses verkündete, in der Forschung kontrovers diskutierte Charta der deutschen Heimatvertriebenen.18
Darin verzichten deren politischen Organisationen gegenüber den Herkunftsstaaten auf Rache und Vergeltung für die erfahrene Vertreibung. Viel länger ist die Liste der sozialpolitischen Forderungen, die sie an die neue Heimat richteten: Sie forderten für die Vertriebenen gleiche Rechte als Staatsbürger, eine gerechte Verteilung der Lasten des Krieges und einen sinnvollen Einbau aller Berufsgruppen der Heimatvertriebenen in die deutsche Wirtschaft.
Wie verhielt sich vor diesem sozialpolitisch explosiven Hintergrund das neu zugezogene, deklassierte Siebtel der südwestdeutschen Bevölkerung bei der Diskussion über die Südweststaatfrage? Wie wählten die „Neigschmeckten“?
Das Zünglein an der Waage
Blickt man vor der Folie der geschilderten Krisensituation auf die Abstimmung zum Südweststaat, so werden bei aller erforderlichen Differenzierung zwei große Fronten sichtbar. Die eine Front verlief zwischen den Altbadenern und den Württembergern. Die einen kämpften zäh, verbissen und bis zum Letzten für eine Wiederherstellung Badens. Die anderen setzten sich entschieden für den Südweststaat ein. Eine zweite Front verlief unabhängig von der regionalen Zugehörigkeit und Position zur Südweststaatfrage zwischen der alteingesessenen Bevölkerung und den auf Anordnung der Besatzungsmächte zu Neubürgern mutierten Flüchtlingen und Vertriebenen. Das Länderneugliederungsexperiment fiel somit mit einem bevölkerungspolitischen Experiment zusammen. Und darin lag das Gewicht, das den Stimmen der Neubürger zukam.
Klar war, dass es eng werden würde. Die informelle Volksbefragung im September 1950 ließ keinen Zweifel daran. In den Abstimmungsbezirken Nord-Württemberg und Württemberg-Hohenzollern gab es eine überwältigende Mehrheit für den neuen Südweststaat. In Südbaden sprachen sich knapp 60 Prozent der Wähler für die Wiederherstellung Badens aus, in Nordbaden eine knappe Mehrheit für den Südweststaat. Das bedeutete bei Durchzählung der Stimmen in Baden insgesamt eine knappe Mehrheit für den Fortbestand Badens. Damit war nur noch der Weg über den unter maßgeblicher Mitwirkung von Theodor Eschenburg zustande gekommenen Art. 118 des Grundgesetzes gangbar, in dem eine Länderneugliederung im Südwesten per Bundesgesetz als möglich verankert worden war. Mit den zwei Neugliederungsgesetzen schufen Bundestag und Bundesrat die erforderlichen Voraussetzungen. Der Wahltermin für die Volksabstimmung wurde auf den 9. Dezember 1951 gelegt.
Spätestens mit der Probeabstimmung hatte sich eine Konstellation abgezeichnet, bei der es entscheidend auf die Abstimmung im Bezirk Nordbaden ankam. Von Seiten der „Arbeitsgemeinschaft der Badener“ hieß es dazu am 27. Oktober 1951: „In Wahrheit fällt die Entscheidung in Nordbaden, und dort liegt sie allein bei den Flüchtlingsstimmen, die schon bei der Volksabstimmung vom 24. September 1950 durch ihre Stimmenzahl, die direkt dem Südweststaat zugutekam, eine badische Mehrheit in Nordbaden verhindert haben“, hieß es im Kreis der „Arbeitsgemeinschaft der Badener“.19
Daher zielten sowohl die Anhänger für die Wiederherstellung der alten Länder als auch die Südweststaatbefürworter mit ihren Argumenten und Maßnahmen auch auf die Flüchtlinge und Vertriebenen. Die Altbadener versuchten deren Potenzial auf dem Verwaltungsweg zu schmälern. Voraussetzung, um wählen zu können, sollte eine Wohndauer am gegenwärtigen Wohnort von einem Jahr sein. Hätte sich dieser Standpunkt durchgesetzt, wären vor allem die zahlreichen Flüchtlinge und Vertriebenen von der Wahl ausgeschlossen worden, die erst kürzlich im Zuge der bundesdeutschen Binnenumsiedlungsprogramme ins Land gekommen waren. Mit einem solchen Verwaltungstrick drangen die Altbadener ebenso wenig durch wie mit ihrer inhaltlichen Argumentation, die Südweststaatgründung bedeute den Verlust der Heimat. Das war, angesichts der Befürchtung, mit der Südweststaatgründung vom württembergischen Nachbar geschluckt zu werden, sicher ein Argument, mit dem in Baden gepunktet wurde. Die Flüchtlinge und Vertriebenen konnten aber eine solche Argumentation nicht nachvollziehen. Sie hatten ihre Heimat verlassen müssen, sie hatten Haus und Hof verloren und lebten auch fünf Jahre nach Kriegsende in oft unzumutbaren Verhältnissen.
Genau an diesem Punkt setzte die Werbung der „Vereinigung Südwest“ unter den Flüchtlingen und Vertriebenen an. Der Südweststaat stelle die Voraussetzung für wirtschaftliche Prosperität, für Arbeitsplätze und Wohnungen dar. Dadurch würde auch die Lage der Flüchtlinge und Vertriebenen verbessert. Aus solchen Überlegungen heraus konnten die Interessenvertretungen der Flüchtlinge und Vertriebenen, allen voran die in Nordbaden sehr starke „Interessengemeinschaft der ausgewiesenen Deutschen“ (IDAD) und der „Zentralverband der vertriebenen Deutschen“ (ZvD), in dem die „Interessengemeinschaft“ aufging, dafür gewonnen werden, die Flüchtlinge und Vertriebenen für die Südweststaatlösung zu mobilisieren. In einer Empfehlung legte der Landesverband Baden und Württemberg der vertriebenen Deutschen den Heimatvertriebenen nahe, ihrer Abstimmungspflicht nachzukommen. Er empfahl ihnen, aus wirtschaftlichen und heimatpolitischen Gründen für den Südweststaat zu stimmen. Der Vorsitzende der IDAD stellte unmissverständlich klar: „Es ist unsere Pflicht, uns mit beiden Füßen in die neue Heimat zu stellen.“20
Zu einer solch klaren Wahlempfehlung hatten auch handfeste Zusagen der Südweststaatbefürworter an die Vertreter der Flüchtlinge und Vertriebenen geführt. Mit zusätzlichen Finanzmitteln für Eingliederungsmaßnahmen im Bereich der Wirtschaft und des Wohnungsbaus sowie einem eigenen Landesministerium für Vertriebene gingen sie weit über das hinaus, womit die Altbadener in letzter Minute noch versucht hatten, das Wählerpotenzial der Neubürger für sich zu gewinnen. Hinzu kam die zu diesem Zeitpunkt nicht zu
Nachdem die Altbadener zunächst die Heimatvertriebenen von der Abstimmung zum Südweststaat ausschließen wollten, warben sie im November 1951, kurz vor der Abstimmung, in ihrem Organ „Badnerland“ um die Stimmen der Neubürger.
unterschätzende Überlegung der Vertriebenenverbände, ein wirtschaftlich starker Südweststaat würde eher in der Lage sein, die damals und in den folgenden Jahren als bundesdeutsche Staatsdoktrin geltende Rückkehrforderung der Vertriebenen in ihre Herkunftsgebiete zu unterstützen, als der Fortbestand der drei Länder.
Letztendlich wird wohl auch das Unverständnis der Flüchtlinge und Vertriebenen für die Auseinandersetzung zwischen Badenern und Württembergern sowie die Härte, mit der sie geführt wurde, zum Abstimmungsverhalten der Neubürger geführt haben. Debatten im württembergisch-badischen Landtag vergleichbar, in der Vertriebenenvertreter angesichts des Heimatverlustes der Vertriebenen ihr Unverständnis gegenüber dem badischen Argument des eigenen Heimatverlustes äußerten, hieß es in einem Leserbrief der Stuttgarter Zeitung im Januar 1951, der das Gewicht der Geschichte und der regionalen Traditionen der zwei Nachbarskinder unterschätzte: „Wir, die wir unsere Heimat mit Hab’ und Gut, mit vielen unserer Lieben auch das Wort ‚Tradition‘ drüben zurücklassen mussten, stehen dem schon humoristisch anmutenden Gezänk und Tauziehen um schon zu Olims Zeiten willkürlich gezogene Landesgrenzen sicher genügend unvoreingenommen und objektiv gegenüber […]. Altbadener! Trotz allem Geschrei seid Ihr mit den Württembergern eines Stammes. Dankt dem Herrgott, dem evangelischen und dem katholischen, es ist ja doch der gleiche, der Euch vor unserem Los bewahrt und Euch Boden, Heimat, Freunde und größtenteils Euren ganzen Besitz belassen hat! – Haftet nicht unverbohrt und engstirnig an heute Überholtem.“21
War die Probeabstimmung noch unentschieden ausgegangen, so fiel die Entscheidung bei der Volksbefragung im Dezember 1951 eindeutig aus. Mit jeweils über 90 Prozent stimmten Nord-Württemberg und Württemberg-Hohenzollern für den Südweststaat. In Nordbaden waren es über 57 Prozent und in Südbaden lediglich knapp 38 Prozent. Auch beim Durchzählen der badischen Stimmen fehlten damit den Gegnern des Südweststaats über 2 Prozent zur Ablehnung. Auf dem Weg zum neuen Bundesland Baden-Württemberg war auch dank des Abstimmungsverhaltens der Flüchtlinge und Vertriebenen die entscheidende Hürde überwunden. Insgesamt lag die Zustimmung für den Südweststaat bei knapp 70 Prozent.
Mit ihren Stimmen haben die Flüchtlinge und Vertriebenen dem Südweststaatprojekt zum Erfolg verholfen. Sie sind daher nicht nur Baden-Württemberger der ersten Stunde, sondern sie haben mit ihrem Votum entscheidend dazu beigetragen, dass sich die Waage letztendlich zugunsten des neuen Bundeslandes neigte. Die Argumente, mit denen um ihre Stimmen geworben worden war, sollten sich als zutreffend erweisen, allerdings in einem viel längeren Prozess, als gemeinhin angenommen wird.
Eingliederung der Vertriebenen als Mehrgenerationenprozess
Mit der Gründung der Bundesrepublik trat das „Flüchtlingsproblem“, wie es 1949 immer noch bezeichnet wurde, in eine neue Phase. Anstelle des Reagierens auf eine Notsituation trat nun ein planmäßiges Handeln, das im Gegensatz zur Besatzungszeit nicht auf Assimilation, sondern auf Eingliederung der Vertriebenen zielte. Sie sollten, wie im 1953 verabschiedeten Bundesvertriebenengesetz (BVFG, „Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge“) festgeschrieben, gleichwertige Bürger werden und dennoch ihr mitgebrachtes kulturelles Erbe pflegen dürfen. Trotz des völkerrechtlichen Festhaltens an den Grenzen von 1937, womit man den Vertriebenen eine Rückkehroption suggerierte, wurde ein Bündel sozialpolitischer Maßnahmen geschnürt, das die Lage der Vertriebenen im Vergleich zur unmittelbaren Nachkriegszeit schnell, spürbar und nachhaltig verbesserte. Dazu gehörten eine gleichmäßigere Verteilung der Vertriebenen auf die Bundesländer durch freiwillige Umsiedlungsprogramme, der Lastenausgleich, eine gezielte Wirtschaftsförderung und der Wohnungsbau. Diese Maßnahmen wirkten wie ein riesiges Konjunkturprogramm. Sie trugen zum westdeutschen Wirtschaftswunder bei, das auf die Arbeitskraft der Vertriebenen zurückgreifen konnte. Zudem schuf der Kalte Krieg, der den Weg zurück abschnitt und zugleich mit der Konkurrenz der Blöcke die Verwurzelung der Vertriebenen förderte, günstige Rahmenbedingungen. Die gemeinsame Teilhabe von Alt- und Neubürger am Wirtschaftsaufschwung und wachsenden Wohlstand schliff die Gegensätze zwischen alteingesessener Bevölkerung und Vertriebenen allmählich ab, wenn auch ungleichmäßig und nicht in allen Bereichen.
Flankiert wurden diese Maßnahmen in Baden-Württemberg durch zusätzliche Schritte und Förderprogramme des Landes. Wie im Bund wurde ein eigenes Ministerium für Vertriebene und Kriegsgeschädigte eingerichtet, dessen symbolische Bedeutung nicht unterschätzt werden darf. An seiner Spitze stand immer ein Vertreter des BHE. Für die sich dynamisch entwickelnde Industrie im deutschen Südwesten bildete die Arbeitskraft der Vertriebenen ein Hauptreservoir. Drei Viertel von ihnen, ob Selbstständige, Bauern oder Handwerker, fanden sich als Arbeiter in Betrieben wieder – eine erhebliche berufliche Umschichtung. Weniger ins Gewicht fielen – bezogen auf die Industrieproduktion – die von Vertriebenen gegründeten Betriebe. Gewisse Bedeutung kam lediglich Spezialbetrieben in den Bereichen Glaswaren-, Musikinstrumenten- und Textilunternehmen zu.
Am 3. Dezember 1949 wurde der erste Wohnblock in Stuttgart-Rot eingeweiht. Endlich konnten die ersten Bewohner aus dem nahe gelegenen Lager auf der Schlotwiese ausziehen.
Bis 1966 gelang es, die im Land bestehenden Vertriebenenlager zu räumen. Dazu trug neben finanziellen Vergünstigungen und Anreizen in hohem Maße auch die Selbsthilfe beim Wohnungsbau bei. Flüchtlings- und Siedlungsbaugenossenschaften, wie die „Neue Heimat“ in Hettingen oder „Neues Heim“ in Stuttgart erstellten ganze Straßenzüge. Die Böhmerwald-, Schlesien-, Danzig-,
Stuttgart-Rot im Jahr 1959, wo auf der grünen Wiese zwischen 1949 und 1961 eine „neue Stadt“ entstanden ist, die 17 000 Menschen, davon etwa die Hälfte Flüchtlinge und Vertriebene, neuen Wohnraum bot.
Königsberger- und Donauschwabenstraße deuten heute noch darauf hin. Ganze Siedlungen entstanden neu und mit ihnen rund 3000 neue Kirchen und Gemeindehäuser, die auch Ausdruck der grundlegenden Veränderungen sind, die auf die Aufnahme der Vertriebenen zurückgehen.
Der Wirkungsgrad der wirtschafts- und sozialpolitischen Programme zugunsten der Neubürger wurde im Südwesten durch weitere Maßnahmen gesteigert, die im Zusammenhang mit der Gründung des Landes stehen. Jede Landesregierung war darauf bedacht, die Integration des zunächst heterogenen Verbundes von Regionen im neuen Bundesland voranzutreiben. Die damit verbundene Strukturpolitik stärkte aber nicht nur die Bindungskräfte des neuen Landes, sondern wirkte sich indirekt auch integrationsfördernd auf die Neubürger aus. Insofern begünstigte der Entstehungsprozess des neuen Bundeslandes die wirtschaftliche, soziale und politische Eingliederung der Vertriebenen.
Die unerwartet raschen Fortschritte bei der Eingliederung in den 1950er-Jahren führten dazu, dass die Flüchtlingsfrage bald als gelöst angesehen wurde. Die nach der Währungsreform hohen Arbeitslosenzahlen gerade unter den Vertriebenen wurden innerhalb der folgenden fünf Jahre so weit abgebaut, dass Vollbeschäftigung herrschte. Die Arbeitskraftnachfrage der deutschen Wirtschaft konnte nur durch die Hereinnahme ausländischer Arbeitskräfte gesichert werden. Im Dezember 1955 schloss die Bundesrepublik ihr erstes Anwerbeabkommen mit Italien ab. Ihm sollten bis 1973 acht weitere folgen.22
Analog zum Wirtschaftswunder sprach man im Zusammenhang mit dem sich abzeichnenden positiven Ausgang des Experiments der Aufnahme der Flüchtlinge und Vertriebenen von einem Integrationswunder. Ausdruck dieser Einschätzung war, dass der BHE 1964 bei den Landtagswahlen an der Fünfprozenthürde scheiterte. Seine Klientel fand vor allem bei der CDU eine neue politische Heimat. 1960 war das Landesministerium für Vertriebene und Kriegsgeschädigte aufgelöst worden, 1969 auch das entsprechende Bundesministerium. Nach und nach verschwanden alle sichtbaren Spuren der Neubürger. Sie fielen bis auf Angehörige der älteren Generation nicht mehr durch ihre Kleidung auf. In vielen Vereinen wurde nicht mehr zwischen Altbürgern und Vertriebenen unterschieden. Die vorwiegend von Vertriebenen bewohnten neuen Siedlungen entwickelten sich zu Gemeinden, in denen Alt- und Neubürger wohnten. Deren Kinder und Kindeskinder waren nicht mehr die „Dahergelaufenen“. Die schroffe Gegenüberstellung von „Ihr“ und „Wir“ der unmittelbaren Nachkriegszeit verschwand größtenteils. In den Festumzügen der Gemeinden und Städte erinnerten Trachtengruppen an die ehemaligen Neubürger, die bei der Pflege ihres kulturellen Erbes vom Land und von den Kommunen unterstützt wurden. Und auch die lautstarken Wortmeldungen der Interessenvertretungen der Vertriebenen, wie jene gegen die Neue Ostpolitik der sozialliberalen Koalition, zielten nicht auf die neue, sondern die alte Heimat.
Doch die verglichen mit der Ausgangssituation nicht für möglich gehaltenen Erfolge können nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch nach Jahrzehnten die Eingliederung der Vertriebenen in Baden-Württemberg noch nicht vollzogen war. In den 1950er-Jahren wurde in Baden-Württemberg der niedrigste Konnuptialindex im Bundesgebiet ermittelt. Das heißt, zu diesem Zeitpunkt heirateten im Südwesten Vertriebene und Einheimische häufiger in der eigenen Gruppe als miteinander. Bei der Landwirtschaftszählung 1960 lag der Anteil der von Vertriebenen bewirtschafteten Höfe bei lediglich 2,6 Prozent. Die Vertriebenen wiesen auch eine um ein Drittel geringere Eigentumsquote als die alteingesessenen Bauern auf. Die Vermögenssubstanz (Haushalt und Ersparnisse) der Altbürger war 1964 fast doppelt so hoch. In der Industrie war 1971 bei den älteren Jahrgängen der Anteil der un- und angelernten Kräfte unter den Vertriebenen immer noch doppelt so hoch wie bei den Altbürgern. Im selben Jahr verfügten 32,6 Prozent aller Einheimischen über ein Haus, dagegen lediglich 24,9 Prozent der Vertriebenen. Bestätigt wurden diese Daten durch die Analyse des Mikrozensus von 1971. Sie wies in unterschiedlichen Bereichen eine nach wie vor bestehende Chancenungleichheit von Alt- und Neubürgern nach und entlarvte damit die angenommene schnelle Integration der Vertriebenen als Mythos. Das gilt es umso mehr zu unterstreichen, als es sich bei den Flüchtlingen und Vertriebenen um Zuwanderer des gleichen Kulturkreises handelte und zudem von Seiten von Bund und Länder erhebliche Mittel für Integrationsmaßnahmen aufgebracht wurden.
All diese Indizien sprechen dafür, dass auch bei der Integration der Vertriebenen von einem Dreigenerationenmodell ausgegangen werden muss. Weil bei späteren statistischen Erhebungen nicht mehr nach Alt- und Neubürgern differenziert wurde, fehlen für die folgenden Jahre belastbare Daten. Doch die Lebensgeschichten von Vertriebenen und Altbürgern zeigen, dass manchmal bis in die Gegenwart Unterschiede zwischen den beiden Gruppen bestehen.
Zuwanderung als Prozess und Motor der Veränderung
Die Vereinigung von Württemberg und Baden, die bereits nach dem Ersten Weltkrieg diskutiert, aber nicht realisiert worden war, kam so nach dem Zweiten Weltkrieg doch noch zustande. Sicher hat die Krise der Nachkriegszeit mit ihren Besonderheiten entscheidend dazu beigetragen. Letztendlich hat die Bevölkerung des Südwestens die lange Anbandelungszeit beendet und Baden und Württemberg ein Paar werden lassen. Rund ein Siebtel der Bevölkerung des Südwestens bestand zum Zeitpunkt der Volksabstimmung aus geflüchteten und vertriebenen Neubürgern. Sie gaben mit ihrer Stimmabgabe den Ausschlag für Baden-Württemberg und schufen damit die Grundlage für das nach und nach aufgebaute Vertrauen, das für eine glückliche Ehe erforderlich ist. „Neigschmeckte“ haben das Hochzeitmahl nicht, wie befürchtet, versalzen. Sie haben ihm auch nicht bloß die besondere Note verliehen, die ein gutes Gericht auszeichnet. Die Flüchtlinge und Vertriebenen waren vielmehr (ungewollt) der Sauerteig, der erst die im Südwesten vorhandenen Zutaten zu einem Festgericht, dem neuen, erfolgreichen Bundesland haben werden lassen.
Die erzwungene Aufnahme der Flüchtlinge und Vertriebenen hat sich wider Erwarten und entgegen aller Unkenrufe zum Segen des Landes entwickelt, so wie es sich Theodor Eschenburg 1946 gewünscht hatte. Das Heimisch-Werden der „Neigschmeckten“ begann erst richtig mit der Südweststaatgründung. Es handelte sich um einen schwierigen und langwierigen Prozess der Annäherung und Verschmelzung von Alt- und Neubürgern, der letztendlich zu einer Assimilation der Neubürger führte. Wenn ein solcher Prozess erfolgreich sein soll, müssen ein ihn begünstigender historischer Kontext vorliegen und die richtigen politischen Rahmenbedingungen geschaffen werden. Dazu gehört sicher auch als zentrale Voraussetzung die rechtliche Gleichstellung der Zuwanderer, um aus Ihnen Neubürger und schließlich Vollbürger zu machen. Mit allen Rechten und Pflichten ausgestattet, konnten Flüchtlinge und Vertriebene die Aufnahmegesellschaft entscheidend beeinflussen. Die Abstimmung zum Südweststaat, bei der die Flüchtlinge und Vertriebenen das sprichwörtliche Zünglein an der Waage bildeten, ist ein aussagekräftiges Beispiel dafür.
Doch allein der historische Kontext und die politischen Rahmenbedingungen reichen für ein letztendlich die Gesellschaft befruchtendes Zusammentreffen von Alt- und Neubürgern nicht aus. Entscheidend ist sicher, wie im Fall der Abstimmung zum Südweststaat, die Bevölkerung und ihre Offenheit gegenüber den Neubürgern.23 Was Theodor Eschenburg mit Blick auf die erwarteten Flüchtlinge und Vertriebenen 1946 hervorhob, gilt so für alle Zuwanderer, auch heute: „Wenn wir wollen, dass dieses […] Experiment gelinge, dass nicht eine Elendsschicht entstehe, die für uns alle eine Last und eine Sorge darstellt, dann kann zwar der Staat hierfür die organisatorischen Voraussetzungen schaffen, aber das Gelingen könnt nur Ihr zusammen mit den Neuankommenden zustande bringen.“24
Bereits von den Zeitgenossen wurde die Aufnahme der Flüchtlinge und Vertriebenen als ein epochaler Einschnitt gesehen. Seit dem Dreißigjährigen Krieg, also seit der Mitte des 17. Jahrhunderts, so die einhellige Meinung, hätten sich die Bevölkerungsverhältnisse und damit die politischen, wirtschaftlichen, sozialen und konfessionellen Verhältnisse und Verwaltungsstrukturen im Südwesten nicht mehr so grundlegend verändert, wie durch die Aufnahme von hunderttausenden Flüchtlingen und Vertriebenen. Schon dass sie den Ausschlag bei der Abstimmung zum Südweststaat gaben, ist ein unübersehbarer Hinweis auf den tiefgreifenden Wandel, den die zunächst unerwünschte Aufnahme einer so großen Zahl fremder Deutscher in Gang setzte. Vielfältige Integrationserfahrungen von Alt- und Neubürgern stehen am Anfang Baden-Württembergs. Sie wurden der südwestdeutschen Gesellschaft mit in die Wiege gelegt und prägten sie auch mit Blick auf die nachfolgenden Zuwanderergruppen.
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Karl-Heinz Meier-Braun
Spaghetti vom Arbeitsamt: Arbeitsmigration nach Baden-Württemberg
Die Ausländerbeschäftigung nach dem Zweiten Weltkrieg begann in Baden-Württemberg, noch bevor am 20. Dezember 1955 das erste Anwerbeabkommen zwischen der jungen Bundesrepublik und Italien unterzeichnet wurde. Die ersten Versuche, oberitalienische Landarbeiter auf die Bauernhöfe zu holen, fanden bereits im Gründungsjahr des Landes Baden-Württemberg 1952 in Südbaden statt. Wegen der Landflucht herrschte auf den Höfen Arbeitskräftemangel. Karl Lutterbeck vom Bauernverband Württemberg-Baden machte sich deshalb auf die Suche nach italienischen Arbeitskräften. Er schildert im Rückblick in einem Interview die „Auslese“ so: „Da saßen wir an einem Tisch, so wie bei einer Musterungskommission, und die defilierten dann also an uns vorbei. Und dann haben wir sie uns nach der Größe, nach der Stärke, nach Körperbau angeguckt. Manchmal haben wir uns auch die Hände zeigen lassen, ob sie auch möglichst große Hände und feste Schwielen an den Fingern haben. Daraus meinten wir zu sehen, dass er das Arbeiten gewöhnt ist. Ab und zu guckte man einem dieser Italiener in den Mund, um festzustellen, ob auch seine Zähne einigermaßen in Ordnung sind.“1 So wurden die ersten italienischen Landarbeiter ausgewählt. Sie kamen 1952 nach Stuttgart, wo „ihre“ Bauern sie am Bahnhof im Empfang nahmen.
Aber schon bald traten Probleme auf. Da war das Heimweh, das den einen oder anderen Oberitaliener wieder nach Hause trieb. Schwierigkeiten bereitete auch das Essen: Most und Backsteinkäse waren eine ungewohnte Kost für Italiener. Das Landesarbeitsamt Baden-Württemberg veröffentlichte 1960 sogar eine Pressemitteilung mit der Überschrift „Wie kocht man Spaghetti für Italiener?“Heute kaum zu glauben, aber wahr: Damals waren Spaghetti in Deutschland noch weitgehend unbekannt. Auch Mozzarella, Basilikum, Cappuccino, Auberginen und Zucchini, ja selbst Melonen galt es für die Deutschen noch zu entdecken.
Die kulinarische Integration ist inzwischen ganz gut gelungen, die soziale, wirtschaftliche oder politische aber noch lange nicht. Denn auf der einen Seite lebten die Deutschen ein halbes Jahrhundert lang mit der Lebenslüge „Wir sind kein Einwanderungsland!“, während auf der anderen Seite die „Gastarbeiter“ lange mit einer „Rückkehrillusion“ lebten.
Die Italiener stellten bis 1970 die größte Gruppe von Arbeitsmigranten und prägten nachhaltig das Bild vom „Gastarbeiter“. Der touristisch eingefärbte Blick auf Italien kam hinzu. Nicht nur Baden-Württemberg wurde nach dem Zweiten Weltkrieg wieder weltoffener, als bella italia zum Reiseschlager wurde. Allein 1958 reisten vier Millionen Deutsche nach Italien. Über Generationen hinweg machten sich Touristen auch aus Baden-Württemberg auf in den Süden, auf die Campingplätze an der Adria, in die Hotels und Pensionen in der Toskana oder in Kalabrien. So ist für viele das Land, „wo die Zitronen blühen“, fast zur zweiten Heimat geworden. Dabei sind Verbindungen auch zwischen den Menschen entstanden, die einen „Schatz“ in den Beziehungen zwischen Baden-Württemberg und Italien darstellen.
Klischees, Stereotype und auch Vorurteile aus den frühen „Gastarbeiter“- und Italienjahren schwingen noch bis heute mit, wenn es um Italiener in Deutschland und Deutsche in Italien geht. So schlug den Italienern der ersten Stunde in Deutschland keineswegs nur Sympathie entgegen. Im Gegenteil: „Spaghetti-Fresser“ war ein Schimpfwort, das lange Zeit kursierte. Deutsche halten Italiener heute oft noch für „chaotisch“, die Italiener die Deutschen für „übertrieben ordentlich“. In einem 1966 in der dritten Auflage erschienenen Buch, herausgegeben in Zusammenarbeit mit dem Institut für Auslandsbeziehungen in Stuttgart, heißt es beispielsweise zum Umgang mit Italienern: „Der Italiener, und so auch der junge Italiener, hat wenig Naturgefühl und ebenso wenig Wandertrieb. Bewegungen wie unser Wandervogel oder unsere Freischaren hätten sich in Italien nie bilden können, die Romantik, die Schwärmerei für die Landschaft und Naturstimmungen, ist dem jungen Italiener völlig fremd. Und ebenso fremd ist ihm eine andre typisch deutsche Eigenschaft: Er ist weit unproblematischer, er grübelt nicht, er macht sich vor allem keine Gedanken über das Morgen, er lebt glücklich in den Tag hinein, er bleibt lebenslang so etwas wie ein Kind. Das macht ihn so liebenswert. Und manchmal wünschte man sich, er könnte von dieser Leichtigkeit, mit der er den guten wie den unguten Tag nimmt, unsern jungen Deutschen abgeben, die sich mit so vielen Problemen, Sorgen und Plänen abmühen. Öfter freilich wünscht man auch das Umgekehrte.“2
Waren es 1955, also im Jahr des ersten Anwerbeabkommens, etwa 6000 Italiener, die in Baden-Württemberg lebten, so verzehnfachte sich ihre Zahl
Anfang der 1950er-Jahre werden italienische Landarbeiter bei ihrer Ankunft auf dem Ulmer Bahnhof von ihrem Konsul Alberto Iozzi begrüßt.
innerhalb von nur fünf Jahren. Mitte der 1960er-Jahre war dann mit fast 200 000 Italienern der Höchststand erreicht. Vor dem Hintergrund dieser beeindruckenden Zahlen ist es nicht verwunderlich, dass die Italiener in Baden-Württemberg heute mit etwa 166 000 Personen nach Buenos Aires und Rio de Janeiro die zahlenmäßig größte ausländische italienische Gemeinschaft in der Welt darstellen. Nach den Türken sind sie auch heute noch die zweitgrößte Migrantengruppe in Baden-Württemberg.3 Etwa 12 Prozent aller Menschen mit Migrationshintergrund im Land haben italienische Wurzeln.
Nicht zu unterschätzen sind auch die Rücküberweisungen der italienischen Gastarbeiter aus Baden-Württemberg nach Italien. Insgesamt gesehen spielen diese „Gastarbeiter-Devisen“ immer noch eine bedeutende Rolle auf der Welt. Allein im Jahre 2010 überwiesen Arbeitsmigranten weltweit 325 Milliarden US-Dollar in ihre Herkunftsländer. Das entspricht etwa dem Zweieinhalbfachen der staatlichen Entwicklungshilfe, die weltweit gezahlt wird.
Doch bei der Arbeitsmigration von Italienern nach Baden-Württemberg sollte es nicht bleiben. Vielmehr stehen sie am Anfang einer umfangreichen Arbeitsmigration in den deutschen Südwesten, die sich in mehreren Phasen vollzog.
Ausländerpolitik als Arbeitsmarktpolitik
Die erste Phase der Ausländerpolitik im Nachkriegsdeutschland umfasste die Jahre von 1955 bis 1973. Damals ging man davon aus, dass die Ausländerbeschäftigung eine vorübergehende Erscheinung sei und dass die „Gastarbeiter“ über kurz oder lang wieder heimkehren würden. Ausländerpolitik war in diesen Jahren in erster Linie deutsche Arbeitsmarktpolitik. Die Anwerbung erfolgte im Interesse einer auf einen erhöhten Bedarf an Arbeitskräften angewiesenen Wirtschaft. Schon damals wurde der wichtigste Eckpunkt der bundesdeutschen Ausländerpolitik festgelegt, der noch bis vor kurzem galt: Die Bundesrepublik ist kein Einwanderungsland! Abgesehen vom Ausländerrecht und seinen Ausführungsbestimmungen existierte in dieser Phase der Arbeitsmigration kein übergreifendes Konzept integrationspolitischer Maßnahmen in der Ausländerpolitik. Das Ausländergesetz wurde als Fremden- und Ausländerpolizeirecht verstanden, mit einem vielfältigen Abwehrinstrumentarium einschließlich Abschiebung und Ausweisung.
Schon bald meldeten sich kritische Stimmen zu Wort, die vor dem „Gastarbeiter-Boom“ warnten. Darunter war auch Ludwig Erhard (CDU), der als Wirtschaftsminister die ersten Anwerbeversuche von italienischen Arbeitskräften unternommen hatte. In der Wirtschaftskrise der Jahre 1966/67 sorgte er als Bundeskanzler mit dem Ausspruch für Schlagzeilen, wenn jeder Deutsche eine Stunde in der Woche länger arbeite, brauche man die ausländischen Arbeitskräfte nicht. Ausländer mussten schon bald als „Sündenböcke“ herhalten, eine Funktion, die sich des Öfteren in schlechten wirtschaftlichen Zeiten und auch in Wahlkämpfen wiederholen sollte. Bereits in den 1960er-Jahren verzeichneten Parteien mit ausländerfeindlichen Parolen Wahlerfolge. So gelang der rechtsradikalen Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) zwischen 1966 und 1968 der Einzug in sieben deutsche Landtage. In Baden-Württemberg erreichte die Partei 1968 überraschend fast 10 Prozent der Stimmen.
Dennoch lief die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte in den 1960er-Jahren weiter auf Hochtouren. 1960 wurden Anwerbeabkommen mit Spanien und Griechenland abgeschlossen, es folgten die Türkei (1961),4 Portugal (1964) und das damalige Jugoslawien (1968).5 1963 traf die Bundesregierung eine entsprechende Vereinbarung mit Marokko und 1965 mit Tunesien. Die „Gastarbeiter-Jubilare“ erhielten damals Geschenke, es gab also schon so etwas wie eine Willkommenskultur, die heute im Hinblick auf Neuzuwanderer immer wieder beschworen wird. So wurde dem 31-jährigen Zvonimir Kanjir aus Kroatien in Stuttgart im Jahre 1970 ein großer Empfang am Bahnhof bereitet. Er war der 500 000ste ausländische Arbeitnehmer, der nach Baden-Württemberg kam.6 Zum Begrüßungskomitee gehörten der Landesvorsitzende des Deutschen Gewerkschaft Bundes, ein Vertreter der Firma Daimler-Benz sowie der Präsident des Landesarbeitsamts. Dessen Pressereferent, Hans-Jörg Eckhardt, erinnert sich noch gut an jenen 5. August 1970: „Es war für Baden-Württemberg lebensnotwendig aus Sicht der Wirtschaft, dass eben Gastarbeiter gekommen sind. Ich war selbst in den Jahren davor einmal bei unserer Verbindungsstelle in Griechenland, habe selbst Gastarbeiter für Baden-Württemberg mit angeworben. Damals kamen Fernschreiben unserer deutschen Firmen – auch aus dem ,Ländle‘ – in denen es dann ganz einfach hieß: ,Bitte sofort fünf Stück Hilfsarbeiter.‘“
Zur Ausländerbeschäftigung – sagte Bundesarbeitsminister Theodor Blank (CDU) 1960 – gebe es keine Alternative, weil „trotz fortschreitender Rationalisierung und Mechanisierung der Produktionsverfahren in der Bundesrepublik weiterhin ein steigender Kräftebedarf zu erwarten“ sei. Auf der anderen Seite verfüge der deutsche Arbeitsmarkt über „keine Reserven mehr, die Zahl der Sowjetzonenflüchtlinge gehe zurück, und das Arbeitskräftepotenzial werde
„Großer Bahnhof“ für Zvonimir Kanjir, der am 5. August 1970 als der 500 000ste „Gastarbeiter“ in Baden-Württemberg am Bahnhof der Landeshauptstadt ankam und schwäbische Willkommenskultur erfuhr: Der Kroate bekam vom Präsidenten des baden-württembergischen Landesarbeitsamtes Karl-Otto Fritze (vorne links) ein Transistorradio geschenkt.
weiter schrumpfen wegen der veränderten Altersstruktur, der verbesserten Altersversorgung und der vermehrten Einberufungen zum Wehrdienst“.7
Spanier und Griechen litten unter schlechten wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen im eigenen Land. Ihre Regierungen waren sehr daran interessiert, die hohe Arbeitslosigkeit zumindest teilweise durch Auswanderung zu beseitigen. Schätzungsweise eine Million Griechen arbeiteten so zumindest zeitweise in Deutschland, was etwa einem Zehntel der Bevölkerung Griechenlands entsprach. Viele der griechischen „Gastarbeiter“ ließen sich in Hohenlohe nieder. Die meisten davon kamen aus zwei Dörfern in Nordgriechenland, Nikisiani und Georgiani. Arbeitssuchende Frauen und Männer dieser beiden Dörfer sind praktisch geschlossen in die Region im Nordosten Baden-Württembergs ausgewandert. Aber auch Städte wie Reutlingen wurden zu Zentren der Zuwanderung von griechischen „Gastarbeitern“.
1960, im Jahr des deutsch-griechischen Anwerbeabkommens, lebten in Baden-Württemberg rund 8500 Griechen – zwei Jahre später waren es bereits deutlich über 20 000. Bis 1973, dem Jahr des Anwerbestopps, sollte ihre Zahl auf rund 100 000 steigen. Die meisten Griechen wollten, wie die anderen „Gastarbeiter“ auch, nur ein paar Jahre in Deutschland arbeiten und wieder nach Hause gehen. Aber der größere Teil von ihnen ist doch geblieben.
Der Schriftsteller Max Frisch machte schon 1965 auf diesen „Denkfehler“ der staatlichen Anwerbepolitik aufmerksam und brachte zu Papier, was – wenn auch verkürzt – zum geflügelten Wort werden sollte: „Ein kleines Herrenvolk sieht sich in Gefahr: Man hat Arbeitskräfte gerufen, und es kommen Menschen. Sie fressen den Wohlstand nicht auf, im Gegenteil, sie sind für den Wohlstand unerlässlich.“8 Der Gedanke von Max Frisch, der in zahllosen Reden zum „Ausländerthema“ in Deutschland bis zum heutigen Tag immer wieder auftaucht, stammt aber eigentlich von Ernst Schnydrick vom Deutschen Caritasverband, der bereits 1961 sagte: „Wir wollten Arbeitskräfte importieren – und es kamen Menschen.“
Die Auswanderung war für Griechenland und die anderen Herkunftsländer der ausländischen Arbeitskräfte ein zweischneidiges Schwert. Die Migration linderte die Arbeitslosigkeit und verschaffte durch die Überweisungen der Landsleute aus dem Ausland kräftige Devisen. Auf der anderen Seite brachte die massenhafte Auswanderung Länder wie Griechenland in eine schwierige Lage, wie ein Sonderberater des griechischen Arbeitsministeriums in einem ausführlichen Bericht mit dem Titel Die griechischen Arbeiter in Deutschland und ihre Probleme bereits 1965 feststellte: „In den Dörfern fehlen die Arbeitskräfte, um landwirtschaftliche Maschinen zu bedienen und die Oliven zu ernten. Wegen des Mangels an Fachkräften entstehen auch in den verschiedenen Industriebetrieben Probleme. Noch komplizierter ist die Situation auf dem Bausektor. Es ist sehr schwierig, Arbeitskräfte zu finden […]. Bei Bauarbeiten auf dem Lande war früher das Angebot an Arbeitskräften aus den benachbarten Ortschaften groß, ja sogar überschüssig. Heute fehlen die jungen und kräftigen Menschen, die etwas leisten können. Die Dörfer sind inzwischen zu Altersheimen geworden.“9
Der kritische Beobachter stellte allerdings nach seiner Deutschlandreise, die ihn auch nach Baden-Württemberg führte, fest, dass eine „Eindämmung des Auswanderungsstromes“ unmöglich sei, unter anderem „weil die Gesetze der
Rückkehr nach Italien im Winter 1965. Der Bahnhof Stuttgart war einer der Dreh- und Angelpunkte für die „Gastarbeiter“, die es über Weihnachten in die Heimat zog.
Griechische „Gastarbeiter“ 1967 am Radio: Mit großem Interesse werden die neuesten Nachrichten aus dem Heimatland verfolgt.
Wirtschaft keine Einschränkungen kennen und auch von Polizeimaßnahmen nicht beeinflusst werden können“. Schließlich bemerkte der Sonderberater noch lakonisch: „Außerdem neigt der Grieche aus verschiedenen Gründen immer dazu auszuwandern.“
Inzwischen ist Griechenland längst selbst zu einem Einwanderungsland geworden. Rund 10 Prozent der Bevölkerung sind Ausländer: bei einer Bevölkerung von rund zehn Millionen also rund eine Million Ausländer. In Athen gibt es ganze Straßenzüge, in denen vor allem Einwanderer wohnen und Schulen, in denen fast nur Migrantenkinder unterrichtet werden. Auch andere Länder, aus denen wir „Gastarbeiter“ zu uns geholt haben, wie Italien, Spanien und Portugal, sind im Lauf der Jahre von Aus- zu Einwanderungsländern geworden.
Die GIPS-Staaten (Griechenland, Italien, Portugal, Spanien) im Süden Europas werden inzwischen von einer Wirtschaftskrise heimgesucht. Vor allem junge Leute werden dadurch zur Auswanderung gezwungen. Man spricht schon von „neuen Gastarbeitern“, von denen viele nach Deutschland kommen. Zahlreiche Firmen im Land haben gezielt junge Spanier angeworben. Man fühlt sich an die „gute, alte Gastarbeiterzeit“ erinnert, als die Zahl der Spanier in Deutschland im Jahre 1973 auf 286 000 angestiegen war. Heute leben nur noch rund 105 000 Spanier in der Bundesrepublik, deren Zahl aber wegen der Wirtschaftskrise und der hohen Arbeitslosigkeit in Spanien wieder ansteigt. Die „alten“ Spanier gelten als gut integriert, ihre Kinder erzielen gute Bildungserfolge, was auch an der Arbeit der spanischen Elternvereine liegt, die sich seit Ende der 1970er-Jahre für die Kinder eingesetzt haben.
Auch die Portugiesen in Deutschland fallen kaum noch auf. Mit 115 000 Personen nehmen sie nur den 13. Platz unter den in Deutschland lebenden Migranten ein. Mit Amando Rodrigues de Sà, dem einmillionsten „Gastarbeiter“, besitzen sie aber den wohl bekanntesten Einwanderer im Nachkriegsdeutschland. Viele Portugiesen, aber auch Spanier und Griechen wanderten in einer Zeit aus, in der in ihren Ländern Militärdiktaturen herrschten. Es waren also wirtschaftliche und politische Gründe gleichermaßen, die viele „Gastarbeiter“ zum Auswandern bewegten.
Der wohl bekannteste Einwanderer im Nachkriegsdeutschland: Mit stolzer Miene steht der millionste Gastarbeiter der Bundesrepublik, Armando Rodrigues de Sà aus dem kleinen Dorf Vale de Madeiros in Portugal, neben dem Moped, das er bei seiner Ankunft am 10. September 1964 im Köln-Deutzer Bahnhof geschenkt bekam. Nach mehr als zwei Tagen Fahrt war er nicht darauf gefasst, bei seiner Ankunft mit Pauken und Trompeten, deutschen Märschen und „Auf in den Kampf Torero“ begrüßt zu werden.
Konsolidierung der Ausländerbeschäftigung
Die zweite Phase der Ausländerpolitik dauerte von 1973 bis 1979 und stand unter dem Motto „Konsolidierung der Ausländerbeschäftigung“. Die Auseinandersetzung über die Vor- und Nachteile der Ausländerbeschäftigung setzte Anfang der 1970er-Jahre vor allem deshalb ein, weil immer mehr „Gastarbeiter“ ihre Familien nachholten und erkennbar wurde, dass die Ausländerbeschäftigung eben doch kein vorübergehendes Phänomen sein konnte. Die Diskussion über Kosten und Nutzen der Arbeitsmigranten sowie die Furcht vor sozialen Konflikten schlug sich im Anwerbestopp für ausländische Arbeitskräfte nieder, der am 23. November 1973 verhängt wurde. Gleichzeitig wurde damals eine erste Eingliederungspolitik für ausländische Familien angekündigt, die langfristig in der Bundesrepublik bleiben wollten. Der Anwerbestopp forderte allerdings den Familiennachzug geradezu heraus. Und er führte dazu, dass diejenigen, die schon da waren, auf Dauer blieben, weil sie wussten, dass es später keine Rückkehrmöglichkeit mehr nach Deutschland geben würde.
Im Jahr 1973 machte der baden-württembergische Ministerpräsident Hans Filbinger (CDU) bundesweit von sich reden, als er das von Anfang an angewandte „Rotationsprinzip“ wieder in die Debatte einbrachte. Nach einigen Jahren sollten seiner Meinung nach die ausländischen Arbeitnehmer gegen neue ausgetauscht werden. Diese Idee, die von der Opposition und den Gewerkschaften in Baden-Württemberg heftig kritisiert wurde, erläuterte Filbinger so: „Das beste System mit den Gastarbeitern besteht darin – und zwar in beiderseitigem Interesse –, dass nach einiger Zeit, vielleicht nach drei Jahren, die Gastarbeiter wieder nach Hause zurückkehren zu ihren Familien, sofern sie die Familie dabei haben, diese mit nach Hause nehmen, und dass die dann ersetzt werden durch neue und junge Gastarbeiter, die dann zu uns kommen.“10
Baden-Württemberg hatte damit bereits Anfang der 1970er-Jahre die bundesweite Diskussion geprägt. Seit Beginn der Ausländerbeschäftigung versuchte die Landesregierung, Einfluss auf dieses politische Thema zu nehmen, beispielsweise mit dem Versuch, über den Bundesrat Rückkehrprämien einzuführen. Das „Rotationsprinzip“ ließ sich aber schon deshalb nicht verwirklichen, weil die Wirtschaft sich dagegen aussprach. Sie war daran interessiert, einmal eingearbeitete ausländische Arbeitskräfte auch längerfristig zu behalten. Außerdem waren die Widerstände gegen solche Pläne auf Landes- und Bundesebene zu stark. Trotzdem setzte sich der Gedanke als „freiwillige Rotation“ in der deutschen Ausländerpolitik fest. Auch der Leitgedanke „Integration und Rückkehr“ wurde unter baden-württembergischer Beteiligung formuliert. Bereits 1975 veröffentlichte die Landesregierung eine umfassende Denkschrift über ausländische Arbeitnehmer in Baden-Württemberg, eines der ersten Dokumente dieser Art auf Landes- und Bundesebene.11
Zahlreiche Dokumentationen, Berichte und Vorschläge folgten im Laufe der Jahre. Nicht zuletzt aufgrund der Vorschläge aus Baden-Württemberg wurde 1975 gemäß der Absprache in einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe für das gesamte Bundesgebiet der Zuzug ausländischer Arbeitnehmer in sogenannte „überlastete Siedlungsgebiete“ begrenzt. Wie eine Fallstudie zu dieser Regionalsteuerung zeigt, führte die Sperre jedoch zu einem Arbeitskräftemangel in den Ballungsräumen und wurde schließlich aufgrund von Protesten aus den betroffenen Regionen wieder aufgehoben. In einem Brief an das Stuttgarter Wirtschaftsministerium betonten beispielsweise die Landesvereinigung der Arbeitgeberverbände, die Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskammern und der Landesverband der Industrie, dass eine staatliche Limitierung des Anteils ausländischer Arbeitnehmer in den Verdichtungsgebieten einen schweren Eingriff in die Wirtschaftsordnung darstelle, der zu Schäden für das Einzelunternehmen und die gesamte Volkswirtschaft führen könne. Die Industrie- und Handelskammer Mittlerer Neckar bezeichnete die Beschränkungen sogar als „geradezu planwirtschaftlichen Eingriff in das Wirtschaftsleben“.12
Im Jahre 1975 zahlte Baden-Württemberg erstmals Rückkehrprämien an ausländische Arbeitnehmer im Raum Heilbronn. Solche Maßnahmen entsprachen durchaus dem Meinungsspektrum in der deutschen Bevölkerung. Umfragen zufolge glaubte damals jeder zweite Bundesbürger, die ausländischen Arbeitnehmer seien schuld an der Arbeitslosigkeit in Deutschland. Ein „Rückkehrmodell“ für arbeitslose Jugoslawen, Einschränkungen des Familiennachzugs oder Forderungen nach einer restriktiven Asylpolitik – immer wieder übernahm die baden-württembergische Regierung, wie sie selbst formulierte, „bundespolitisch Schrittmacherdienste“. Bereits Anfang der 1970er-Jahre wurden im Land Pläne zur Verringerung der Ausländerzahlen entwickelt, die dann rund zehn Jahre später von der Regierung Helmut Kohl (CDU) aufgegriffen wurden. 1983 legte das Bundesinnenministerium einen Entwurf zur Novellierung des Ausländergesetzes vor, der deutliche Parallelen zu einem entsprechenden Entwurf des Landes aus dem Jahre 1976 aufwies.
Andere Stimmen waren jedoch aus der baden-württembergischen Landeshauptstadt im Rahmen des „Stuttgarter Modells“ zu vernehmen: „Aus den Wanderarbeitern der 1960er-Jahre wurden ausländische Dauerarbeitnehmer. De facto ist die Bundesrepublik Deutschland zu einem Einwanderungsland geworden.“ Diese Feststellung stammt nicht etwa aus einem Integrationsbericht aus heutigen Tagen, sondern aus einer 400 Seiten starken „Ausländerstudie“ der Stadt Stuttgart aus dem Jahr 1976.13 Bereits damals zog die Landeshauptstadt aus dieser Erkenntnis die entsprechenden Konsequenzen in der kommunalen Ausländerpolitik und leitete auf zahlreichen Gebieten wie bei den Kindertagesstätten Maßnahmen ein, die Ausländern und Deutschen zugute kommen sollten. In Leitlinien zur kommunalen Ausländerpolitik, die der Gemeinderat einstimmig verabschiedete, stand als Eckpfeiler künftiger Maßnahmen: „Ausländische Einwohner sind im Interesse der Erhaltung der Wirtschafts- und Lebenskraft der Stadt Stuttgart und aus sozialpolitischen Gründen als dauerhafter Bestandteil der Stuttgarter Bevölkerung anzusehen.“ Weiter heißt es in dem Bericht von 1976: „Ohne ausländische Arbeitnehmer wäre das rasche Wirtschaftswachstum und die starke Erhöhung des Sozialprodukts nicht mehr möglich gewesen.“ Schon damals halfen die ausländischen Einwohner, den Bevölkerungsrückgang in Stuttgart auszugleichen, der durch Abwanderung von Deutschen und durch den Geburtenrückgang bestimmt war.
Die Grundlagen der heutigen Integrationspolitik in Stuttgart legte frühzeitig Manfred Rommel (CDU), der von 1974 bis 1996 Oberbürgermeister der Stadt war. Rommel äußerte sich für seine Zeit geradezu revolutionär in der Ausländerpolitik und wurde dafür in Wahlkämpfen mit ausländerfeindlichen Parolen aus dem rechtsradikalen Lager angegriffen. Trotzdem wurde Rommel immer wieder mit überwältigender Mehrheit im Amt bestätigt. So geht der Begriff der „multikulturellen Gesellschaft“, der heute noch immer in Frage gestellt wird, auch auf den Stuttgarter Alt-Oberbürgermeister zurück. Für Rommel war dieses Schlagwort nichts anderes als eine Situationsbeschreibung in seiner Stadt. Rommel wörtlich: „Die multikulturelle Gesellschaft existiert bereits. Und jede Kulturgesellschaft ist eine multikulturelle Gesellschaft. Eine Gesellschaft, in der nur eine kulturelle Strömung da ist und nichts anderes, ist keine Kulturgesellschaft, ist eine sterile Gesellschaft. Die Vielfalt gehört zur Kultur und um Vielfalt zu haben, braucht man auch Toleranz. Wenn hier Angehörige verschiedener Länder in einer Stadt sich begegnen, dann ist dies kein Nachteil, sondern ein Vorteil. Es wird immer so getan, als ob eine Politik, die die Interessen der ausländischen Mitbürger berücksichtigt, gegen die Deutschen gerichtet wäre. Im Gegenteil.“14
Zwei baden-württembergische Spitzenpolitiker, die sich immer wieder in die migrationspolitische Debatte der 1970er- und 1980er-Jahre eingebracht haben: Manfred Rommel und Lothar Späth (v.l.n.r.), aufgenommen im Sommer 1978.
Rommels migrationspolitische Aussagen sind noch immer aktuell. Erst in den letzten Jahren wurden manche seiner Ideen aufgegriffen, etwa mit der Deutschen Islamkonferenz. Rommel sagte vor über 30 Jahren: „Wir werden immer eine türkische Gemeinde haben, wahrscheinlich eine wachsende. Es ist für Europa von entscheidender Bedeutung, dass die Türkei weiterhin zu Europa gehören will. Man muss deshalb das Ziel der langfristigen Integration der Türkei in Europa stets vor Augen behalten, und darf nicht wegen kleinlicher Probleme, die sich im Moment stellen, dieses Ziel etwa in Frage stellen. Es ist für Europa von großer Bedeutung, dass ein so wichtiges, so großes Kulturvolk, das gleichzeitig die Brücke zum Nahen Osten darstellen kann, dass dieses Kulturvolk sich mit uns freundschaftlich verbündet. Unter diesem Aspekt muss man die Kontakte betrachten, der türkischen zu den deutschen Städten, unter diesem Aspekt muss man vor allem auch die Politik gegenüber unseren türkischen Mitbürgern betrachten in den Städten. Man soll sich keinen Illusionen hingeben. Der Glaube, dass deutsche Großstädte nur von Deutschen bewohnt werden, ist ein Irrglaube. Wer das meint, der entfernt sich von der Realität, er entfernt sich aber auch vom Europa-Gedanken.“15 Es sollten noch viele Jahre ins Land gehen, bis im Jahr 2006 Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU) oder im Jahr 2010 Bundespräsident Christian Wulff im Sinne Rommels feststellten, dass der Islam ein Teil Deutschlands und Europas ist.
Integration im Mittelpunkt
In einer kurzen dritten Phase von 1979 bis 1980 standen Integrationskonzepte im Mittelpunkt der Ausländerpolitik. Baden-Württemberg schaltete sich diesmal mit Ministerpräsident Lothar Späth (CDU) in die Diskussion ein, der sagte: „Wir sind ein Einwanderungsland.“ Gerade von kirchlichen Kreisen wurde diese Aussage als sensationelle Wende in der Ausländerpolitik empfunden. Bei der Beantwortung einer Landtagsanfrage bekräftigte der Ministerpräsident, „dass die Bundesrepublik Deutschland für eine große Zahl von Ausländern praktisch zu einem Einwanderungsland geworden“ sei. Auch in dieser integrationspolitischen Phase spielte die Landesregierung in der vordersten Reihe mit und veröffentlichte eine Konzeption zur Verbesserung der Situation der zweiten Ausländergeneration.16 Offensichtlich spielte dabei auch der Gedanke eine Rolle, sich gegenüber dem Amtsvorgänger und seiner „Rückkehrpolitik“ abzugrenzen.
Schließlich entstanden in den Jahren 1979/80 in allen deutschen Ländern und auf Bundesebene Integrationskonzepte. 1979 legte der erste Ausländerbeauftragte der Bundesregierung, der frühere Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen, Heinz Kühn (SPD), ein Memorandum vor. Kühn kritisierte die bisherige Ausländerpolitik, die zu sehr von arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten geprägt gewesen sei. Er forderte die Anerkennung der „faktischen Einwanderung“ und beispielsweise ein Kommunalwahlrecht für Ausländer. Kühn wies damals schon weitsichtig auf den Geburtenrückgang und die damit verbundenen Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt hin. Es gebe keine „Gastarbeiter“, sondern Einwanderer.
1980 blieb die damalige SPD/FDP-Bundesregierung mit ihren ausländerpolitischen Beschlüssen allerdings weit hinter den Forderungen ihres Ausländerbeauftragten zurück und lehnte seinen Vorschlag für ein Ausländerwahlrecht oder Einbürgerungserleichterungen für ausländische Jugendliche ab. Auch in Baden-Württemberg wurden Forderungen nach einer restriktiven Ausländerpolitik laut. Sozialminister Dietmar Schlee (CDU) wies auf eine steigende Ausländerfeindlichkeit hin. Die Stimmung in der deutschen Bevölkerung drohe von ausländerfreundlich in ausländerfeindlich umzuschlagen. Bund und Länder zementierten damals die These „Deutschland ist kein Einwanderungsland“. Die Chance für eine neue Integrationspolitik wurde nicht nur in Baden-Württemberg vertan.
Die Diskussion verlagerte sich nun vom Thema „Gastarbeiterfamilien“ auf die Asyl- und Flüchtlingspolitik. Mit einem Ausländeranteil von 4,65 Millionen sei die Grenze der Belastbarkeit der Bundesrepublik erreicht, in Ballungsräumen sogar überschritten, meinte die baden-württembergische Landesregierung – eine These, die immer mehr in der ausländerpolitischen Diskussion auftauchen und die zwanzig Jahre später der SPD-Bundesinnenminister Otto Schily aufgreifen sollte. Die Rückkehrbereitschaft sollte nach Meinung der baden-württembergischen Landesregierung gestärkt und der Familiennachzug eingeschränkt werden. Immer wieder wurde gefordert, das Nachzugsalter auf sechs Jahre zu senken – ein kontroverser „Dauerbrenner“ in der Ausländerpolitik.
Dabei hatte die Realität die Notwendigkeit einer solchen Maßnahme schon damals überholt. So stellte das Sozialministerium in Stuttgart 1985 fest, dass sich „eine Komplettierung der türkischen Kleinfamilien in Baden-Württemberg“ vollzogen habe und dass das Nachzugspotenzial für Ausländerkinder damit praktisch erschöpft sei. Trotzdem brachte Baden-Württemberg immer wieder den Vorschlag in die Diskussion ein, das Nachzugsalter für Ausländerkinder herabzusetzen, so auch bei der Debatte um das Zuwanderungsgesetz in den Jahren 2002/03. Ein Blick auf die Kindergeldstatistik zeigte jedoch, dass nur noch ganz wenige Familien von einer Herabsetzung dieser Altersgrenze betroffen wären. Bundesweit waren es 12 000 Kinder, in Baden-Württemberg ging es um 3000 Kinder, die noch im Ausland lebten.
Die Wende in der Ausländerpolitik
Die vierte Phase der Ausländerpolitik umfasst die Jahre von 1981 bis 1990. Aus einem kurzen Wettlauf um Integrationskonzepte wurde 1981 plötzlich ein Rennen um eine Begrenzungspolitik. Zahllose, zum Teil äußerst dramatisierende Warnungen vor den „Ausländerproblemen“ und Ankündigungen, diese durch restriktive Maßnahmen zu lösen, standen im Mittelpunkt der 1980er-Jahre. Die Realitäten eines Einwanderungslandes wurden in weiten Teilen von Gesellschaft und Politik weiterhin nicht gesehen. Zu einem vorausschauenden und umfassenden Zuwanderungs- und Integrationskonzept kam es nicht.
Forderungen nach „Begrenzungsmaßnahmen“ bestimmten die Ausländerpolitik zu Beginn der 1980er-Jahre. So machte der baden-württembergische Innenminister und spätere Bundespräsident Roman Herzog (CDU) deutlich, dass die Frage nach den Belastbarkeitsgrenzen zunehmend in den Mittelpunkt der Ausländerpolitik rücke. Die Landtage von Nordrhein-Westfalen und Hessen stellten fest, dass die Aufnahmemöglichkeiten ihrer Länder erschöpft seien. Die Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg, Lothar Späth (CDU) und von Nordrhein-Westfalen, Johannes Rau (SPD), forderten übereinstimmend, Ausländer bei „einem Missbrauch des Gastrechts sofort auszuweisen“. Auch der Bundesbeauftragte für Ausländerfragen, Heinz Kühn (SPD), meinte, die „Grenzen der Belastbarkeit“ seien durch die Aufnahme ausländischer Zuwanderer erreicht. Hessens Ministerpräsident Holger Börner (SPD) sagte 1982 in einem Interview: „Ich halte einen weiteren Zustrom von Türken in die Bundesrepublik für nicht möglich. Ich bin eher bereit, unsere Vertragstreue im EG-Vertrag zu riskieren.“ Eine bundesweite „Allparteienkoalition“ unter dem Motto „Verringerung der Ausländerzahlen“ prägte die ausländerpolitische Debatte.
Die sozialliberale Bundesregierung geriet in dieser Zeit in der Ausländerpolitik immer mehr unter Druck der CDU/CSU-Opposition, der von den unionsregierten Bundesländern verstärkt wurde. Unter Zugzwang gesetzt, formulierte die Bundesregierung am 2. Dezember 1981 eine Begrenzungspolitik. Als „Sofortregelung“ empfahl sie den Ländern unter anderem die Senkung des Nachzugsalters von 18 auf 16 Jahre. Bremen folgte diesem Vorschlag aus verfassungsrechtlichen Bedenken nicht. Außerdem wurden damals die Wohnraumrichtlinien verschärft. In Baden-Württemberg mussten Ausländer zwölf Quadratmeter pro Familienmitglied nachweisen, unabhängig davon, ob dieses Familienmitglied im Heimatland lebte oder nicht. Das war eine Voraussetzung, die seinerzeit nach Angaben des Bundesbauministeriums selbst 1,2 Millionen Deutsche nicht erfüllen konnten. Bundeskanzler Helmut Schmidt sagte am 11. November 1981 bei einer Pressekonferenz: „Die Bundesrepublik soll und will kein Einwanderungsland werden. Einigkeit […] bestand auch darüber, dass der Zuzug und die Nachführung von Familienangehörigen unter Anwendung aller rechtlichen Mittel im Rahmen des Grundgesetzes gestoppt werden soll.“
„Rückkehrbereitschaft stärken“ – das Motto der Ausländerpolitik setzte sich zu Beginn der 1980er-Jahre durch. Das neue Klima der ausländerpolitischen Diskussion artikulierte sich auch im Heidelberger Manifest vom 17. Juni 1981. Eine Gruppe von Hochschulprofessoren wandte sich darin gegen die – wie es hieß – „Unterwanderung des deutschen Volkes“ durch Ausländer, gegen die „Überfremdung unserer Sprache, unserer Kultur und unseres Volkstums“. Ausländerfeindlichkeit schlug sich Anfang der 1980er-Jahre in sogenannten Bürgerinitiativen „Ausländer-Stopp“ nieder. Unter Androhung von Anschlägen und mit Parolen wie „Deutschland den Deutschen!“ versuchte beispielsweise 1982 in Baden-Württemberg eine ausländerfeindliche Gruppe, Firmen zu erpressen. Sie verlangte die Entlassung ausländischer Arbeitnehmer.
Nach dem bundespolitischen Wechsel zur CDU/CSU/FDP-Koalition nahm die Ausländerpolitik bereits in den Koalitionsvereinbarungen 1982 einen breiten Raum ein. In seiner Regierungserklärung nannte Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) am 13. Oktober 1982 die Ausländerpolitik sogar einen der vier Schwerpunkte seines „Dringlichkeitprogramms“, gleichberechtigt mit der Wirtschafts- und Außenpolitik – ein bis dato einmaliger Vorgang in der deutschen Politik der Nachkriegszeit. Die neue Bundesregierung setzte eine Kommission „Ausländerpolitik“ ein, die sich am 16. November 1982 konstituierte. Nach zahlreichen Ankündigungen beschloss die Bundesregierung am 22. Juni 1983 einen Gesetzentwurf zur befristeten Förderung der Rückkehrbereitschaft von Ausländern, wobei sie Vorschläge der früheren Koalition, aber auch der baden-württembergischen Landesregierung aufgriff.
Obwohl die Bundesregierung diese Rückkehrmaßnahmen als Erfolg darzustellen versuchte, muss eine kritische Bewertung anders ausfallen: Das Rückkehrförderungsgesetz war eher eine Spar- und Sanierungsmaßnahme für die Rentenversicherung auf Kosten der ausländischen Arbeitnehmer. Dieser Spareffekt wird auf drei bis vier Milliarden Mark veranschlagt. Bei der Rückkehrhilfe für arbeitslose Ausländer rechnete die Bundesregierung mit Einsparungen beim Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld in Höhe von rund 90 Millionen Mark und mit 240 Millionen beim Kindergeld. In Wirklichkeit war die Rückkehrförderung, wie viele andere ausländerpolitische Entscheidungen auch, eher eine symbolische Maßnahme – gerade im Hinblick auf eine vermeintlich beunruhigte deutsche Bevölkerung.
Asylpolitik im Brennpunkt
Eine fünfte Phase in der Ausländerpolitik begann 1990 und dauerte bis 1998, dem Jahr, in dem nach dem Regierungswechsel zu Rot-Grün eine erneute Wende in der Ausländerpolitik erfolgte. Noch zu Beginn dieser Phase trat am 1. Ja-nuar 1991 ein neues Ausländerrecht in Kraft, für das sich der damalige Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU) eingesetzt hatte. Das Gesetz verbesserte zwar das Aufenthaltsrecht für lange in Deutschland lebende Ausländer, brachte aber keine entscheidende Verbesserung bei der Einbürgerung. In den 1990er-Jahren stand jedoch die Asylpolitik im Vordergrund. Die „Gastarbeiter“ gerieten nun fast in Vergessenheit. Als neue Einwanderungsgruppe kamen nach dem Ende des Kalten Krieges die Aussiedler hinzu.17
September 1985: Asylbewerber aus dem Iran befinden sich aus Protest gegen die Zustände in der Zentralen Anlaufstelle in Karlsruhe im Hungerstreik.
1990 und in den folgenden Jahren wiederholte sich die Diskussion um die Zuwanderung nach Deutschland, nun mit veränderten Rollen. Waren es zehn Jahre zuvor die Türken gewesen, die im Fokus der Begrenzungspolitik gestanden hatten, konzentrierte sich die Debatte nun auf die Asylbewerber. Deren Zahl hatte 1992 – bedingt durch den Zusammenbruch des Ostblocks und den Bürgerkrieg in Jugoslawien – mit rund 440 000 im Bundesgebiet ihren Höhepunkt erreicht. Wiederum schien es der CDU/CSU und den unionsregierten Bundesländern zu gelingen, das „Ausländerthema“ gegenüber der SPD zu dominieren. Schließlich stimmte auch die SPD – offensichtlich mit dem Rücken zur Wand – der Grundgesetzänderung im sogenannten „Asylkompromiss“ zu. Das Superwahljahr 1994 und die Befürchtung, die Legitimationsbasis in der Bevölkerung zu verlieren, spielten dabei wohl eine entscheidende Rolle. Vergeblich hatten SPD-Abgeordnete um die stellvertretende Parteivorsitzende und spätere Bundesjustizministerin Herta Däubler-Gmelin (SPD) versucht, die Änderung des Artikels 16 im Grundgesetz zu verhindern.
Im Landtagswahlkampf in Baden-Württemberg 1996 wiederholte sich die Einwanderungsdebatte, die früher um Türken und Asylbewerber geführt wurde. Angesichts hoher Arbeitslosigkeit, so argumentierten diesmal die Sozialdemokraten, sei es unverantwortlich, über 200 000 Aussiedler ins Land zu lassen. Allerdings brachte diese Argumentation der SPD keine Wählerstimmen.
Das Ringen um ein Zuwanderungsgesetz
Die sechste Phase der Ausländerpolitik, die 1998 begann und bis 2005 dauerte, charakterisiert das Ringen um ein Zuwanderungsgesetz. Zunächst einmal sollte sich mit einem klaren Bekenntnis zum Einwanderungsland Grundsätzliches ändern. So jedenfalls kündigte es die 1998 neu gewählte Bundesregierung von SPD und Bündnis 90/Die Grünen in ihrem Koalitionsvertrag an. Die schließlich verabschiedeten erleichterten Einbürgerungsbestimmungen vor allem für Ausländerkinder, die am 1. Januar 2000 in Kraft traten, stellten einen gewissen Wendepunkt in der Ausländerpolitik dar: Zum ersten Mal rückte eine Bundesregierung damit vom Abstammungsprinzip (ius sanguinis) ab, wonach die Staatsangehörigkeit von den Eltern abgeleitet wurde. Kern der Reform ist die Einbürgerung durch das Geburtsrecht (ius soli), wonach die Staatsangehörigkeit vom Geburtsort bzw. -land abgeleitet wird. Das völlig veraltete Staatsangehörigkeitsrecht aus dem Jahr 1913 wurde damit zu Grabe getragen und ein historisch bedeutsamer Kurswechsel in der Ausländerpolitik vorgenommen.
In einer 1999 veröffentlichten Broschüre der Bundesregierung zum neuen Staatsangehörigkeitsrecht wurde denn auch zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik – eigentlich in der deutschen Geschichte überhaupt – regierungsamtlich festgestellt: „Deutschland ist schon längst zum Einwanderungsland geworden.“ In Deutschland geborene Kinder ausländischer Eltern erwerben seit dieser Neuerung unter bestimmten Umständen mit der Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit. Sie müssen sich aber zwischen dem 18. und 23. Lebensjahr für eine der beiden Staatsangehörigkeiten entscheiden (Optionspflicht). Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Verkürzung der Einbürgerungsfrist für seit langem in Deutschland lebende Ausländer von 15 auf acht Jahre. Dieser Anspruch hängt u. a. von ausreichenden Kenntnissen der deutschen Sprache und dem Bekenntnis zum Grundgesetz ab. Politiker von CDU/CSU kündigten an, sie würden das Gesetz bei veränderten Mehrheitsverhältnissen ändern, weil es nicht dem Willen der Mehrheit der Bevölkerung entspreche. Belegen sollten das fünf Millionen Unterschriften gegen den sogenannten Doppelpass, die die Unionsparteien gesammelt und unter anderem damit im Februar 1999 die Landtagswahlen in Hessen gewonnen hatten. Die Bundesregierung hatte zunächst viel großzügigere Bestimmungen geplant und wollte dabei doppelte Staatsangehörigkeiten generell zulassen. Unter dem Eindruck der verlorenen Hessenwahl erfolgte jedoch ein Rückzieher.
In den Jahren 2001 bis 2004 entwickelte sich eine kontroverse und bisweilen dramatisch zu nennende Debatte um das Zuwanderungsgesetz. Die Chronologie lässt sich folgendermaßen umreißen: Nach zähen Verhandlungen, in denen Bündnis 90/Die Grünen sogar mit dem Bruch der Koalition gedroht hatten, einigte sich die rot-grüne Bundesregierung im November 2001 auf einen Kompromiss, der auch Forderungen der CDU/CSU-Opposition aufgriff. Letztlich aber stieg die Union aus den parteiübergreifenden Gesprächen aus. Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 in den USA wurde die Zuwanderungsdebatte verstärkt mit Aspekten der äußeren und inneren Sicherheit verknüpft. Auch Baden-Württembergs Ministerpräsident Erwin Teufel (CDU) betonte angesichts der bevorstehenden Bundestagswahlen, eine große Volkspartei müsse die Fragen der Bürger zu diesen Themen beantworten. Schon die Landtagswahlen 1992, bei der in der Folge der Asyldebatte die rechtsextremen „Republikaner“ mit fast 11 Prozent der Stimmen in das Stuttgarter Parlament eingezogen waren, aber auch die Erfolge der „Schill-Partei“ bei den Hamburger Bürgerschaftswahlen hätten dies gezeigt.
Plötzlich gewannen also wieder Bestrebungen zur Zuwanderungsbegrenzung an Boden. Als Ministerpräsident Erwin Teufel in der Sitzung des Bundesrats am 20. Dezember 2001 den Vorschlag vorstellte, das Nachzugsalter von ausländischen Kindern noch weiter zu senken – „grundsätzlich auf sechs – ich sage: noch viel besser auf drei Jahre“18 –, ging er über die Forderung seiner Bundespartei hinaus, die zehn Jahre gefordert hatte. Auf Ablehnung stieß er damit auch bei seinem Koalitionspartner, der FDP.
Der baden-württembergische Ministerpräsident wiederholte damit aber nur einen Vorschlag, der in der Ausländerpolitik des Landes seit langer Zeit eine zentrale Rolle spielte. Zuwanderung müsse, so Teufel im Bundesrat, „auf ein Maß begrenzt werden, das sowohl die Aufnahmebereitschaft der Deutschen als auch das Integrationsbedürfnis der Zuwanderer und unser Interesse an der Integration berücksichtigt. Wenn ich die schon vorhandenen Parallelgesellschaften in unseren Großstädten betrachte, erkenne ich, dass in beiderlei Hinsicht die Obergrenzen bereits erreicht sind.“19
Wenn das Zuwanderungsgesetz in Kraft trete, werde die Zuwanderung nach Deutschland stark erweitert, fuhr der Ministerpräsident fort. Die Regierung sollte nach Meinung Teufels die Zuwanderung gemeinsam mit der Union in einer sozial verträglichen Weise regeln und dabei auch der „Erwartung der großen Mehrheit unseres Volkes“ gerecht werden. Die Landesregierung hatte sich bereits zuvor in die „neue Zuwanderungsdebatte“ eingeschaltet und im Oktober 2000 im Bundesrat den Entwurf eines Integrationsgesetzes eingebracht, mit dem die Landesregierung – wie Landesinnenminister Thomas Schäuble (CDU) in einer Regierungserklärung am 7. März 2002 erinnerte – „bundesweit eine Vorreiterrolle eingenommen“ habe.
Im Juli 2002 reichten dann sechs unionsregierte Länder Klage in Karlsruhe ein, der das Bundesverfassungsgericht stattgab. Das höchste deutsche Gericht sah das Gesetz wegen der umstrittenen Abstimmung im Bundesrat als nicht verfassungsgemäß zustande gekommen an. Nach langem Hin und Her konnte das Zuwanderungsgesetz – unter der Überschrift Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern (Zuwanderungsgesetz) – schließlich 2005 in Kraft treten.
Integrationspolitik im Fokus
In der siebten Phase der Migrationspolitik rückte offensichtlich auch in Baden-Württemberg von 2005 bis 2011 wieder der Integrationsgedanke in den Vordergrund. Bereits seit 1996 verfügte Baden-Württemberg über eine bundesweit einmalige Konstruktion: Der Justizminister des Landes saß von 1996 bis 2011 zugleich auch als Ausländerbeauftragter am Kabinettstisch. Diese Einrichtung war eine alte Forderung der SPD, die sich damit in der Großen Koalition (1992–1996) allerdings nicht hatte durchsetzen können. Erst der FDP gelang es, den Posten des Ausländerbeauftragten in Personalunion mit dem Justizminister zu schaffen. Im Laufe der Jahre wurde die Bezeichnung „Integrationsbeauftragter“ geändert, ein Kabinettsausschuss Integration unter seinem Vorsitz gebildet und ein Integrationsplan für Baden-Württemberg verabschiedet.
Integration gemeinsam schaffen – unter dieser Leitlinie stand der Integrationsplan des Landes, der im Sommer 2008 verabschiedet wurde.20 Oberstes Ziel war die gleichberechtigte Teilhabe von Migranten in allen Lebensbereichen nach dem Grundsatz des „Förderns und Forderns“. Außerdem sollten die Sprachförderung im Vorschulalter intensiviert sowie die Bildungs- und Ausbildungssituation von jungen Menschen mit Migrationshintergrund verbessert werden. Zu den Vorhaben der Landesregierung gehörten u. a. die Einführung von Bildungscoaches, der Abschluss von Bildungsvereinbarungen zwischen Bildungseinrichtungen und Elternhaus, die Prüfung des Verfahrens zur Anerkennung von ausländischen Abschlüssen sowie die Auslobung eines Integrationsforschungspreises. Vor allem hatte sich die Landesregierung das ehrgeizige Ziel gesetzt, „innerhalb der kommenden fünf Jahre die Abbrecher- und Wiederholerquoten deutlich zu senken und die Angleichung der Quoten von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund an den Gesamtdurchschnitt aller Schülerinnen und Schüler zu erreichen“ – ein Vorhaben, das sich aber erwartungsgemäß in so kurzer Zeit nicht erreichen ließ.
Alles in allem muss rückblickend auf die Jahre 2005 bis 2011 in Baden-Württemberg festgestellt werden, dass die Funktion des Integrationsbeauftragten nur „halbherzig“ wahrgenommen wurde. Das Thema Integration spielte keine bestimmende Rolle in der Landespolitik, wurde eher stiefmütterlich behandelt. Die Stabsstelle beim Beauftragten war personell und finanziell nur minimal ausgestattet, das Thema wurde auf Sparflamme gekocht.
Ein Ministerium für Integration
Nach dem Wahlerfolg von Bündnis 90/Die Grünen und SPD im Jahr 2011 schuf die Landesregierung unter Ministerpräsident Winfried Kretschmann (Bündnis 90/Die Grünen) ein eigenes Ministerium für Integration unter Ministerin Bilkay Öney (SPD). Mit zahlreichen Initiativen – beispielsweise zur Abschaffung des „Optionsmodells“ – ist die Ministerin seither an die Öffentlichkeit getreten. Das neue Ministerium hat sich auch beim Thema Einbürgerung hervorgetan. Gleich zu Beginn ihrer Amtszeit schaffte die Ministerin den umstrittenen Gesprächsleitfaden im Einbürgerungsverfahren ab. Zum ersten Mal wurde auch das Thema Integrationsforschung in einem Ministerium verankert.21 Der interkulturelle und interreligiöse Dialog – der Runde Tisch Islam – ist genauso ein Anliegen der Ministerin wie die interkulturelle Öffnung oder das Anerkennungsgesetz zur Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt. Ob es Sinn macht, ein solches eigenständiges Integrationsministerium aufzubauen, das wird sich erst in einigen Jahren zeigen. Dann müssen auch die Kompetenzen und Möglichkeiten eines solchen Ministeriums auf den Prüfstand gestellt werden. So ist der Kernbereich des Ausländerrechts nach wie vor in der Zuständigkeit des Innenministeriums geblieben. Auf jeden Fall aber hat das Integrationsministerium eine hohe Symbolkraft und unterstreicht die Wertigkeit des Themas in der Landespolitik.
Ausblick
Die Zahlen sprechen für sich: Seit der Gründung des Landes Baden-Württemberg, seit 1952 also, sind etwa 14 Millionen Menschen – Deutsche und Nichtdeutsche – zu uns gezogen. Zwölf Millionen Menschen haben das Land im gleichen Zeitraum wieder verlassen. Es sind also deutlich mehr Menschen hin- und hergezogen, als heute insgesamt in Baden-Württemberg leben.
Die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte im Nachkriegsdeutschland hat in Baden-Württemberg ihren Anfang genommen. Das Land war und ist ein Schwerpunkt der Ausländerbeschäftigung in Deutschland. So stieg die Zahl der Ausländer in Baden-Württemberg von 1955 in einem Jahrzehnt von 60 000 auf rund eine halbe Million an. Die Landesregierungen haben schon frühzeitig ausländerpolitische Maßnahmen entwickelt und dabei bundesweit Einfluss genommen. Kontinuierlich wurde aber ein restriktiver Kurs gesteuert, bei dem eine Begrenzungspolitik im Mittelpunkt stand und die Probleme der Ausländerbeschäftigung immer wieder – mitunter auch dramatisiert – vorgetragen wurden. Die positiven Seiten, wie die kulturelle Bereicherung oder die volkswirtschaftliche Bedeutung der Ausländer, traten dabei oft in den Hintergrund.
In Baden-Württemberg leben heute (Zensus 2011) etwa 2,6 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund.22 Gut ein Viertel der Baden-Württemberger gehört damit zu den Migranten. Dazu zählen neben den Zugewanderten und den in Deutschland geborenen Ausländern unter anderem auch Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, also Spätaussiedler, Eingebürgerte, sowie die Kinder von Spätaussiedlern und Eingebürgerten. Unter den Flächenländern hat Baden-Württemberg fast „traditionell“ den größten Migrantenanteil und liegt mit über 25 Prozent deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 19 Prozent. Die Integration ist aber in Baden-Württemberg wie im übrigen Bundesgebiet nur teilweise gelungen, wobei die ausländischen Familien selbst große Integrationsleistungen vollbracht haben.
Besonders was die Integration in Schule, Berufsausbildung und Arbeitsmarkt angeht, zeigen sich Defizite und ein Nachholbedarf für eine nachhaltige Integrationspolitik. So hat an den Sonderschulen jeder vierte Schüler nicht die deutsche Staatsangehörigkeit. Dagegen sind es an Realschulen nur 7 Prozent und an Gymnasien sogar nur 4 Prozent. Migranten in Baden-Württemberg sind schlechter qualifiziert, haben schlechtere Chancen am Arbeitsmarkt, erzielen geringere Einkommen und sind stärker von Armut betroffen. So haben 35 Prozent der Migranten im Alter von 25 bis unter 65 Jahren keine Berufsausbildung. Bei den Baden-Württembergern ohne Migrationshintergrund sind es nur 9 Prozent. Dieser Trend setzt sich bei den jungen Migranten fort. Auf dem Arbeitsmarkt ist immer noch jeder zweite ausländische Beschäftigte ohne eine abgeschlossene Ausbildung. Von der Arbeitslosigkeit sind Ausländer in Baden-Württemberg nach wie vor besonders betroffen: Sie weisen eine mehr als doppelt so hohe Arbeitslosenquote auf als die Deutschen.
Was nun die Zukunft angeht, so braucht Baden-Württemberg Einwanderer, denn die Bevölkerungsentwicklung sieht auch im Südwesten nicht gerade rosig aus. „Älter, weniger, bunter“ – das ist die Perspektive nicht nur hier im Land. Die Auswirkungen der Bevölkerungsentwicklung auf die Sozialsysteme sind gravierend. Nach Berechnungen des Statistischen Landesamts droht in Baden-Württemberg schon bald ein Engpass bei Pflegekräften. Bis zum Jahr 2020 werden rund 25 000 zusätzliche Pflegekräfte benötigt, um immer mehr ältere Menschen zu betreuen. Ein Gutachten, das 2010 noch unter der CDU-geführten Landesregierung vorgestellt wurde, geht davon aus, dass bis 2020 rund eine halbe Million zusätzlicher Arbeitskräfte von Ingenieuren, anderen Hochschulabsolventen und Facharbeitern besetzt werden müssen, und dass dabei Migration eine herausragende Rolle spielt.
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Karin Hunn
„Türken sind auch nur Menschen …“: vom „Gastarbeiter“ zum Zuwanderer
Es ist nun schon über ein halbes Jahrhundert her, dass die Anwerbung türkischer „Gastarbeiter“ durch die Bundesrepublik Deutschland ihren Anfang nahm. Sie hat, wie die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte aus anderen süd- und südosteuropäischen Ländern auch, in hohem Maße zur wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung der Bundesrepublik beigetragen. Mit dieser Anwerbepolitik – so argumentierte eine ausländerpolitische Denkschrift der Arbeiterwohlfahrt (AWO) bereits 1979 – sei „eine der wichtigsten Grundentscheidungen der Bundesrepublik gefallen […], die sich dem Range nach nur mit dem Beitritt zur NATO oder der europäischen Integration vergleichen lässt“.1
Unabhängig davon, wie zutreffend die AWO damit die historische Relevanz der staatlich geregelten Ausländerbeschäftigung beschrieben hat, ist diese Bedeutung mittlerweile doch unumstritten. Das zeigten nicht zuletzt die vielen Veranstaltungen und das breite Medienecho anlässlich des 50. Jahrestages des deutsch-türkischen Anwerbeabkommens, der 2011 in fast allen deutschen Städten mit einer nennenswerten Zahl türkischstämmiger Einwohner begangen wurde. Der 40. Jahrestag hingegen erfuhr vergleichsweise wenig Beachtung. Tatsächlich hat sich in den letzten zehn Jahren nicht nur auf politischer, sondern auch auf gesellschaftlicher Ebene eine breite Anerkennung der Tatsache vollzogen, dass Deutschland ein Einwanderungsland geworden ist.2
Dieser Umstand war gerade im Hinblick auf die türkischen Arbeitsmigranten und ihre Familien über Jahrzehnte hinweg ignoriert und geleugnet worden – was wiederum dazu beitrug, dass sich ihr Eingliederungsprozess vergleichsweise schwierig gestaltete. Für viele Migranten der ersten Stunde kam die Anerkennung des Faktums, dass die Bundesrepublik ein Einwanderungsland geworden ist, zu spät; nicht aber für ihre Kinder und Enkel, für deren Selbstverständnis es außerdem entscheidend sein dürfte, dass die Einwanderungsgeschichte ihrer Eltern und Großeltern zunehmend als genuiner Teil der regionalen sowie nationalen Geschichte verstanden wird.
Doch zurück zur Geschichte dieses Einwanderungsprozesses, der nicht einfach und auch keineswegs geradlinig verlief. Das zeigt ein Blick auf die frühen 1980er-Jahre, aus denen das Zitat in der Überschrift dieses Beitrags stammt: „Türken sind auch nur Menschen …“. Das klingt auf den ersten Blick verständnisvoll und mitfühlend. Liest man jedoch den vollständigen Wortlaut, so ändert sich die Bedeutung: „Türken sind auch nur Menschen. Und zwar Menschen mit einer anderen Kultur.“ Geäußert wurde diese Ansicht im September 1982 von dem renommierten Verhaltensforscher Irenäus Eibl-Eibesfeld, der sich damals mit großer Breitenwirkung in der Ausländerdebatte zu Wort meldete. So erklärte er etwa in der Illustrierten Bunte vom 30. September 1982 die damals weit verbreitete Feindseligkeit und Ablehnung gegenüber türkischen Migranten als natürliche menschliche Reaktionen auf Fremdes und Ungewohntes. Doch nicht genug damit, dass er die Fremden- und Türkenfeindlichkeit durch diese vermeintlich wissenschaftliche Erklärung legitimierte. Er stellte zudem die kulturellen Differenzen zwischen Deutschen und Türken als unüberwindbare und unveränderliche Gegensätze dar, die zwangsläufig in Konflikt miteinander geraten müssten: „Hier Christen – dort Moslems. Hier Emanzipation der Frau – dort demutsvolle Unterwürfigkeit. Hier fortschreitende Dekadenz des Familienverbandes – dort straffe Sippenordnung. […] Wer also immer noch glaubt, dass Türken bei uns so leben können wie Deutsche, vergisst: Türken sind auch nur Menschen. Und zwar Menschen mit einer anderen Kultur.“
Da Deutschland laut Eibl-Eibesfeld zu klein war, als dass ein „gegenseitiges Abstandhalten in Respekt und Freundschaft“ möglich gewesen wäre, ließ seine Darstellung nur einen Schluss zu, nämlich die Zahl der türkischen Migranten zu begrenzen und möglichst viele von ihnen zur Rückkehr in ihre Heimat zu bewegen. Die Ansicht von Eibl-Eibesfeld fügte sich nahtlos in die damalige öffentliche Debatte um Ausländer und insbesondere um Türken ein, die seit Ende der 1970er-Jahre als das zentrale Problem der Ausländerpolitik definiert wurden. Doch wie kam es dazu? Schließlich verlief die Beschäftigung türkischer Arbeitnehmer in der Bundesrepublik bis zur ersten Nachkriegsrezession 1967 relativ problemlos. Die deutschen Arbeitgeber waren mit der Arbeitsmoral und -leistung ihrer neuen Mitarbeiter sehr zufrieden. So berichtete etwa das Auswärtige Amt 1964: „Deutsche Betriebe weisen auf die ausgezeichnete Disziplin und Einordnungsfähigkeit der türkischen Arbeiter, ihre physische Leistungsfähigkeit und ihre Leistungsbereitschaft bei großer Anspruchslosigkeit hin. In dieser Hinsicht unterscheiden sich die türkischen Arbeiter
Die Nachrichten aus der Heimat sind wichtig: Türkische „Gastarbeiter“ beim Lesen der Zeitung „Hürriyet“ im Jahr 1974.
vorteilhaft von der Einstellung der Gastarbeiter von manchen anderen Ländern innerhalb und außerhalb der EWG.“3
Diese Erfahrung trug neben dem rasch wachsenden Arbeitskräftemangel seit Beginn der 1960er-Jahre dazu bei, dass sich die Türkei binnen weniger Jahre von einem ursprünglichen Ersatzanwerbeland zu einem der wichtigsten Arbeitskräftereservoirs der deutschen Wirtschaft entwickelte. Tatsächlich hatte im Oktober 1961, als das deutsch-türkische Anwerbeabkommen geschlossen wurde, wohl niemand damit gerechnet, dass die türkischen Arbeitsmigranten binnen zehn Jahren zur stärksten ausländischen Bevölkerungsgruppe in Deutschland werden würden. So lebten 1971 bereits rund 652 000 türkische Migranten in Deutschland, von denen etwa ein Sechstel in Baden-Württemberg ansässig war. Dort bildeten die Türken wegen des vergleichsweise hohen Anteils an Italienern und Jugoslawen erst seit 1978 mit knapp 200 000 Einwohnern die größte Migrantengruppe.
Das Anwerbeabkommen zwischen der Türkei und der Bundesrepublik
Als das Anwerbeabkommen mit der Türkei im Herbst 1961 geschlossen wurde, ging es keineswegs nur darum, die wachsende Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften in Deutschland zu befriedigen. Vielmehr war das Abkommen das Ergebnis vielschichtiger Interessen auf beiden Seiten, die vor allem außen- und entwicklungspolitischer Natur waren. Ähnlich wie auch bei den vorangegangenen Abkommen mit Italien, Spanien und Griechenland sollte das Abkommen auch einen Beitrag zur Stabilisierung und Entwicklung der südeuropäischen Länder und damit auch zur europäischen Integration leisten. Allerdings hatte die Bundesregierung anfangs doch große Bedenken, die Türkei in die Reihe der offiziellen Anwerbeländer aufzunehmen. Da diese geografisch weitgehend außerhalb Europas lag, bestand die Gefahr, mit solch einem Abkommen einen Präzedenzfall für außereuropäische Länder zu schaffen, die ebenfalls an einer geregelten Arbeitskräfteentsendung nach Deutschland interessiert waren. Weil die Türkei aber schon damals ein wichtiger Handelspartner und als potentes NATO-Mitglied in Zeiten des Kalten Krieges vor allem auch ein unerlässlicher Bündnispartner war, konnte sich die Bundesregierung dem wachsenden Wunsch der türkischen Regierung nach einer offiziellen Anwerbevereinbarung kaum entziehen, zumal sich die Türkei, wie der Schriftverkehr mit dem Auswertigen Amt zeigt, ihrer außenpolitischen Bedeutung durchaus bewusst war.
Anders als die vorangegangenen Abkommen mit Italien, Spanien und Griechenland enthielt das deutsch-türkische Abkommen von 1961 eine zeitliche Befristung des Aufenthalts türkischer Arbeitnehmer auf zwei Jahre – die sogenannte Zweijahresklausel, die in beiderseitigem Einverständnis zustande gekommen war. Die Türkei verfolgte damals nämlich noch das Ziel, die eigenen Landsleute durch eine vorübergehende Beschäftigung in der deutschen Industrie für den Aufbau der eigenen Wirtschaft zu qualifizieren. Auf deutscher Seite hingegen wollte man mit dieser Befristung einer „Dauerbeschäftigung“ oder gar „Einwanderung“ türkischer Arbeitnehmer in die Bundesrepublik vorbeugen. Dieses Bestreben, das vor allem im Bundesinnenministerium vorherrschend war, hing allerdings keineswegs mit spezifischen Vorbehalten gegenüber der Türkei oder ihren Staatsangehörigen zusammen. Es war vielmehr eine Vorsichtsmaßnahme angesichts der damals rasch wachsenden Zahl ausländischer Arbeitskräfte in der Bundesrepublik und der Furcht vor deren dauerhafter Niederlassung. Immerhin hatte sich die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer in Deutschland von 1956 bis 1960 mehr als verdreifacht und betrug 1961 schon mehr als eine halbe Million. Entsprechend drängte das Innenministerium auch während der Verhandlungen über das deutsch-portugiesische Abkommen von 1964 darauf, den Aufenthalt zeitlich zu befristen und die Möglichkeit des Familiennachzugs auszuschließen.
Dass derartige Versuche zum Scheitern verurteilt waren, lag nicht zuletzt daran, dass die Nachfrage nach ausländischen Arbeitnehmern nach dem Mauerbau vom August 1961 und dem dadurch versiegenden Zustrom von DDR-Flüchtlingen4 weiter im Wachsen begriffen war. Entsprechend forderten die deutschen Arbeitgeber schon wenige Monate nach dem Abschluss des Anwerbeabkommens mit der Türkei eine Aufhebung der Zweijahresklausel. Ganz offensichtlich machte diese Befristung wirtschaftlich keinen Sinn. Sie entsprach auch nicht den Interessen der türkischen Arbeitnehmer, die selbst über ihre Rückkehr entscheiden wollten. Angesichts dieser Tatsachen erklärte sich das Innenministerium schließlich dazu bereit, auf die Zweijahresfrist zu verzichten. Die Neufassung des deutsch-türkischen Abkommens, die am 30. September 1964 in Kraft trat, war somit weitgehend identisch mit den bisherigen Anwerbeabkommen.
Es schuf – wie schon die erste Fassung von 1961 – die rechtlichen Voraussetzungen für die direkte Anwerbung türkischer Arbeitskräfte durch die Deutsche Verbindungsstelle in Istanbul und zeitweise auch in Ankara. Dort wurden die interessierten Arbeitskräfte einem rigorosen gesundheitlichen und beruflichen Auswahlverfahren unterzogen, das gerade in den ersten Jahren unter prekären räumlichen Bedingungen ablief und physisch und psychisch für viele Migranten wohl die größte Hürde auf dem Weg nach Almanya darstellte. Ein Migrant verglich es rückblickend mit dem Gang durch ein Nadelöhr. Ein anderer Bewerber, der sich als Bergarbeiter beworben hatte und das Verfahren 1971 im Zuge der Massenanwerbung durchlief, erinnerte sich daran, dass am ersten Tag Urin und Blut getestet sowie die Lungen geröntgt worden seien. Am zweiten Tag dann, so erzählte er später, wurden „Augen, Ohren und Nase untersucht. Als das zu Ende war, holten sie mich und weitere 18 Personen in ein Zimmer. […] Wir mussten uns alle ausziehen. Wir schämten uns, denn wir waren völlig nackt. Der deutsche Arzt ließ uns mit Hilfe eines Dolmetschers sagen, dass wir 18 Kniebeugen machen sollten. Als wir die gemacht hatten, mussten wir uns mit dem Gesicht zur Wand und dem Rücken zum Arzt drehen und in einer gebückten Haltung stehen. Darauf hat der Arzt Handschuhe angezogen und, am Anfang der Reihe beginnend, bei allen den Hintern auseinandergezogen und angeschaut. Dann haben wir uns wieder hingestellt […]. Wir mussten die Hände vorstrecken, die Augen schließen und so fünf Minuten stehen bleiben. Zwei Freunden wurde in dieser Zeit schwindlig, und sie fielen zu Boden. Deswegen kamen sie bei der Untersuchung nicht durch.“5
Wie sich zeitgenössischen Berichten entnehmen lässt, hing die Angst vieler Migranten vor einem Scheitern nicht zuletzt damit zusammen, dass sie in diesem Fall fürchten mussten, als Versager dazustehen. Vor allem aber war damit ihr Traum vom raschen Geldverdienen und vom schönen und modernen Leben in Deutschland jäh zerstört, ein Traum, der sich damals in der Türkei ausbreitete. Diejenigen, die am Ende des Auswahlverfahrens schließlich einen Arbeitsvertrag unterschreiben konnten, wurden mit dem Zug nach Deutschland gebracht. Diese sogenannten Sammeltransporte dauerten zwei bis drei Tage und endeten alle in München. Dort befand sich die „Weiterleitungsstelle“, von wo aus die Neuankömmlinge das letzte Stück ihrer langen und beschwerlichen Reise zu ihren neuen Arbeitsplätzen antraten. Seit Anfang der 1970er-Jahre wurden zunehmend auch Flugzeuge eingesetzt, um die „Gastarbeiter“ schneller und bequemer in die Bundesrepublik zu bringen.
Dort hatten sie Anspruch auf eine „angemessene“ Unterbringung durch ihre neuen Arbeitgeber; allerdings nur, wenn sie auf dem hier beschriebenen „ersten Weg“ als Arbeitskräfte angeworben worden und nicht auf dem „zweiten“ Weg nach Deutschland gekommen waren, also mittels eines Visums, das zur Aufnahme einer Beschäftigung berechtigte. Sofern dies der Fall war, mussten sie sich in der Regel selbst um ihre Unterbringung kümmern. Diejenigen, die einen Anspruch auf Unterbringung hatten – das waren nahezu drei Viertel aller türkischen „Gastarbeiter“, die bis 1973 nach Deutschland kamen – wurden zumeist in Gemeinschaftsunterkünften einquartiert. Für diese waren spezielle staatliche Richtlinien erlassen worden, die allerdings hinter den Richtlinien für Unterkünfte für deutsche Beschäftigte zurückblieben.
In den 1960er- und frühen 1970er-Jahren entwickelte sich die Türkei zu dem Land, aus dem die meisten Arbeitskräfte in die Bundesrepublik zuwanderten. Selbst im Hinblick auf die deutlich schwierigere Vermittlung weiblicher Arbeitskräfte kam der Türkei ab Mitte der 1960er-Jahre eine große Bedeutung zu. Die meisten türkischen Arbeitsmigranten wurden von der Metallindustrie angeworben, wobei der Automobilindustrie eine große Rolle zukam. Diese zählte zu denjenigen Branchen, die in hohem Maße konjunkturabhängig waren und in denen deshalb ein sehr kurzfristiger und mitunter sprunghafter Bedarf an Arbeitskräften vorhanden war. Gerade hier griff man gerne auf das zahlenmäßig große Arbeitskräftereservoir in der Türkei zurück. Der Stuttgarter
1973 in der Deutschen Verbindungsstelle in Istanbul: Mehr als 100 000 Türkinnen und Türken haben sich allein in diesem Jahr gemeldet, weil sie in „Almanya“ arbeiten wollen.
Autobauer Daimler beispielsweise schickte in den 1960er-Jahren ganze Buskolonnen nach Istanbul, um vor Ort Arbeitskräfte anzuwerben. Das Unternehmen beschäftigte 1968 bereits rund 1700 Arbeitskräfte aus der Türkei in Untertürkheim.
Kulturelle Unterschiede zwischen türkischen Migranten und anderen Gastarbeitergruppen spielten aus Sicht der Deutschen bis Ende der 1960er-Jahre übrigens so gut wie keine Rolle, oder wie im Februar 1966 etwa das Arbeitsministerium Baden-Württemberg konstatierte: „Unterschiede hinsichtlich des Werturteils je nach der Nationalität der ausländischen Arbeitnehmer können kaum gemacht werden.“ Das Arbeits- und Sozialministerium von Nordrhein-Westfalen resümierte ähnlich, dass die „Mehrzahl der deutschen Bürger die ausländischen Arbeitnehmer als homogene Gruppe betrachtet und in der Beurteilung nicht zwischen den verschiedenen Nationen differenziert.“6
Viele Männer auf engem Raum: Eine sogenannte Gastarbeiterunterkunft in der Schönbühlstraße in Stuttgart, aufgenommen im Sommer 1971.
Innerhalb der Betriebe wurde allerdings durchaus auf nationalitätenspezifische Unterschiede geachtet, da die Arbeitgeber sicherstellen mussten, dass sich ihre neuen Mitarbeiter gut in den Betriebsablauf eingliederten. So verfolgten manche Unternehmen die Strategie, vorzugsweise Migranten gleicher Nationalität anzuwerben, da dies etwa die sprachliche Verständigung erheblich erleichterte. Angesichts dessen verwundert es nicht, dass einzelne „Gastarbeiter“-Gruppen in bestimmten Betrieben besonders konzentriert waren. Hier kann man etwa auf die Volkswagen-Werke in Wolfsburg verweisen, wo Mitte 1971 rund 9000 Italiener arbeiteten. Das sicherlich extremste Beispiel diesbezüglich stellten die Kölner Ford-Werke dar, wo im September 1973 rund 12 000 Türken beschäftigt waren, die – so der Spiegel am 3. September 1973 – „die größte geschlossene Gastarbeitergruppe in Deutschland“ darstellten.
Erfahrungen und Erwartungen der Arbeitsmigranten
Im Hinblick auf die Anwerbung türkischer Arbeitnehmer in den 1960er-Jahren fällt insbesondere auf, dass ihre unterschiedliche Religion keinerlei Hindernis darstellte. Vor allem größere Betriebe waren sogar bereit, religiösen Bedürfnissen ihrer türkischen Beschäftigten durch die Einrichtung von Gebetsräumen und besonderen sanitären Anlagen, die Anstellung von Vorbetern sowie durch die Berücksichtigung der islamischen Feiertage Rechnung zu tragen. Auf diese Weise sollten die Arbeitsmoral und Zufriedenheit und damit wiederum die Betriebsbindung der „Gastarbeiter“ gestärkt werden. Denn gerade unter den neu angeworbenen Arbeitsmigranten, deren Arbeitsverträge auf ein Jahr befristet waren, war die Fluktuation vergleichsweise hoch, was beträchtliche Kosten für die Betriebe mit sich brachte.
Zu betonen ist in diesem Zusammenhang, dass der Islam, oder – wie es damals meist noch hieß – die „mohammedanische Religion“ weder seitens der deutschen Mitarbeiter noch in der breiteren Öffentlichkeit als feindselig oder gar bedrohlich, sondern eher als exotisch betrachtet wurde. Gleichzeitig wurde den Muslimen vor allem im kirchlichen Milieu viel Verständnis und Sympathie entgegengebracht. Das damalige Verhältnis zu den Muslimen in Deutschland lässt sich nicht zuletzt an der Tatsache ablesen, dass die Kölner Muslime im Frühjahr 1965 im Kölner Dom das Ende des Ramadan feiern konnten.
Eher als vom Islam war in den 1960er-Jahren die Rede von der unterschiedlichen Mentalität ausländischer Arbeitnehmer, auf die im Falle sozialer oder betrieblicher Konflikte gerne rekurriert wurde. Hier zeigte sich schon früh die Tendenz, Probleme, die aus der schwierigen sozialen Lage und der unterprivilegierten Stellung der Arbeitsmigranten resultierten, vereinfachend auf die besonderen „Eigenarten“ der Gastarbeiter zurückzuführen. So etwa im Zusammenhang mit einem spontanen Streik türkischer Bergleute im Ruhrgebiet 1962, die der Meinung waren, zu wenig Lohn erhalten zu haben. Eine Analyse des Streiks ergab, dass die rapide Verhärtung der Fronten zwischen Streikenden und Werksleitung schlicht durch die mangelnde Informiertheit und Interessenvertretung der Türken bedingt war. In der Presse führten solche Begebenheiten allerdings rasch dazu, dass die „Gastarbeiter“ und in diesem Fall die Türken das Etikett angeheftet bekamen, empfindlich, misstrauisch und schwierig zu sein. Vergleicht man dieses Reaktionsmuster mit der Presseberichterstattung über den wohl bekanntesten Arbeitskampf ausländischer Arbeitnehmer in Deutschland, nämlich dem Kölner Ford-Streik vom August 1973, so lässt sich eine direkte Parallele ziehen, wenngleich der Ford-Streik wegen der großen Bedeutung, den die Ausländerbeschäftigung bis 1973 erlangt hatte, ungleich folgenreicher für die Wahrnehmung der Türken in Deutschland war.
Nun wurde die spontane Arbeitsniederlegung, die von den mehrheitlich an den Fließbändern der Endmontage beschäftigten Türken ausging, nicht mehr nur als Ausdruck ihrer Unzufriedenheit mit ihren Arbeitsbedingungen interpretiert, sondern als Illustration für das Gefahrenpotenzial, das von einer großen und unterprivilegierten „ausländischen Minderheit“ ausgehen konnte. Außerdem wurde die ausgeprägte und anhaltende Streikbereitschaft der Türken vielfach auf den angeblich so starken Zusammenhalt unter ihnen zurückgeführt, der sich auch in ihrer ausgeprägten Neigung zur Ghettobildung ausdrücke. In den Badischen Neuesten Nachrichten stand am 31. August 1973 etwa zu lesen: „Aber die türkischen Gastarbeiter, Mohammedaner oft mit orientalischer Geisteshaltung, die sich von der europäischen unterscheidet, bringen besondere Probleme mit sich. Sie fühlen sich isolierter als die anderen; in den bundesdeutschen Städten gibt es bereits türkische Ghettos.“
Der populistische Kommentar, den die Bild-Zeitung am 29. August 1973 zum Ford-Streik abdruckte, dürfte damals den Nerv vieler Leser getroffen haben: „Gastarbeiter, dieses Wort kommt von Gast. Ein Gast, der sich so beträgt, gehört vor die Tür gesetzt.“ Für die eigentlichen Ursachen des Streiks, nämlich die konkreten Arbeitsbedingungen in der Endmontage, interessierte sich die Presse nur sekundär.
Streik im Oktober 1977 auch „beim Daimler“ in Stuttgart: Stuttgart ist eine fleißige Stadt, aber wenn die IG-Metall zur Arbeitsniederlegung aufruft, stehen nicht nur hier die Bänder still – und die „Gastarbeiter“ beteiligen sich genauso wie die deutschen Kollegen.
Doch zurück in die 1960er-Jahre. Betrachtet man die damalige Beschäftigung der türkischen Migranten aus deren Perspektive, so zeigt sich unterhalb der vergleichsweise glatten Oberfläche ein sehr viel komplexeres Bild. Zum einen kamen viele von ihnen mit falschen Vorstellungen in die Bundesrepublik. Sie erwarteten eine freundschaftliche Aufnahme in Deutschland, das als Verbündeter und „Waffenbruder“ im Ersten Weltkrieg und nicht zuletzt auch wegen seines „Wirtschaftswunders“ in der Türkei ein hohes Ansehen genoss. Die in Deutschland schließlich vorgefundene Lebenswirklichkeit und das Desinteresse, mit dem sie konfrontiert waren, führten zu einer raschen Ernüchterung. Weit weg von ihren Familien, untergebracht in abseits gelegenen und nicht selten primitiven Gemeinschaftsunterkünften ohne Privatsphäre, konfrontiert mit belastenden Arbeitsbedingungen und der deutschen Sprache nicht mächtig, wurden ihre ursprünglichen Erwartungen rasch enttäuscht – oder wie es ein aus Ankara stammender Migrant 1963 ausgedrückt hatte: „Bei uns in der Türkei hatten wir eine sehr gute Meinung von Deutschland, heute denken wir anders! Wir sind immer allein, und kein Mensch kümmert sich um uns. Für uns ist das Leben sehr schwer.“7
Zwar versuchte die türkische Regierung durchaus, die Betreuung ihrer Landsleute durch die Entsendung von Sozialattachés und Religionsbeauftragten zu verbessern oder die Bundesregierung für eine bessere Vorbereitung der Migranten noch in der Türkei zu gewinnen. Aber mangels finanzieller und personeller Ressourcen auf türkischer Seite und angesichts der geringen Bereitschaft der Bundesregierung, Abhilfe zu schaffen, geschah auf diesem Gebiet nur wenig. Hinzu kam, dass die bei den türkischen Konsulaten beschäftigten Mitarbeiter ebenso wie die entsandten Attachés oftmals selbst nicht ausreichend mit den Verhältnissen in Deutschland sowie der deutschen Sprache vertraut waren, um den Migranten mit Rat und Tat zur Seite zu stehen.
Außerdem mussten die türkischen „Gastarbeiter“ rasch erkennen, dass ihre Regierung primär an der Rücksendung ihrer Ersparnisse und weniger daran interessiert war, ihnen eine Beschäftigungsperspektive im eigenen Land zu eröffnen und sie „aus der Fremde zu retten“, wie es der türkische Staatspräsident Demirel in seiner Neujahrsansprache an die „Auslandsarbeiter“ im Januar 1966 dramatisch formuliert hatte.8 Gleichwohl sprach sich die türkische Regierung in den folgenden Jahren immer wieder gegen eine Integration ihrer Staatsangehörigen im Ausland aus, nicht zuletzt deshalb, weil dies den für die Türkei so notwendig gewordenen Devisenzufluss in Form der „Gastarbeiter“-Ersparnisse erheblich beeinträchtigt hätte. Die Auslandsmigration erwies sich nämlich schon nach kurzer Zeit als vermeintlich probates Mittel, die hohe Auslandsverschuldung zu mindern. Hatten die „Auslandsarbeiter“ 1964 bereits acht Millionen Dollar überwiesen, so waren es 1973 rund 1,2 Milliarden Dollar, womit das Außenhandelsdefizit desselben Jahres zu 153 Prozent gedeckt werden konnte. Insofern war der türkischen Regierung sehr an der Erhaltung einer engen Bindung der Migranten an ihre Heimat und Kultur gelegen.
Aber auch die von deutscher Seite organisierte soziale Beratung und Betreuung der türkischen Migranten wies Defizite auf. Zuständig für diese Beratung war die Arbeiterwohlfahrt, die 1962 von der Bundesregierung mit der Betreuung der muslimischen „Gastarbeiter“ beauftragt worden war. Ihre Probleme bestanden zum einen darin, dass ihr Beratungsnetz sehr grobmaschig war. Nachdem im November 1962 die ersten beiden Betreuungsstellen der AWO in Köln und Stuttgart eröffnet worden waren, wuchs ihre Zahl bis 1967 bundesweit auf 34 Stellen mit in der Regel einem Mitarbeiter. Ihnen standen damals rund 170 000 Türkinnen und Türken gegenüber, die – unvertraut mit der Sprache, Gesellschaft sowie den politischen und rechtlichen Strukturen in Deutschland – einen hohen Bedarf an Beratung und Hilfestellung im Umgang mit den Behörden hatten. Ein weiteres Defizit bestand darin, dass die AWO als konfessionell neutrale Organisation nicht für die religiösen Anliegen der Migranten zuständig sein konnte, ein drittes darin, dass sie ab der zweiten Hälfte der 1960er-Jahre mit dem Regierungswechsel in der Türkei in den Strudel politischer und ideologischer Auseinandersetzungen geriet, die auch unter türkischen Arbeitsmigranten zu Konflikten führten.
Die AWO war davon umso mehr betroffen, als sie – um eine muttersprachliche Betreuung der Migranten zu gewährleisten – vor allem Türken beschäftigte. Diese mussten allerdings mit der Sprache und den Verhältnissen in Deutschland vertraut sein, weshalb sie oftmals aus dem gewerkschaftlichen oder studentischen Milieu stammten und folglich politisch mehrheitlich links von der Mitte standen. Das führte dazu, dass die AWO von rechtskonservativen Kreisen in der Türkei und deren Anhängern in Deutschland in die linke oder gar kommunistische Ecke gestellt wurde. Daraus resultierte wiederum der kontraproduktive Umstand, dass die zu großen Teilen eher konservativen und religiösen Migranten Abstand von der AWO und ihren sozialen Dienstleistungen nahmen.
Die soziale Isolation und das religiöse Vakuum, in dem sich viele Türken in Deutschland befanden, bildeten schließlich in den 1970er-Jahren einen idealen Nährboden für Zweigniederlassungen türkischer Organisationen mit teilweise nationalistischer sowie islamistischer Orientierung. Das hing insbesondere mit der wachsenden Zahl türkischer Migrantenfamilien seit Ende der 1960er-Jahre
Der türkische Arbeitsminister Ali Naili Erdem besucht im April 1966 das von der Arbeiterwohlfahrt betreute Zentrum der türkischen Gastarbeiter in Stuttgart.
und vermehrt nach dem Anwerbestopp vom November 1973 zusammen, der sich im Falle der türkischen Migranten wegen der schwierigen wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse in der Türkei geradezu als „Bumerang in der Ausländerpolitik“9 erwiesen hatte. Während nämlich die Zahl der Ausländer aus den anderen Anwerbeländern bis Ende der 1970er-Jahre rückläufig war, erfuhr die türkische Wohnbevölkerung von 1973 bis 1979 einen Anstieg um rund 360 000 auf rund 1,27 Millionen. Angesichts der Tatsache, dass eine Rückkehr in die Türkei nach 1973 eine unumkehrbare Entscheidung gewesen wäre, entschieden sich viele von ihnen dazu, sie vorerst zu vertagen. Auf diese Weise entwickelte sich die Realisierung dieser gedanklich und rhetorisch stets präsenten Rückkehr unmerklich immer mehr zur Illusion.
Eingerichtet oder gefangen in einer Art Dauerprovisorium nahmen viele Migranten die religiösen und sozialen Dienstleistungen der aus der Türkei importierten politisch-islamischen Organisationen schlicht mangels Alternativen in Anspruch. Allerdings verstärkte die Aktivität dieser Organisationen nicht nur die weitere Politisierung unter den Migranten, sondern auch deren wachsende Wahrnehmung als kulturell fremde und rückständige Bevölkerungsgruppe. Das lässt sich insbesondere am Beispiel des Konflikts um die Koranschulen in den 1970er-Jahren ablesen. Deren Entstehung hing unmittelbar mit der Angst vieler türkischer Migranten vor einer kulturellen Entfremdung von ihrem Heimatland und ihrer Herkunftskultur zusammen, von der sie vor allem ihre Kinder betroffen sahen. Ein in Schwäbisch Hall lebender Türke beispielsweise gab schon 1973 gegenüber der Zeitung Milliyet resigniert zu bedenken, dass die Türken im Ausland einmal mehr Fremde geworden seien und die Sprache der eigenen Kinder nicht mehr verstünden. Vor diesem Hintergrund wurden die Koranschulen von vielen Migranten als willkommenes Angebot betrachtet, ihren Kindern eine ihrer eigenen Religion und Kultur entsprechende Erziehung zukommen zu lassen. Ungeachtet dieses funktionalen Sachverhalts ging nun aber ein Teil der laizistischen, politisch links stehenden türkischen Migranten dazu über, Koranschulen pauschal als indoktrinär, integrations- und fortschrittfeindlich darzustellen. Das zog ein entsprechend eindimensionales und aufgeregtes Echo in der deutschen Presse nach sich, zumal die laizistischen Migranten in organisatorischer Hinsicht sehr viel anschlussfähiger an die deutsche Gesellschaft waren. Sie fanden innerhalb der Gewerkschaften und Sozialverbände Verbündete in ihrem Kampf gegen diejenigen Gruppierungen und Organisationen, die rechts der politischen Mitte standen.
Ein Beispiel für die wenig reflektierte Berichterstattung über Koranschulen in Deutschland bilden die Überschriften folgender Artikel, die Ende der 1970er-Jahre in durchaus renommierten Zeitungen wie etwa der Welt am Sonntag, der Stuttgarter Zeitung und der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung erschienen sind: „Mitten in Deutschland: Türken säen Hass in Kinder“, „Hodschas hetzen Türkenkinder auf“ oder „Gegner der Koranschulen dürfen getötet werden“. Solche Artikel dürften einen umso nachhaltigeren Eindruck bei ihren deutschen Lesern hinterlassen haben, als die politisch Verantwortlichen in der Bundesrepublik der insgesamt durchaus problematischen Entwicklung der Koranschulen passiv und ratlos gegenüberstanden. Außerdem erschienen sie zu einer Zeit, in der mit der islamischen Revolution im Iran der politische Islam die internationale Bühne betrat und sich die Wahrnehmung des Islam entsprechend zu wandeln begann.
Von unterschiedlichen Merkmalen zur kulturellen Abgrenzung
Schon bevor die Entwicklung einer religiösen Infrastruktur die Gemüter erhitzte, waren größere Vorbehalte gegenüber türkischen Migranten formuliert worden. Das hing unmittelbar mit der massenhaften Anwerbung türkischer Arbeiter in den Jahren der Hochkonjunktur zusammen, in denen sich die Zahl türkischer Migranten bundesweit von rund 172 000 (1967) auf etwa 900 000 (1973) erhöhte. In Baden-Württemberg erfuhr sie in diesem Zeitraum einen ähnlich raschen Anstieg von rund 37 000 auf etwa 171 000. Das führte seit Anfang der 1970er-Jahre vielfach zu Klagen über eine Überlastung der Infrastruktur in Gebieten mit hoher Ausländerbeschäftigung und über die sozialen Veränderungen, die diese rapide Zuwanderung dort bewirkte. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung etwa berichtete am 20. August 1973 unter der Überschrift „Werden die Türken die Neger des Ruhrgebiets?“ über die Lage in Gelsenkirchen und die dort vor sich gehende Segregation von Deutschen und Türken. Zögen Türken in ein Haus ein, so habe dies den Auszug der Deutschen zur Folge. Türken seien auf Wohnraum in renovierungs- oder gar abbruchreifen Häusern angewiesen, für die sie zudem überteuerte Mieten bezahlen müssten. Weiterhin war in dem Artikel die Rede von verwahrlosten Kindern, die „es sich auf einer Müllkippe gemütlich“ machten oder – wie es am 8. Januar 1973 in der Frankfurter Rundschau in einem Artikel über die Türken in Berlin hieß – die „auf dem Hinterhof zwischen Mülleimern in herumliegenden Abfällen“ spielten.
Aber auch in Neckarsulm oder Heilbronn-Sontheim, wo der Ausländeranteil Anfang der 1970er-Jahre die Zwanzigprozentmarke überschritten hatte, machte sich Unmut breit. Die Heilbronner Stimme kommentierte den Widerstand gegen den Neubau von Wohnungen für Arbeitsmigranten in der Südstadt von Neckarsulm im Jahr 1970 lakonisch: „Ja zu den Fremden – aber kaum einer will sie neben sich.“10 Weitere Themen der damaligen Presseberichterstattung über die Ausländerbeschäftigung und ihre Folgen bildeten die unterschiedliche Mentalität der Türken, für die die deutschen Nachbarn kein Verständnis hätten, sowie die schwierige und damals schon als zukunftsentscheidend erkannte Frage der schulischen Bildung von Ausländerkindern. Die Wochenzeitung Die
Der 24-jährige Türke Ismail Babader (dritter v. l.) wird am 27. November 1969 in München als der einmillionste „Gastarbeiter“ aus Südosteuropa begrüßt. Der Präsident der Nürnberger Bundesanstalt für Arbeit Josef Stingl (zweiter v. r.) empfängt ihn auf dem Hauptbahnhof mit einem Fernsehapparat als Begrüßungsgeschenk.
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Zeit etwa wies in ihrer Ausgabe vom 20. Oktober 1972 darauf hin, dass diese Kinder nicht nur in sprachlicher Hinsicht ganz andere Voraussetzungen mit sich brächten und in den Schulen „ungenügend gefördert“ würden. Ihr Resümee lautete: „Sie werden so auf ein Leben als Außenseiter vorprogrammiert.“
Wenngleich solche Schilderungen einen unmittelbaren Realitätsbezug hatten, verstärkten sie in ihrer Fokussierung auf Missstände die Wahrnehmung der Türken als Problem. Auch der wachsende Auswanderungsdruck in der Türkei war dazu geeignet, Überfremdungsängste zu schüren und die türkischen Migranten als Bedrohung des sozialen Friedens darzustellen. Er führte nämlich dazu, dass seit Anfang der 1970er-Jahre eine zunehmende Zahl von Türken illegal nach Deutschland einreiste. Dort fanden sie sich in entsprechend prekären Wohn- und Beschäftigungsverhältnissen wieder. Hinzu kam, dass Josef Stingl, der damalige Präsident der Bundesanstalt für Arbeit, im Herbst 1972 höchstpersönlich erklärte, ab 1976 mit einem weiteren Zuzug von über einer Million Türken zu rechnen. Er begründete diese Prognose mit dem Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Türkei, das für die Zeit nach 1976 die schrittweise Verwirklichung der Arbeitnehmerfreizügigkeit für türkische Staatsangehörige innerhalb der EWG vorsah. Diese Umstände veranlassten das Nachrichtenmagazin DerSpiegel dazu, am 30. Juli 1973 einen groß aufgemachten Artikel mit der Überschrift „Die Türken kommen – rette sich wer kann“ zu publizieren. Darin wurden die türkischen Migranten ungeachtet der Tatsache, dass sie weit überwiegend auf offiziellem Wege angeworben worden waren, mit einem über die Bundesrepublik herfallenden Heuschreckenschwarm verglichen: „In immer größeren Schüben schwärmen sie von den Gestaden des Bosporus und aus dem Hochland von Anatolien ein. Die Nürnberger Bundesanstalt für Arbeit […] schätzt die Zahl der offiziell registrierten türkischen Arbeitnehmer gegenwärtig auf annähernd 580 000. Zusammen mit 270 000 Angehörigen und einem Heer von Nichtregistrierten (das die türkische Botschaft in Bad Godesberg auf 75 000 taxiert, nach Ansicht von Kommunalpraktikern jedoch doppelt so stark sein dürfte) reicht das deutsche Türkenvolk schon jetzt an die Millionengrenze […]. Schon haben sich in der Türkei weitere 1,2 Millionen auf die Wartelisten der Anwerber schreiben lassen – eine Reserve, die von 1976 an, wenn neue EWG-Regelungen in Kraft treten, tatsächlich über die Bundesrepublik kommen könnte.“
Die fehlende Einwanderungspolitik
Die Ängste, die derartige Darstellungen und Prognosen innerhalb der Bevölkerung verbreiteten, konnten umso weniger überraschen, als die Bundesregierung die Strategie verfolgte, möglichst wenig in den Ausbau der Infrastruktur, wie etwa in den Wohnungsbau für Migrantenfamilien, zu investieren. Schließlich wollte man keinesfalls einen zusätzlichen Anreiz zum Familiennachzug schaffen und außerdem die Frage nach der weiteren Entwicklung der Ausländerbeschäftigung offen halten. Zwar zeichnete sich Anfang der 1970er-Jahre im Zusammenhang mit den damaligen gesellschaftlichen Reform- und Emanzipationsbestrebungen auch innerhalb der sozialliberalen Koalition unter Willy Brandt ein klarer Trend hin zu einer veränderten Betrachtung der Ausländerbeschäftigung ab. So wurden die Arbeitsmigranten nun vermehrt als „ausländische Mitbürger“ apostrophiert und der damalige Bundesinnenminister Hans-Dietrich Genscher (FDP) sprach gar davon, dass die Bundesrepublik eine Einwanderungspolitik betreiben müsse. Letztendlich fehlten der Politik jedoch der Mut und ihrer eigenen Meinung nach auch die finanziellen Mittel, um den in Gang gekommenen Einwanderungsprozess politisch und rechtlich anzuerkennen und damit auch Abschied von einem auf ethnischer Homogenität beruhenden Staatsangehörigkeitskonzept zu nehmen.
Wie viel Mut dieser Politikwechsel gegenüber dem Wahlvolk erfordert hätte, macht nicht zuletzt eine Zuschrift an das Bundesinnenministerium vom Oktober 1972 deutlich, in der geklagt wurde: „Jahrelang ist der deutschen Bevölkerung eingeredet worden, die Beschäftigung der Ausländer sei eine volkswirtschaftliche Notwendigkeit und sie kämen nur zu einem vorübergehenden Einsatz in die Bundesrepublik. Jetzt lässt man in Bonn die Katze aus dem Sack. Die Ausländer sollen ‚integriert‘ werden. Hat man das deutsche Volk darüber befragt? Ganz unverfroren kündigt man ‚Folgelasten für die BRD‘, sprich: den Steuerzahler an.“11
Ähnliches stand auch in einem anonymen Flugblatt aus Neckarsulm aus dem Jahr 1970, in dem gegen eine weitere Ansiedlung von Ausländern protestiert wurde: „Was wird, wenn die Konjunktur einmal nachlässt und es zu Arbeitslosigkeit kommen wird? Haben wir dann nicht mit Diebstahl, Überfällen, Mord und Totschlag zu rechnen? Wenn die Gastarbeiter erst einmal alle ihre Familienangehörigen hier haben, darf man doch nicht damit rechnen, dass sie jemals wieder gehen. […] Sind solche Aussichten das Geld wert, das die Industrie heute noch, mit und durch die Gastarbeiter, verdient?“12
Diese sicherlich extremen, aber in ihrer Grundtendenz durchaus repräsentativen Meinungsäußerungen spiegeln wider, dass die Bundesregierung es versäumt hatte, ihre primär an ökonomischen Interessen orientierte Ausländerbeschäftigungspolitik zu einer vorausschauenden Einwanderungspolitik weiterzuentwickeln. Wenngleich insbesondere Kenner der Materie einen Zusammenhang zwischen den politischen Versäumnissen und den vielfach konstatierten Missständen wie der Wohnungsmisere und der ungelösten Frage nach der Schulbildung von Migrantenkindern herstellten, verhinderte dies keineswegs, dass insbesondere die größte und sichtbarste Gruppe der Arbeitsmigranten als Verursacher dieser Probleme betrachtet und verantwortlich gemacht wurde. Eine Tendenz, die sich im Laufe der 1970-Jahre mit der weiterhin wachsenden Zahl türkischer Migranten verstärkte, zumal nun der Konflikt über den Islam in Deutschland sowie eine nach dem Ende der Hochkonjunktur vergleichsweise schwierige Wirtschaftslage hinzutraten.
Diese Entwicklung schlug sich für die türkischen Migranten in einer überdurchschnittlich stark fluktuierenden und überdurchschnittlich hohen Arbeitslosenquote nieder, die zu großen Teilen ihrer Beschäftigungsstruktur beziehungsweise ihrer vielfachen Funktion als Konjunkturpuffer geschuldet war. Gerade in größeren Unternehmen wurden Mitte der 1970er-Jahre vermehrt Überlegungen angestellt, wie der notwendige Personalabbau mithilfe von Abfindungen bewerkstelligt werden könnte. Waren solche Angebote durchaus auch an deutsche Belegschaftsangehörige gerichtet, so verstärkten sie doch erheblich die Verunsicherung unter den Migranten, die sich wegen ihrer unterdurchschnittlichen Qualifikation und ihrer in der Regel kürzeren Betriebszugehörigkeit primär als Adressaten solcher Aktionen begreifen mussten. Im Falle des Audi-Werkes in Neckarsulm war dies deutlich zu sehen. Hier wurde der Mitte der 1970er-Jahre erforderliche Personalabbau durch eine Abfindungsaktion bewerkstelligt, die vom Land Baden-Württemberg durch die Zahlung einer Rückkehrprämie für rückkehrbereite Arbeitsmigranten aus Nicht-EG-Ländern flankiert wurde. In den Augen des Unternehmens sowie des damaligen baden-württembergischen Ministerpräsidenten Hans Filbinger (CDU) war diese Aktion ein voller Erfolg. Er konstatierte noch ein knappes Jahr später in der Wirtschaftswoche vom 9. April 1976: „Eine sinnvolle Ausländerpolitik kann den Arbeitsmarkt wesentlich entlasten helfen. So wie bei Audi in Neckarsulm, wo wir mit unseren Rückkehrhilfen für Gastarbeiter 2000 deutschen Arbeitern den Arbeitsplatz erhalten haben.“
Solchen Strategien entsprach die nicht zuletzt auch unter Wissenschaftlern und Experten verbreitete Auffassung, dass es sich bei den ausländischen Arbeitnehmern um vorübergehend heimatlose Arbeitskräfte handele, bei denen es nicht primär um eine Integration in Deutschland, sondern vielmehr um eine Re-Integration in ihren Herkunftsländern ginge. Diese war gerade im Falle der türkischen Migranten alles andere als einfach, denn im Vergleich zu den Herkunftsländern der anderen „Gastarbeiter“ bot die Türkei für rückkehrwillige Migranten kaum eine Zukunftsperspektive. Dieser Ansatz übersah zudem, dass die Ausländerbeschäftigung in Deutschland trotz konjunktureller Krisen und wachsender Arbeitslosenzahlen eine strukturelle Notwendigkeit geworden war. Sie hatte – ähnlich wie von Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard (CDU) schon 1954 anvisiert – in der Tat dazu geführt, dass deutsche Arbeitskräfte in qualifiziertere Positionen aufgerückt waren und „die relativ primitiveren Arbeiten in Deutschland […] von ausländischen Arbeitskräften“13 besorgt werden mussten. In den Augen der Arbeitgeber war die auf diese Weise entstandene Unterschichtung des Arbeitsmarktes nicht mehr rückgängig zu machen. Ähnlich sah es das Wirtschaftsmagazin Capital, das im Oktober 1976 auf die „sozialen und soziologischen“ Konsequenzen der jahrelangen Ausländerbeschäftigung hinwies: „Hilfsarbeit, Schmutz, Lärm- und Knochenjobs sind keine Tätigkeiten mehr für den emanzipierten deutschen Arbeiter.“ Tatsächlich mussten viele Unternehmen, darunter auch Audi NSU, schon kurze Zeit später wieder auf ausländische Arbeitnehmer zurückgreifen. Entsprechend fragwürdig erschienen im Nachhinein die Rückkehrprämien in Höhe von über 14 Millionen DM, die die baden-württembergische Landesregierung 1975 bereitgestellt hatte.
Die Zuzugssperre und deren Folgen
Wenngleich diese Aktion in anderen Bundesländern keine Nachahmer fand, so fügte sie sich von ihrer Stoßrichtung her durchaus in die damalige Ausländerpolitik ein. Diese verfolgte in den Jahren nach dem Anwerbestopp unter dem Schlagwort der „Konsolidierung der Ausländerbeschäftigung“ einen Kurs, der zwischen Begrenzung und Integration lavierte. Da die anvisierten Integrationsmaßnahmen aber meist nicht konsensfähig waren, entpuppte sich diese Strategie rasch als eine Politik der Ausgrenzung. Exemplarisch hierfür war die Verweigerung der Arbeitserlaubnis für nachgezogene Familienangehörige sowie die insgesamt rigorose Handhabung des Arbeitserlaubnisrechts für Ausländer aus Nicht-EG-Ländern. Das wohl prägnanteste Beispiel für die damalige „Konsolidierungspolitik“ war allerdings die Verhängung einer Zuzugssperre für „überlastete Siedlungsgebiete“, in denen der Anteil der ausländischen Wohnbevölkerung mehr als 12 Prozent betrug. Diese Maßnahme trat am 1. April 1975 in Kraft. Sie sorgte dafür, dass Ausländer aus Nicht-EG-Ländern weder zum Wohnen noch zum Arbeiten in „überlastete“ Landkreise und kreisfreie Städte ziehen durften. Selbst Gebiete mit einem Ausländeranteil von unter 12 Prozent konnten „gesperrt“ werden, und zwar dann, wenn die dortigen Behörden der Ansicht waren, dass die soziale Infrastruktur „gleichwohl überlastet“ war. Zu dieser Schlussfolgerung kamen die Verantwortlichen im Stadt- und Landkreis Heilbronn, der im Juni 1976 auf die Liste der „überlasteten Siedlungsgebiete“ gesetzt wurde. Dies geschah vermutlich eher aus prophylaktischen Gründen, um nämlich nach dem 1975 erfolgten Abbau der Ausländerbeschäftigung bei Audi NSU einem erneuten Zuzug von Ausländern einen Riegel vorzuschieben.
Die Anwendung dieses Instrumentariums, das die Wochenzeitung Die Zeit am 16. April 1976 – also nach gut einjähriger Laufzeit – ironisch als „Türken-Sperrvertrag“ charakterisierte, war allerdings von kurzer Dauer. Bereits im Frühjahr 1977 wurde die Zuzugssperre wieder aufgehoben, weil sie sich als wenig effektiv erwiesen hatte und in Konflikt mit neuen politischen Übereinkünften zwischen der EG und der Türkei geraten wäre. Diese Erfahrung führte der Politik einmal mehr vor Augen, dass sie längst nicht mehr über den ausländerpolitischen Handlungsspielraum verfügte, um die Ausländerzahl nennenswert zu verringern oder gar den Einwanderungsprozess zu stoppen. Gleichwohl war sie nicht dazu bereit, diesen politisch und rechtlich anzuerkennen und die entsprechenden Investitionen zu tätigen. Genau diese Forderung wurde damals insbesondere von Heinz Kühn (SPD) erhoben, dem ersten Ausländerbeauftragten der Bundesregierung. Im September 1979 legte er sein viel beachtetes, aber wenig befolgtes Memorandum zu Stand und Weiterentwicklung der Integration der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familien in der Bundesrepublik Deutschland vor. Darin machte er unmissverständlich deutlich, dass eine „vorbehaltlose und dauerhafte Integration“ gerade der zweiten und dritten Ausländergeneration nicht zum Nulltarif zu haben war. Er betonte zugleich, dass alles andere im Endeffekt sehr viel teurer wäre und „zu ganz erheblichen gesamtgesellschaftlichen Schäden“14 führe.
Auf Seiten der türkischen Migranten wiederum bildete sich in den Jahren nach dem Anwerbestopp das deutliche Gefühl heraus, nun nicht einmal mehr als Arbeitskräfte in Deutschland willkommen zu sein. Das löste bei vielen von ihnen Verbitterung und Verunsicherung aus und trug erheblich dazu bei, dass sie an ihren vielfach illusorischen Rückkehrplänen und an ihrer sparsamen, auf eine bessere Zukunft in der Türkei ausgerichteten Lebensweise festhielten. Selbst in Fällen, in denen sie sich wegen der damals schwierigen politischen und wirtschaftlichen Lage in der Türkei auf einen längerfristigen Aufenthalt in Deutschland einstellten, konnte dies keiner Einwanderungsentscheidung gleichkommen, da ihr aufenthaltsrechtlicher Status und ihre oftmals prekären Beschäftigungsverhältnisse eine solche in den meisten Fällen gar nicht zuließ.
Bei den religiösen Migranten ließ sich einem Mitarbeiter der Evangelischen Kirche zufolge noch ein weiterer Trend erkennen: sich während der Zeit in der Fremde einzuigeln, um möglichst unverändert zu „überwintern“. Diese Strategie führte in ihrer extremsten Form zu einer kompensatorischen Bezugnahme auf eigene religiöse und kulturelle Werte, die jenen des „Westens“ als moralisch überlegen entgegengesetzt wurden. Diese Form der Bewältigung fand sich nicht nur in der teilweise hoch emotionalen türkischen Presseberichterstattung über die Lage der Türken in Deutschland, sondern sie spiegelte sich auch in dem Bedeutungszuwachs islamistisch-nationalistischer Organisationen seit Mitte der 1970er-Jahre wider.
Auffällig ist, dass Ende der 1970er-Jahre eine starke Tendenz bestand, die komplexe Thematik durch eine ethnisierende Betrachtungsweise auf ein Problem der kulturellen Differenz zwischen Deutschen und Türken zu reduzieren. Als Beispiel dafür kann ein Artikel in den Ruhr-Nachrichten vom 31. Dezember 1979 dienen, in dem gefragt wurde, ob sich „1 165 000 Türken, Mitglieder eines fernen und fremdartigen Kulturkreises, überhaupt in die abendländische, hochindustrialisierte Bundesrepublik eingliedern“ lassen. Erst „in den letzten Jahren ist deutlich geworden, dass die Gastarbeiterfrage […] eine Türkenfrage geworden ist“.
Diese Tendenz erlangte Anfang der 1980er-Jahre einen Höhepunkt und mündete in eine aggressive und primär gegen Türken gerichtete Fremdenfeindlichkeit. Letztere stand wiederum in direktem Zusammenhang mit der krisenhaften Wirtschaftsentwicklung, die – mitbedingt durch voranschreitende Rationalisierungsmaßnahmen in der industriellen Produktion und den Strukturwandel von der Produktions- zur Dienstleistungsgesellschaft – zu einer überproportional hohen Freisetzung ausländischer und eben türkischer Arbeitskräfte führte. Während die allgemeine Arbeitslosenquote von 1979 bis 1983 von 3,2 nur auf 8,6 Prozent wuchs, nahm sie im gleichen Zeitraum unter den türkischen Arbeitnehmern von 4,2 auf 16,7 Prozent zu. Hinzu kam die steigende Zahl von Asylbewerbern, von denen im September 1980, also unmittelbar vor dem Militärputsch in der Türkei, mehr als die Hälfte aus der Türkei stammten.
In diesem Kontext argumentierte der eingangs zitierte Verhaltensforscher Eibl-Eibesfeld indirekt für eine Rückkehr türkischer Migranten in ihr Herkunftsland, und zwar weil er ihnen wegen ihrer „Kultur“ die Fähigkeit zur Integration pauschal absprach. Damit stand er bei weitem nicht alleine. So resümierte im November 1982 auch das Allensbacher Institut für Demoskopie, dass das Leben der Türken „von Kind auf, ja seit unvordenklichen Generationen her von der türkisch-islamischen Tradition bestimmt“ sei, „die einer Integration
An einer Gaststätte in Berlin-Spandau ist im August 1982 ein großer Zettel mit der Aufschrift „Türken ist der Aufendhalt in dieser Gaststätte nicht gestattet“ zu sehen. Mit der deutschen Rechtschreibung hapert es aber bei dem vermutlich deutschen Betreiber.
hier bei uns unüberwindliche Widerstände entgegensetzt“.15 Und der damalige stellvertretende CDU-Fraktionsvorsitzende Alfred Dregger formulierte, dass die Türken aufgrund ihres „ausgeprägten Nationalstolzes“ und ihrer islamischen Prägung „nicht zu assimilieren sind“.16
Am aggressivsten machten sich solche Tendenzen in der Boulevardpresse breit. Ali Yumusak, der damals als Redakteur bei der auflagenstärksten türkischen Tageszeitung Hürriyet in Berlin arbeitete und die Presseberichterstattung über die türkischen Migranten in Deutschland unmittelbar verfolgte, kam sich damals „wie ein Kriegsberichterstatter“17vor. Allerdings ließen auch die türkischen Zeitungen in Deutschland kaum eine Möglichkeit aus, die Stimmung weiter aufzuheizen. Im Gegenteil: Indem sie die Situation der türkischen Migranten etwa mit jener der Juden in den 1930er-Jahren verglichen, gossen sie zusätzlich Öl ins Feuer. Solche „Griffe in die Nazi-Kiste“18 sorgten in der deutschen Öffentlichkeit für große Empörung, ungeachtet der Tatsache, dass türkische Migranten mitunter selbst mit rassistischen Parolen oder „Türkenwitzen“ konfrontiert waren, in denen auf das Schicksal der Juden im „Dritten Reich“ angespielt wurde.
Lösungsversuche für das „Ausländerproblem“
Der Vorschlag, den die Bundesregierung schließlich zur Lösung des sogenannten Ausländerproblems im Herbst 1983 vorlegte und umsetzte, entsprach zumindest an der Oberfläche der öffentlichen Stimmungslage. Das Kabinett verabschiedete im November 1983 ein „Gesetz zur Förderung der Rückkehrbereitschaft von Ausländern“, das Migranten aus Nicht-EG-Ländern mittels finanzieller Anreize zur raschen Rückkehr in ihre Heimatländer veranlassen sollte. Diejenigen unter ihnen, die einen entsprechenden Antrag stellten, mussten allerdings innerhalb von vier Wochen nach Antragstellung das Land verlassen. Dafür konnten sie sich ihre in Deutschland geleisteten Rentenversicherungsbeiträge ohne die sonst üblichen Wartezeiten ausbezahlen lassen. Sofern sie von Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit betroffen waren, konnten sie zudem eine staatliche Prämie von 10 500 DM erhalten, die sich für jedes ihrer ebenfalls zurückkehrenden Kinder um weitere 1500 DM erhöhte. Entsprechend seiner Intention, die Migranten möglichst rasch zu einer Rückkehr zu bewegen, war die Laufzeit des Gesetzes auf sechs Monate beschränkt.
Von der damaligen Bundesregierung als Erfolg verkauft, war die quantitative Wirkung des Gesetzes gering. Fakt ist, dass es etwa 133 000 Personen meist türkischer Herkunft zur Ausreise veranlasste. Trotz dieser vergleichsweise niedrigen Zahl entfaltete das Gesetz dennoch große Wirkung in bestimmten Branchen, wie vor allem in der Stahlindustrie und im Bergbau, in denen der Strukturwandel damals in vollem Gange war und wo zusätzlich zu staatlichen Prämien noch betriebliche Rückkehrprämien bezahlt wurden.
Ein weiterer wichtiger Effekt des Gesetzes war mentaler Natur: Indem es den Migranten in finanzieller Hinsicht eine vergleichsweise günstige Gelegenheit zur Rückkehr bot, stellte es sie vor die grundlegende Entscheidung, ob sie diese nutzen wollten, um ihre immer wieder vor sich hergeschobene Rückkehr zu realisieren oder ob sie sich eben doch auf einen langfristigen Aufenthalt in Deutschland einstellten. Diejenigen unter ihnen, die sich gegen eine Rückkehr entschieden, begannen langsam aber sicher Abschied von dem Dauerprovisorium zu nehmen, in dem sie sich vielfach eingerichtet hatten. So beschrieb es am 13. Januar 1987 auch die Zeitung Hürriyet: „Unser sogenanntes ,Exilantendasein‘ hat nach einem Vierteljahrhundert Freud und Leid seinen Namen gewechselt. Wir sind in der Fremde keine Exilanten mehr, wir sind Einwanderer geworden.“ Viele Türken definierten ihren Lebensmittelpunkt neu, was sich positiv auf die Struktur und Zielsetzung türkischer Organisationen in Deutschland und damit auch auf ihre Interessenvertretung und den Einwanderungsprozess insgesamt auswirkte. Dies umso mehr, als sich auch die bundesdeutsche Gesellschaft Mitte der 1980er-Jahre endgültig von der Illusion verabschieden musste, dass die „Gastarbeiter“ wieder in ihre Heimat zurückkehren würden.
Bis diese Einsicht allerdings auch politisch und rechtlich ihren Niederschlag fand, sollte es noch lange dauern. Erst 1991 trat das neue Ausländergesetz in Kraft. Erst weitere acht Jahre später kam unter der rot-grünen Regierung ein neues Staatsangehörigkeitsrecht zustande, das in wesentlichen Punkten Abschied von einem überholten, auf Abstammung beruhenden Staatsbürgerschaftskonzept nahm.
Hält man sich die schwierigen politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen dieses Einwanderungsprozesses vor Augen und berücksichtigt man zudem, dass sich erst seit den frühen 1990er-Jahren eine nennenswerte Integrationspolitik entwickelt hat, so ist die heutige Situation bei allen vorhandenen Problemlagen gerade auch im Vergleich zu anderen Einwanderungsländern in Westeuropa insgesamt positiv zu bewerten. So zeigt die Entwicklung der türkischen Migrantenbevölkerung in Deutschland über drei Generationen hinweg, dass die hier geborenen Kinder und Enkel in vielen Bereichen, sei es Bildung oder Arbeitsmarkt, besser abschneiden als ihre Eltern und Großeltern. Sie sind in allen Berufen und Schichten vertreten und haben die Bundesrepublik – wie andere Einwanderer auch – vielfältiger und weltoffener gemacht.
Derartige Befunde führen den vor allem aus den 1980er-Jahren stammenden Vorwurf der Integrationsunfähigkeit türkischer Migranten ad absurdum. Sie zeigen, dass die Gesellschaft sich davor hüten sollte, vorhandene Konflikte in der Einwanderungsgesellschaft auf vermeintliche oder tatsächliche kulturelle Differenzen zu reduzieren und – schlimmer noch – diese Differenzen durch einen statischen und essentialistischen Begriff von Kultur als unüberwindbar zu betrachten. Stattdessen sollten unbestritten vorhandene Defizite und Schieflagen als Anlass für eine Integrationspolitik dienen, die diese Differenzen nicht durch die Forderung nach einer einseitigen Anpassungsleistung der Migranten zu überwinden versucht, sondern durch eine interkulturelle Öffnung insbesondere der Institutionen. Nur so kann Deutschland der neuen Vielfalt der Gesellschaft gerecht werden und die für unser Gemeinwesen kontraproduktive soziale und rechtliche Ungleichheit zwischen Alteingesessenen und Zugewanderten verringern. Zu dieser interkulturellen Öffnung gehört auch die Vermittlung unserer Migrationsgeschichte in Schulen und Museen, aus der wir – so der türkischstämmige Grünen-Politiker Cem Özdemir – lernen können, „dass der Umgang oder das ‚Aushalten‘ von ethnischer, religiöser und kultureller Vielfalt unter dem Dach unseres Grundgesetzes zum Repertoire einer modernen Gesellschaft gehört“.19
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Karolina Novinšćak
Vom „Gastarbajter“ zum EU-Bürger im „Švaba-Land“: Zuwanderung aus Ex-Jugoslawien in den deutschen Südwesten
Kroatinnen und Kroaten in Baden-Württemberg haben im Vergleich zu anderen ausländischen Einwanderergruppen eine der am weitesten zurückreichenden Einwanderungsgeschichten. Zurzeit sind die Einwohner mit kroatischem Pass sogar die am längsten ansässige Bevölkerungsgruppe unter den im Südwesten Deutschlands am stärksten vertretenen ausländischen Staatsangehörigkeiten. Aktuell zählen sie 72 527 Personen. Mit einer durchschnittlichen Aufenthaltsdauer von rund 31 Jahren und einem entsprechend hohen Durchschnittsalter von 47,5 Jahren sind aus Zuwanderern, die vorwiegend als Arbeitsmigranten aus Jugoslawien (1945–1991) in die Bundesrepublik Deutschland kamen, Einwanderer geworden. Vergleicht man sie mit den Einwanderern aus den anderen Nachfolgestaaten Jugoslawiens, haben nur Sloweninnen und Slowenen (6966 Personen) mit durchschnittlich 33,5 Aufenthaltsjahren und einem Durchschnittsalter von 51,2 Jahren eine noch längere Aufenthaltszeit in Baden-Württemberg vorzuweisen.
Kroaten stellen in Baden-Württemberg mit über 33 Prozent die Mehrheit unter den Einwanderern aus dem Gebiet Jugoslawiens, gefolgt von den Staatsbürgern Serbiens mit 19 Prozent, des Kosovo (16 %), Bosnien-Herzegowinas (14 %), Montenegros oder des ehemaligen Staates Serbien und Montenegro (7 %), Mazedoniens (5 %) und Sloweniens (3 %). Nach den türkischen und italienischen Staatsangehörigen bilden die Kroaten zurzeit die drittstärkste Bevölkerungsgruppe mit ausländischer Staatsangehörigkeit in Baden-Württemberg. Über die Hälfte der Einwohner mit kroatischer Staatsangehörigkeit lebt im Regierungsbezirk Stuttgart (35 033), die meisten im Stadtkreis Stuttgart, gefolgt von den Landkreisen Ludwigsburg und Esslingen. Danach folgen die Regierungsbezirke Karlsruhe mit 17 908 Kroaten, Tübingen (10 746) und Freiburg (8840).
Tab. 1: Durchschnittliches Alter und Aufenthaltsdauer der Bevölkerung mit einer Staatsbürgerschaft der Nachfolgestaaten Jugoslawiens in Baden-Württemberg (31.12.2011)
Tab. 2: Bevölkerung mit einer Staatsbürgerschaft der Nachfolgestaaten des ehem. Jugoslawiens in Baden-Württemberg (31.12.2011)
Die meisten der heute in Baden-Württemberg und auch bundesweit lebenden Kroatinnen und Kroaten wanderten in den 1960er- und 1970er-Jahren zu oder sind Nachkommen dieser Arbeitsmigranten aus den Anwerbejahren zwischen 1968 und 1973. Im Laufe der Jahre änderten sich die Bezeichnungen für sie, sowohl im Herkunfts- als auch im Zuwanderungsland. In der Bundesrepublik Deutschland wurden die heute ansässigen Einwanderer aus Kroatien in den amtlichen Statistiken bis einschließlich 1991 als „Staatsbürger Jugoslawiens“ erfasst. Im deutschen Volksmund nannte man sie lange Zeit „Jugos“ oder „Gastarbeiter“. Auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens betitelte man die Migranten ebenfalls als gastarbajter, aber auch als švaba (Schwaben) als Bezeichnung für „die Deutschen“. Die amtliche Bezeichnung für Arbeitsmigranten im sozialistischen Jugoslawien lautete radnik na privremenom radu u inozemstvu („temporär im Ausland beschäftigter Arbeiter“). Das stellte auch eine klare Abgrenzung zum negativ konnotierten Begriff des „Emigranten“ dar, der sich auf politische Exilanten bezog. Denn unter den Zuwanderern aus Kroatien befanden sich auch Nachkriegsflüchtlinge, die nach dem Zweiten Weltkrieg vor dem jugoslawisch-kommunistischen Regime nach Deutschland geflohen waren und politische Emigranten aus der Zeit des Kalten Krieges. In den 1990er-Jahren kamen als Folge des Zerfalls Jugoslawiens die Kriegsflüchtlinge aus Kroatien und Bosnien-Herzegowina hinzu.
Nachkriegsflüchtlinge aus Jugoslawien werden zu „heimatlosen Ausländern“
Unmittelbar nach Kriegsende befanden sich in Deutschland – vorwiegend in der amerikanischen Besatzungszone – über 391 500 Menschen aus Vorkriegsjugoslawien. Sie waren während des Zweiten Weltkriegs als Zwangsarbeiter oder Kriegsgefangene ins Deutsche Reich verschleppt oder als Arbeitskräfte angeworben und in Arbeits- und Konzentrationslagern in Deutschland interniert worden. Diese Zwangsverschleppten erhielten nach ihrer Befreiung im Frühling 1945 den Status einer Displaced Person (DP).1
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges kamen die ersten politischen Flüchtlinge aus Jugoslawien hinzu, die im besetzten Deutschland Zuflucht suchten. Oftmals verstanden sie sich nicht als „Jugoslawen“, weil sie den von der Kommunistischen Partei neugegründeten sozialistischen Staat Jugoslawien und seine Regierung nicht anerkannten oder von dieser als Kriegsverbrecher verfolgt wurden. Zu dieser politischen Flüchtlingsgruppe zählten zum einen ehemalige Verbündete des NS-Deutschlands, wie z. B. die Mitglieder der kroatischen Ustaša-Gruppe oder der serbischen Zbor-Truppen. Zuflucht im von den Alliierten befreiten Teil Europas suchten aber auch andere politische Gegner der jugoslawischen Kommunistischen Partei, wie z. B. die Mitglieder der Kroatischen Bauernpartei (HSS), Vertreter der katholischen Kirche, Demokraten, Monarchisten oder schlichtweg Personen, die aufgrund ihrer Weltanschauung oder Kriegserlebnisse nicht in einem von Kommunisten regierten Land leben wollten. Als Teil der ost- und südosteuropäischen post war refugees bemühten sie sich nach ihrer Ankunft in Nachkriegsdeutschland um die Auswanderung in die USA, nach Kanada, Australien oder Südamerika. Als politische Flüchtlinge standen sie unter dem Schutz der Vereinten Nationen und durften in den meisten Fällen nicht an das Herkunftsland Jugoslawien ausgeliefert werden.
Während die Mehrheit der aus Vorkriegsjugoslawien verschleppten Zwangsarbeiter und der Kriegsgefangenen sich danach sehnte, so schnell wie nur möglich in ihre Heimat zurückzukehren – in welchen Staat auch immer – schlossen die politischen Nachkriegsflüchtlinge eine Rückkehr in ein kommunistisch regiertes Jugoslawien aus. 1948 lebten in der amerikanischen Zone Deutschlands 15 622 als „Jugoslawen“ kategorisierte Personen. In Jugoslawien wurden die politischen Kriegs- und Nachkriegsflüchtlinge hingegen im zeitgenössisch politisch korrekten Sprachjargon als neprijateljska emigracija (feindliche Emigration) oder anitjugoslovenska fašistička emigracija (antijugoslawische faschistische Emigration) bezeichnet.
Die Mehrheit dieser nicht rückkehrwilligen ehemaligen Zwangsmigranten und politischen Flüchtlinge aus Jugoslawien in der amerikanischen Besatzungszone lebte im Jahr 1948 mit über 77 Prozent (12 023) in Bayern. Ab 1951 fielen die politischen Kriegs- und Nachkriegsmigranten aus Jugoslawien in der Bundesrepublik Deutschland unter die amtliche Kategorie des „heimatlosen Ausländers“ oder „ausländischen Flüchtlings“. Ihr Rechtsstatus als „heimatlose Ausländer“ wurde im „Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer“ vom 25. April 1951 geregelt, zu dem die Bundesrepublik von den Besatzungsmächten gedrängt worden war.
Zu Beginn der 1950er-Jahre wanderten viele der politischen Kriegs- und Nachkriegsflüchtlinge aus Jugoslawien vom Süden und Südwesten der Bundesrepublik in die damals wirtschaftlich stärkeren Regionen Nordrhein-Westfalen, Bremen, Niedersachen, Hamburg und Schleswig-Holstein. Ein großer Teil der ersten politischen Nachkriegsmigranten blieb jedoch in Bayern ansässig. Vor allem in München, der ost- und südosteuropäischen Flüchtlingsmetropole der Nachkriegszeit, entstand eine Reihe von Vereinen mit Kroatien-Bezug, die eine Mischung aus nationalen, humanitären, kulturellen und politisch antijugoslawischen Zielen verfolgten. Auf ihren öffentlichen Veranstaltungen forderten sie die Wiedererrichtung eines unabhängigen kroatischen Staates, wobei ein Teil der politischen Exilanten sich von der faschistischen Ustaša-Vergangenheit bewusst zu distanzieren suchte, wohingegen ein anderer Teil dieser unverhohlen huldigte. Baden-Württemberg gehörte in den 1950er-Jahren nicht zu den favorisierten Niederlassungsgebieten für Zuwanderer aus Jugoslawien, was sich jedoch ab den 1960er-Jahren mit dem Wirtschaftsaufschwung in den süd- und südwestlichen Landesteile quantitativ und nachhaltig ändern sollte.
Vom gefürchteten „Wirtschaftsflüchtling“ zum willkommenen „Gastarbeiter“
Mit den bundesdeutschen Wirtschaftswunderjahren in den 1950er-Jahren stieg die illegale Zuwanderung jugoslawischer Staatsbürger in die Bundesrepublik Deutschland stetig. Den aus einem sozialistischen Land stammenden Zuwanderern begegneten die deutschen Behörden zunächst mit Skepsis, weil man generell eine „verdeckte“ kommunistische Infiltration in Form der Arbeitsmigration fürchtete.2 Im Nachkriegsdeutschland galten „die Kommunisten“ angesichts der Teilung Deutschlands und des Kalten Krieges als das Schreckgespenst der westlichen Demokratien. Eine Zuwanderung von Menschen, die in einem kommunistischen Land sozialisiert worden waren, erschien vor allem den bundesdeutschen Sicherheitsbehörden als gefährlich. Aber auch das Bundesarbeitsministerium war von einer Arbeitsmigration aus Jugoslawien wenig begeistert. So zitierte der Spiegel im Jahr 1961 einen für Ausländerfragen zuständigen Referenten im Bundesarbeitsministerium mit den warnenden Worten: „Wir haben der Bundesanstalt [für Arbeitsvermittlung] schon 1955 gesagt: ‚Holt keine Jugoslawen rein‘.“3
Dennoch kamen sie. Bereits in den 1960er-Jahren zeigte sich deutlich, wie schlecht es um die wirtschaftliche Entwicklung Jugoslawiens bestellt war. Selbst die Einführung des Selbstverwaltungssozialismus, die Öffnung der jugoslawischen Wirtschaft für den internationalen Markt sowie die Aufgabe der Vollbeschäftigungspolitik konnten an der wirtschaftlichen Talfahrt des Tito-Landes nichts ändern. Geburtenstarke Jahrgänge der Landbevölkerung der Nachkriegszeit drängten auf den Arbeits- und Wohnungsmarkt, fanden jedoch in den wenigen jugoslawischen Industriezentren weder Arbeit noch Wohnungen. So stieg die Zahl der Arbeitslosen von 1952 bis zum Jahr 1975 um durchschnittlich 11,4 Prozent pro Jahr an.4 Gleichzeitig entwickelte der wirtschaftliche Aufschwung der Bundesrepublik eine Sogwirkung auf die Bevölkerung Jugoslawiens. Waren im Jahr 1954 noch 1801 Personen aus Jugoslawien bei deutschen Arbeitsämtern registriert, so stieg ihre Zahl bis 1962 fast explosionsartig auf 23 608 an.5 Insbesondere in Nordrhein-Westfalen, Hessen, Baden-Württemberg und Bayern konnten die Zuwanderer aus Jugoslawien Arbeitsstellen finden. Viele der damals sogenannten „Wirtschaftsflüchtlinge“ wurden als illegale Zuwanderer im „Ausländerlager Zirndorf“ in Bayern festgehalten. Dort stellten sie oftmals einen Asylantrag als politisch Verfolgte, in der Hoffnung nicht nach Jugoslawien zurückgeschickt zu werden. Aber diese Hoffnung erfüllte sich nur in den wenigsten Fällen. Im Spiegel war im Oktober 1965 zu lesen: „Ungarn und Jugoslawen, Tschechen wie Polen werden im fränkischen Ausländer-Sammellager Zirndorf vor Tau und Tag aus den Betten geholt und per Bahn oder im Flugzeug heimgeführt […]. Der Gedanke aber, daß weder Leumund noch Herkunft der Ostler exakt überprüfbar sind, bereitet Bayerns Behörden bürokratische Pein […]. Der Istvàn im Wunderland wurde am 2. September, zusammen mit vier Schicksalsgenossen, auf Kosten des Freistaats Bayern (zum Stückpreis von 170 Mark) von München-Riem nach Budapest geflogen.“6
Die Lagerleitung in Zirndorf gab im Jahr 1965 in der Süddeutschen Zeitung bekannt, dass die Hälfte aller „Jugoslawieneinwanderer“ illegal in die Bundesrepublik gekommen sei.7 Jenen Zuwanderern, denen es gelang, eine Arbeitsstelle zu finden, konnten von den örtlichen Behörden Aufenthaltsgenehmigungen gewährt werden. Trotz der politischen Warnungen vor „kommunistisch infizierten Tito-Arbeitern“8 beschäftigten deutsche Unternehmen seit den 1960er-Jahren zunehmend zugewanderte Arbeitskräfte aus Jugoslawien. Die Zeitschrift Der Arbeitgeber erklärte im Jahr 1966, also zu einem Zeitpunkt als noch kein Anwerbeabkommen bestand: „Tatsächlich wird von den deutschen Betrieben, die Jugoslawen beschäftigen, bestätigt, dass die Jugoslawen besonders große Bereitschaft zeigen, sich im Betrieb einzugliedern, dass nahezu keine Anpassungsschwierigkeiten bestehen, die Jugoslawen fleißige und zum großen Teil qualifizierte Arbeitskräfte sind. Vielfach können sich die zumeist aus dem nördlichen Teil Jugoslawiens kommenden Arbeitskräfte auch in deutscher Sprache verständigen.“9
„Gastarbeiterinnen“ aus Jugoslawien sind in der Industrie gefragt – auch in vermeintlichen „Männerjobs“ wie hier an der Bohrmaschine, aufgenommen im Jahr 1980.
Eine grundsätzliche Änderung der Rahmenbedingungen für die Zuwanderung aus Jugoslawien in die Bundesrepublik zeichnete sich im Zuge der von Willy Brandt als Außenminister und dann als Bundeskanzler eingeleiteten Neuen Ostpolitik ab. Die Entspannung der deutsch-jugoslawischen politischen Beziehungen fand ihren Ausdruck in der Aufnahme von diplomatischen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und Jugoslawien im Januar 1968, was sich auch auf das Migrationsgeschehen auswirkte. Im Frühling desselben Jahres wurden die Gespräche für ein Anwerbeabkommen für Arbeitskräfte, auf das Jugoslawien seit Mitte der 1960er-Jahre gedrängt hatte, wieder aufgenommen. Sie kamen noch im selben Jahr, am 12. Oktober 1968, zum Abschluss. Es beendete die 1955 begonnene Reihe der Anwerbeabkommen der Bundesrepublik mit acht Ländern Süd- und Südosteuropas sowie Nordafrikas.10
Wie willkommen die aus Jugoslawien kommenden Arbeitsmigranten in Deutschland während der deutsch-jugoslawischen Anwerbejahre (1968–1973) waren, zeigte sich 1970 am Hauptbahnhof in Stuttgart. Am 5. August jenes Jahres wurde der Kroate Zvonimir Kanjir, der mit einem Zug aus Varaždin eingereist war, öffentlich als „500 000ster Gastarbeiter Baden-Württembergs“ geehrt.11 Ihm schenkten Vertreter des Landesarbeitsamtes von Baden-Württemberg in Begleitung eines Repräsentanten der Firma Daimler-Benz und der Presse ein Kofferradio. Das tragbare Signalempfangsgerät mit einer ständigen Frequenz zur Heimat erschien den baden-württembergischen Landes- und Wirtschaftsvertretern damals wohl als angemessenes Willkommensgeschenk für eine Arbeitskraft, deren Aufenthalt in Deutschland zunächst als zeitlich befristet angesehen und deren Bereitschaft zur Rückkehr in ihr Heimatland von Politikern und breiten Teilen der Bevölkerung als selbstverständlich angenommen wurde.
Ein Abbruch der Verbindung zur ursprünglichen Heimat während des Arbeitsaufenthalts in Deutschland war weder im Interesse der sich als „Gastland“ verstehenden Bundesrepublik, noch wollten die Arbeitsmigranten ihrer Heimat für immer den Rücken kehren. Von Seiten des deutschen Staates gab es für die Neuzuwanderer aus Jugoslawien, ebenso wie für alle anderen angeworbenen Arbeitsmigranten, zunächst nur befristete Aufenthaltsgenehmigungen, die an einen Arbeitsplatz in Deutschland gebunden waren. Aber auch der Herkunftsstaat Jugoslawien erhob weiterhin Loyalitätsansprüche an seine im Ausland lebenden Staatsbürger, deren Auslandsaufenthalt als temporär angesehen wurde und deren Entfremdung vom Heimatland entgegenzusteuern war. Der Satz „Deutschland ist kein Einwanderungsland“ als Leitlinie der deutschen Migrationspolitik12 fand seine Entsprechung in der jugoslawischen migrationspolitischen Leitlinie, die SFR Jugoslawien sei kein Auswanderungsland.
Die „politische Emigration“ als Störfaktor der deutsch-jugoslawischen Arbeitsmigrationsbeziehungen
Das Anwerbeabkommen der Bundesrepublik mit Jugoslawien war nicht nur das bisher letzte, das Deutschland abgeschlossen hat, sondern auch das einzige mit einem sozialistischen Staat. Die mit dem Vertrag eingeleitete Zusammenarbeit auf dem Feld der Arbeitsmigration war umso erstaunlicher, blickt man auf die seit der zweiten Hälfte der 1950er-Jahre herrschende Eiszeit in den deutsch-jugoslawischen Beziehungen. Nachdem Jugoslawien am 10. Oktober 1957 diplomatische Beziehungen zur Deutschen Demokratischen Republik aufgenommen hatte, reagierte die westdeutsche Regierung prompt. Der Hallstein-Doktrin von 1955 folgend, wonach die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur DDR durch einen Staat als „unfreundlicher Akt“ gegenüber der Bundesrepublik galt, wurden nur neun Tage später die diplomatischen Beziehungen zu Jugoslawien abgebrochen. Das angespannte außenpolitische Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und Jugoslawien führte auch zu einer Verschlechterung der Migrationsbeziehungen der beiden Staaten.
Je intensiver die Zuwanderung von „Wirtschaftsflüchtlingen“ aus Jugoslawien nach Deutschland wurde, desto mehr störte die jugoslawische Regierung der kulturelle und politische Aktionsradius der politischen Nachkriegsflüchtlinge aus Jugoslawien in Deutschland. Als es am 29. November 1962 zu einem der kroatischen politischen Emigrantenszene zugeschriebenen Bombenanschlag auf die jugoslawische Vertretung in Bad Godesberg bei Bonn kam, sprach das jugoslawische Außenministerium von einer der brutalsten antijugoslawischen Provokationen, die in der Bundesrepublik je begangen worden seien.13 Nachdem 1965 ein Mordanschlag auf den jugoslawischen Vizekonsul Andrija Klarić verübt wurde und 1966 Konsul Savo Milanović in Stuttgart aus politischen Motiven ermordet worden war, warf die Regierung Jugoslawiens der Bundesregierung vor, jugoslawische Bürger und Diplomaten nicht ausreichend zu schützen. Das jugoslawische Außenministerium interpretierte die Häufung antijugoslawischer Aktionen und Angriffe vorwiegend kroatischer politischer Exilanten als eindeutiges politisches Druckmittel der Bundesrepublik gegenüber Jugoslawien. Auch deshalb wurden die seit Ende des Zweiten Weltkriegs in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen, rechtlich vom Zugriff des Herkunftsstaates geschützten und politisch aktiven „Emigranten“ aus Jugoslawien von der jugoslawischen Regierung als größter „Störfaktor“ der bilateralen Beziehungen mit Deutschland empfunden, den es „auszuschalten“ galt.14
Doch von einer Abschottung zum Westen, wie es die anderen kommunistischen Ostblockländer taten, wollte man in Jugoslawien nichts wissen. Die Möglichkeit zur Abwanderung der jungen und arbeitsuchenden Nachkriegsgeneration ins Ausland bewährte sich als wirksame Maßnahme zur Entschärfung sozialer Spannungen innerhalb der Gesellschaft. Zudem entwickelten sich die regelmäßigen Geldsendungen der im Ausland lebenden jugoslawischen Staatsbürger an ihre daheimgebliebenen Familienmitglieder sowie ihre Investitionen, die hauptsächlich in den Hausbau in ihren Herkunftsdörfern flossen, zu einer wichtigen Deviseneinnahmequelle für das sich immer höher verschuldende Jugoslawien. Durch das Anwerbeabkommen mit der Bundesrepublik Deutschland konnten zudem die Migrations- und Arbeitsbedingungen der Arbeitsmigranten aus Jugoslawien verbessert und die rechtliche Gleichstellung mit deutschen und ausländischen Arbeitnehmern erreicht werden. Nicht zuletzt erhoffte sich die jugoslawische Regierung durch eine seit dem Anwerbeabkommen deutlich verbesserte deutsch-jugoslawische Zusammenarbeit im Bereich der Arbeitsmigration, die Neuzuwanderer von den alteingesessenen politischen Exilantengruppen fernzuhalten.
In diesem Sinn wurden nach der Wiederaufnahme der politischen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Jugoslawien die herkunftsstaatlichen Betreuungsdienste, aber auch die politische Überwachung der Arbeitsmigranten durch den jugoslawischen Staat auf bundesdeutschem Gebiet intensiviert. Ein erster Schritt dazu war die Erhöhung der Zahl der jugoslawischen staatlichen Vertretungen auf deutschem Boden. Während es 1969 im Bundesgebiet zwei Generalkonsulate in München und Hamburg gab, wurden in den folgenden Jahren bis 1972 zehn weitere eröffnet. In Bayern, der Hochburg der kroatischen politischen Emigrantenszene seit den 1950er-Jahren, wurde neben dem Generalkonsulat in München ein zweites jugoslawisches Konsulat in Nürnberg eröffnet.
Die legalen Arbeitsmigranten, deren Familienmitglieder häufig noch in Jugoslawien lebten, und die ihre Zukunft in Jugoslawien sahen, hielten sich mehrheitlich von der politischen Exilantenszene fern. Zudem waren viele von ihnen in Jugoslawien geboren und im sozialistischen System sozialisiert worden. Tito war für nicht wenige Arbeitsmigranten aus Jugoslawien auch ihr verehrter „Landesvater“. Zudem bedeutete die durch den roten jugoslawischen Reisepass symbolisierte jugoslawische Staatsangehörigkeit auch ein Stück Freiheit und Sicherheit, waren Jugoslawen doch die einzigen Staatsbürger eines sozialistischen Staates, die sich im kapitalistischen Ausland als Arbeitsmigranten längerfristig aufhalten durften. Die Migrationsmotive der meisten Zuwanderer der Gastarbeiteranwerbejahre waren hauptsächlich wirtschaftlicher Natur und jegliche öffentliche politische Opposition gegen die in ihrem Herkunftsland regierende Kommunistische Partei konnte das Rückkehrvorhaben nach Jugoslawien gefährden.
Zudem verfügten die jugoslawischen staatlichen Vertretungen auf bundesdeutschem Boden über eine äußert wirksame Kontrollmöglichkeit ihrer Staatsbürger: Bei missliebigem Verhalten konnte der Reisepass des Arbeitsmigranten nicht verlängert werden, oder er wurde bei einem der Heimaturlaube entzogen, sodass eine Rückkehr nach Deutschland ausgeschlossen war. Zudem förderten jugoslawische Konsulate die Errichtung von projugoslawischen Vereinen für die Freizeitgestaltung jugoslawischer Arbeitnehmer, die seit der zweiten Hälfte der 1970er-Jahre auf dem gesamten Gebiet der Bundesrepublik Deutschland wie Pilze aus dem Boden schossen. Sie sollten eine Alternative bilden zu den bereits seit der Nachkriegszeit existierenden politischen und kulturellen Vereinen der Nachkriegsmigranten und der kroatischsprachigen katholischen Kirchengemeinden, die z. B. in Stuttgart und in München wichtige soziale Treffpunkte kroatischer Familien waren und es bis heute noch sind.
Für die politischen kroatischen Exilanten begannen nach der deutsch-jugoslawischen politischen Annäherung bedrohliche Zeiten, die wiederum zu einer weiteren Radikalisierung in Teilen der kroatischen Exilantenszene führten. Zwischen 1968 und 1976 wurden in der Bundesrepublik Deutschland vier kroatische Vereine verboten: der Kroatische Demokratische Ausschuss, die Kroatische Revolutionäre Bruderschaft, der Kroatische Nationale Widerstand und der Kroatische Verein Drina. Außerdem wurde der jugoslawische Geheimdienst, insbesondere der Sicherheitsdienst der Teilrepublik Kroatien, auf bundesdeutschem Gebiet aktiv und begann, „feindliche“ Personen und Emigrantenorganisationen durch Desinformations- und Rufmordkampagnen zu bekämpfen bis hin zur Liquidierung von missliebigen Personen.15
Zwischen 1970 und 1989 wurden 22 Tötungsdelikte an politisch aktiven kroatischen Exilanten in der Bundesrepublik Deutschland begangen, deren Täter stets entkommen konnten. Mindestens fünf Tötungsdelikte ereigneten sich in Baden-Württemberg. Bereits 1982 berichtete der Spiegel über die blutigen Auseinandersetzungen zwischen jugoslawischen Geheimdienstlern und Regimegegnern auf deutschem Boden. Mit Blick auf die geringe Aufklärungsrate hieß es: „Politische Unterstützung beim Kampf gegen den jugoslawischen Untergrundkrieg finden die Polizeistellen kaum.“16
Die gezielten Liquidierungen politischer antijugoslawischer Aktivisten, die von der jugoslawischen Regierung häufig des Terrorismus bezichtigt wurden, entwickelten sich in der Bundesrepublik Deutschland zu einem Politikum. Davon zeugen die zahlreichen Presseartikel, aber auch diesbezügliche parlamentarische Debatten im Bundestag. Doch auch diese Aufmerksamkeit trug nicht zur Aufklärung der Morde an politischen Exilanten bei. Im Jahr 2008 verurteilte das Oberlandesgericht München erstmals einen ehemaligen jugoslawischen Geheimdienstmitarbeiter kroatischer Nationalität zu einer lebenslangen Haft im Zusammenhang mit dem Mord an einem kroatischen politischen Exilanten.17 In dem Gerichtsverfahren wurde festgestellt, dass die Sicherheitsdienste der jugoslawischen Teilrepubliken eine Abteilung eingerichtet hatten, deren Aufgabe es war, im Ausland gegen politische Flüchtlinge vorzugehen. Zudem erwies sich, dass politische Funktionsträger in Jugoslawien Mordaufträge erteilt hatten, die in der Bundesrepublik Deutschland ausgeführt wurden. Seitdem fahnden deutsche Ermittler mit einem internationalen Haftbefehl nach weiteren Tätern der fast in Vergessenheit geratenen politischen und unaufgeklärten Morde an Migranten aus dem ehemaligen Jugoslawien auf deutschem Boden.
Vom „jugoslawischen Gastarbeiter“ zum „kroatischen Einwanderer“
Die Zahl jugoslawischer Arbeitsmigranten in Europa und in der Bundesrepublik Deutschland stieg bereits seit Beginn der 1960er-Jahre stetig an – nach dem Anwerbeabkommen von 1968 sogar rasant – und erreichte 1973 mit 860 000 Migranten in Westeuropa insgesamt seinen Höhepunkt. Mit 553 500 Arbeitsmigranten aus Jugoslawien, was 64 Prozent entspricht, hatte die Bundesrepublik Deutschland den größten Anteil daran. Der Schwerpunkt der bundesdeutschen Anwerbung lag bis zum Anwerbestopp 1973 in den jugoslawischen Teilrepubliken Kroatien und Bosnien-Herzegowina. Zudem konnten insbesondere Kroaten auf bereits vorhandene Familien- und Bekanntennetzwerke in Deutschland zurückgreifen, die eine wichtige Orientierungshilfe und Integrationsstütze in der ersten Phase der Zuwanderung darstellten. Von 1969 bis 1971/72 wuchs die Zahl der Arbeitsmigranten aus Jugoslawien zur stärksten ausländischen Zuwanderergruppe in Deutschland an, um später von Zuwanderern aus der Türkei überholt zu werden. Bis zum Zerfall Jugoslawiens im Jahr 1991 blieben sie die zweitstärkste Ausländergruppe in der Bundesrepublik Deutschland. Schwerpunkte der Zuwanderung bildeten dabei die süddeutschen Bundesländer Baden-Württemberg und Bayern gefolgt von den Industriezentren Nordrhein-Westfalens und Hessens.
Die Zahlen auf Bundesebene spiegeln sich dabei auch im deutschen Südwesten wider. Anfang der 1970er-Jahre überholte die Zahl kroatischer Arbeitsmigranten jene der italienischen und bildete Mitte der 1970er-Jahre die größte ausländische Zuwanderergruppe in Baden-Württemberg. Danach wurde sie
Abb. 1: Die Bevölkerung Baden-Württembergs mit einer Staatsangehörigkeit aus Jugoslawien, der Türkei, Italien und Griechenland (1960 – 1990)
von Arbeitsmigranten aus der Türkei überholt, die seither die Statistik anführen. Aus der bundesdeutschen Statistik ist nicht ablesbar, welcher Nationalitätengruppe Arbeitsmigranten aus Jugoslawien angehörten. Aus den Volkszählungen des jugoslawischen Vielvölkerstaates hingegen, in denen seit 1971 auch die im Ausland lebenden Migranten gezählt wurden, geht hervor, dass die meisten Migranten der Gastarbeiteranwerbejahre kroatischer Nationalität waren.
Aus dem temporären Arbeitsaufenthalt wurde auch bei den Arbeitsmigranten aus Jugoslawien ein Daueraufenthalt, wozu mehrere Faktoren beitrugen. Die Lebensbedingungen in Jugoslawien verschlechterten sich im Laufe der 1970er- und 1980er-Jahre immer mehr, so dass der Herkunftsstaat seinen Migranten kaum eine Rückkehrperspektive bieten konnte. Zugleich wollte man in der Bundesrepublik auf die als besonders fleißig geltenden Arbeitskräfte aus Jugoslawien nicht verzichten. Von Jahr zu Jahr wurden ihre Arbeitsverträge und damit auch ihre Aufenthaltserlaubnisse verlängert. Schließlich gewährte der deutsche Staat den meisten von ihnen unbefristete Aufenthaltsgenehmigungen und später Niederlassungserlaubnisse. Als Familien gegründet wurden, entschieden sich viele der Arbeitsmigranten aus Jugoslawien erst einmal in Deutschland zu bleiben.
Ein typisches Bild für die 1980er-Jahre: Arbeitsmigranten aus Jugoslawien fahren von München aus zum Urlaub zurück in die Heimat. In der Fensterscheibe des Busses steht der Zielort: Zagreb.
Gemessen an der Dauer ihrer Anwesenheit und ihres hohen Durchschnittsalters sind aus den ehemaligen Arbeitsmigranten aus Jugoslawien mittlerweile Einwanderer geworden. Charakteristisch für sie war jedoch seit ihrer Zuwanderung die vergleichsweise hohe Mobilität: das kontinuierliche, grenzüberschreitende Pendeln zwischen zwei Wohnorten in der Bundesrepublik und in Jugoslawien, auch wenn es nur für ein Wochenende war. Insbesondere in den südlichen Bundesländern Baden-Württemberg und Bayern wurde das durch die geographische Nähe von Herkunfts- und Wohnort begünstigt. Der 500 000ste Arbeitsmigrant in Baden-Württemberg, Zvonimir Kanjir, wäre wohl nicht in den deutschen Südwesten gekommen, wenn es ihm nicht möglich gewesen wäre, seine in Jugoslawien verbliebene Familie regelmäßig zu besuchen. Diese Annahme wird von lebensgeschichtlichen Interviews mit Arbeitsmigranten aus Kroatien bestätigt, in denen häufig die Möglichkeit, die sozialen Beziehungen zu Kroatien aufrechtzuerhalten, als eine Grundvoraussetzung für die Entscheidung, nach Deutschland zu migrieren, geschildert wurde. Oftmals wurde jedoch der Rückkehrplan mit dem Nachholen der Familienmitglieder oder der Einschulung der Kinder in Deutschland auf Eis gelegt. Ihre grenzüberschreitenden sozialen Beziehungen und Praktiken zwischen Kroatien und Deutschland nahmen dann an Intensität ab.
Die Einwanderer aus Jugoslawien sind die einzigen Arbeitsmigranten in Deutschland, die den ökonomischen, politischen und kriegerischen Zerfall ihres Herkunftsstaates und das „Verschwinden“ ihrer Staatsangehörigkeit erlebten. Mit der Unabhängigkeit der Republik Kroatien im Jahr 1991 wurden die ehemaligen Arbeitsmigranten und ihre Nachkommen zu „neuen“ – diesmal kroatischen Staatsbürgern und damit auch zur Zielgruppe einer neuen „Diaspora“-orientierten Migrationspolitik ihres Herkunftsstaates. Die bisherige jugoslawische Lesart der Migration als „vorübergehender Arbeitsaufenthalt im Ausland“ wurde aufgegeben. Hingegen wurde die migrationspolitische Linie der Rückbindung, die auf emotionale und nationale Zugehörigkeitsgefühle der Arbeitsmigranten zur Herkunftsgesellschaft baut, beibehalten und zum zentralen programmatischen Bestandteil der Migrationspolitik des ersten Jahrzehnts des neuen Kroatien. Inzwischen ist die „Rückkehrförderung“ der Migranten im Herkunftsstaat von der Programmatik der „Identitätserhaltung“ der Migranten und ihrer Nachkommen abgelöst worden. Sie werden nunmehr in Kroatien als „Auswanderer“ (iseljenici) betrachtet. Mit dem 1995 in Kroatien eingeführten Diaspora-Wahlrecht erhielten Kroaten im Ausland das Recht, an Parlamentswahlen im Herkunftsland Kroatien teilzunehmen.
Migrationen im Zuge der postjugoslawischen Kriege und ihre Folgen
Die Beziehungen der Arbeitsmigranten zu ihrem Herkunftsland wurden durch den staatlichen Zerfall Jugoslawiens und durch die Kriege in Kroatien und Bosnien-Herzegowina in den 1990er-Jahren deutlich intensiviert. Infolge der kriegerischen Auseinandersetzungen seit 1991, die mit ethnischen Vertreibungen von Kroaten, Serben und Muslimen in den Republiken Kroatien und Bosnien-Herzegowina, später von Kosovo-Albanern, Serben und Roma im Kosovo einhergingen, flüchteten viele Vertriebene zu ihren Angehörigen in die Bundesrepublik Deutschland. Kriegsflüchtlinge baten um ein Refugium, sei es bei der Familie in Deutschland oder im leerstehenden Haus in Kroatien oder Bosnien-Herzegowina. Diesen Hilferufen zu entsprechen, darin sah das Gros der in Deutschland lebenden Migranten aus dem ehemaligen Jugoslawien eine moralische Pflicht gegenüber ihren Landsleuten. Die Familien- und Bekanntennetzwerke in der Bundesrepublik kamen aber nicht nur den Hilfesuchenden zugute. Sie stellten auch eine Entlastung der aufnehmenden bundesdeutschen Gesellschaft dar, weil sie sich in vielen Fällen verpflichteten, für den Lebensunterhalt der Flüchtlinge, die Versorgung mit Wohnraum und auch die Absicherung im Krankheits- und Pflegefall zu sorgen.
Ein kleines Mädchen aus einer Gruppe von Kosovo-Flüchtlingen, die im April 1999 auf dem Baden-Airport in Söllingen bei Baden-Baden ankommt, zeigt auf dem Arm ihres Vaters das Victory-Zeichen.
Während von der amtlichen Statistik im Jahr 1990 noch 662 691 „Jugoslawen“ im Bundesgebiet gezählt wurden, lebten im Jahr 1992 bereits über eine Million ehemaliger Jugoslawen in Deutschland. Die Hauptaufnahmeländer Nordrhein-Westfalen, Bayern und Baden-Württemberg entsprechen den Schwerpunkten der vorhandenen Familien- und Bekanntennetzwerke. In Baden-Württemberg stieg die Zahl der Zuwanderer aus Jugoslawien während der Kriegsjahre von 1990 bis 1995 von 181 132 auf 318 865 Personen an. Mittlerweile sind die Kriegsflüchtlinge zum größten Teil aufgrund der 1995 begonnen Rückführungsmaßnahmen der Bundesrepublik Deutschland nach Kroatien, Bosnien-Herzegowina und in den Kosovo zurückgekehrt oder nach Skandinavien und Übersee weitergewandert.
Aber nicht nur die Kriegsflucht von Verwandten und Freunden veränderte die Lebenswelt der ehemaligen jugoslawischen Arbeitsmigranten und ihrer Nachkommen in Deutschland. Einige ihrer Häuser in Kroatien und Bosnien-Herzegowina wurden zerstört, andere geplündert. Somit verloren nicht wenige ehemalige Arbeitsmigranten das über Jahrzehnte angesparte und in den Hausbau investierte Geld. Mit dem Verlust des Eigenheims verloren sie so ihr ökonomisches Kapital für den Ruhestand. Hinzu kam die politische nationalistische Mobilisierung der Gesellschaft in Kroatien und in Bosnien-Herzegowina, die auch in die Migrantengemeinden im Ausland überschwappte.
Eine positive Erfahrung infolge des kriegsbedingten Engagements für die Migranten aus Kroatien in Deutschland war, dass sie eine bis dahin nicht gekannte Anerkennungskultur innerhalb ihres sozialen Umfelds in Deutschland erlebten. Ihr kulturelles herkunftsbezogenes Wissen wurde plötzlich von der deutschen Mehrheitsgesellschaft nachgefragt, z. B. um Antworten auf die undurchsichtigen Auflösungs- und Kriegsvorgänge in Jugoslawien oder die multiethnische Zusammensetzung der „Jugoslawen“ zu bekommen. Schulen organisierten humanitäre Sammelaktionen und viele Zuwanderer engagierten sich in bestehenden oder neu gegründeten Hilfsvereinen, insbesondere in den kroatischsprachigen katholischen Kirchengemeinden. Über soziale Netzwerke der Migranten konnten Hilfsgüter, die von der Nachbarschaft gespendet wurden, die Menschen in den kriegsbetroffenen Gebieten direkt erreichen. Die humanitären Hilfsaktionen auf Weihnachtmärkten oder in den Schulen wurden so auch zu Orten des intensiven sozialen Austauschs zwischen kroatischen und deutschen Mitbürgen.
Vom „EU-Bürger“ zum „deutschen Staatsbürger“?
In der Bundesrepublik Deutschland werden die Zuwanderer und deren Nachkommen mit kroatischer Staatsangehörigkeit seit 1992 als „Ausländer mit Staatsbürgerschaft Kroatien“ kategorisiert. Seit dem EU-Beitritt Kroatiens am 1. Juli 2013 gehören die Einwanderer mit kroatischer Staatsbürgerschaft in Deutschland nun als „Unionsbürger“ zur Gruppe der „EU-Ausländer“. Personen mit kroatischer Staatsbürgerschaft fallen außerdem gemeinsam mit deutschen Staatsangehörigen, die eine eigene oder familiäre Zuwanderungsgeschichte aus Kroatien haben, unter die statistische Kategorie „Personen mit Migrationshintergrund“.18
Gegenwärtig bilden im Bundesgebiet die Menschen mit einer eigenen oder familiären Migrationsgeschichte aus Kroatien die größte Einwanderergruppe aus dem ehemaligen Jugoslawien. Gemäß den Zahlen des Mikrozensus aus dem Jahr 2011 haben 360 000 in Deutschland lebende Personen einen Migrationshintergrund aus Kroatien, von denen noch 57 Prozent (204 000) die kroatische Staatsangehörigkeit besitzen. Von allen in Deutschland lebenden Personen mit Migrationshintergrund aus Kroatien haben 63 Prozent eigene Migrationserfahrungen (227 000) vorzuweisen. Bei ihrer Zuwanderung nach Deutschland waren sie durchschnittlich 23 Jahre alt und 41 Prozent leben mittlerweile seit über vierzig Jahren und länger in Deutschland. Die Statistiken lassen auch erkennen, dass immer mehr Menschen mit kroatischen Wurzeln in Deutschland keine eigenen Migrationserfahrungen haben. Im Jahr 2011 betrug der Anteil der Menschen mit kroatischem Migrationshintergrund ohne eigene Migrationserfahrungen über 37 Prozent (133 000 Personen).
Tab. 3: Personen mit kroatischem Migrationshintergrund und eigener Migrationserfahrung (227 000 Personen) in Deutschland nach Aufenthaltsdauer (2011)
Im Landesvergleich leben mit 54 Prozent mehr als die Hälfte der Menschen mit einer eigenen oder familiären Migrationsgeschichte aus Kroatien in den südlichen Bundesländern Baden-Württemberg (107 000) und Bayern (84 000). Von den 107 000 Menschen mit kroatischem Migrationshintergrund in Baden-Württemberg haben 62 000 eigene Migrationserfahrungen gemacht, während 45 000 Menschen (42 %) keine eigenen Migrationserfahrungen haben.
Im Alter nimmt die Mobilität der Einwanderer zwischen Deutschland und Kroatien, sofern es der Gesundheitszustand und die ökonomische Situation erlauben, häufig wieder zu. Insbesondere ab dem Rentenalter ist eine Intensivierung der Pendelmigration von ehemaligen kroatischen Arbeitsmigranten festzustellen. Zudem sind die Aufenthaltszeiten in Kroatien wesentlich länger als in den Lebensphasen vor der Rente. Für eine Pendelmigration im Alter ist der Süden Deutschlands wegen seiner geographischen Nähe und den guten Verkehrsverbindungen nach Kroatien günstig. Trotzdem wird der Wohnsitz in Deutschland häufig nicht aufgegeben, weil die ehemaligen Arbeitsmigranten sich auch in Deutschland verwurzelt fühlen: Kinder und Enkelkinder sowie die über Jahrzehnte vertraute Lebensumgebung können nicht einfach zurückgelassen werden. Zudem mindert ein Wohnsitz in Deutschland die Wahrscheinlichkeit einer Remigration ins Herkunftsland. Die ehemaligen Arbeitsmigranten möchten die Leistungen des Gesundheits- und Sozialsystems in Deutschland weiter nutzen, für die sie während ihrer Arbeitszeit ihren Beitrag geleistet haben und auf die sie insbesondere im Alter nicht verzichten wollen. Die Frage nach der „endgültigen“ Rückkehr bleibt für viele daher weiter unbeantwortet.
In der Generation der Nachkommen zeigt sich mit dem Verlassen des Elternhauses und dem Eintritt ins Erwerbsleben ein Abnehmen der familiär erlebten sozialen Beziehungen nach Kroatien. Der Bezug zum Herkunftsland wird vielmehr als ein zentraler Bestandteil der Familienkultur erlebt, der sich formell in der Beibehaltung der kroatischen Staatsangehörigkeit ausdrückt. Auch wenn die Nachkommen im Erwachsenenalter keine eigenen sozialen Bezüge mehr ins Herkunftsland der Eltern haben, werden infolge einer Remigration der Eltern im Alter oder aufgrund der wesentlich günstigeren Altenpflege in kroatischen Altenheimen die Beziehungen ins Herkunftsland zum Teil wieder intensiviert. Der 500 000ste „Gastarbeiter“ Zvonimir Kanjir lebte fast zwanzig Jahre lang in Baden-Württemberg, bis er 1989 als kranker Mann mit einer Invalidenrente nach Kroatien zurückkehrte. Er starb 2008 im Alter von siebzig Jahren.
Der EU-Beitritt Kroatiens führte zu einer Reihe von Veränderungen für die ansässigen Migranten und ihre Nachkommen. Waren sie bei ihrer Zuwanderung nach Deutschland noch „Gastarbeiter“ aus Jugoslawien, die anfangs jährlich ihren Aufenthalt verlängern lassen mussten, haben sie als „Unionsbürger“ nun das Recht auf Freizügigkeit in den europäischen Unionsländern.
Obwohl die in Deutschland ansässigen Menschen mit einer Migrationsgeschichte aus Kroatien sowohl im Bildungssystem als auch im Erwerbsleben als gut integriert gelten, ist mehr als die Hälfte von ihnen rechtlich betrachtet nach wie vor Ausländer, wenn auch EU-Ausländer. 57 Prozent haben die kroatische Staatsbürgerschaft, wodurch sie nur bedingt am politischen System der Bundesrepublik partizipieren können. Als Unionsbürger dürfen die kroatischen Einwanderer nun in Deutschland an der Europawahl und an den Kommunalwahlen teilnehmen. Und noch wichtiger: Sie haben als EU-Bürger nunmehr das Recht auf Mehrstaatlichkeit erworben, was ihren Weg zur Einbürgerung in Deutschland sicher erleichtern dürfte, weil sie nun ihre kroatische Staatsbürgerschaft nicht mehr aufgeben müssen, um deutsche Staatsbürger zu werden.
Damit sind die Einwanderer aus Kroatien die ersten Gewinner des EU-Beitritts ihres Herkunftsstaates. Als Unionsbürger genießen sie Freizügigkeit sowohl in Deutschland als auch in Kroatien. Der EU-Beitritt wirkt sich offensichtlich auch auf die Einbürgerungsabsicht der Einwanderer aus Kroatien und ihrer Nachkommen aus. Nach Auskunft der Einbürgerungsbüros in Stuttgart und München hat seither die Zahl der Einbürgerungsanträge von kroatischen Staatsbürgern, die in der Bundesrepublik leben, bereits deutlich zugenommen. Damit erfährt der aus unterschiedlichen Gründen vollzogene und sich über ein halbes Jahrhundert erstreckende Migrationsprozess vieler Kroaten über den Umweg der Unionsbürgerschaft eine weitere Stärkung ihrer gesellschaftlichen Integration in der Bundesrepublik Deutschland.
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Barbara Dietz
Fremde Deutsche: Zuwanderung und Integration von Aussiedlern
Die Einwanderung von Aussiedlern1 hat die bundesdeutsche Migrationsgeschichte entscheidend geprägt. Seit der Gründung der Bundesrepublik 1949 kamen 4,5 Millionen Aussiedler ins Land, nahezu zwei Drittel davon reisten nach 1989 ein. Im Unterschied zur Arbeitsmigration der 1960er- und 1970er-Jahre,2 die durch eine starke Fluktuation gekennzeichnet war, kehrten nur wenige Aussiedler in ihre Herkunftsländer zurück. Dabei hatten die Vorfahren von Aussiedlern über Generationen hinweg in mittelost-, südost- und osteuropäischen Ländern gelebt. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs erhielten sie als Angehörige deutscher Minderheiten das Recht zur Einwanderung in die Bundesrepublik Deutschland und zur Aufnahme als deutsche Staatsbürger. Dies wurde 1949 in Artikel 116 des Grundgesetzes festgelegt und im Bundesvertriebenengesetz (BVFG) von 1953 konkretisiert. Begründet wurde diese gesetzliche Regelung mit dem Kriegsfolgenschicksal der deutschen Minderheiten im östlichen Europa, die in Folge des Zweiten Weltkrieges in ihren Heimatländern von Diskriminierungen betroffen waren.
Die Aufnahme von Aussiedlern verlief bis zum Ende der 1980er-Jahre, von der bundesdeutschen Öffentlichkeit kaum beachtet, nahezu problemlos. Allerdings war die Aussiedlerzuwanderung in dieser Zeit relativ gering, da die mittelost- und südosteuropäischen Staaten sowie die Sowjetunion ihren Bürgern nur unter sehr restriktiven Bedingungen die Ausreise gestatteten. Dies veränderte sich mit der politischen Transformation Mittelost- und Südosteuropas und dem Auseinanderbrechen der Sowjetunion. Die darauf folgende
Aussiedler aus Rumänien im Durchgangslager Gottesaue in Karlsruhe im Jahr 1972.
erhebliche Zunahme der Einwanderung von Aussiedlern stieß bei der bundesdeutschen Bevölkerung zunehmend auf Unverständnis. Nur wenig war über die Herkunft dieser Personen bekannt, die oft nur schlecht oder gar nicht Deutsch sprachen und die ihre „ursprüngliche Heimat“ Deutschland nie gesehen hatten.
Der historische Hintergrund: Deutsche im Osten Europas
Vom Mittelalter bis ins 19. Jahrhundert waren deutschsprachige Einwanderer, die in erster Linie aus heute in Deutschland liegenden Gebieten stammten, in mehreren Siedlungsbewegungen nach Mittelost- und Südosteuropa sowie ins russische Zarenreich gekommen. Dabei entstanden im heutigen Polen, in Rumänien, Ungarn, im ehemaligen Jugoslawien, in der vormaligen Tschechoslowakei und in der früheren Sowjetunion größere deutsche Siedlungsgebiete. Das im wesentlichen friedliche Zusammenleben der Deutschen mit den Staatsnationen und anderen ethnischen Gruppen in den mittelost-, südost- und osteuropäischen Einwanderungsländern wurde gegen Ende des 19. Jahrhunderts durch die zunehmende Bedeutung nationalstaatlicher Ideen erschwert. Das politische Ziel, staatliche und nationale Grenzen in Einklang zu bringen, führte zur Verdrängung nationaler Minderheiten bzw. zum Versuch, diese zu assimilieren. Diese politischen Veränderungen stellten die rechtliche, soziale und wirtschaftliche Integration der Deutschen in Frage, deren Vorfahren als Arbeitskräfte und Kolonisatoren in die Länder Mittelost-, Südost- und Osteuropas eingeladen worden waren. Ein kleiner Teil der deutschen Minderheit verließ noch vor dem Ersten Weltkrieg Mittelost- und Südosteuropa sowie das russische Zarenreich. Diese Menschen kehrten entweder nach Deutschland zurück oder wanderten nach Übersee aus.
Im 20. Jahrhundert zerstörten politische Umwälzungen und zwei von Deutschland ausgehende Weltkriege endgültig das über Jahrhunderte gewachsene Zusammenleben der deutschen Minderheiten mit der Mehrheitsgesellschaft im Osten Europas. Die brutale Besatzungspolitik des nationalsozialistischen Deutschlands in den Staaten Mittelost- und Südosteuropas und der Sowjetunion während des Zweiten Weltkrieges führte im Anschluss an die deutsche Niederlage zu Entrechtung, Deportationen und Vertreibungen der dort lebenden deutschen Minderheiten. Es wird geschätzt, dass im Jahr 1939 rund neun Millionen Deutsche in den sogenannten deutschen Ostprovinzen innerhalb der damaligen Reichsgrenzen (Schlesien, Ostbrandenburg, Pommern und Ostpreußen) lebten und 8,6 Millionen in mittelost- und südosteuropäischen Staaten und der Sowjetunion.3 Bis zum Jahr 1960 sank diese Zahl auf etwa vier Millionen.
Die in Mittelost- und Südosteuropa sowie der Sowjetunion verbliebenen Deutschen waren unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg zu rechtlich diskriminierten sozialen Randgruppen geworden. Die Verwendung der deutschen Sprache war, mit Ausnahme Rumäniens, bis in die 1970er-Jahre verboten. Kulturelle Traditionen konnten nur unter Einschränkungen bewahrt werden. Vor diesem Hintergrund hatten zahlreiche in Mittelost- und Südosteuropa sowie der Sowjetunion lebende Deutsche bereits in den 1950er- und 1960er-Jahren versucht, in die Bundesrepublik Deutschland auszureisen. Unter den Vorzeichen des Kalten Krieges und der restriktiven Emigrationspolitik dieser Staaten war die Emigration allerdings nur im Rahmen von „Familienzusammenführungen“ möglich. Dies prägte die Ausreisemotivation der Emigranten der damaligen Zeit. In erster Linie folgten Aussiedler ihren bereits in der Bundesrepublik ansässigen Familienangehörigen, um – wie vielfach formuliert wurde – hier als „Deutsche unter Deutschen“ zu leben. Zahlreiche in Mittelost-, Südost- und Osteuropa lebende Deutsche befürchteten den Verlust ihrer Muttersprache, ihrer religiösen Bindungen und ihrer kulturellen Traditionen. In der Auswanderung sahen sie den einzigen Weg zur Wahrung ihrer ethnischen Identität. Wirtschaftliche und politische Ausreisemotive hatten dagegen einen untergeordneten Stellenwert, wobei sie für jüngere Aussiedler gewichtiger waren als für ältere. Oft mussten die Aussiedler in den 1960er- und 1970er-Jahren große Schwierigkeiten überwinden, um ihre Herkunftsländer verlassen zu können. Die Behörden verweigerten etwa die Ausreisegenehmigung oder zögerten die Bewilligung zur Ausreise lange hinaus. Manche Ausreisewilligen verloren ihren Arbeitsplatz, manche waren Anfeindungen ausgesetzt.
Als Folge des Falls des Eisernen Vorhangs und der dadurch grundsätzlich veränderten politischen Verhältnisse haben sich seit den 1990er-Jahren die Bedingungen und die Motive der Auswanderung von Aussiedlern grundlegend gewandelt. Soziale und wirtschaftliche Gründe schoben sich nun in den Vordergrund. Zudem entstand durch die verstärkte Abwanderung von Deutschen aus Mittelost-, Südost- und Osteuropa ein Sogeffekt, der noch in diesen Regionen lebende Deutsche motivierte, nach Deutschland auszureisen. In der Folge wanderte die Mehrheit der in Polen, Rumänien und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion ansässigen Deutschen in die Bundesrepublik aus.
Aufnahmepolitik und Aussiedlerzuwanderung
Ethnische Motive bestimmten im Grundsatz die deutsche Aufnahmepolitik gegenüber den Aussiedlern. Dies erklärt die vergleichsweise privilegierten Einwanderungsbedingungen und die Gewährung der deutschen Staatsbürgerschaft für die Angehörigen der deutschen Minderheiten aus Mittelost-, Südost- und Osteuropa. Jedoch schränkten die restriktiven Emigrationsgesetze der sozialistischen Herkunftsländer die Aussiedlerzuwanderung nach Deutschland bis zum Ende der 1980er-Jahre stark ein. Daher bewegte sich die Zahl der Aussiedler, die in erster Linie aus Polen, Rumänien und der UdSSR kamen, auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau. Zwischen 1950 und 1987 kamen insgesamt 1,36 Millionen Aussiedler nach Deutschland, das heißt im jährlichen Durchschnitt etwa 36 000 Personen. Als Folge der politischen Transformationen in Mittelost- und Südosteuropa und der UdSSR stieg die Aussiedlerzuwanderung stark an und erreichte im Jahr 1990 mit fast 400 000 Personen ihren Höhepunkt.
Um die unerwartet dynamische Entwicklung der Aussiedlerzuwanderung besser steuern zu können, erließ die deutsche Regierung im Juli 1990 das Aussiedleraufnahmegesetz, das von potenziellen Aussiedlern verlangte, ihre Immigration in die Bundesrepublik bereits in den Herkunftsländern zu beantragen. Dies erlaubte es den deutschen Behörden, die Zahl der einreisenden Aussiedler zu regulieren. Als Ergebnis dieser Maßnahme pendelte sich die Zahl der Aussiedler in die Bundesrepublik bei einer Größenordnung von etwa 220 000 Personen jährlich ein.
Abb. 1: Die Zuwanderung der Aussiedler nach Deutschland (1950 – 2011)
Mit dem 1993 verabschiedeten Kriegsfolgenbereinigungsgesetz (KfbG) erfolgte eine weitere Beschränkung der Zuwanderung. Neben der terminologischen Änderung von „Aussiedler“ zu „Spätaussiedler“ hatte es weitreichende Folgen für die Zuwanderung dieser Gruppe. Ihre Einwanderung wurde durch die Festlegung einer jährlichen Quote auf 225 000 Personen begrenzt, die am 1. Januar 2000 auf 100 000 Zuwanderer pro Jahr nach unten korrigiert wurde. Weiterhin legte das Kriegsfolgenbereinigungsgesetzeine Terminierung der Spätaussiedlerzuwanderung fest, wonach alle nach 1993 geborenen Angehörigen der deutschen Minderheiten in Mittelost-, Südosteuropa und der vormaligen Sowjetunion keinen Antrag auf Anerkennung als Spätaussiedler mehr stellen können.
Als wichtigste Änderung enthielt das Kriegsfolgenbereinigungsgesetz die Bestimmung, dass alle Spätaussiedler, mit Ausnahme der deutschen Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion, individuell nachweisen müssen, dass sie aufgrund ihrer deutschen Herkunft in den Heimatländern diskriminiert worden sind. Diese neue gesetzliche Regelung spiegelte die politische Annäherung Deutschlands an Polen und Rumänien wider sowie die beginnenden Verhandlungen dieser Staaten zur Aufnahme in die Europäische Union. In der Folge kam es zu einem Wechsel in der Hierarchie der Herkunftsländer: Polen verlor seinen Spitzenplatz an die Nachfolgestaaten der Sowjetunion. Im Rückblick ist festzustellen, dass zwischen 1950 und 1992 die Hälfte aller Aussiedler aus Polen kamen, während aus der Sowjetunion 26 Prozent und aus Rumänien 14 Prozent der deutschen Rückkehrer einreisten. Die übrigen Aussiedler dieser Periode verteilten sich auf die Herkunftsländer Bulgarien, Ungarn, die Tschechoslowakei und das ehemalige Jugoslawien.
Ankunft einer Aussiedlerfamilie am Bahnhof in Friedland um 1969.
Seit dem Jahr 1993 kommen mehr als 95 Prozent aller Spätaussiedler aus der vormaligen UdSSR, in erster Linie aus Russland, Kasachstan, Kirgistan und der Ukraine. Der große Anteil von Spätaussiedlern aus zentralasiatischen Nachfolgestaaten der Sowjetunion (56 %) erklärt sich durch langfristige Auswirkungen der sowjetischen Deportationspolitik. Unmittelbar nach dem Beginn des Zweiten Weltkrieges wurden große Teile der deutschen Minderheit, die im westlichen Teil der Sowjetunion gelebt hatten, nach Zentralasien deportiert. Von dort traten sie in den Nachkriegsjahren ihrer Ausreise nach Deutschland an.
Tab. 1: Herkunftsländer der Spätaussiedler aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion (1993 – 2011)
Neben der zunehmend verschärften Aufnahmepolitik für Aussiedler führte die Bundesregierung seit Beginn der 1990er-Jahre eine Reihe von ökonomischen, sozialen und kulturellen Unterstützungsmaßnahmen für die deutschen Minderheiten in Mittelost-und Südosteuropa und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion durch. Diese sogenannten Bleibehilfen sollten den Auswanderungsdruck nach Deutschland verringern, indem sie der deutschen Bevölkerung in den Heimatstaaten wirtschaftliche und kulturelle Perspektiven vor Ort boten. Es gibt allerdings keine Belege dafür, dass diese Politik die Auswanderung der Deutschen in Mittelost-, Südosteuropa und den Nachfolgestaaten der UdSSR verringert hätte.
Ein deutlicher Rückgang der Spätaussiedlerzuwanderung ist erst seit 1996 zu verzeichnen. Dieser dürfte in erster Linie auf die im Sommer 1996 eingeführte Prüfung der deutschen Sprachkenntnisse der Ausreisewilligen im Herkunftsland zum Nachweis ihrer „deutschen Volkszugehörigkeit“ zurückzuführen sein. Da die meisten Deutschen in der vormaligen Sowjetunion nur über geringe deutsche Sprachkompetenzen verfügen, stellt der Sprachtest de facto eine Einreisebarriere dar. Die Anerkennung als Spätaussiedler ist für Antragsteller, die den Sprachtest nicht bestanden haben, ausgeschlossen. Während mit 73 Prozent bzw. 64 Prozent der Anteil der Antragsteller, der den Sprachtest in den Jahren 1996 und 1997 bestand, noch vergleichsweise hoch war, sank er bis zum Jahr 2004 auf 43 Prozent, also weniger als die Hälfte. Seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes, das von Antragstellern sowie ihren Familienangehörigen einen Sprachtest verlangt, stieg der Anteil an erfolgreichen Absolventen wieder etwas an. Die schwindende deutsche Sprachkompetenz der deutschen Minderheit in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion ließ sich offensichtlich auch nicht durch sprachliche und kulturelle Unterstützungsmaßnahmen der Bundesregierung aufhalten.
Im Rahmen der Aussiedlerzuwanderung können auch nichtdeutsche Ehepartner von Aussiedlern, sofern die Ehe zum Zeitpunkt der Ausreise mindestens drei Jahre besteht, und die Kinder aus binationalen Ehen einbezogen werden. Sonstige nichtdeutsche Familienangehörige (z. B. Schwieger- oder Stiefkinder von Spätaussiedlern) können dagegen nur im Rahmen der Familienzusammenführung nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in Deutschland aufgenommen werden. Während 1993 ein vergleichsweise großer Teil von 74 Prozent der Spätaussiedler selbst Antragsteller und somit deutscher Herkunft war, ging dieser Anteil bis zum Jahr 2004 mit 19 Prozent auf weniger als ein Fünftel zurück. Vieles spricht dafür, dass diese Entwicklung durch die Dynamik der Aussiedlerwanderung bedingt war, die zunächst vor allem Familien deutscher Herkunft einschloss, dann aber immer stärker die ethnische Struktur der deutschen Minderheit in den Nachfolgestaaten der UdSSR spiegelte, die zu einem hohen Anteil aus gemischtnationalen Familien – zumeist russisch-deutschen Ehen – bestand.
Abb. 2: Sprachtests für Spätaussiedler (1996–2011)
Abb. 3: Status von Spätaussiedlern (1993–2011, in %)
Im Januar 2005 trat in Deutschland nach langer Diskussion das erste Zuwanderungsgesetz in Kraft. Für die Aufnahme von Spätaussiedlern und deren Angehörigen hatte es weitreichende Folgen. Bis zu diesem Zeitpunkt war es für den Personenkreis der nichtdeutschen Ehepartner und Abkömmlinge von Spätaussiedlern nicht verpflichtend, einen Sprachtest abzulegen. Seither müssen jedoch alle Personen, die als Spätaussiedler oder deren Angehörige nach Deutschland kommen wollen, den deutschen Sprachtest bestehen. Da bei den Angehörigen der Antragsteller keine deutsche Volkszugehörigkeit vorausgesetzt wird und deshalb nicht angenommen wird, dass die deutsche Sprache in der Familie vermittelt wurde, kann der Sprachtest von Angehörigen – anders als von den deutschen Antragstellern selbst – beliebig oft wiederholt werden. Zweifellos hatte diese gesetzliche Änderung den Rückgang der Spätaussiedlerzuwanderung von 35 500 Personen 2005 auf 2148 Personen 2011 zur Folge. Bemerkenswert ist, dass der Anteil von Personen deutscher Herkunft unter den zugewanderten Spätaussiedlern bis zum Jahr 2007 wieder auf nahezu 40 Prozent anstieg, während 2004 nur 21 Prozent aller als Spätaussiedler nach Deutschland gekommenen Personen deutscher Herkunft waren. Ab 2008 ging der Anteil von Personen deutscher Herkunft an der Spätaussiedlerzuwanderung wieder leicht zurück. Offensichtlich hatte ein Anpassungseffekt an die neuen Regelungen stattgefunden.
Die jüngste Entwicklung der Spätaussiedlerzuwanderung zeigt, dass sich aufgrund der starken Abwanderung der Deutschen aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion und der restriktiveren gesetzlichen Aufnahmebestimmungen in Deutschland das Potenzial für diese Zuwanderung weitgehend erschöpft hat.
Aussiedler, Deutsche und Ausländer im Vergleich
In zahlreichen Medienberichten wurde als positives Faktum vermerkt, dass Aussiedler zur Verjüngung der deutschen Bevölkerung beigetragen haben können. Ein Blick auf die Statistik zeigt, dass Aussiedler bei der Einreise tatsächlich deutlich jünger als die deutsche Bevölkerung waren. Während die ausländische Bevölkerung in Deutschland im Jahr 1990 eine mit Spätaussiedlern vergleichbare Altersstruktur hatte, war der Anteil der unter 25-jährigen Ausländer bis zum Jahr 2005 deutlich zurückgegangen. Offensichtlich hatte sich die demographische Entwicklung der ausländischen Bevölkerung an die der einheimischen Deutschen angepasst.
Aussiedler und einheimische Deutsche unterscheiden sich auch mit Blick auf die sektorale Beschäftigungsstruktur. Während in Deutschland die Beschäftigung in der Landwirtschaft über die Jahre stark abnahm, stieg der Anteil der
Abb. 4: Altersstruktur von Aussiedlern, Deutschen und Ausländern (in %)
Abb. 5: Berufsstruktur von Spätaussiedlern und Deutschen 1990 und 2005 (in %)
Spätaussiedler, die vor der Ausreise in der Landwirtschaft beschäftigt gewesen waren, zwischen den Jahren 1995 und 2000 sogar an. Erst bei den Spätaussiedlern des Jahres 2005 lässt sich ein geringer Rückgang der Beschäftigten in der Landwirtschaft feststellen. Dies ist auf den hohen Anteil von Spätaussiedlern aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion zurückzuführen, die noch zu einem relativ großen Teil in der Landwirtschaft beschäftigt waren. Im Vergleich zu deutschen Beschäftigten waren Spätaussiedler zu einem höheren Anteil in industriellen und handwerklichen Berufen tätig. Bemerkenswert ist, dass sich die Unterschiede der Berufsstruktur bei Deutschen und Spätaussiedlern über die Zeit hinweg in der Tendenz nicht veränderten.
Die Politik der Aussiedlerintegration
Seit Beginn der Aussiedlerzuwanderung wurde es in Deutschland als politisches Ziel angesehen, die Integration dieser Gruppe zu erleichtern und zu fördern, wie dies bereits für Flüchtlinge und Vertriebene in der unmittelbaren Nachkriegszeit programmatisch festgelegt worden war.4 Dies schlug sich neben der Gewährung der deutschen Staatsbürgerschaft für Aussiedler in einer vergleichsweise großzügigen Unterstützung der deutschen Zuwanderer bei der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Integration in Deutschland nieder. Das Integrationsprogramm für Aussiedler umfasste bis zum Beginn der 1990er-Jahre ein pauschales Eingliederungsgeld als Grundversorgung, Rentenzahlungen, eine Finanzierung von Sprachkursen, spezielle Maßnahmen zur Förderung junger Aussiedler, die Gewährung von niedrigverzinslichen Darlehen, die erleichterte Anerkennung von Prüfungen und Abschlüssen, die Teilnahme an beruflichen Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen und Hilfen für Existenzgründungen.
Mit den steigenden Aussiedlerzahlen in den 1990er-Jahren konnte diese Integrationsförderung nicht mehr im bis dahin garantierten Umfang politisch aufrechterhalten werden. Die Bundesregierung begründete die Einsparungen bei den Integrationshilfen mit den insgesamt gestiegenen Belastungen und Anforderungen im wirtschaftlichen und sozialen Bereich (unter anderem als Folge der deutschen Wiedervereinigung). Ungeachtet der Kürzungen wurden auch weiterhin sozialstaatliche Unterstützungsleistungen gewährt. Dazu zählten ein Eingliederungsgeld bei Arbeitslosigkeit, ein sechsmonatiger Sprachkurs, Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen, eine beschleunigte Anerkennung der schulischen und beruflichen Ausbildung aus den Herkunftsländern und Rentenzahlungen nach dem in Deutschland geltendem Rentenrecht. Für jugendliche Aussiedler standen besondere Fördermittel zur schulischen, beruflichen und gesellschaftlichen Integration bereit.
Die Integrationsleistungen für Aussiedler waren jedoch seit der Einführung des Wohnortzuweisungsgesetzes im Jahr 1989 daran gebunden, dass neuen Zuwanderern ein Wohnort zugewiesen wurde. Das bis Dezember 2009 gültige Gesetz verteilte Spätaussiedler nach vorab festgelegten prozentualen Anteilen auf die einzelnen Bundesländer. Diese Einschränkung der Freizügigkeit für Spätaussiedler galt für maximal drei Jahre. Allerdings wurden bei der Verteilung auf die Bundesländer auch die Ansiedlungswünsche der Spätaussiedler berücksichtigt, die in den meisten Fällen zu bereits eingereisten Familienangehörigen ziehen wollten.
Mit der Zuweisung eines Wohnortes sollte eine gerechte Verteilung von Spätaussiedlern auf die Länder und Gemeinden erreicht werden. Die Verteilung wurde nach der Bevölkerungsgröße und dem Steueraufkommen der Länder und Gemeinden festgelegt. Damit war das Ziel verknüpft, die Aufwendungen für Integrationsmaßnahmen an die demografischen und finanziellen Bedingungen der Bundesländer anzupassen. Die Verteilung der Aussiedler auf die Bundesländer entsprach in den Jahren zwischen 1989 und 2011 mit kleineren Abweichungen den Vorgaben des Königsteiner Schlüssels.5 Bemerkenswert ist jedoch, dass sich die Verteilung der Spätaussiedler nach Herkunftsstaaten in den einzelnen Bundesländern stark unterschied. So zogen beispielsweise nahezu 45 Prozent aller Spätaussiedler aus Polen nach Nordrhein-Westfalen, während drei Viertel aller Spätaussiedler aus Rumänien nach Baden-Württemberg und Bayern zogen. Hinzu kommt, dass sich in Gemeinden einiger Bundesländer Siedlungsschwerpunkte einzelner Spätaussiedlergruppen gebildet haben. Ein besonderes Beispiel dafür bietet die baden-württembergische Gemeinde Lahr. Zwischen 1994 und 2009 hat sie bei einer Bevölkerung von rund 44 000 Einwohnern etwa 9500 vorwiegend russlanddeutsche Spätaussiedler aufgenommen, was 21,4 Prozent entspricht. „Klein-Kasachstan im Ländle“, titelten die Medien.6
Mit der Einführung des Zuwanderungsgesetzes im Jahr 2005 wurde erstmals in Deutschland ein Integrationskonzept ausgearbeitet, das sich generell an Immigranten, vor allem an Erstzuwanderer unabhängig von ihrem Rechtsstatus richtet.7 Den Kern dieses staatlichen Integrationsangebots bildet der Integrationskurs, bestehend aus einem Sprachkurs und einem Orientierungskurs. Ziel des Integrationskurses ist der Erwerb ausreichender Kenntnisse der deutschen Sprache und die Vermittlung von Alltagswissen sowie von Kenntnissen der Rechtsordnung, der Kultur und der Geschichte Deutschlands. Dabei wird
Tab. 2: Verteilung der Aussiedler auf die Bundesländer (1989 – 2011, in %)
demokratischen Werten und Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit, Gleichberechtigung und Religionsfreiheit ein hoher Stellenwert zugemessen. Diese Integrationsmaßnahmen gelten auch für neu nach Deutschland einwandernde Spätaussiedler.
Die Integration von Aussiedlern in Arbeitsmarkt und Gesellschaft
Die Integration von Immigranten ist in vielen Einwanderungsländern ein heftig diskutiertes Thema. In demokratischen Gesellschaften wird Integration im Wesentlichen daran gemessen, ob Zuwanderer in wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereichen den Einheimischen gleichgestellt sind, d. h. ob Chancengleichheit in Wirtschaft und Gesellschaft besteht. Dabei spielen sprachliche, soziale, kulturelle und ökonomische Unterschiede zwischen dem Herkunfts-
Irina Thielmann (dritte v. l.) im Jahr 2003 in einem Wohnheim in Stuttgart-Vaihingen mit der russlanddeutschen Familie Mazurenko. Irina Thielmann ist eine von vier Eingliederungslotsinnen in Baden-Württemberg, die deutschstämmigen Aussiedlern aus Russland, Kasachstan oder der Ukraine beim Start in der neuen Heimat behilflich war.
und dem Aufnahmeland eine herausragende Rolle.8 Die Integration von Immigranten in den Arbeitsmarkt ist zum Beispiel davon abhängig, wie gut die im Herkunftsland erworbene Schul- und Berufsausbildung sowie die Arbeitsmarkterfahrung den Erfordernissen des Arbeitsmarktes im Aufnahmeland entsprechen. Zudem wird die wirtschaftliche, aber auch die gesellschaftliche Integration von staatlicher Politik beeinflusst, die ein Spektrum von öffentlich finanzierten Unterstützungsmaßnahmen (Sprachkurse, Ausbildungsförderung, Sozialleistungen) umfasst und die Rahmenbedingungen der Integration festlegt. Im Fall der Aussiedler spielten staatliche Unterstützungsleistungen eine herausragende Rolle bei der Integration, wobei die privilegierte Stellung der Aussiedler durch das Zuwanderungsgesetz 2005 nivelliert wurde. Aktuell erhalten Spätaussiedler nach der Einreise eine unbefristete Arbeitserlaubnis, Unterstützung bei der Wohnungssuche und Hilfe beim deutschen Spracherwerb. Zudem ist von Bedeutung, dass Spätaussiedler unmittelbar nach ihrer Einreise die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten und die Möglichkeit haben, Berufsabschlüsse und Zeugnisse in einem erleichterten Verfahren anerkennen zu lassen.
Integration in den Arbeitsmarkt
Es gibt drei wesentliche Kriterien für die Integration von Immigranten in den Arbeitsmarkt: Das erste ist, ob diese gleichberechtigte Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben, d. h. ob sie Einkommen erzielen, die denjenigen vergleichbarer Einheimischer entsprechen. Das zweite Kriterium ist, ob sie ihrer Ausbildung nach beschäftigt sind und das dritte, ob die Risiken der Arbeitslosigkeit bei Einheimischen und Immigranten vergleichbar sind. Diese Punkte sind auch für die Beurteilung der Arbeitsmarktintegration von Aussiedlern entscheidend.
Während die wirtschaftliche Integration von Aussiedlern bis zum Ende der 1980er-Jahre als Erfolgsgeschichte angesehen werden kann, wiederholten sich diese positiven Erfahrungen für die später eingereisten Spätaussiedler nicht. Obwohl ihr Ausbildungsniveau im Allgemeinen über dem traditioneller Arbeitsmigranten in Deutschland liegt, fällt ihnen der Zugang zum Arbeitsmarkt seit Beginn der 1990er-Jahre schwer. Sie arbeiten häufig für ein geringeres Einkommen als Einheimische. Eine Untersuchung der Einkommenssituation von Aussiedlern, die zwischen 1984 und 1994 nach Deutschland kamen, belegt dies. Dort wurde festgestellt, dass Aussiedler etwa ein Viertel weniger verdienten als Einheimische mit vergleichbarer Ausbildung und Berufserfahrung.9 Aussiedler der Ankunftsjahre 1988 bis 2002 mussten sogar noch größere Einkommensdifferenzen zu Einheimischen hinnehmen. Positiv zu vermerken ist jedoch, dass nach neun bis zwölf Jahren von einer Annäherung der Einkommen der Aussiedler an die Einkommen der Einheimischen auszugehen ist.10 Dass Spätaussiedler mit vergleichbarer Ausbildung und Berufserfahrung weniger als Einheimische verdienen, hat mehrere Ursachen. Bessere Bildung und berufliche Qualifikation wirkt sich für Aussiedler nur dann aus, wenn sie tatsächlich in ihren Ausbildungsberufen tätig sind. Wichtig ist auch die deutsche Sprachkompetenz, wobei nur sehr gute und gute deutsche Sprachkenntnisse positive Effekte für das Einkommen haben. Eine entscheidende Rolle spielt die sprachliche Kompetenz in qualifizierten Berufen und im Dienstleistungssektor. Allerdings sind gute deutsche Sprachkenntnisse bei Spätaussiedlern trotz des deutschen Sprachtests im Herkunftsland nicht vorauszusetzen, da Grundkenntnisse der deutschen Sprache für die Einreise nach Deutschland genügen.
Verschiedene Studien zeigen, dass Arbeitslosigkeit unter Spätaussiedlern seit den 1990er-Jahren ein Problem darstellt. Bei der Suche nach einem Arbeitsplatz sind für Spätaussiedler das Alter, die Sprachkenntnisse, die berufliche Qualifikation und der im Herkunftsland ausgeübte Beruf von Bedeutung. Jüngere Spätaussiedler finden leichter einen Arbeitsplatz als ältere. Spätaussiedlern mit sehr guten oder guten Deutschkenntnissen gelingt die Arbeitsaufnahme eher. Für beruflich qualifizierte Spätaussiedler ist die Suche nach einem Arbeitsplatz erschwert, wenn sie in Organisations-, Verwaltungs-, Sozial- und Erziehungsberufen gearbeitet haben. Hier kommt zweifellos die Sprachproblematik zum Tragen, aber auch die begrenzte Möglichkeit, in (post-)sozialistischen Ländern erworbene Berufsausbildungen in Deutschland umzusetzen. Die Verschiedenheit der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Systeme hat zur Folge, dass für zahlreiche Berufe ein völlig anderes Hintergrundwissen benötigt wird. Zusammenfassend bringt dies ein Spätaussiedler aus Russland auf den Punkt: „Drüben waren wir alle Spezialisten. Der eine Schweißer, der andere Elektriker. Hier sind wir nichts. Wir haben die Berufe nicht so. Wir waren dort gute Spezialisten. Nach russischem Maß waren wir die besten Spezialisten. Jeder wollte uns haben. Hier haben wir keine Ausbildung. Wer sind wir?“11
Vor diesem Hintergrund erstaunt es nicht, dass die Arbeitslosenquote der Spätaussiedler deutlich über der von einheimischen Deutschen liegt. 2004 betrug sie 34 Prozent. Das war deutlich höher als die Arbeitslosigkeit unter einheimischen Deutschen (16,1 %) und auch unter Ausländern in Deutschland (19,8 %).12 Trotz einer deutlich verbesserten Arbeitsmarktlage im Jahr 2009 waren Spätaussiedler noch immer stärker von Arbeitslosigkeit betroffen als Deutsche ohne Migrationshintergrund. Während aber das Arbeitslosigkeitsrisiko unter besser ausgebildeten einheimischen Deutschen und Ausländern niedriger war als unter schlechter Ausgebildeten, hatten Spätaussiedler mit höherer Bildung geringere Chancen eine Arbeit zu finden als schlechter Ausgebildete.13 Dies bestätigt, dass Spätaussiedler, ihre in (post-)sowjetischen Staaten erworbene Ausbildung, Qualifikation und Berufserfahrung in Deutschland nur begrenzt nutzen können, insbesondere wenn sie mit Sprachdefiziten zu kämpfen haben. Die Erfahrungen eines russlanddeutschen Ingenieurs belegen dies: „Wenn ich besser Deutsch könnte, könnte ich ganz andere Arbeit machen. Eigentlich weiß ich viel mehr als der Meister, ich bin doch Ingenieur. Aber ich bin nur sein Helfer. Mir fehlt die Sprache. Wenn jemand anruft, verstehe ich oft nicht richtig, was er will. Vor allem Schwäbisch. Man muss die Sprache beherrschen. Ohne Sprache kann man viel klüger sein als die anderen, aber man kann trotzdem nicht eine gleichwertige Tätigkeit ausüben. Die Sprache ist der Filter, der Leute, die schlechter Deutsch lernen, von weiteren Erfolgen abhält.“14
Besonders stark von Arbeitslosigkeit bedroht bzw. betroffen sind Spätaussiedlerinnen. Sie haben größere familiäre Verpflichtungen und haben außerdem zu einem weitaus höheren Anteil als Männer in Berufen gearbeitet, die sie in Deutschland ohne Zusatzqualifikationen nicht mehr ausüben können. Als Folge dieser Schwierigkeiten am Arbeitsmarkt mussten Spätaussiedler und noch mehr Spätaussiedlerinnen beim beruflichen Neubeginn in der Bundesrepublik häufig den Beruf wechseln und/oder eine berufliche Dequalifizierung in Kauf nehmen.
Das Risiko der Arbeitslosigkeit bei Spätaussiedlern ist auch vom Herkunftsland abhängig. Bei Spätaussiedlern, die aus der vormaligen Sowjetunion und Polen einreisten, ist es größer als bei Personen, die aus Rumänien kommen. Der Grund dafür sind deutsche Sprachkompetenz, berufliche Qualifikation und die Einbindung in regionale Netzwerke von Spätaussiedlern, die sich nach der Herkunftsregion unterscheiden. Aussiedler aus Rumänien brachten weitaus bessere deutsche Sprachkenntnisse mit als diejenigen aus Polen und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion. Zudem war ihre berufliche Qualifikation besser an deutsche Standards angepasst. Weiterhin führte die auf Netzwerken basierende Ansiedlung von Aussiedlern zu einer Konzentration von Zuwanderern aus Rumänien in Bundesländern mit vergleichsweise geringer Arbeitslosigkeit.
Gesellschaftliche Integration
In den ersten drei Jahrzehnten der Aussiedlereinwanderung ging die Politik implizit davon aus, dass diese Immigrantengruppe aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur deutschen Minderheit im östlichen Europa nur geringe kulturelle, sprachliche und soziale Anpassungsprobleme in Deutschland haben würde. Dies bewahrheitete sich nicht, insbesondere seit ein großer Teil der Aussiedler aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion kommt und nur geringe deutsche Sprachkenntnisse mitbringt. Seit den 1990er-Jahren ist auch eine wachsende räumliche Segregation bei den Spätaussiedlern zu beobachten, wobei Netzwerkbeziehungen eine wichtige Rolle spielen. Diese Netzwerke nehmen verschiedene Formen an und reichen von familiären Verbindungen bis zu formalen Organisationsstrukturen. Wie bei vielen Migrantengemeinden basieren diese Netzwerke im Fall der Aussiedler auf dem traditionellen Zusammenhalt der Familien, auf der regionalen Herkunft sowie auf einer gemeinsamen sozialen und kulturellen Prägung: „Lermontow sagte, unsere Heimat ist dort, wo man an uns denkt und uns liebt. Das brauchen wir. Freunde, Leute, die uns verstehen. Das ist sehr wichtig. Wir haben das in der Familie und in der Gemeinde. Deswegen sind wir nicht so auf die Hiesigen angewiesen. Wir haben immer jemand, wo wir hingehen können und auch mal was fragen. Die das nicht haben, die haben es schwer.“15
Auch spielt die russische Sprache bei Aussiedlern aus der vormaligen Sowjetunion eine wichtige Rolle. Sie ist in vielen Familien und Nachbarschaften aus dieser Region präsent, während die deutsche Sprache häufig nur eine marginale Rolle spielt. Im Vergleich zu einheimischen Deutschen nehmen Spätaussiedler deutlich seltener an kulturellen oder politischen Aktivitäten teil, während sie sich häufiger in religiösen Gemeinschaften engagieren.
In vielen Städten und Gemeinden Deutschlands ist festzustellen, dass die räumliche Segregation von Immigranten durch sprachliche Barrieren und den sozialen Status bestimmt wird. Bei Bevölkerungsgruppen mit niedrigem Einkommen, wozu ein Teil der Spätaussiedler gehört, wird oft eine stärkere Segregation verzeichnet. Das weist daraufhin, dass nicht nur sprachliche Defizite und Netzwerkbeziehungen für die räumliche Segregation von Aussiedlern verantwortlich sind, sondern auch der soziale Status.
Anders als heute in Deutschland üblich, steht bei den meisten Spätaussiedlern die Familie im Mittelpunkt des sozialen Lebens. Der enge Zusammenhalt trägt aber in der Bundesrepublik nur bedingt zur Erleichterung der Integration bei. Zwar ist der Familienverband nach der Ausreise eine wichtige Hilfe bei der Eingewöhnung in die neue Umgebung. Die einzelnen Familienmitglieder unterstützen sich gegenseitig in verschiedenen Lebensbereichen, etwa bei der Wohnungs- oder Arbeitsplatzsuche. Die familiäre Bindung kann aber auch zu gesellschaftlicher Isolation führen. Von neuen sozialen Umgangsformen überforderte Spätaussiedlerfamilien ziehen sich zurück und beschränken ihre Kontakte auf den engsten Familien- und Bekanntenkreis. Die in den Familien gesprochene Alltagssprache bleibt unter diesen Bedingungen überwiegend Russisch oder Polnisch.
Spätaussiedler wurden entscheidend durch Lebensbedingungen und Alltagskultur in den Herkunftsländern geprägt, während ihre Zugehörigkeit zur deutschen Minderheit in den meisten Fällen keine Handlungspraxis im Hinblick auf Sprache und kulturelle Traditionen mehr implizierte. In Deutschland geraten daher viele aufgrund dieser zwiespältigen Situation unter Rechtfertigungsdruck. Sie müssen gegenüber der einheimischen Bevölkerung Argumente finden, warum sie ausgereist sind und wie sie sich als Deutsche definieren, wenn nicht über Sprache und kulturelle Traditionen. Im alltäglichen Miteinander – z. B. in der Nachbarschaft, bei der Arbeit, bei Behörden usw. – werden Aussiedler häufig damit konfrontiert, dass sie in der deutschen Gesellschaft als Ausländer wahrgenommen werden, etwa als Russen, wenn sie sich der russischen Sprache bedienen: „Die Hiesigen sehen die Aussiedler auf keinen Fall als Deutsche an. Für die sind das Ausländer, Fremde. Die fragen sich: Wann verschwinden diese ungebetenen Gäste hier wieder? Was wollen die hier? Die haben doch kein Recht hier zu leben, diese Russen.“16
Anders aber als Heimatvertriebene und Flüchtlinge, die sich in der unmittelbaren Nachkriegszeit in politisch und gesellschaftlich einflussreichen Verbänden organisierten, um ihre Interessen durchzusetzen und ihre Integrationsbedingungen zu verbessern, sind Spätaussiedler politisch oder gesellschaftlich nicht besonders engagiert. Am bedeutsamsten sind Landsmannschaften oder Verbände, die in erster Linie zur Bewahrung religiöser und kultureller Traditionen gegründet wurden. In den letzten beiden Jahrzehnten engagierten sich Landsmannschaften zunehmend bei der Unterstützung der Integration von Spätaussiedlern. Es ist allerdings bezogen auf die Russlanddeutschen bemerkenswert, dass die Mitgliederzahlen der Landsmannschaften vergleichsweise gering sind. Obwohl 2,2 Millionen Aussiedler zwischen 1989 und 2011 aus der vormaligen Sowjetunion nach Deutschland kamen, hat die Landsmannschaft der Russlanddeutschen nach eigenen Angaben nur 12 301 Familien als Mitglieder.
Die sozialen Kontakte zwischen Spätaussiedlern und einheimischer Bevölkerung sind Ergebnis einer Reihe von Faktoren. Von Bedeutung sind das Alter bei der Einreise, der Zeitpunkt der Zuwanderung, die deutsche Sprachkompetenz und die Herkunftsregion. Jungen Spätaussiedlern, die in Deutschland zur Schule gegangen sind, gelingt es deutlich besser, gesellschaftlich Fuß zu fassen als älteren. Auch fällt (Spät-)Aussiedlern, die bereits länger in Deutschland leben, bessere Sprachkenntnisse haben und aus Ländern kommen, die geografisch, institutionell und kulturell näher an Deutschland sind, die gesellschaftliche Integration leichter. Dennoch stellt sich die Gewöhnung an das Leben in Deutschland als langwieriger Prozess heraus: „Ein bisschen schwierig ist es schon, sich an das Leben in Deutschland zu gewöhnen, weil ich bin in einer anderen Umgebung aufgewachsen. Ich fühle mich hier fremd. Was habe ich mit den Deutschen gemeinsam? Wir sind ganz anders erzogen. Es war alles anders. Manches begreife ich nicht, so wie ich die Dinge verstehe. Sich gewöhnen, das dauert lange. Und man muss sich auch an das gewöhnen, was man nicht versteht. Sonst kann man hier nicht leben.“17
Es ließ sich jedoch bereits für die 1980er-Jahre zeigen, dass es Aussiedlern trotz vergleichsweise erfolgreicher wirtschaftlicher Integration kaum gelang, enge nachbarschaftliche und freundschaftliche Beziehungen mit Einheimischen aufzubauen. Die meisten Aussiedler hatten in ihrer Freizeit hauptsächlich Kontakt zu anderen Aussiedlern, bevorzugt aus den gleichen Herkunftsländern. In den letzten Jahren lässt sich auch beobachten, dass sich vor allem unter Spätaussiedlern aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion eine eigenständige Alltagskultur herausgebildet hat. In vielen von Spätaussiedlern aus der vormaligen Sowjetunion bewohnten Stadtvierteln und Gemeinden entwickelte sich eine russischsprachige Infrastruktur, die häufig auch einen begrenzten Arbeits- und Wohnungsmarkt umfasst. Zudem gibt es in Deutschland auch eine Reihe von oft nur kurzfristig erscheinenden Zeitungen, die sich überwiegend in russischer Sprache an Spätaussiedler wenden.
Spätaussiedler, Migrationshintergrund und die neue Ost-West Wanderung
Bis zur Einführung des Mikrozensusgesetzes 2005 wurden in Deutschland lebende Personen mit nichtdeutscher Staatsbürgerschaft (Ausländer) als Immigranten definiert. Eine differenzierte Beschreibung der Bevölkerung mit Migrationserfahrung war damit nicht möglich. Sowohl Spätaussiedler als auch eingebürgerte Ausländer wurden ihrer Staatsbürgerschaft entsprechend als Deutsche erfasst, während alle Personen mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit zur Gruppe der Ausländer zählten, selbst wenn sie in Deutschland geboren waren. Um Personen mit Migrationserfahrung in der Bevölkerungsstatistik besser identifizieren zu können, wurde mit dem oben genannten Gesetz der Begriff „Migrationshintergrund“ eingeführt. Personen mit Migrationshintergrund sind alle nach 1949 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten sowie alle in Deutschland geborenen Ausländer und alle in Deutschland als Deutsche geborenen Personen mit zumindest einem zugewanderten oder als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil. Nach dieser Definition werden Spätaussiedler in Deutschland als Teil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund angesehen.18
Seit Beginn der 1990er-Jahre sind neben Spätaussiedlern auch größere Gruppen nichtdeutscher Immigranten aus Mittelost-, Südost- und Osteuropa nach Deutschland gekommen. Dabei handelt es sich um nachziehende Familienangehörige, Arbeitsmigranten sowie um jüdische Immigranten (Kontingentflüchtlinge) aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion. Im Jahr 2011 lebten 510 000 Staatsbürger aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion sowie 944 000 Staatsangehörige aus Mittelost- und Südosteuropa in Deutschland. Nahezu ein Fünftel aller im Jahr 2011 in Deutschland lebenden Ausländer stammt aus mittelost-, südost- und osteuropäischen Ländern. Zwischen 1995 und 2011 hat sich die Ausländergruppe aus dieser Region verdoppelt, während die ausländische Bevölkerung in Deutschland insgesamt um nahezu 6 Prozent zurückging. Die wichtigste nichtdeutsche Zuwanderergruppe aus Mittelosteuropa kommt aus Polen. Im Jahr 2011 standen polnische Staatsbürger mit nahezu 468 000 Personen an dritter Stelle unter den ausländischen Staatsbürgern in Deutschland. Nur die Gruppe der türkischen und italienischen Staatsbürger war größer. Bemerkenswert ist auch, dass mehr Zuwanderer mit russischem oder rumänischem Pass in Deutschland lebten als Ausländer aus Portugal und Spanien, zwei traditionellen Herkunftsländern von Arbeitsmigranten.
Im Jahr 2011 hatte nahezu ein Fünftel der Bevölkerung Deutschlands (15,9 Mio. Personen) einen Migrationshintergrund. Davon hatten 67 Prozent selbst die Erfahrung der Migration gemacht, die anderen wurden als Kinder von Zuwanderern in Deutschland geboren. Nach Angaben des Mikrozensus gab es 3,8 Millionen Aussiedler mit Migrationserfahrung, wobei von 3,2 Millionen das Herkunftsland bekannt ist. Die größte Gruppe (1,4 Mio.) kommt aus Nachfolgestaaten der Sowjetunion. Das wichtigste Herkunftsland ist Russland, das die Heimat von 612 000 Aussiedlern ist, gefolgt von Kasachstan, woher 575 000 Personen kommen. Zudem leben 579 000 Aussiedler aus Polen und 213 000 aus Rumänien in Deutschland, die selbst die Erfahrung der Migration gemacht haben.
Ein Blick auf die deutsche Bevölkerungsstatistik zeigt, dass die Zuwanderung aus Mittelost- und Südosteuropa sowie aus der vormaligen Sowjetunion, die Aussiedler und nichtdeutschen Migranten aus dieser Region einschließt, neue Akzente bei den Herkunftsregionen der Immigranten gesetzt hat. Obwohl die Türkei als Herkunftsland von 1,5 Millionen Personen mit Migrationshintergrund und eigener Migrationserfahrung an erster Stelle steht, folgen Polen mit 1,1 Millionen und Russland mit einer Million Personen mit Migrationshintergrund und Migrationserfahrung an zweiter und dritter Stelle. Kasachstan steht als Herkunftsregion von 747 000 Personen mit Migrationshintergrund auf dem vierten Platz. Die Immigration von Aussiedlern hat neben der neuen Familien- und Arbeitswanderung aus dem Osten Europas dazu beigetragen, dass diese Herkunftsregionen für die Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Deutschland inzwischen ähnlich bedeutend sind wie die südlichen Mittelmeerstaaten.
Resümee
Obwohl Aussiedler im bundesdeutschen Diskurs über Jahrzehnte nicht als Immigranten wahrgenommen worden sind, machen sie eine bedeutende Zuwanderungsgruppe aus. Insbesondere in den späten 1980er- und 1990er-Jahren prägten Aussiedler die deutsche Migrationsgeschichte. Allerdings ging ihre Immigration im letzten Jahrzehnt schrittweise zurück und kann aufgrund der starken Abwanderung der deutschen Minderheit aus Mittelost-, Südosteuropa und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion sowie aufgrund der restriktiveren gesetzlichen Aufnahmebestimmungen in Deutschland als abgeschlossen angesehen werden.
Im Rückblick lassen sich Aussiedler zwei Gruppen zuordnen: die Gruppe, die bis Ende der 1980er-Jahre in die Bundesrepublik Deutschland übersiedelte und diejenige, die später kam. Die erstgenannte Gruppe brachte nicht nur bessere Voraussetzungen für die wirtschaftliche und soziale Integration mit, wie z. B. gute deutsche Sprachkenntnisse, und fand günstigere wirtschaftliche Startbedingungen vor, sondern sie traf auch auf eine größere Akzeptanz bei der einheimischen Bevölkerung. Zudem war die Zahl der zuwandernden Aussiedler bis zum Ende der 1980er-Jahre relativ gering, was ihre Integration begünstigte. Die meisten unter ihnen haben sich inzwischen in Deutschland eingelebt. Spätaussiedler, die seit dem Ende der 1980er-Jahre zugewandert sind, unterscheiden sich in ihrem Status zwar von anderen Immigrantengruppen in Deutschland, sie stehen bei der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Integration aber vor ähnlichen Problemen. Nach der Einwanderung haben Spätaussiedler generell ein höheres Risiko der Arbeitslosigkeit als Einheimische. Besserqualifizierte unter ihnen finden zudem oft keinen ihrer mitgebrachten Ausbildung und Qualifikation entsprechenden Arbeitsplatz. Auch die soziale Einbindung und die gesellschaftliche Integration gelingen vielen Spätaussiedlern nur begrenzt. Diese Integrationsbrüche sind auf mangelnde deutsche Sprachkenntnisse zurückzuführen sowie auf unterschiedliche kulturelle und soziale Werte und Normen. Am Arbeitsmarkt ist zudem entscheidend, ob die mitgebrachten Ausbildungen und Qualifikationen den Anforderungen des deutschen Arbeitsmarktes entsprechen und ob die formalen Voraussetzungen für die Einstellung am deutschen Arbeitsmarkt gegeben sind. Vor diesem Hintergrund ist absehbar, dass viele Spätaussiedler, die seit dem Ende der 1980er-Jahre eingewandert sind, bei der wirtschaftlichen und sozialen Integration Abstriche in Kauf nehmen müssen. Bei der zweiten und dritten Generation der Spätaussiedler dürfte dies nicht mehr der Fall sein.
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Reinhard Johler
Heimisch werden in Baden-Württemberg: Integration, Akkulturation und Assimilation im Alltag
2009 wurde an der Friedhofsmauer der in der Nähe von Tübingen gelegenen Gemeinde Gomaringen ein „Gedenkstein“ enthüllt. Dieser wurde von der dortigen Ortsgruppe der Landsmannschaft der Donauschwaben – das ist die Vereinigung der ehemaligen „Jugoslawien-Deutschen“ – gestiftet und trägt die Aufschrift Zur Erinnerung an die Donauschwaben. Damit aber sollte, wie die kurze Rede des Vorstands zeigte, ein doppeltes Gedächtnis gestiftet werden. Zum einen will die Gedenktafel nämlich an jene erinnern, die aufgrund „ihrer Volkszugehörigkeit“ im und nach dem Zweiten Weltkrieg aus ihrer „alten Heimat“ vertrieben wurden: „Uns Donauschwaben wird diese Heimat immer besonders sein.“ Zum anderen soll die Erinnerung an die „neue Heimat“ – diese wurde in der Rede immer wieder auch als das neue „zu Hause“ bezeichnet – wach gehalten werden. Zwar seien die „ersten Schritte“ in Gomaringen nicht „einfach gewesen“, zumal auch die Dorfbewohner anfangs nicht allzu viel mit den „Fremden“ anzufangen gewusst hätten, doch seien inzwischen „längst aus den einstigen Fremden Freunde“ geworden. Der „Landsmannschaft“ würden deswegen auch nur mehr knapp sechzig, vorwiegend hochbetagte Mitglieder angehören. Sie werde daher wohl auch bald aufgelöst werden müssen – und somit erinnere der „Gedenkstein“ auch an das endgültige Schicksal der Donauschwaben in Gomaringen, wenn nicht überhaupt an jenes aller Vertriebenen nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland: Ihre Integration bedeutet heutzutage ihr weitgehendes und in der Öffentlichkeit nur wenige Spuren hinterlassendes Aufgehen in der einheimischen Gesellschaft.
An die vollzogene Integration in Gomaringen gemahnte der „Gedenkstein“ auch den Bürgermeister. Doch dieser fügte in seiner Ansprache noch einen weiteren Gedanken zur Bedeutung der lokalen „Landsmannschaft“ hinzu. Deren Bestehen habe den ehemaligen Vertriebenen am Anfang Sicherheit und Orientierung gegeben, habe vor Ort aber trotzdem zu keiner „Parallelgesellschaft“ geführt.1 Damit aber war einerseits ein direkter Bezug zu den großen
August 1958 in Ulm: Im Rahmen der Feierlichkeiten anlässlich der Einweihung des „Ahnen-Auswanderungsdenkmals“ wird die Fahrt auf einer „Schwabenplätte“ rekonstruiert.
Zuwanderungen der italienischen, griechischen, spanischen, jugoslawischen oder türkischen „Gastarbeiter“ der 1950er- und 1960er-Jahre – und damit auch zur aktuellen Integrationsdebatte – hergestellt. Andererseits aber wiederholte der Bürgermeister eine Sichtweise, die auch von den Vertriebenen vertreten wird: Sie sehen Flucht und Vertreibung als historisch einzigartig und unvergleichlich – gerade in Bezug auf die folgenden Migrationen. Und einzigartig war daher auch ihr Einleben in Deutschland.
Ihre Integration führt daher gerade eine höchst schmerzhafte, für das 20. Jahrhundert aber ausgesprochen charakteristische Geschichte zu Ende, die infolge des Zweiten Weltkriegs geschätzte 12,5 Millionen Menschen aus Ost- und Südosteuropa als Flüchtlinge und Vertriebene nach Deutschland – viele davon in das entstehende Baden-Württemberg – gebracht hat.2 Ihre Geschichte hat – davon zeugt auch der Gomaringer Gedenkstein – ganz besondere Integrationsbiographien gefördert. Denn Integration bedeutet etwa für die bei der Enthüllung anwesenden Donauschwaben zuerst Verlust (der alten Heimat), dann Gewinn (der neuen Heimat) und heutzutage mit dem Sterben der Erlebnisgeneration die fast völlige Assimilation.
(Zwangs-)Migrationen im kulturellen Gedächtnis
Mit dem Gomaringer „Gedenkstein“ ist eine Erzählung wiedergegeben, die über Jahrzehnte hinweg Flucht und Vertreibung, aber auch die folgende Integration der Betroffenen in die deutsche Nachkriegsgesellschaft zu etwas Einzigartigem gemacht hat. Erst in den letzten Jahren ist diese Deutung – etwa in der von der „Stiftung Zentrum gegen Vertreibung“ 2008 konzipierten Ausstellung Erzwungene Wege. Flucht und Vertreibung im Europa des 20. Jahrhunderts – öffentlichkeitswirksam in einen größeren zeitgeschichtlichen Kontext gestellt und somit europäisiert worden. Auffallend ist auch eine zweite, in dieser Zeit erfolgte Neuperspektivierung: Denn die 2005 vom Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland gezeigte Ausstellung Flucht, Vertreibung, Integration, noch stärker aber die 2009 im Haus der Geschichte Baden-Württemberg zusammengestellte Große Landesausstellung Ihr und Wir. Integration der Heimatvertriebenen in Baden-Württemberg rückten nicht nur Fragen der Eingliederung stärker in den Vordergrund, sondern thematisierten vor allem die lange andauernde, konflikthafte, aber auch produktive Begegnungsgeschichte von alten und neuen Bürgern.
Die damit ins Zentrum gerückte Begegnungs- und Beziehungsgeschichte von Alt- und Neubürgern setzt sich – macht man etwa den 2012 gefeierten 60. Landesgeburtstag von Baden-Württemberg zum Testfall – langsam im kulturellen Gedächtnis fest. Dies zeigen etwa die von Reinhold Weber, Peter Steinbach und Hans-Georg Wehling zu diesem Anlass herausgegebenen Baden-Württembergischen Erinnerungsorte mit Beiträgen über Die Charta der Heimatvertriebenen oder über Ulm als Stadt der Schwaben und Donauschwaben deutlich.3 Und: Diese Beiträge zu Alteingesessenen und Vertriebenen sind eingebunden in ein Großkapitel zu Migrationen, werden somit als selbstverständlicher Teil des Aus- und des Einwanderungslandes Baden-Württemberg verstanden.
Zehn Jahre früher, zum 2002 begangenen fünfzigsten Geburtstag des Landes Baden-Württemberg, stand in der Ausstellung Mit 100 Sachen durch die Landesgeschichte das „Schneeweißchen aus Breslau“ als einziger Gegenstand symbolisch für die 1,6 Millionen Flüchtlinge und Vertriebenen, die in Baden-Württemberg nach dem Zweiten Weltkrieg heimisch wurden. Dass die ihnen als Zuwanderer folgenden „Gastarbeiter“ gar nicht repräsentiert waren, zeigt, wie schwierig und langwierig es war und ist, ihnen – und somit allen Migranten – einen Platz in der Landesgeschichte und so auch im kulturellen Gedächtnis einzuräumen. Man mag dies an einem weiteren Jubiläum besonders gut erkennen.
Am 20. Dezember 1955 hat die Bundesrepublik Deutschland mit Italien ein Anwerbeabkommen für Arbeitskräfte abgeschlossen. Ähnliche Abkommen wurden 1960 mit Griechenland und Spanien, 1961 mit der Türkei, 1963 mit Marokko, 1964 mit Portugal, 1965 mit Tunesien und 1968 mit Jugoslawien unterzeichnet.4 Im Jahr 2005 wurde dann – freilich ohne große Feierlichkeiten und auch nur mit begrenztem öffentlichem Interesse – das fünfzigste Jubiläum des ersten, des deutsch-italienischen Anwerbeabkommens begangen. Die fehlende Feierstimmung passte damals zu einer insgesamt eher pessimistisch-skeptischen Bewertung der stattgefundenen Migrationen durch die deutsche Bevölkerung. Auch im klassischen Zuwanderungsland Baden-Württemberg war die von der Landeszentrale für politische Bildung gezogene Einwanderungsbilanz zurückhaltend und ambivalent. So wurden mit mangelnder Schulbildung, drohender Arbeitslosigkeit und sich mancherorts abzeichnenden „Parallelgesellschaften“ zunächst die Probleme dieser Migrationsbewegung betont. Es wurde aber gleichzeitig auch nicht vergessen darauf hinzuweisen, dass die Migranten zuerst den eklatanten Arbeitskräftemangel zur Zeit des Wirtschaftswunders beseitigt hätten und heutzutage erheblich zur Lösung der ungünstigen demographischen Entwicklung in Deutschland beitragen würden. Vor allem aber – und dies wird als positiver Saldo der Zuwanderung insgesamt hervorgehoben – hätten die „Gastarbeiter“ durch ihre überwiegend „gelungene Integration“ zu einem „friedlichen Zusammenleben“ und zur „gegenseitigen Toleranz“ beigetragen und so die „kulturelle Vielfalt“ in Baden-Württemberg nicht nur erhöht, sondern fernab multikultureller Folklore sogar zum wichtigen Merkmal des „Reichtums“ des Landes gemacht.5
Dies alles zusammen zu verstehen, fällt nicht leicht, und doch ist es so, dass die neuere Landesgeschichte auch eine Migrations- und Integrationsgeschichte ist.6 Will heißen: Flüchtlinge und Vertriebene, „Gastarbeiter“ und Einheimische sind – trotz aller Unterschiede – erst in ihren Beziehungen zueinander zu verstehen. Denn sie verbindet, dass sie bedeutende Gemeinsamkeiten – zuerst jene der Wanderungen, dann die der Integration bzw. der Heimatfindung – als direkt oder indirekt Betroffene teilen. Baden-Württemberg lebt nämlich nicht nur, wie Hermann Bausinger gemeint hat, von seiner „importierten Landeskultur“,7 es ist als Land selbst das Ergebnis eines in seiner Bedeutung kaum zu überschätzenden Integrationsprozesses.
Große Wanderungen
Jeder neunte Baden-Württemberger hat in der Gegenwart eine ausländische Staatsbürgerschaft, jeder vierte stammt von Vertriebenen ab. Menschen mit Migrationshintergrund bilden ein Viertel der baden-württembergischen Bevölkerung.8 Unter den Flächenländern hat Baden-Württemberg damit den höchsten Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland. In Deutschland wiederum sind in der Zeit zwischen 1945 und 1950 rund 12,5 Millionen Menschen als Flüchtlinge und Vertriebene angekommen. Bis zum Anwerbestopp 1973 kamen darüber hinaus 14 Millionen ausländische Arbeitskräfte ins Land. Elf Millionen kehrten wieder in ihre Heimatländer zurück, die anderen holten ihre Familien nach. Migration ist derart, wie der Migrationsforscher Klaus J. Bade gemeint hat, „Normalfall“ auch der deutschen (Zeit-)Geschichte. Aber es ist auch so, so hat Hans Magnus Enzensberger in seinem 1992 erschienenen Buch Die große Wanderung argumentiert, dass die „Feinde der Einwanderung“ die allerorten zu beobachtenden Beispiele für eine gelungene Integration „verleugnen“ würden – in Deutschland, aber auch in ganz Europa.9
Flucht und Vertreibung sind nach dem Ersten Weltkrieg zum Teil, nach dem Zweiten Weltkrieg zum Massenphänomen europäischer Geschichte geworden. Auch die in den 1950er-Jahren einsetzende Arbeitsmigration nach Deutschland – hierzulande lange als „Gastarbeit“ bezeichnet – war europaweit Bestandteil einer großen Wanderung: aus den ehemaligen überseeischen Kolonien nach Großbritannien und Frankreich bzw. aus dem Süden Europas nach Deutschland, Österreich, Belgien, in die Schweiz usw. Diese große Süd-Nord-Migration aber war – das sollte man nie vergessen – begleitet von einer gleichfalls starken Nord-Süd-Wanderung: dem Tourismus, der im Übrigen exakt in die Herkunftsländer der „Gastarbeiter“ geführt hat. Beide Wanderungsbewegungen sind, weil Arbeit und Freizeit konträren Zielen dienen, erstaunlicherweise wenig zueinander in Beziehung gesetzt worden, auch wenn sie zumindest einmal im Jahr – im sommerlichen Stau auf der Autobahn – aufeinandergetroffen sind. Aber beide Wanderungsbewegungen sollten doch gemeinsam als ein großes, wenn auch weitgehend ungelenktes, „multikulturelles Experiment“ verstanden werden, das unzählige Menschen von ganz unterschiedlicher Herkunft dauernd hat zusammen kommen lassen. Dieses „multikulturelle Experiment“ ist freilich in direkter Folge zu jenem „großen Experiment“10 zu sehen, das 1946 der damalige Flüchtlingskommissar für Württemberg und Hohenzollern Theodor Eschenburg in der Integration von Abertausenden Flüchtlingen und Vertriebenen gesehen hat.
Eine türkische Volkstanzgruppe Ende der 1970er-Jahre bei einem „Ausländerfest“ in der Stuttgarter Eberhardstraße. Folklore hat im Einwanderungsprozess eine hohe Bedeutung. Sie macht zum einen die Zuwanderungsgruppe erkennbar, zum anderen aber schafft sie unter den Migranten Zusammenhalt.
Die Kulturgeschichte dieser beiden großen „Experimente“ der 1940er-, 1950er- und 1960er-Jahre ist bislang noch nicht umfassend geschrieben worden. Sie müsste bei allen mit ihr verbundenen Problemen als eine wichtige und neuartige Form einer „Europäisierung von unten“ – getragen von ganz normalen Menschen – verstanden werden. Nie vorher hat ein derart intensiver, wechselseitiger und im Wesentlichen freiwilliger und lange andauernder Kulturaustausch in Europa stattgefunden. Natürlich sind dabei die Unterschiede bedeutend: Die einen wurden im und nach dem Krieg gezwungen, ihr Zuhause in Ost- und Südosteuropa zu verlassen, die anderen dagegen konnten in ihrer Heimat bleiben. Es ist natürlich auch nicht dasselbe, ob vergleichsweise wohlhabende Touristen an die Strände im Süden reisen, während die anderen als vergleichsweise arme Arbeiter in die Fabriken und zu den Baustellen im Norden Europas ziehen. Aber zu erwarten ist es trotzdem, dass durch diese beiden „Experimente“ die Zahl der „interkulturell Kompetenten“ in kurzer Zeit stark zugenommen hat. Deswegen wäre es auch plausibel, die großen Wanderungsbewegungen – in langer Beobachterperspektive – insgesamt positiv zu bewerten.
Dass dem in der größeren Öffentlichkeit nicht so ist, mag viele Ursachen haben. Eine davon ist aber mit Sicherheit, dass die großen Wanderungen der Nachkriegszeit die Gesellschaft deutlich pluraler und somit das Alltagsleben auch komplexer gemacht haben. Umgekehrt aber heißt dies auch: Die Integration der Wandernden ist in den Jahrzehnten alltäglich und oft auch unauffällig geschehen; und sie verläuft auch heutzutage nicht schnell, sondern schrittweise und langsam. Denn die meisten Zuwanderer übernehmen nicht bedingungslos und sofort die Werte und Gebräuche der Aufnahmegesellschaft. Warum sollten sie auch?
Integrationsbiographien
Die Wissenschaft hat die möglichen Beziehungen der zugewanderten Migranten und der Mehrheitsgesellschaft mit Begriffen bezeichnet, die ein weites Handlungsfeld – von der Assimilation über die Akkulturation bis hin zur Separierung – eröffnen. Trotz dieser unterschiedlichen Reaktionsmöglichkeiten aber sollte man nie vergessen, dass alle Migranten durch Kontaktnahmen immer auch Integrationsbiographien entwickeln. Jene der aus Ost- und Südosteuropa nach dem Zweiten Weltkrieg Vertriebenen scheint heutzutage zu enden – und zwar real, aber auch symbolisch, wie ja der in Gomaringen an der Friedhofsmauer gesetzte Gedenkstein zeigt. Die nur wenig später nach Deutschland gekommenen „Gastarbeiter“ bekommen heutzutage noch kein Denkmal zugestanden, und sie scheinen ein solches im Moment auch nicht für sich zu beanspruchen. Aber auch ihr Leben und ihre Gegenwart in Baden-Württemberg interessiert immer mehr, wie Zeitungsberichte der letzten Jahre zeigen. Sie beinhalten drei unterschiedliche Typen von Integrationsbiographien.
Jene von Daniele Repele, der seinen Namen eindeutschte, ist die erste, die hier beispielhaft erwähnt werden soll. Sie ist unter dem Titel Maultaschen schlagen Polenta um Längen11 erschienen und fasst sein Leben mit knappen Worten zusammen: „Vor 50 Jahren kam Daniel Repele aus Italien und verwandelte sich in einen Entringer“. Dabei entsprach seine Biographie zunächst der ganz normalen Geschichte eines italienischen „Gastarbeiters“, der aus kinderreicher Familie als junger Mensch aus Norditalien nach Deutschland kam, im Steinbruch zu arbeiten begann, dann deutsch lernte, im Dorfverein Fußball spielte, eine Entringerin kennenlernte, diese heiratete, ein Haus baute und so über die Jahre hinweg den Kontakt in seine alte Heimat verlor. Aber, so geht die Geschichte weiter, sein sowieso schon starker Willen zur Integration war nicht mal durch die zähe „Wursthaut einer Metzelsuppe“ zu bremsen, die er bei benachbarten Bauern bekommen hatte. Dies war nur der Anfang: Daniel Repele legte seinen italienischen Vornamen ab, konvertierte vom Katholizismus zu den Methodisten und ist auch kulinarisch zur schwäbischen Küche übergetreten. Die Maultaschen schmecken ihm nun besser als die früher gewohnte Polenta. Die „Integration mit der Metzelsuppe“ war für ihn somit endgültig.
Eine zweite Integrationsbiographie: Bei einer Podiumsdiskussion im Jahr 2012 sahen sich sieben Personen der Frage ausgesetzt, „Was macht Rottenburg zur Heimat?“12 Die Antworten waren vorhersehbar, manche weitschweifend, andere aufschlussreich. So war für einige der Diskutanten Heimat der konkrete Geburts- oder Wohnort, für andere eine Stimmung, ein Gefühl, eine Erinnerung. Richtig interessant wurde das Gespräch aber erst, als der zur Diskussion mit eingeladene, türkischstämmige Ümit Arslan das Wort ergriff: „Rottenburg sei seine erste Liebe“, so heißt es im Zeitungsbericht, „was vom Publikum stürmisch gefeiert wurde“. Und weiter: „‚Was mache ich alles für Rottenburg? Ich habe die Sprache gelernt, sogar schwäbisch! Er beschrieb, wie ihm die deutschen Nachbarn als Kind zunächst reserviert begegneten. Als Ümit Arslan aber eines Tages heimkam und seine Mutter noch nicht da war, habe die Nachbarin gesagt: ‚Bub, du bleibsch bei mir, bis dei Mama kommt.‘ Inzwischen fühlt sich Arslan gut integriert. Sein Rezept: ‚Wenn einer einen Schritt auf mich zugeht, dann komme ich ihm zwei Schritte entgegen.“
Das Lebensmotto von Gülay Temel13 ist recht ähnlich – und so erklärt sie es auch den türkischstämmigen Kindern: „Wenn die etwa in der Schule wegen des Fastens im Ramadan-Monat gehänselt werden, sagt sie ihnen: ‚Ihr müsst viel offener damit umgehen.‘ Man muss reden, reden, reden.“ Eben dies tut diese „selbstbewusste Frau“ in ihrem Umfeld ständig, sie geht auf die Leute ihrer Umgebung zu. In Bondorf geboren und in Ergenzingen aufgewachsen, arbeitet Gülay Temel als pharmazeutisch-kaufmännische Assistentin. Sie sieht in der deutschen Sprache den Schlüssel für ein Vorwärtskommen der Migranten und engagiert sich als Elternbeirätin und als Bürgermentorin besonders für jene türkischen Landsleute, die auch im Alter in Deutschland bleiben wollen. Sie kenne daher „beide Kulturen“, ja, sie sei „in zwei Kulturen daheim“. Trotzdem sagt sie: „Richtig akzeptiert werden wir hier wohl nie.“ Sie merke das besonders in banalen Alltagssituationen, etwa wenn sie mit Kopftuch beim Nordic Walking beobachtet werde: „Da ist auf beiden Seiten die Angst vor dem Fremden“ – wohlgemerkt, auf beiden Seiten.
An dieser Stelle brauchen diese drei Integrationsbiographien in ihrer Unterschiedlichkeit nicht miteinander verglichen zu werden. Aber sie alle zeugen von intensivem Kontakt zur einheimischen Gesellschaft – einer Gesellschaft, die nicht zuletzt durch die Zuwanderungen selbst sehr vielfältig geworden ist. Baden-Württemberg kann stellvertretend für eine solche Gesellschaft genommen werden.
Super-Diversity
Im Jahr 2012 hat das Ministerium für Integration Baden-Württemberg die „Ergebnisse und Analysen einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage zur Integration in Baden-Württemberg“ unter dem Titel Gelebte Vielfalt veröffentlicht. Diese Untersuchung kann – immerhin spiegelt sie die Wahrnehmung der Landesbürger – fast spiegelbildlich zu den oben dargestellten Integrationsbiographien gelesen und verstanden werden.14
Die Bürgerinnen und Bürger von Baden-Württemberg, so ist in diesem Bericht zu lesen, haben eine „realitätsnahe Vorstellung“ von der Zuwanderung in ihr Bundesland. Sie wissen, dass hierzulande ein Viertel der Bewohner einen Migrationshintergrund hat. Zu diesen ist der Kontakt in der Arbeitswelt hoch, in der Freizeit und der Nachbarschaft dagegen nur schwach. Aber über zwei Drittel der Befragten haben trotzdem „gute Erfahrungen mit Zuwanderern“ gemacht. An diesen wird geschätzt, dass sie durch „ihre Vielfalt“, durch ihre „Kulturen und Bräuche“, durch ihre „andere Esskultur“ die Gesellschaft bereichert hätten. 80 Prozent der Baden-Württemberger schätzen daher die so im „Ländle“ entstandene „kulturelle Vielfalt“. Interessanterweise wird der Beitrag der Zuwanderer zur wirtschaftlichen Entwicklung des Landes dagegen aber „kaum gesehen“. Doch insgesamt werden Zuwanderer, so der Schluss der Befragung, als „gut“ für die baden-württembergische Gesellschaft gesehen.
Dementsprechend wird deren Bemühen um Arbeitsplatz und Bildungsabschluss ebenso gewürdigt wie das Erlernen der deutschen Sprache. Von der Mehrheit dagegen deutlich abgelehnt werden das Verharren in überkommenen religiösen Traditionen, das Brechen von Gesetzen und die Bildung von ethnischen Ghettos. Integration wird daher gewünscht, liegt aber in der Sicht der Baden-Württemberger in der „Hauptverantwortung“ der Zuwanderer. Doch so sehr die Bevölkerung Integration erwartet, so fordert sie doch keine „wie auch immer geartete Einheitskultur“.
Das damit entstehende Bild ist – nimmt man die unterschiedlichen Perspektiven der Zuwanderer noch hinzu – ein ausgesprochen vielfältiges. Es entspricht jener Pluralität, die der englische Sozialanthropologe Steven Vertovec als Super-Diversity bezeichnet und damit moderne Zuwanderungsgesellschaften gemeint hat, die von einer Vielzahl von miteinander wiederum verbundenen Variablen – von Herkunft, Religion, Geschlecht, Alter, Sprache und Rechtsstatus der Menschen – geprägt sind.15Super-Diversity ist heutzutage aber längst selbst zum aktiven Bestandteil des Integrationsprozesses geworden, macht als „gelebte Vielfalt“ die Gesellschaft in Zukunft daher noch deutlich bunter und komplexer.
Integrationsweisen
Vor dem Hintergrund von höchst differenten Zuwanderungsgeschichten wird Integration in Europa entlang nationaler Verständnisformen ganz unterschiedlich definiert. Gemeinsam aber ist allen Sichtweisen, dass mit Integration ein Ansatz verstanden wird, der die unterschiedlichen und wechselnden Beziehungen zwischen Migranten und der Gesellschaft, in der sie leben, zu erklären und zu steuern versucht. Dies kann als einseitiger Prozess konzipiert werden, der Assimilation vorsieht und Integration zur Aufgabe der Migranten macht. Integration kann aber ebenso als offener und wechselseitiger Prozess angelegt sein, der zwischen Mehrheitsgesellschaft und Zugewanderten stattfindet und lediglich eine Angleichung der Lebenslagen und eine schrittweise kulturelle Annäherung zum Ziel hat.
Blickt man auf die erwähnte Integrationsstudie und nimmt die skizzierten Integrationsbiographien dazu, dann scheint in Baden-Württemberg die Debatte irgendwo in der Mitte der beiden Möglichkeiten angelangt zu sein: Man will Integration, sieht diese primär als Aufgabe der Migranten, ist aber gleichzeitig offen, um – wenn auch aus Sicht der Zugewanderten oft nicht genug – Vielfalt nicht nur zu akzeptieren, sondern auch gutzuheißen. Damit, so scheint es, deckt sich die Wahrnehmung von Integration mit deren Realität, herrschen doch in der Praxis des Alltagslebens, wie der Soziologe Friedrich Heckmann gemeint hat, dominant Muster der Akkulturation vor.16 Wie überhaupt: Die von Heckmann entwickelten vier Dimensionen des Integrationsprozesses lassen die in der Bundesrepublik bislang vollzogene Entwicklung besser verstehen: Die „strukturelle Integration“ meint den Zugang zu Arbeitsmarkt, Schule und anderen Institutionen; die „kulturelle Integration“ umfasst Veränderungsprozesse in Bezug auf Einstellungen und Haltungen; die „soziale Integration“ bedeutet die Teilhabe in Vereinen und anderen bürgerschaftlichen Netzwerken; und schließlich zielt die „identifikative Integration“ auf Loyalität und Zugehörigkeit.
Integration, das wird deutlich, ist immer auch Teil von Migration. So lange aber – wie im Falle der „Gastarbeiter“ – Migration zeitlich nur beschränkt gedeutet wird, geschieht Integration auch nur partiell und temporär. Erst seit Zuwanderung als dauerhaft gesehen wird, wird auch Integration zu einem gesellschaftlichen Dauerthema. Dabei zeigt sich, dass Integration nur erreicht werden kann, wenn soziale Teilhabe und Chancengleichheit gesichert sind, wenn also staatliche Maßnahmen diesen Prozess dauerhaft unterstützen. Doch umgesetzt und realisiert werden kann Integration nur im Alltag. Dafür aber ist ein langer Atem von Nöten, ist doch Integration ein langwieriger, beidseitiger und nicht notwendigerweise immer in Richtung Annäherung verlaufender Prozess, der die Zugewanderten ebenso verändert wie die Aufnahmegesellschaft. Dabei ist es mit Sicherheit hilfreich, weder die Migranten noch die Mehrheitsgesellschaft als kulturell allzu homogen zu verstehen: Ihr gemeinsames Charakteristikum ist nämlich das Leben in einer Super-Diversity.
Mit diesen Überlegungen lohnt es sich, die – politisch oft überhitzte – Integrationsdebatte mit den beiden Migrationsforschern Klaus J. Bade und Michael Bommes in einen größeren historischen Kontext einzuordnen. „Am Beginn der Zuwanderungsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland“, so schreiben sie, „stand nicht die Frage nach Chancen bzw. Grenzen der Steuerung von Zuwanderung, sondern die Frage nach der vielen Zeitgenossen ganz unbewältigbar erscheinenden und doch unausweichlichen sozialen Integration einer Massenzuwanderung von bis dahin historisch nie erlebten Dimensionen. Es ging um die Integration der deutschen Flüchtlinge und Vertriebenen in der Nachkriegszeit, die nach gewaltigen Anstrengungen auf allen Ebenen im Gefolge von Lastenausgleich und Wirtschaftswunder dennoch schon Ende der 1950er-Jahre gemeinhin als abgeschlossen betrachtet wurde.“17
Ein Integrationswunder
Die gesellschaftlichen Erwartungen an politische Integrationsbemühungen sind in der Gegenwart hoch und zielen gerne auf kurzfristig zu erreichende und schnell sichtbare Ergebnisse. Damit wird erwartet, was bei der vollzogenen schnellen Eingliederung von Millionen von Flüchtlingen und Vertriebenen in die bundesdeutsche Gesellschaft als „Integrationswunder“ gefeiert worden ist. Im Rückblick erstaunt der Erfolg der politisch gewollten und finanziell erheblich unterstützten Integration von Flüchtlingen und Vertriebenen in wenigen Jahrzehnten weiterhin, doch wird der auf Assimilation ausgerichtete Eingliederungsprozess selber deutlich differenzierter dargestellt. Damit wird auch vertieft, was die Zeitgenossen schon beobachtet haben: Das Nachkriegsdeutschland bot für Flüchtlinge und Vertriebene anfänglich nur, so der Titel des Buches von Andreas Kossert, eine Kalte Heimat, die von erbitterten Verteilungskämpfen, enormen Anpassungsschwierigkeiten und einem nur langsamen, aber doch gleichzeitig im Alltag hoch wirksamen Aufeinanderzugehen von Eingesessenen und Hinzugekommenen geprägt war.18
Der „Einschmelzungsprozess“ von Flüchtlingen und Vertriebenen – um einen zeitgenössischen Ausdruck zu verwenden – war daher mit Problemen und Möglichkeiten verbunden, die auch für gegenwärtige Einwanderungsgesellschaften typisch sind. Zwar bestanden Besonderheiten, die bis heute in der Gedächtniskultur wirksam sind: Flüchtlinge und Heimatvertriebenen besaßen die deutsche Staatsbürgerschaft und somit auch das Wahlrecht; sie fühlten sich kulturell als Deutsche und hegten daher, zumal durch den Eisernen Vorhang eine Rückkehr in die alte Heimat unmöglich wurde, eine hohe Loyalität gegenüber der Bundesrepublik. Gleichzeitig erleichterte ihnen das Lastenausgleichsgesetz den familiären Neubeginn in der neuen Heimat deutlich. Doch trotz dieser Unterschiede sind auch markante Ähnlichkeiten zu den „Gastarbeitern“ der der 1950er-, 1960er- und 1970er-Jahre zu sehen. Sie alle kreisen um den Begriff Integration und sind manchen besonders aufmerksamen, am Alltag interessierten Volkskundlern auch schnell aufgefallen.
Trotz dieser bedeutenden Gemeinsamkeiten und trotz des fast unmittelbaren Aufeinanderfolgens der Diskussionen um das Einleben von Flüchtlingen und Vertriebenen in den 1940er- und 1950er- bzw. von „Gastarbeitern“ in den folgenden Jahrzehnten ist es aber besonders auffallend, dass die beiden Integrationsdebatten – mit wenigen Ausnahmen – so gut wie gar nicht aufeinander bezogen worden sind. Damit aber bestätigt sich, was in der Wissenschaft wiederholt beobachtet wird: Die durch Migrationen immer wieder neu hergestellten Beziehungen von Mehrheitsgesellschaft und Zugewanderten kann sich in der Gesellschaft nur wenig auf vorhergehende – auch positive – Erfahrungen und Routinen stützen.
Schon deswegen lohnt es sich, die Eingliederung von Flüchtlingen und Heimatvertriebenen näher zu betrachten.19 Dabei ist die komplexe Beziehungsgeschichte von Neu- und Altbürgern von Anfang an besonders intensiv von damals jungen Volkskundlern wie Hermann Bausinger und Herbert Schwedt in ihren großangelegten Untersuchungen über die „Neuen Siedlungen“ beobachtet und beschrieben worden. So haben sie schnell erkannt, dass die Eingliederung keinen „einseitigen Vorgang“, sondern die „Entstehung von neuen Lebensformen“ im deutschen Südwesten bedeutet hat, „an denen Einheimische und einstige Flüchtlinge in gleicher Weise“ teilhatten. Zudem haben sie mit offenen Augen beobachtet, dass das „Einleben“ der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge nicht nur im wechselseitigen Kontakt von hiesiger und mitgebrachter Kultur bestand, sondern vor allem von der Dynamik der Kulturindustrie und deren Produkten profitierte, wurden doch Neu- und Altbürger gemeinsam „eingeschmolzen in unsere Konsum- und Wohlstandsgesellschaft“. Zuletzt haben sie treffend erkannt, dass die in den 1960er-Jahren als Realität erachtete „kulturelle Integration“ längst noch keine soziale Chancengleichheit der Heimatvertriebenen mit sich gebracht hatte.
Diese Beobachtungen haben Bausinger und Schwedt einen weiteren wichtigen Schluss ziehen lassen. Mit der als vollzogen geglaubten Integration der Heimatvertriebenen sei das „Flüchtlingsproblem“ – ohne Reflexion und Verknüpfung – durch das sogenannte „Ausländerproblem“ verdrängt worden. Dabei ähnelte die „Situation der in Deutschland lebenden Türken“ in mancherlei Hinsicht der anfänglichen Lage der Heimatvertriebenen. Ähnlich war auch beider Verhalten, suchten sie doch „materielle Anpassung und häufig auch Kontakte“. Im „großen Zeitalter der Migrationen“ waren solche Ähnlichkeiten kein Zufall – umso mehr lohnt es sich, nach exemplarischen Mechanismen von Integration zu fragen und mögliche Vorlagen zu identifizieren.
Bereits 1956 hat Bausinger eine erste „Typik des Einlebens der Flüchtlinge“ veröffentlicht, die er zwischen „Beharrung und Einfügung“ angesiedelt gesehen hat.20 So einfach dabei das vierteilige Schema auch war, so überzeugend ist doch dessen Inhalt. Denn Bausinger zeigt vier grundlegende Verhaltensweisen im Integrationsprozess auf: das „naive Beharren“, mit dem der Flüchtling mit großer Selbstverständlichkeit bei den mitgebrachten Formen und Haltungen bleibt; die „sentimentale Beharrung“, in der der Heimatvertriebene ganz bewusst seine heimischen Traditionen in der neuen Umgebung hochhält; die „naive Einfügung“ und damit die als unproblematisch angesehene Übernahme neuer kultureller Formen in der neuen Heimat; und schließlich die „sentimentale Einfügung“ der Flüchtlinge, die sich bewusst und betont dem Neuen zuwenden und das Mitgebrachte aus der alten Heimat so entschieden hinter lassen.
Dieses einfache Muster der Integration – es ist zwischen den Polen von Assimilation, Akkulturation und Separation angesiedelt – ist in der Folgezeit immer wieder überarbeitet worden.21 Dabei ist ein Sechs-Phasen-Modell der kulturellen Integration von Flüchtlingen und Vertriebenen besonders interessant, das 1990 vom Kieler Volkskundler Ulrich Tolksdorf aufgestellt worden ist:22 Die erste Phase der Integration ist von einem „Kulturschock“ geprägt. Die Flüchtlinge sind von Fremdheit, Isoliertheit und Desorientierung bestimmt und dies auch dann, wenn sie kulturell – wie die Vertriebenen nach dem Zweiten Weltkrieg – derselben Nationalität wie die Mehrheitsgesellschaft angehören. Ihr wirkliches Leben findet in Lagern statt, wobei eine eigene und durchaus kreative „Lagerkultur“ entstehen kann. Diese erste Phase wird nach Tolksdorf dann von der zweiten Phase – der Phase des „Kulturkontakts“ – abgelöst. Diese Phase – sie wurde in den 1950er-Jahren erreicht – war davon gekennzeichnet, dass die Flüchtlinge zunehmend die Lager verließen und in ganz unterschiedlich gestaltete, dörfliche bzw. städtisch geprägte Wohnräume wechselten. Damit häuften sich die Kulturkontakte zu den Einheimischen entscheidend, was erste Auseinandersetzungen mit diesen hervorrief. Flüchtlinge und Vertriebene organisierten sich in der Folge in Landsmannschaften, wobei sie die aus der alten Heimat mitgebrachte Kultur zum Vorbild für ihre Gegenwart in Deutschland machten. Damit aber zeichnete sich ab, was Tolksdorf als Phase des „Kulturkonflikts“ bezeichnet. Diese dritte Phase – wir sind in den 1950er- und frühen 1960er-Jahren – stellte ein Zwischenstadium dar, denn die Zuwanderer hatten für sich die Frage nach Integration oder Separation noch nicht endgültig beantwortet. Da ihr kultureller Kontakt zu den Einheimischen von Tag zu Tag aber dichter wurde, waren Auseinandersetzungen mit der Aufnahmegesellschaft häufig. Diese reagierte mit Vorurteilen und der Angst vor Überfremdung. Umgekehrt verstärkten Flüchtlinge und Vertriebene ihre Rückbesinnung auf die alte Herkunftskultur. Es kam zu einer „Aufschaukelung der Bräuche“, einer demonstrativen Zurschaustellung des Eigenen also. Gleichzeitig aber erhöhte sich in dieser Phase auch die Integrationsbereitschaft vieler. Die eigene Familie wurde dadurch zum kulturellen Rückzugsraum, zu einer Art „zweiten Heimat“.
Diese Entwicklung aber führt nach Tolksdorf in die vierte Phase, die „sekundäre Minderheitenbildung“. Damit ist gemeint, dass der kulturelle Eingliederungsvorgang der breiten Masse von einer heimatbewussten Funktionärskultur – den Landsmannschaften – begleitet wurde, die mit einem sehr restaurativen Heimat- und Kulturbegriff den aktuellen Entwicklungen gegenzusteuern versuchte. Trotzdem konnte sie nicht verhindern – und dies ist die in den 1970er-Jahren stattfindende fünfte Phase der „Akkulturation“ –, dass die Teilhabe von ehemaligen Flüchtlingen und Vertriebenen an Aktivitäten der Aufnahmegesellschaft hoch war und somit die kulturelle Integration schnell voranschritt. Man kann nun von Assimilation sprechen.
Seit den 1980er-Jahren identifiziert Tolksdorf eine bis heute andauernde sechste Phase. Durch eine „punktuelle Bewahrung“ würden – nicht zuletzt begründet durch den eingetretenen Generationenwechsel – die ehemaligen Flüchtlinge und Vertriebenen (bzw. deren Kinder) ihren Platz in der gegenwärtigen multikulturellen Gesellschaft der Bundesrepublik suchen. Ihre „alte Welt“ verschwindet zwar nicht vollständig und sie organisieren sich etwa weiterhin in lokalen Heimatgruppen und Heimatfahrten, aber diese „alte Welt“ geht zunehmend
Landestreffen der Egerländer im Jahr 1950 in Schwäbisch-Hall. Die Landmannschaft gibt ihrer Verbundenheit mit ihrer alten Heimat mit Spruchbändern Ausdruck, wie die Kindertrachtengruppe aus dem Festzug mit ihrem Spruchband „Mir bleim da Hoimat treu“.
doch in die Erinnerungskultur über. Die Gedenktafel in Gomaringen steht ebenso dafür, wie eine 2012 zum sechzigsten Landesgeburtstag angelegte Sammlung von donauschwäbischen „Heimatsachen“. Mit dieser wollte nicht nur ein Blick in die zunehmend im Verschwinden begriffene „donauschwäbische Welt“ geworfen, sondern beispielhaft die Beziehungsgeschichte von Einheimischen und Zugewanderten einer größeren Öffentlichkeit vorgestellt werden. Denn erst diese Beziehung hat – neben anderen Migrationsgruppen – jenen wirtschaftlichen Wohlstand ermöglicht, der für Baden-Württemberg ebenso charakteristisch ist wie die hier präsente kulturelle Vielfalt.
Und so wird auch die Zukunft sein. „Die kulturelle Integration der Flüchtlinge von 1945 und ihrer Nachfolgegenerationen scheint somit“, so hat Ulrich Tolksdorf sein Modell der „Phasen der kulturellen Integration“ zusammengefasst, „immer noch nicht abgeschlossen. Die westdeutsche Gesellschaft wird sich also auf längere Sicht – auch in Hinblick auf die in den letzten Jahrzehnten hinzugekommenen Migrantengruppen der Aussiedler, Übersiedler, Gastarbeiter und Asylsuchenden – als eine Gesellschaft mit ‚volkskulturellem Pluralismus‘ verstehen lernen müssen, in der kulturelle Erfahrungen nicht wie in einem ‚Schmelztiegel‘ (melting pot), sondern eher wie in einer ‚Salatschüssel‘ (salad bowl) zusammengefasst sind. Ich meine, dies kann auch ein kultureller Gewinn für unsere Gesellschaft sein“.
Heimisch sein und heimisch werden
Die Globalisierung habe, so hat vor einiger Zeit der Philosoph Peter Sloterdijk festgehalten, zu einer „Krise des Heimatbegriffs“ geführt.23 Die für „Heimat“ so zentrale „Verbindung von Ort und Selbst“ sei daher gerade am Zerbrechen, würden sich doch die lange Zeit streng einander entgegengesetzten Pole – der durch Transiträume veranschaulichte „Ort ohne Selbst“ auf der einen und das etwa durch das Diaspora-Judentum symbolisierte „Selbst ohne Ort“ auf der anderen Seite – in einer dramatisch mobiler werdenden Gesellschaft kontinuierlich aufeinander zu bewegen und somit gewohnte Vorstellungen von einer örtlich gebundenen, einer lokalen, regionalen oder nationalen Heimat endgültig obsolet machen. Vertriebene und Flüchtlinge haben diesen Prozess bereits vor Jahrzehnten durchgemacht. „Heimat ist ihnen“, so hat ein Zeitgenosse Anfang der 1950er-Jahre daher treffend beobachtet, „nicht Zukunft, sondern Erinnerung“.
Für die Mehrzahl der Menschen aber wird Heimatsuche ein zentrales Thema ihres Lebens bleiben. In einer Welt, die von Super-Diversity geprägt ist, trifft dies auf Migranten, zunehmend aber auch auf Einheimische zu, denn auch diese müssen sich fragen, ob sie in dieser super-diversen – also hoch komplexen und kulturell vielfältigen – Nah-Welt integriert sind. Damit aber stellt sich die Frage nach der politisch hoch aufgeladenen Integration neu. In kulturwissenschaftlicher Perspektive aber ist es sowieso sinnvoller, stattdessen die Prozesse von Heimisch-Werden und Heimisch-Sein in den Fokus zu nehmen.
Denn heimisch zu werden bedeutet – und dafür haben wir einige Integrationsbiographien kennen gelernt – komplexe Prozesse, individuelle Strategien und vielfältige Entscheidungsmöglichkeiten. Heimisch-Sein betrifft sowieso alle: jene, die sich als Einheimische24 fühlen und jene, die erst zugewandert sind. Dabei aber ist Heimat nicht mehr ein festgefügter und für immer unhinterfragter Ort, sondern verweist auf „Praxen der Beheimatung“, auf Formen der sozialen, räumlichen und imaginären Zugehörigkeit in einer sehr mobil gewordenen Gegenwart. In dieser wird es wichtig sein zu klären, ob wir – angesichts bevorstehender neuer Migrationen – zumindest ein wenig aus unserer Zuwanderungsgeschichte gelernt haben, um jene „Willkommenskultur“ in die Tat umzusetzen, von der im Moment so viel die Rede ist.
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Maren Möhring
Pizza, Ćevapčići und Döner: Zuwanderung in die badische und württembergische Küche
1960 schrieb der Journalist Klaus Harpprecht in magnum. Zeitschrift für das moderne Leben, dass in der Bundesrepublik eine umfassende Internationalisierung stattgefunden habe und die Westdeutschen sich – nach ihrer Abschottung während der Zeit des Nationalsozialismus – nun wieder am internationalen Geschmack orientierten. Diese Angleichung beobachtete er auf dem Feld der Architektur ebenso wie in der Gastronomie. So gebe es kein größeres Restaurant mehr, das darauf verzichten würde, „ein Steak à la Hawaii oder ein Nasi Goreng zu servieren“.1
Wenn Harpprecht von der Internationalisierung der bundesdeutschen Esskultur spricht, dann meint er die sogenannte internationale Küche, also eine Auswahl besonders bekannter Speisen aus anderen Ländern, die vor allem in großen Restaurants und Hotels serviert wurde. Diese internationale Küche wählt aus den verschiedenen Nationalküchen (wenige) bekannte Gerichte aus, die dann in meist stark standardisierter Form auf den Tisch kommen. Die Geschichte der internationalen Küche reicht bis ins späte 19. Jahrhundert zurück, gewann aber im Laufe der 1950er-Jahre an Popularität, weil die bundesdeutsche Gastronomie bemüht war, ihren Speisenkarten internationales Flair zu verleihen. Neben der internationalen (Hotel-)Küche entwickelte sich in der Bundesrepublik aber auch ein zweiter Strang im Gaststättengewerbe, der ebenfalls „fremde“ Speisen anbot, dabei aber auf einzelne Landesküchen setzte: die ausländische Gastronomie. Während in den großen Hotelrestaurants oft Deutsche kochten, wurden die ausländischen Spezialitätenrestaurants, die in der frühen Bundesrepublik jugoslawische oder italienische, bald auch griechische oder türkische Küche boten, meist von Migranten aus den jeweiligen Herkunftsregionen betrieben. Viele von ihnen waren als sogenannte Gastarbeiter zwischen 1955 und 1974 in die Bundesrepublik gekommen und machten sich nach einigen Jahren mit ihren Ersparnissen selbstständig.
Der Ernährungssektor ist traditionell und nicht nur in Deutschland, sondern global ein von Migranten überproportional häufig gewählter Bereich, um ein eigenes Unternehmen zu gründen. Die zahlreichen von „Gastarbeitern“ eröffneten Lebensmittelgeschäfte, Imbisse und Restaurants versorgten zunächst meist die eigenen Landsleute, konnten aber schnell auch Deutsche und andere Ausländer als Kunden gewinnen. Denn hier waren in der Bundesrepublik kaum beziehbare Gemüsesorten wie Zucchini, Auberginen oder Peperoni erhältlich, hier konnte Hartweizenpasta (statt deutscher Eiernudeln) oder das obligatorische Olivenöl probiert und erstanden werden. Die Betreiber der Lebensmittelläden wie der Gaststätten brachten kulinarisches Wissen, Rezepte, Zubereitungs- und Esstraditionen aus ihrer Heimat mit und waren damit in einem Land, dessen Bewohner sich schnell zu Reiseweltmeistern entwickeln sollten, überaus erfolgreich. Der bundesdeutsche Massentourismus setzte in etwa zu derselben Zeit wie die Arbeitsmigration ein, und die Hauptanwerbeländer deckten sich mit den bevorzugten Urlaubszielen der Bundesbürger. Diese wollten die im Urlaub in Italien, Jugoslawien, Griechenland, Spanien oder der Türkei kennengelernten Spezialitäten nun auch zuhause (wieder) kosten. Ein ausländisches Lokal aufzusuchen wurde im Laufe der 1960er- und vor allem der 1970er-Jahre zu einer beliebten Freizeitbeschäftigung, die Urlaubsatmosphäre in den bundesdeutschen Alltag brachte.
Doch wann, wie und mit welchen regionalen Schwerpunkten hat sich die ausländische Gastronomie in der Bundesrepublik entwickelt? Wie gestaltete sich die ausländische Gaststättenlandschaft in Baden-Württemberg? Und mit welchen Problemen waren Ausländer konfrontiert, die sich hierzulande selbstständig machen wollten? Solchen Fragen geht der Beitrag am Beispiel der sogenannten Gastarbeiterküchen nach, die die ausländische Gastronomie der Bundesrepublik nach wie vor dominieren. Im Zentrum stehen dabei die Städte Stuttgart und Konstanz und damit eine industriell geprägte Großstadt im Württembergischen und eine touristisch geprägte Mittelstadt im Badischen. Sie lassen die unterschiedliche Bedeutung der ausländischen Gastronomie und ihre Etablierung in metropolitanen und in wenig großstädtischen Kontexten nachvollziehen.
Die Entwicklung der ausländischen Gastronomie in Deutschland
Erste Lokale, die „fremde“ Speisen und Getränke anboten, gab es bereits am Ende des 19. Jahrhunderts. Viele entwickelten sich im Zusammenhang mit Weinstuben, die Weine aus verschiedenen Ländern anboten. So führt z. B. der „Berliner Baedeker“von 1898/99 Weinhandlungen für südafrikanische Weine („Cap-Keller“), für ungarische Weine, für griechische Weine („Stadt Athen“),
Die Spanische Weinhalle in Konstanz auf einer Postkarte aus dem Jahr 1909.
für italienische, spanische und portugiesische Weine auf. Auch in kleineren Städten wie Konstanz gab es derartige Weinstuben. So eröffnete Juan Pagés 1908 die „Spanische Weinhalle zur Leiter“, die bis 1961 als „Bodega“ Bestand hatte. Da in diesen Weinstuben oft auch Kleinigkeiten zum Essen gereicht wurden, etablierte sich hier vielfach eine Vorform ausländischer Spezialitätenrestaurants.
In großen Städten wie München, Berlin und Hamburg existierten um 1900 zudem einige Lokale, die eine umfassendere Palette ausländischer Speisen boten. Während in München vor allem italienische Restaurants zu finden waren, wurde Berlin nach der Oktoberrevolution zum Zielort vieler Russen, die ihre Heimat verließen und in Berlin russische Gaststätten eröffneten. Im Ruhrgebiet entstanden aufgrund der großen Zahl an polnischen Arbeitsmigranten diverse Lokale, die polnische Spezialitäten servierten, und in Hamburg als wichtiger europäischer Hafenstadt gründeten Chinesen Lokale mit chinesischer Küche, in denen vornehmlich Seemänner aus China bewirtet wurden. Doch blieb die ausländische Gastronomie bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts ein deutlich großstädtisches Phänomen. In kleineren Städten und auf dem Land war sie unbekannt. Während des Nationalsozialismus verließen viele ausländische Gastronomen mehr oder weniger freiwillig Deutschland; auch Vertreibungsaktionen erfolgten, die neben den jüdischen Gastronomen auch Ausländer trafen, so z. B. die chinesischen Gastwirte in Hamburg.
Der Zweite Weltkrieg stellte eine Zäsur für das gesamte Gastgewerbe dar. Denn zu der zerstörten oder beschädigten Infrastruktur zählten auch Hotels und Gaststätten. Nach Kriegsende stand nur noch etwa die Hälfte der vorherigen Betriebskapazitäten zur Verfügung. Während in den süddeutschen Fremdenverkehrszentren etwa 60 Prozent der gastgewerblich genutzten Gebäude stark beschädigt waren, ist für Städte wie Köln davon auszugehen, dass noch ein weit größerer Teil der Gaststätteninfrastruktur nicht mehr nutzbar war. Viele Gasthöfe waren zudem von den Besatzungsmächten beschlagnahmt, die Freigabe der letzten gastgewerblichen Betriebe erfolgte erst 1956.
In der Nachkriegszeit veränderte sich die Speisegeographie Deutschlands schlagartig. So hinterließen die Essgewohnheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen aus den deutschen Ostgebieten und einer Reihe ostmitteleuropäischer Staaten ihre Spuren auch in der bundesdeutschen Gastronomie.2 Zudem eröffneten einige der etwa 150 000 Displaced Persons (DPs), befreite KZ-Häftlinge und ehemalige Zwangsarbeiter, die nach Kriegsende nicht in ihre Heimatländer zurückkehrten, sondern als sogenannte heimatlose Ausländer in Deutschland blieben,3 aber auch politische Flüchtlinge aus Südost- und Osteuropa Lokale auf dem Gebiet der Bundesrepublik und boten dort nicht selten die Küche ihrer Herkunftsregion an. Besonderer Beliebtheit bei der deutschen Bevölkerung erfreuten sich neben tschechischen vor allem ungarische und jugoslawische Restaurants, die als sogenannte Balkan-Grills ab den 1950er-Jahren in Westdeutschland Karriere machten. Hier fanden Zuwanderer unterschiedlicher Herkunft, aber auch ehemalige Wehrmachtssoldaten die ihnen vertrauten oder vertraut gewordenen Speisen vor.
Der eigentliche Boom der ausländischen Gastronomie setzte jedoch erst mit der zweiten großen Migrationsbewegung ein, die der Massenflucht im Zuge des Zweiten Weltkriegs folgte, nämlich der Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte ab Mitte der 1950er-Jahre.4 Es waren vor allem die südeuropäischen Küchen, die dem ausländischen Gaststättengewerbe ungeahnte Erfolge bescherten und bis heute diesen Gastronomiesektor in der Bundesrepublik prägen. Hatte es 1975 geschätzte 20 000 ausländische Gaststätten in der Bundesrepublik gegeben, so verdoppelte sich ihre Zahl in den folgenden zehn Jahren auf rund 40 000. Deutliche Schwerpunkte ausländischer gastgewerblicher Aktivitäten zeichneten sich vor allem in Baden-Württemberg, im Rhein-Main-Gebiet sowie in Nordrhein-Westfalen und damit in den industriellen Ballungsgebieten ab. Um eine Gaststätte eröffnen zu können, mussten die zukünftigen Gastronomen bei den Industrie- und Handelskammern einen eintägigen lebensmittelrechtlichen Lehrgang absolvieren. Einen Anteil von über 10 Prozent ausländischer Teilnehmer an diesem Unterrichtungsverfahren verzeichneten in Baden-Württemberg bereits 1976 die Kammern Karlsruhe, Baden-Baden, Schopfheim, Reutlingen, Ludwigsburg, Esslingen, Nürtingen und Ulm. 1978 war bundesweit jeder zehnte, 1979 dann bereits jeder achte Teilnehmer ausländischer Herkunft. 1980 wurde beinahe ein Viertel aller Restaurants in bundesdeutschen Großstädten von Ausländern geführt. Allerdings verteilten sich diese Betriebe regional noch immer sehr ungleichmäßig. In Berlin etwa wurden bereits 28 Prozent und in Stuttgart sogar mehr als 40 Prozent aller Gaststätten von Ausländern betrieben. In einigen Stadtvierteln von Stuttgart, aber auch von Frankfurt, Nürnberg und Berlin betrug ihr Anteil bereits über 50 Prozent. Die Gastronomie in den ländlichen Regionen der Bundesrepublik hingegen blieb oft bis in die 1990er-Jahre hinein fest in der Hand einheimischer Betreiber.
Außereuropäische Küchen waren in der Bundesrepublik bis in die 1980er-Jahre hinein kaum vertreten – mit Ausnahme der sogenannten China-Restaurants, die bereits in den späten 1950er-Jahren in vielen westdeutschen Großstädten zu finden waren. Bis zum Commonwealth Immigration Act von 1962 konnten Hongkong-Chinesen, die einen britischen Pass besaßen, relativ problemlos Restaurants auch auf dem europäischen Kontinent eröffnen. Danach galten sie als sogenannte Drittstaaten-Ausländer, also als Ausländer, die aus Ländern stammten, die nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörten. Entsprechend hatten sie fortan mit rechtlichen Hürden zu kämpfen, die im letzten Abschnitt dieses Beitrags noch genauer erörtert werden.
Die ausländische Gastronomie in Baden-Württemberg
In den größeren Restaurant- und Hotelküchen Baden-Württembergs wurde, wie generell in der frühen Bundesrepublik, internationale Küche geboten, allerdings erst etwas später als anderswo. Denn die „schwäbische […] Traditionstreue auch in den Eßgewohnheiten“ habe, so war in einer Restaurantkritik von 1965 zu lesen, internationale Einflüsse lange Zeit zurückgehalten. Mittlerweile aber zeige man sich auch in Schwaben „dem Duft der großen weiten Welt gegenüber aufgeschlossen“.5 Stuttgart, so eine weitere Restaurantkritikerin Mitte der 1960er-Jahre, war „zwar erfüllt vom Geruch der Spätzle, der Maultaschen und der kleinen rustikalen Dinge, die es da sonst noch gibt – aber Worte wie etwa ‚Pfeffersteak flambiert‘ oder ‚Porterhousesteak‘, die der Gourmet nur andächtig ausspricht oder denkt“, seien bis vor wenigen Jahren noch „fast unbekannt“ gewesen und „fast keiner konnte oder wollte sich vorstellen, daß das in Schwaben je anders sein würde“.6 Doch es wurde anders, und auch in Schwaben, vor allem in Stuttgart, etablierte sich die internationale Küche. Im Stuttgarter „Exquisit“ beispielsweise, wo der Geschäftsführer wie der Oberkellner Englisch, Französisch, Hochdeutsch und Schwäbisch sprachen, wurde Zürcher Geschnetzeltes, aber „auch Indianisches oder Brasilianisches“ serviert. Zudem konnte der Gast das „bei uns noch weithin unbekannte köstliche rote Chicorée aus Italien“ (Radicchio) kennenlernen. Zu den Stammgästen des Lokals zählten die Stuttgarter Kochbuchautorin Elisabeth Schuler, aber auch einige ausländische Botschafter, kurzum: die in der Gegend lebenden Feinschmecker. Auch das Restaurant auf dem Fernsehturm bot neben schwäbischen Spezialitäten internationale Küche.
Dass die Gerichte der internationalen Küche nicht unbedingt auf Authentizität, sondern vor allem auf exotisches Flair setzten, machen Speisen wie das im Restaurant „Sonne-Post“ in Murrhardt angebotene „Malayische Huhn“ deutlich, „ein ziemlich exzentrisches Geflügel mit gedünstetem Apfel und Banane, serviert mit einer Batterie feuriger fernöstlicher Gewürze, Curryschnee, Reis mit gerösteten Mandelsplittern, Lattich, Ananas und Clementinen in süßem Rahm“.7 Die Gäste im Hotel am Schlossgarten in Stuttgart schließlich konnten „Paillard vom Rind“ oder auch eine „Bündner Platte“ bestellen, und alle Nudeln, so wurde versichert, wurden von einem Italiener selbst hergestellt. Das Hotel beschäftigte insgesamt viele italienische Arbeitskräfte, die in einem Sammelquartier in einem Stuttgarter Vorort untergebracht waren. Denn das Gastgewerbe war einer derjenigen Wirtschaftszweige, die unter chronischem Arbeitskräftemangel litten und frühzeitig auf die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte drängten. Doch hatte auch die baden-württembergische Auto- und Maschinenbauindustrie durch den wirtschaftlichen Aufschwung im Nachkriegsdeutschland einen großen Arbeitskräftebedarf. Insgesamt gehörte der Südwesten der Republik damit zu denjenigen bundesdeutschen Regionen, die frühzeitig ausländische Arbeitskräfte anwarben. Aus diesem Grund dominierten hier – wie in Nordrhein-Westfalen – lange Zeit italienische Arbeitskräfte, die als Folge des ersten Anwerbeabkommens zwischen der Bundesrepublik und Italien von 1955 in wachsender Zahl ins Land gekommen waren.
Mit fast 20 000 italienischen Einwohnern gehörte Stuttgart Mitte der 1980er-Jahre neben Köln, München und Frankfurt zu den Zentren italienischer Präsenz in der Bundesrepublik. Darüber hinaus stellte der süddeutsche Raum (neben Berlin) einen Schwerpunkt der jugoslawischen Migration dar.8 Im Januar 1973 wohnten fast 31 Prozent aller in der Bundesrepublik beschäftigten Jugoslawen in Baden-Württemberg, knapp 21 Prozent in Nordrhein-Westfalen und knapp 20 Prozent in Bayern. 1970 hatten in Stuttgart und München bereits gut 32 000 bzw. fast 33 000 jugoslawische Migranten gelebt, womit diese beiden Städte bundesweit die größten jugoslawischen Bevölkerungsgruppen verzeichneten. Entsprechend besaß Stuttgart, das Ende der 1960er-Jahre einen Ausländeranteil von 11 Prozent aufwies und heute einen Spitzenwert unter den deutschen Großstädte hat, bereits frühzeitig eine wachsende Zahl italienischer und jugoslawischer Gaststätten. Doch auch über Stuttgart hinaus entwickelten sich Pizzerien und „Balkan-Grills“ zu den prägenden gastronomischen Einrichtungen im Süden der Republik.
In Stuttgart ließen sich zudem viele Arbeitsmigranten aus Griechenland nieder, so dass sich hier nach und nach auch eine Ökonomie der griechischen Migranten entwickelte, die zunächst hauptsächlich aus Änderungsschneidereien und Lebensmittelgeschäften bestand, ab den späten 1970er-Jahren aber zunehmend griechische Tavernen umfasste. 1980 boten in Stuttgart bereits 114 Griechen Spezialitäten ihres Landes an. Verglichen mit Norddeutschland, wo die griechische Gastronomie die Führungsrolle übernehmen und sogar die italienische Gastronomie quantitativ überflügeln konnte, blieb die Bedeutung der griechischen Küche in Baden-Württemberg insgesamt jedoch gering. Unterrepräsentiert waren in Baden-Württemberg zudem türkische, spanische und portugiesische Migranten und ihre Küchen. Zwar konnte man in Stuttgart bereits Mitte der 1970er-Jahre Dönerkebab erstehen, der Anfang des Jahrzehnts in Berlin-Kreuzberg „erfunden“ worden war, und selbstverständlich wiesen auch Städte wie Karlsruhe diverse Döner-Imbisse auf. Insgesamt aber konnten die türkische Migration wie die türkische Gastronomie in Baden-Württemberg lange Zeit nicht so wie andernorts zu einem dominanten Faktor werden. Etwas anders sah die Situation im Lebensmittelhandel aus, in dem sich auch im Südwesten der Republik viele Türken engagierten. Zunehmende Konkurrenz erhielten die kleinen Lebensmittelgeschäfte seit den 1990er-Jahren von großen türkischen Supermarktketten, die den deutschen Markt zu erobern suchten. Yimpa zum Beispiel, in den 1980er-Jahren in Yozgat gegründet und 2002 in Konkurs gegangen, eröffnete Filialen nicht nur in Frankfurt oder Köln, sondern auch in Lörrach und Heidelberg.
Während in Konstanz das erste chinesische Restaurant erst 1970 eröffnete, besaß Stuttgart, wie viele andere Großstädte, bereits Ende der 1950er-Jahre ein „China-Restaurant“. Betrieben wurde es von einem Herrn Tschang, der bald noch ein zweites chinesisches Lokal in der Stadt eröffnete. Dort erhielt man neben Rind-, Schweine- und Kalbfleisch-Gerichten „Enten und Hühner in deliziös verwandelter, chinesischer Zubereitung“, die nicht mehr als „braves, schwäbisches, körnerpickendes Geflügel“ zu erkennen waren.9 Die chinesische Kochkunst verwandelte also bekannte Zutaten auf gleichsam magische Weise in etwas ganz Anderes, Fremdes und Geheimnisvolles. In der Bundesrepublik unbekannte Ingredienzien kamen anfangs kaum zum Einsatz, gestaltete sich ihre Beschaffung doch äußerst schwierig. Asiatische Gemüsesorten oder bestimmte Gewürze waren in der frühen Bundesrepublik kaum erhältlich. Die chinesischen (und anderen asiatischen) Gastronomen behalfen sich daher vielfach mit Ersatzprodukten – oder bauten unbedingt benötigte Zutaten selbst an. Die allgegenwärtigen Sojasprossen etwa wurden in der Restaurantküche von Herrn Tschang eigenhändig gezüchtet und kamen daher täglich frisch auf den Tisch.
Eine seltene Ausnahme im gastronomischen Angebot Baden-Württembergs stellte zudem das Restaurant „Ruma Wajang“ in Wasserburg am Bodensee dar, dessen deutsche Besitzerin 26 Jahre auf Sulawesi gelebt und ihre Kochkünste dort erlernt hatte. Nachdem sie aufgrund des Zweiten Weltkriegs ihre Wahlheimat hatte verlassen müssen, bot sie im „Ruma Wajang“ indonesische und andere fernöstliche Speisen an – in den 1950er-Jahren noch eine Rarität.
Ausländische Gaststätten in Stuttgart und Konstanz: Pizzeria und „Balkan-Grill“
Schaut man sich die gastronomische Landschaft in Stuttgart und Konstanz genauer an, dann fällt die für den gesamten süddeutschen Raum typische Dominanz italienischer und jugoslawischer Restaurants auf. Im italienischen Gaststättengewerbe setzten sich vor allem die Pizzerien durch, nicht zuletzt weil ein Großteil der Gastronomen aus Kampanien, der Heimat der Pizza, stammte. Eine in der zweiten Hälfte der 1970er-Jahre durchgeführte Studie über die italienischen Selbstständigen in Stuttgart ergab, dass von den 23 nach ihrer Herkunft befragten italienischen Restaurantbetreibern nur sechs aus Norditalien und 17 aus dem Süden des Landes kamen.10 Elf der süditalienischen Wirte stammten aus Kampanien, von denen wiederum acht Neapel als ihre Herkunftsregion anführten. In den meisten Fällen hatten die italienischen Gastronomen, auch wenn sie über keine Fachausbildung verfügten, zuvor zumindest einige Erfahrungen im Gaststättengewerbe gesammelt oder waren im (oft ambulanten) Getränke- und Lebensmittelhandel tätig gewesen. Unter den befragten Italienern, die sich im Gaststättengewerbe selbstständig machten, war zudem ein nicht unbedeutender Teil mit deutschen Frauen verheiratet. So befanden sich unter den 15 Ehefrauen italienischer Restaurantbetreiber in Stuttgart sieben Italienerinnen (von denen eine aus Bozen stammte und deutschsprachig war) und sechs Frauen mit deutscher Staatsangehörigkeit (sowie eine Ehefrau jugoslawischer und eine griechischer Herkunft). Eine deutsche Ehefrau bedeutete für ausländische Gastronomen zum einen, dass sie keinerlei bürokratische Hürden zu befürchten hatten, und zum anderen, dass ihnen die Anpassung der eigenen Küche an den deutschen Geschmack oft leichter glückte. Binationale Ehen konnten eine wichtige Vermittlungsfunktion
Villingen-Schwenningen im Jahr 1961: Die wenigen Lokale, die im Besitz von Italienern waren, waren auch der Treffpunkt der jungen Italiener im Ort, die es sich nicht leisten konnten, die „deutsche“ Gastronomie zu besuchen. Das Foto zeigt eine Gruppe junger Italiener vor einer Eisdiele.
übernehmen und die Chance erhöhen, aus der interkulturellen Begegnung eine überzeugende Unternehmensstrategie zu entwickeln.
Ganz andere Eigenschaften als die italienischen Restaurantbetreiber wies die eng verflochtene Gemeinschaft der italienischen Eismacher auf. Die gelatieri, die fast ausnahmslos aus Norditalien und konkret der Provinz Belluno stammten, konnten auf eine lange Tradition handwerklicher Eisherstellung zurückblicken und entwickelten ein entsprechendes berufsständisches Selbstbewusstsein. Als temporäre Migranten, die ihre Eisdielen in der Bundesrepublik nur von April bis Oktober betrieben und das Winterhalbjahr in Belluno verbrachten, verfügten sie über sehr gute Kontakte zu den übrigen Eismachern der Region, mit denen sie enge verwandtschaftliche und freundschaftliche Beziehungen pflegten. Deutlichen Ausdruck fand diese Netzwerkstruktur auch im Heiratsverhalten italienischer Eismacher, die – nicht nur in Stuttgart – selten binationale Ehen eingingen. Stuttgart hatte bereits vor 1945 drei italienische Eisdielen zu verzeichnen, und auch Konstanz besaß von 1938 bis in die ersten Kriegsjahre hinein ein italienisches Eiscafé, das der 1894 in Zoppè di Cadore in der Provinz Belluno geborene Romano Pampanin betrieb. Während des Zweiten Weltkriegs kehrte er nach Italien zurück, aber nur, um sich 1951 erneut und an zentraler Stelle in Konstanz, nämlich auf der Marktstätte, mit einem Eiscafé selbstständig zu machen. Viele Eismacher wechselten öfter den Ort, an dem sie ihre Verkaufsstätten führten. So hatte ein 1964 in Konstanz tätiger Eismacher von April bis September 1960 das Eiscafé „Cortina“ in Borken im Bezirk Kassel geführt, bevor er von September 1960 bis Dezember 1961 das Café-Restaurant „Capri“ in Idstein im Taunus und dann bis Dezember 1963 das Eiscafé „Capri“ in Lahr betrieben hatte.
Die italienische Eisdiele nimmt in der Geschichte der ausländischen Gastronomie insofern eine prominente Stellung ein, als sie bereits vom 19. Jahrhundert an vielerorts für sommerlichen Genuss und eine „südländische“ Atmosphäre einstand: „So bringt der leichtlebige italienische Stamm uns in dem kälteren Norden Gaben kindlicher Freude und kurzen Genusses dar“, hieß es etwa in einer Reportage in der Zeitschrift Die Woche aus dem Jahre 1906.11 Auf diesem Fundament konnten spätere italienische Gastronomen aufbauen und in ihren Lokalen ebenfalls versuchen, eine entspannte (Urlaubs-)Atmosphäre zu schaffen. Dazu gehörte der freundliche und persönliche Umgang mit den Gästen. Restaurantkritiker beklagten häufig, dass das Personal in deutschen Lokalen nicht zuvorkommend sei und sich nicht wirklich um den Gast kümmere. Das war nach Ansicht Vieler in ausländischen Gaststätten, bei denen es sich größtenteils um kleine Familienbetriebe handelte, ganz anders. Oft war hier der Wirt persönlich anwesend und übernahm die Aufgabe, die Gäste über das Speiseangebot zu informieren und sie in ihrer Auswahl zu unterstützen. So etwa im Stuttgarter Restaurant „Santa Lucia“: „Ein Wirt, der nicht nur mit Verbeugung an den Tischen vorbeigeht, sondern der sich mit südländischem Temperament und mit Grandezza an der Zusammenstellung des Menus beteiligt. Als müßten die Gerichte nicht den Geschmack des Gastes, vielmehr seinen eigenen befriedigen. Wer Eduardo die Wahl überläßt, wählt gut.“12
Das Zitat macht zweierlei deutlich: Zum einen liefert es ein Beispiel dafür, dass zumindest die männlichen Betreiber italienischer Gaststätten in Restaurantkritiken, oft aber auch von den Gästen nur mit Vornamen angesprochen wurden. Viele italienische Gastronomen wählten wie die „Pizzeria Da Giuseppe“ in Konstanz denn auch (ihre eigenen) Vornamen für ihre Lokale, suggeriert die Verwendung eines Vornamens doch Familiarität und Vertrautheit. Darüber hinaus zeigt das Zitat, dass dem italienischen Wirt die kulinarische Expertise
Familie Zampolli im Jahr 1951im Eis-Café „Venezia“ in Villingen-Schwenningen.
ungefragt zugestanden wurde und der Gast sich dieser gern zu ergeben schien. Perfekt deutsch zu sprechen, war keine Bedingung für den Erfolg – ganz im Gegenteil. So hieß es über den Betreiber des „Santa Lucia“, dass er zwar schon seit vielen Jahren in Stuttgart lebe, aber „von Jahr zu Jahr […] gebrochener deutsch“ spreche, hauptsächlich weil es „die Damen“ so wünschten. Um die „italienische Atmosphäre“ nicht zu stören, empfahl der Rezensent, doch ruhig das „Urlaubsitalienisch über die Zunge holpern“ zu lassen. Zur italienischen Atmosphäre gehörten neben dem Essen also auch ein bestimmtes Auftreten des Wirtes, italienische Sprachfetzen und vielerorts die musikalische Untermalung mit italienischen Schlagern. Die italienische Gastronomie konnte mühelos an das positive Image Italiens, des klassischen Sehnsuchtslandes der Deutschen, anknüpfen und die Bundesbürger davon überzeugen, dass die italienische Lebensart mehr Sinnesfreuden und Genuss versprach. Italienisches dolce vita eignete sich gut als Gegenentwurf zum deutschen Arbeitsalltag zu Zeiten des Wiederaufbaus. Der reichlich genossene italienische Wein konnte nachhelfen, sich tatsächlich in anderen Gefilden zu wähnen. So würden die „Kostbarkeiten“ aus Eduardo Zunicos Weinkeller „vergessen machen, daß man sich inmitten von Stuttgart befindet“, hieß es in der bereits zitierten Restaurantbeschreibung; sie würden einem das Gefühl vermitteln, „unter südlicher Sonne zu wandeln“.
Doch nicht nur hinsichtlich des Alkoholkonsums stellte der Besuch im italienischen Restaurant die deutschen Gäste vor einige Herausforderungen. Der gekonnte Verzehr der unglaublich langen und in Olivenöl geschwenkten Spaghetti wollte ebenfalls gelernt sein. Ähnlich wie der Stäbchengebrauch im „China-Restaurant“ war einige Übung notwendig, um die korrekte Esstechnik zu beherrschen und sich als weltgewandter Gast präsentieren zu können. Trotz der mit ihnen verbundenen Schwierigkeiten gelang es den italienischen Spaghetti, sich flächendeckend in der Bundesrepublik durchzusetzen, auch in Landstrichen, die in Form von Spätzle eigene Teigwarentraditionen besaßen: „Der Schwob, so sagt ein Sprichwort, isst nur, was er kennt. Umso bemerkenswerter, daß Signor Zunico den Stuttgartern beigebracht hat, statt kurzer Spätzle lange Spaghetti zu genießen.“ Während im „Santa Lucia“ echte italienische Pasta, al dente gekocht und immer frisch, auf den Tisch kam, sahen sich andere italienische Wirte dazu genötigt, ihre Pasta-Gerichte nicht „zu hart“ und zudem manchmal auch vorgekocht zu servieren, mochten einige deutsche Gäste doch nicht so lange auf ihr Essen warten.
Neue Kulturtechniken wie das Essen von Spaghetti wollen gelernt sein. Filme spielten dabei eine wichtige Vermittlerrolle, wie die Szene mit Heinz Rühmann aus dem Jahr 1955 zeigt („Wenn der Vater mit dem Sohne“, Regie Hans Quest).
Während heutzutage fast jede Gaststätte in Deutschland, auch ein „gutbürgerliches“ Lokal ohne internationale Spezialitäten auf der Speisekarte, zumindest für Kinder ein Spaghetti-Gericht parat hält, waren es in der frühen Bundesrepublik eher „Balkanspezialitäten“, die über die im engeren Sinne jugoslawischen (oder auch ungarischen) Restaurants hinaus die Gastronomie prägten. Das hing mit der in Deutschland lange schon gut bekannten Wiener Küche zusammen, die zahlreiche aus dem Balkan stammende Gerichte vereinte und z. B. in Form der ungarischen Gulaschsuppe kaum noch als fremd empfunden wurde. Aus diesem Grund hatten es die durchaus scharf gewürzten Fleischgerichte vom Holzkohlengrill, die in den „Balkan-Grills“ serviert wurden, relativ leicht, sich in der frühen Bundesrepublik zu etablieren. Im „Weißen Rössle“ in Stuttgart-Feuerbach wurde die „Habsburger Monarchie auf schwäbisch“13 interpretiert und neben ungarischen Bratwürsten mit Paprika und Knoblauch auch serbisches Reisfleisch serviert, und zwar von einer jugoslawischen Kellnerin. Doch auch in eigentlich auf thüringische Küche spezialisierten Restaurants wie der „Traube-Post“ in Eningen konnte „der Balkan […] ein kleines bißchen Pate“ stehen.14 Zum Namengeber wurde er aber erst in den als „Balkan-Grill“ in die Gastronomiegeschichte eingegangenen Restaurants, die ein Spezifikum der Bundesrepublik darstellen. In keinem anderen Land – mit Ausnahme Österreichs – konnte sich die jugoslawische Küche so erfolgreich etablieren wie in der Bundesrepublik.
Erste „Balkan-Grills“ entstanden in Baden-Württemberg bereits in den 1950er-Jahren. Nicht immer handelte es sich bei ihren Betreibern um Jugoslawen, sondern auch eine nicht zu vernachlässigende Zahl deutscher Gastronomen entschied sich für diese Restaurantvariante. So war z. B. der in den 1950er-Jahren im Stuttgarter Hindenburgbau eröffnete „Balkan-Grill“ von einem deutschen Brüderpaar gegründet worden, das vor der Eröffnung des Lokals eine Studienreise unternommen hatte, um die gewünschte „Originaltreue“ garantieren zu können. Auch der „Balkan-Grill“ setzte darauf, touristische Vorstellungen zu bedienen und tat dies vor allem mit einem rustikal-ländlichen Interieur. So wartete der „Balkan-Grill“ im Hindenburgbau mit einer Holzpergola an zwei Wänden des Gastraums, einem Wandfries und zusätzlichem Wandschmuck aus Basttellern mit Früchten des Landes auf. Den Blickfang aber bildete der für die Gäste sichtbare Holzkohlengrill mit großen Drehspießen, gleichsam das Herzstück eines jeden „Balkan-Grills“. Während im Hindenburgbau auch türkischer Mokka serviert wurde, überzeugten in dem von dem Jugoslawen Rajko Kosmajac geführten „Oberen Eck“ in Stuttgart vor allem die Zwiebeln: „Die Zwiebel charakterisiert nun einmal den ganzen Balkan, und sie ist wirklich ein Lebenselixier ersten Ranges, wenn sie auf der Zunge bis hinunter in den Magen brennt, und dabei macht sie sich noch nicht einmal so penetrant bemerkbar wie Knoblauch, das Juwel der hohen Küche.“ Als Besonderheit hebt der Rezensent vor allem die langen Öffnungszeiten der Küche hervor, würde hier doch noch „mitten in der Nacht Scharfes“ geboten – und das in „dieser pietistischen Stadt“, wo „nach Mitternacht ein Appetit“ lange Zeit „mit einer erheblichen Belastung des Geldbeutels verbunden“ gewesen war.15 Neben den teils unbekannten Speisen waren es nicht zuletzt die oft längeren Öffnungszeiten bei zugleich günstigen Preisen, die den „Balkan-Grill“, aber auch andere ausländische Gaststätten so attraktiv machten.
Anders als die italienische, griechische und türkische Küche hat die anfangs überaus beliebte jugoslawische Küche jedoch einen beispiellosen Niedergang seit den späten 1980er-Jahren erlebt. Nicht nur hat es die griechische Taverne erfolgreich geschafft, den „Balkan-Grill“ als den angesagten Ort würziger Grillspezialitäten abzulösen; der Zusammenbruch Jugoslawiens hat sein Übriges getan – und zu einem re-branding vieler Lokale als mediterrane und/oder kroatische Restaurants geführt. Konnte der serbische Grillteller im „Oberen Eck“ 1965 noch als „Versöhnung zwischen Mitteleuropa und Orient“ gefeiert werden, so ließ sich diese Idee ein Vierteljahrhundert später nur noch schwerlich aufrechterhalten.
In kleineren Städten entstanden Gaststätten mit „Balkan-Spezialitäten“ meist erst im Laufe der 1960er-Jahre. In Konstanz, einer Stadt mit nur wenigen jugoslawischen Arbeitsmigranten, eröffnete erst im Jahre 1968 ein entsprechendes Restaurant, die „Adria-Grill-Stube“. Ihr Betreiber hatte seit 1964 im Hotel „Bilger Stuben“ als Ober gearbeitet, bevor er sich zusammen mit seiner Ehefrau selbstständig machte. 1970 errichtete er eine weitere Dependance. Zeitgleich eröffnete das bis heute existierende spanische Lokal „Costa del Sol“, das nicht nur von Deutschen, sondern auch von Angehörigen der französischen Garnison in Konstanz stark frequentiert wurde. Im Laufe der 1970er-Jahre erweiterte sich die Konstanzer Gaststättenlandschaft dann um zahlreiche italienische Gaststätten sowie um ein erstes griechisches Restaurant. 1975 ist im Adressbuch der Stadt Konstanz erstmals das Restaurant „Akropolis“ aufgeführt, dessen Gründung der Versuch eines Griechen im Frühsommer 1973 vorausgegangen war, die vormalige „Schnellgaststätte 1-2-3“ in einen Imbiss mit griechischen
Treffpunkt der „Gastarbeiter“ nach Feierabend ist das Centro italiano am Stuttgarter Marienplatz, aufgenommen im Jahr 1962. Den Spaghetti bleiben die Italiener treu, aber statt des Rotweines muss schwäbisches Bier aus der Bügelflasche herhalten.
Spezialitäten umzuwandeln. Die „Thessaloniki Snack Bar“ in der Bodanstraße, nahe am Schweizer Grenzübergang, erwies sich jedoch als unrentabel und musste nach nur dreieinhalb Monaten wieder aufgegeben werden. Das „Akropolis“ in der Hussenstraße hingegen konnte sich mit seinen griechischen Spezialitäten vom Holzkohlengrill etablieren. Es wurde von einem deutsch-griechischen Ehepaar gegründet, wobei die deutsche Frau die Konzession innehatte, bevor sie den Betrieb bald nach seiner Eröffnung an einen anderen Griechen übergab. Im Laufe der 1980er-Jahre wurden dann insgesamt fünf griechische Restaurants in Konstanz eröffnet. Da 1982 nur 200 Griechen in Konstanz lebten, ist davon auszugehen, dass sich diese Lokale offensichtlich nicht vorrangig an eine Klientel gleicher Herkunft richteten, sondern ausdrücklich ein breites Publikum, insbesondere die deutsche Bevölkerung, aber auch nichtgriechische Migranten sowie – wichtig in einer Stadt wie Konstanz – Touristen anvisierten.
Die verhältnismäßig hohe Zahl an griechischen Gaststätten bei einer relativ geringen Zahl griechischer Migranten am Ort ist ein Charakteristikum, das nicht nur für Konstanz, sondern für viele Städte in der Bundesrepublik gilt. Im Gegensatz dazu korrespondierte die klare Dominanz der italienischen Küche durchaus mit der hohen Zahl italienischer Migranten in Konstanz, die noch in den 1980er-Jahren mit 7400 Personen die größte Gruppe unter den Ausländern bildeten. Diese Migrantengruppe hatte frühzeitig schon eigene Clubs und centri gegründet, in denen – neben Bier – auch italienische Speisen erhältlich waren. Deutsche waren kaum unter den Gästen dieser auf italienische Arbeitsmigranten zugeschnittenen Treffpunkte, besuchten aber gerne die zunehmende Zahl italienischer Pizzerien. Die Begeisterung für die italienische Küche auf deutscher Seite ist dabei, wie gesagt, auch auf Urlaubserfahrungen zurückzuführen. Die Konstanzer Bevölkerung musste keinen allzu weiten Weg zurücklegen, um nach Italien zu reisen, und sie konnte zudem im Nachbarland Schweiz eine bereits frühzeitig italianisierte Esskultur kennenlernen.
In den 1980er-Jahren eröffneten vermehrt türkische Lokale in Konstanz, die jedoch – wie auch die übrigen ausländischen Gaststätten – an der klaren Dominanz der italienischen Gastronomie nichts ändern konnten. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts standen 29 italienischen Restaurants (die meisten von ihnen Pizzerien) gerade einmal neun griechische Tavernen und fünf chinesische Restaurants gegenüber. Zudem hatten sich zu Beginn der 1990er-Jahre erste Pizza-Lieferdienste etabliert – ein zunehmend lukratives Geschäft.
Nachbarschaftskonflikte
Die Geschichte der ausländischen Gastronomie ist keine reine Erfolgsgeschichte, führte doch die Etablierung ausländischer Lokale zu zahlreichen Konflikten. Neben der Angst vor ausländischer Konkurrenz auf Seiten deutscher Gastronomen und ihrer Verbände konnte die Eröffnung einer ausländischen Gaststätte auch zu Streitereien mit den Nachbarn führen, die in ihrem Wohnumfeld kein Lokal oder kein ausländisches Lokal dulden wollten. Als Beispiel für einen solchen Nachbarschaftskonflikt sei das „Eiscafé-Restaurant Roma“ in Konstanz angeführt, das nach seiner Eröffnung mit diversen Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, die den Betreiber schließlich zur Aufgabe des Lokals zwangen.
Von 1965 an beschäftigte das „Roma“ die Konstanzer Behörden über Jahre hinweg. Mehrere, ausschließlich deutsche Nachbarn klagten über eine dauernde Störung ihrer Nachtruhe, die sogar zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen führe, und erstatteten schließlich Strafanzeige. Es würden im Café „Roma“ „Zustände herrschen, die für Konstanz als Fremdenstadt unerträglich seien“; der Inhaber des Cafés sei Italiener und seine Geschäfte seien „undurchsichtig und zwielichtig“.16 Ständig müsse die Polizei gerufen werden, weil die Sperrstunde nicht eingehalten würde. Außerdem würden die italienischen Gäste stets übertrieben laute Diskussionen führen oder gar singen, wenn sie das Lokal verließen. Zudem würden sie die Autotüren überlaut zuschlagen und die Motoren bei der Abfahrt aufheulen lassen. Ein Nachbar berichtete von drei Italienern, die nachts auf der Straße ein Wettspiel durchgeführt hätten: „Es ging lebhaft zu wie am hellen Tag, wie es die Italiener an sich haben“, ließ er die Behörden wissen. Ein anderer Nachbar hatte nachts wieder den „übliche[n] Lärm“ wahrgenommen, als „einige Ausländer auf der Strasse standen und heftig stritten“. Nachdem diese seiner Aufforderung, ruhig zu sein, nicht gefolgt waren, sondern nur geschimpft hatten, habe er zur „Selbsthilfe“ gegriffen und ihnen Wasser über den Kopf gegossen.17
Das als „typisch italienisch“ wahrgenommene Verhalten und insbesondere die Art und Weise, wie hier der städtische Raum angeeignet wurde, wollten die Nachbarn nicht dulden. Ähnliche Beschwerden wurden auch laut, wenn Ausländer sich in der Öffentlichkeit zusammenfanden. So äußerte ein Maschinenschlosser aus Hamburg Anfang der 1980er-Jahre: „Wenn ich zum Beispiel in Rom oder Neapel war, [d]ort sind auch diese Treffpunkte von Ausländern, von Italienern auf dem Bahnhof oder auf markanten Plätzen. Die sind das wahrscheinlich so gewöhnt. Aber die müssen sich doch hier in Deutschland umstellen! – Tun sie aber nicht! – Sie wollen die Gegend beherrschen, und da stehen sie da, zu zwanzig oder dreißig Mann, rum und diskutieren. Das habe ich erlebt.“18
Die Konstanzer Polizei reagierte auf die Beschwerden mit mehrfachen Lautstärkemessungen, die für das Café „Roma“ zur Auflage führten, die Fenster geschlossen zu halten und an der Eingangstür einen Filzvorhang anzubringen. Trotzdem der italienische Betreiber des Cafés alle Auflagen erfüllte, unternahmen die Nachbarn weiterhin auf eigene Initiative Phonmessungen und führten mehrere Unterschriftenaktionen gegen die Tanzerlaubnis des Lokals durch. Darüber hinaus vermuteten sie, dass es sich beim „Roma“ um ein „verkapptes Absteigequartier“ handelte. Um unauffällige und eingehende Observationen des Lokals zu ermöglichen, boten zwei Nachbarinnen der Kriminalpolizei ihre Wohnungen an. Trotz wiederholter polizeilicher Beobachtung konnten jedoch keine nennenswerten Übertretungen verzeichnet werden. Wenn auch die weitreichenderen Unterstellungen der Nachbarn zu nichts führten, so war ihr Kampf gegen die Tanzerlaubnis des „Roma“ dennoch von Erfolg gekrönt. Sie wurde dem italienischen Betreiber entzogen. Die Tanzerlaubnis war es jedoch gewesen, die nach seiner Aussage die Gaststätte erst rentabel gemacht hatte, und so musste er das Café 1967 aufgeben.
Die nächsten Betreiber des Lokals, das nun als Café „Europa“ firmierte, eine deutsche Frau und ihr in Polen geborener staatenloser Mann, hatten mit ähnlichen Problemen zu kämpfen. Auch bei ihnen, so die Nachbarn, seien vor allem Ausländer zu Gast und es ginge weiterhin zu laut zu. Das Ansehen der Umgebung leide sehr unter diesen Zuständen. Die Sorge um den Ruf des eigenen Stadtviertels gründete im Falle des Café „Roma“ auf zweierlei Faktoren: Zum einen richteten sich die Proteste der Nachbarn gegen die Tanzerlaubnis, also gegen ein Vergnügungslokal in ihrer Straße. Zum anderen bedeutete die Präsenz von Ausländern in ihren Augen eine Störung sowohl des gewohnten Straßenbildes wie auch des bisherigen Zusammenlebens. Lokale wie das Café „Roma“, das unter seinem ersten Betreiber als Treffpunkt vor allem für italienische Migranten fungiert hatte, stellten die sichtbarsten bzw. oftmals einzig sichtbaren Treffpunkte von Ausländern im städtischen Leben dar und standen damit unter besonderer Beobachtung.
Gaststättenbetriebe sind generell zahlreichen Angriffen seitens der Nachbarschaft ausgesetzt. Probleme mit den Nachbarn stellen einen häufigen Grund für die Betriebsaufgabe in der Gastronomie dar. Ohne dass sich repräsentative Aussagen machen lassen, fällt auf, dass sich der Vorwurf der Ruhestörung im Falle ausländischer oder vor allem von Ausländern aufgesuchten Gaststätten besonders häufig findet (nicht so der Vorwurf mangelnder Hygiene seitens des Gesundheitsamtes). Wie Beschwerdebriefe von Anwohnern zeigen, ist es jedoch nicht allein die Lautstärke, sondern zu einem erheblichen Teil das Verhalten der mutmaßlich italienischen Gäste des Lokals, das den Unwillen der Nachbarn erregte. Das als „typisch italienisch“ klassifizierte Verhalten wurde als für die Gegend nicht passend begriffen. Die Anwohner sahen sich mit einer andersartigen Mentalität konfrontiert, die sie stereotyp wahrnahmen – und die ebenso stereotyp auch vom ersten Betreiber des Café „Roma“ in seinen Verteidigungsversuchen vorgebracht wurde: „Ich gebe zu, daß ich manchmal mit der Einhaltung der Polizeistunde nicht so genau vorgegangen bin; dies ist aber, wie Sie sicher wissen werden, nicht nur bei mir der Fall. Wenn es öfters mal zu Disputen meiner italienischen Gäste vor dem Lokal gekommen ist, wodurch die Anwohner angeblich gestört worden sein sollen, so entspricht das laute Gerede eben der italienischen Mentalität. Ich bin aber bestrebt, derartige Ruhestörungen, hervorgerufen durch Gäste meines Lokals, künftig abzustellen.“19
Im Konfliktfall wurden also von beiden Parteien klar abgegrenzte Selbst- und Fremdbilder formuliert, wobei der Café-Betreiber keine normative Bewertung der jeweiligen Mentalitäten vornahm, sondern pragmatisch argumentierte. Zudem wurden über das beanstandete „italienische Gebaren“ unausgesprochen auch Fragen des Geschlechts und des Alters mitverhandelt. So lassen sich die von den Nachbarn vornehmlich kritisierten Verhaltensweisen auch als Ausdrucksformen jugendlicher Männlichkeit verstehen. Sie verweisen damit nicht allein auf Konflikte entlang nationaler, sondern auch generationeller Grenzen. Die fremde Herkunft mag oftmals den zentralen Angriffspunkt bilden, sie ist aber fast immer gekoppelt an andere Formen sozialer Ab- und Ausgrenzung.
Der Streit um das Café „Roma“ weist nicht nur generell auf die Probleme zwischen Gaststätteninhabern und Anwohnern hin, sondern er verdeutlicht auch die divergierenden Interessen alter und neuer Nachbarn und damit konkurrierende Raumvorstellungen und -ansprüche. Ausländische Lokale, die sich – sei es über ihren Namen, ihr Interieur, ihr Personal oder ihre Gäste – als kulturell andersartig darstellten, hatten in besonderem Maße mit (oftmals rassistischen) Abwehrreaktionen zu kämpfen. Stärker noch als ihre Privatwohnungen wurden die Betriebe von Migranten als Indikatoren für einen Nachbarschaftswandel gewertet. So war es auch im Falle des Café „Roma“ nicht nur Nationalität oder Ethnizität, die zur Debatte stand, sondern, eng damit verbunden, die Sorge um den sozialen Status, der einem Stadtviertel zugeschrieben wird.
Die medialen Debatten über „Ausländer-Ghettos“ nährten die Angst vor Stigmatisierung und Marginalisierung auch der dort ansässigen Deutschen. Anders als Berlin standen Klein- und Mittelstädte wie Konstanz nicht im Zentrum der Medienberichterstattung. Doch auch hier gab es eine sanierungsbedürftige Altstadt, in die mehr und mehr Migranten zogen und deren sozialen Abstieg die lang ansässigen Bewohner fürchteten. Das Café „Roma“ befand sich in der Hüetlinstraße im sogenannten Grenzviertel. Dieser Straßenzug zählte zu den „problematische[n] Inseln der Rückständigkeit“ in Konstanz, wie eine soziologische Studie von 1969 herausstellt.20 Er war in den 1960er-Jahren noch nicht von der Abwanderung seitens der alteingesessenen deutschen Bevölkerung geprägt, wohl aber durch die sukzessive Umwandlung in ein Vergnügungsviertel. Die Sorge um einen Statusverlust des Stadtviertels durch Zuzug von Migranten ist den Reaktionen der deutschen Nachbarn auf das Café „Roma“ deutlich anzumerken.
Rechtlich-administrative Hindernisse bei der Gaststättengründung durch Ausländer
Neben Problemen, die sich mit den Nachbarn ergeben konnten, hatten ausländische Gastronomen noch weitere Hindernisse vor allem rechtlicher Art zu überwinden. Denn generell wurden die Aufenthaltspapiere von Arbeitsmigranten, die für eine Tätigkeit in der westdeutschen Wirtschaft angeworben wurden, mit einem Vermerk versehen, der ihnen eine selbstständige Erwerbstätigkeit verbot. Um einen gastronomischen Betrieb zu errichten, mussten Ausländer diesen Vermerk bei der Ausländerbehörde ändern lassen. Das Ausländeramt entschied, ob die selbstständige Erwerbstätigkeit eines Antragstellers erwünscht war oder nicht. Ein wichtiges Entscheidungskriterium stellte das sogenannte Bedürfnis dar, das für die geplante Gaststätte durch das Gewerbeamt bestätigt werden musste.
Ein örtliches Bedürfnis lag dann vor, wenn zum einen in einem Bezirk viele Jugoslawen lebten und geltend gemacht werden konnte, dass diese eine eigene Begegnungsstätte benötigten. Ein solches Bedürfnis, das bereits den Vertriebenen zugestanden worden war, wurde den ausländischen Arbeitsmigranten, aber auch anderen Ausländern nicht zuletzt deshalb eingeräumt, weil diese in deutschen Lokalen oft nicht erwünscht waren. In besonders extremen Fällen rassistischer Ausgrenzung konnte dem deutschen Wirt die Konzession entzogen werden, so z. B. geschehen 1975 in Stuttgart, wo eine Wirtin fortlaufend farbige Gäste diskriminiert hatte. Zum anderen konnte bei der Bedürfnisprüfung auch das Interesse der deutschen Bevölkerung und die Gegend frequentierender Touristen an einer möglichst großen und exotischen Auswahl an Speisen in Anschlag gebracht werden. Ein übergeordnetes wirtschaftliches Interesse bestand dann, wenn das Lokal einen überdurchschnittlichen Standard hatte und sehr viele Arbeitsplätze bot.
Für Deutsche war die Bedürfnisprüfung im Laufe der 1950er-Jahre abgeschafft worden, weil sie laut Urteil des Bundesverwaltungsgerichts dem Grundsatz der Berufsfreiheit widersprach. Für Ausländer hingegen behielt sie ihre zentrale Bedeutung und ließ sich von Seiten der Gewerbeämter – und vor allem der mit diesen zusammenarbeitenden Hotel- und Gaststättenverbände – zur Bekämpfung unerwünschter ausländischer Konkurrenz instrumentalisieren. Eine Ausnahme unter den Ausländern bildeten die italienischen Gaststättenbetreiber, die als EWG-Mitglieder ab 1968 Freizügigkeit und rechtliche Gleichbehandlung für sich beanspruchen konnten. Sie unterlagen seitdem keiner Bedürfnisprüfung mehr. Bereits im Vorfeld der Freizügigkeitsregelungen sahen die Behörden oftmals von einer Prüfung des Bedürfnisses bei italienischen Antragstellern ab, ohne dass die Unsicherheiten bei der Handhabung beseitigt worden wären. So wurde der Antrag eines Italieners auf Eröffnung einer Eisdiele in Konstanz 1963 vom gutachtenden Hotel- und Gaststättenverband Südbaden zunächst mit der Begründung abgelehnt, dass am Ort ausreichend viele Eiscafés vorhanden seien. Darüber hinaus sah sich der Gaststättenverband bemüßigt, eine grundsätzliche Stellungnahme abzugeben, nach der das gesamte Gastgewerbe in der Bundesrepublik mit deutschen Staatsangehörigen deutlich übersetzt sei (d. h. es existierten bereits mehr Betriebe, als für das wirtschaftliche Überleben der einzelnen gut war); die Zulassung von Gaststätten mit ausländischen Betreibern erübrigte sich nach Ansicht des Verbandes damit völlig. Der Geschäftsführer des Gaststättenverbandes musste in der Folge jedoch seine Einwilligung geben, unter anderem weil es sich lediglich um die Weiterführung eines seit langem existierenden Gaststättenbetriebs handelte.
Auch in einem anderen Fall versuchte der Hotel- und Gaststättenverband Südbaden, die Konzessionserteilung auf solche Ausländer zu beschränken, denen sie aus rechtlichen Gründen nicht verwehrt werden durfte. 1965 übernahm eine Italienerin das ehemalige Restaurant „Seehas“ in Konstanz, das – umgebaut und mit einem Pizzaofen ausgestattet – fortan „Portofino“ hieß. Als es um die Konzessionserteilung ging, ließ der Gaststättenverband verlauten, der Verwaltungsgerichtshof des Landes Hessen habe im Juni geurteilt, dass Gewerbefreiheit nur für Deutsche gelte. Es sei nun zu überprüfen, ob dieses Urteil auch in Baden-Württemberg Gültigkeit besitze oder ob Angehörige der EWG-Länder nicht doch gleichgestellt seien. Denn dann könne der Antrag bekanntlich nicht abgelehnt werden. Der Fall wurde zugunsten der italienischen Pächterin entschieden, deren Zuverlässigkeit von einer eigens eingeschalteten Fürsorgerin attestiert worden war.
Ein Grund, der für die Befürwortung eines Antrags geltend gemacht werden konnte, war die fachliche Ausbildung der Bewerber. Diese schlug oftmals positiv zu Buche. Die italienische Wirtin des „Portofino“ hatte zwar keine Ausbildung zur Köchin, Kellnerin oder Geschäftsführerin durchlaufen, aber in Italien ein Examen als Hotelsekretärin abgelegt und in diesem Beruf gearbeitet, bevor sie Anfang 1965 nach Kreuzlingen gekommen war. Zudem hatte sie bereits 1958 Deutschkurse an der Universität Freiburg besucht und sprach fehlerfrei Deutsch. Im Sommer 1966 wollte die Betreiberin des „Portofino“, das sich mittlerweile in Konstanz gut etabliert hatte, das Lokal an den seit kurzem im Restaurant tätigen Gaststättenleiter aus der Schweiz übergeben. Das Amt für öffentliche Ordnung aber versagte beiden diesen Wunsch mit der Begründung, dass die Ausländerpolizeibehörde der Stadt Konstanz Aufenthaltsgenehmigungen nur an solche Ausländer erteile, die einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit nachgingen, oder aber an Angehörige eines EWG-Staates, die rechtlich gleichgestellt seien und sich daher auch selbstständig machen dürften. Als Schweizer aber stand dem Antragsteller diese Option nicht offen.
Die Konstanzer Behörden verfolgten nicht nur in den 1960er-Jahren einen restriktiven Kurs. Noch 1973 ließ das Ordnungsamt verlauten, dass angesichts der „Übersetzung“ des Konstanzer Gastgewerbes abgesehen von Ausländern aus EWG-Ländern nicht auch noch weiteren Ausländern Konzessionen erteilt werden sollten. Ausdrücklich formuliert ist diese Angst in einem Schreiben des Stadtsyndikus von Pforzheim an das Rechtsamt der Stadt Konstanz vom Mai 1970, in dem es um die gerichtliche Auseinandersetzung im Zusammenhang mit dem Antrag eines Spaniers geht, der seit fast zehn Jahren in und bei Pforzheim gearbeitet hatte. Der Antragsteller war ein knappes Jahr als Betreuer in dem von der Caritas betriebenen centro für (spanische) Arbeitsmigranten tätig gewesen, bevor ihm der Mietvertrag gekündigt worden war. Er wollte nun ein spanisches Lokal eröffnen, das hauptsächlich als Begegnungsstätte für seine spanischen Landsleute fungieren, aber auch deutschen Gästen offenstehen sollte. Das zuständige Amt für öffentliche Ordnung hatte seinen Antrag abgelehnt, war aber vom Verwaltungsgericht Karlsruhe im März 1970 dazu verpflichtet worden, die notwendige Aufenthaltserlaubnis zur Eröffnung einer Gaststätte auszustellen. Gegen dieses Urteil, so der Stadtsyndikus, wolle man nun Berufung einlegen. Denn: „Falls das Urteil rechtskräftig werden sollte, müssen wir damit rechnen, dass auch zahlreiche andere Gastarbeiter, die nicht EWG-Staatsangehörige sind, Anträge auf Errichtung eines selbstständigen Gewerbebetriebs stellen werden.“21 Die Angst vor einer großen Welle ausländischer Restaurantgründungen formulierte der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband auch im Zusammenhang mit dem Beitritt Spaniens und Portugals zur Europäischen Gemeinschaft. Die Befürchtungen sollten sich aber letztlich als unbegründet erweisen.
In anderen Städten wurden deutlich mehr Anträge und auch solche von Drittstaatenausländern befürwortet – zumal wenn sie aus der Schweiz, Kanada oder anderen westlichen Ländern stammten. Während Städte wie Berlin oder Hamburg frühzeitig eine liberale Konzessionspolitik betrieben, weil sie den touristischen Nutzwert einer ausdifferenzierten, viele „exotische“ Küchen umfassenden Gastronomielandschaft erkannten, wurden in Konstanz auch Anträge abgelehnt, die eine noch überhaupt nicht in der Stadt vorhandene Küche betrafen. So beantwortete das Amt für öffentliche Ordnung das Schreiben eines Inders, der 1968 ein indisches Restaurant in Konstanz eröffnen wollte, abschlägig. Denn ein „Bedürfnis für ein derartiges Spezialitätenlokal“ könne „nicht ohne weiteres“ bejaht werden, „zumal Konstanz mit Gaststätten – darunter einer stattlichen Anzahl Spezialitätenlokalen – im Vergleich zu anderen Städten gleicher Größenordnung weit übersetzt“ sei.22 Viele Lokale könnten dem Vernehmen nach gerade noch das Existenzminimum erwirtschaften. Der indische Antragsteller hatte sich für Konstanz als Standort entschieden, weil er für einige Zeit dort (und in Singen) gelebt hatte und sich Konstanz als Metropole des Bodenseeraums und (neue) Universitätsstadt seiner Meinung nach für ein solches Vorhaben hervorragend eignete. Damit hatte er insofern nicht unrecht, als Universitätsstädte – neben Großstädten – zu den Hauptstandorten des ausländischen Gaststättengewerbes zählen. Denn gerade junge Menschen mit hohen Bildungsabschlüssen, mit wenig Geld, aber viel kulturellem Kapital, stellen eine der wichtigsten Konsumentengruppen der ausländischen Gastronomie dar. Darüber hinaus begründete der indische Antragsteller sein Vorhaben damit, dass „die Deutschen den ausländischen Kochkünsten gegenüber sehr aufgeschlossen“ seien, „auch den indischen Speisen und Gerichten gegenüber“, und er diesen „Trend“ auch in anderen europäischen Städten persönlich habe beobachten können. Durch die Eröffnung eines indischen Spezialitätenrestaurants würde die „Kette der Spezialitäten-Restaurants in Konstanz eine interessante Bereicherung“ erfahren.23 Während der Antragsteller seine wirtschaftlichen Interessen mit einem Bedürfnis nach kulinarischer Vielfalt zu legitimieren suchte und dabei auf die „exotische“ Nische und die Vermarktung kultureller Differenz setzte, wies die Behörde ein solches Bedürfnis, mit Blick auf die Interessen der Hotel- und Gaststättenverbände und ihrer Mitglieder, zurück. So erhielt Konstanz erst spät, nämlich zu Beginn des 21. Jahrhunderts, ein indisches Restaurant, das „Sitara“.
Die Bedürfnisprüfung, die ausländische Gastronomen durchlaufen mussten, zeitigte Folgen, die das bundesdeutsche Gaststättenwesen prägen sollten. Erstens führte sie dazu, dass die Antragsteller meist versuchten, ihre eigene Landesküche anzubieten, weil sich auf diese Weise sowohl für die eigene Gemeinschafteine Begegnungsstätte als auch eine interessante kulinarische Alternative für deutsche Gäste schaffen ließ. Ein nicht näher spezifiziertes Lokal oder eines mit deutscher Küche zu führen, stellte für Ausländer keine erfolgversprechende Option dar. Sie wurden damit in gewisser Weise auf die Küchen ihrer Herkunftsregion festgelegt.
Zweitens sorgten die Gewerbeämter dafür, dass sich bestimmte ausländische Spezialitätenrestaurants nicht in einer Straße oder einem kleinen Umkreis konzentrieren konnten. So entstanden in der Bundesrepublik erst spät – nämlich nachdem mit dem Übergang in die 1980er-Jahre die ausländerrechtlichen Bestimmungen gelockert worden waren und eine Betriebseröffnung nun auch für langjährig in Westdeutschland lebende (ehemalige) „Gastarbeiter“ meist problemlos möglich war – Verdichtungen ausländischer Gaststätten und Geschäfte, wie sie für US-amerikanischen Chinatowns oder Little Italys typisch waren. Klassische Einwanderungsländer wie die USA oder Kanada kennen keine rechtliche Ungleichbehandlung ausländischer Gewerbetreibender, wie sie in der Bundesrepublik in Form der Bedürfnisprüfung institutionalisiert war. Auch in Großbritannien war es für ausländische Restaurantbetreiber viel einfacher, sich selbstständig zu machen, wie die von Panikos Panayi verfasste Geschichte der ausländischen Gastronomie im Vereinigten Königreich zeigt.
Aufgrund der rechtlichen Hürden, die Ausländern in der Bundesrepublik eine Betriebsgründung erschwerten, versuchten viele Gastronomen, ihre unternehmerischen Interessen auf nicht legale Weise umzusetzen. Eine der markantesten Folgen der Bedürfnisprüfung bzw. der restriktiven Rechtslage war daher, drittens, die Vielzahl sogenannter Strohmannverhältnisse. Ein Strohmannverhältnis beinhaltete, dass ein Deutscher (oder ein EWG-Ausländer) die Konzession beantragte, innehatte und damit das Lokal offiziell führte. Inoffiziell wurde es von den eigentlichen Betreibern geleitet. Für diese Dienste ließen sich viele Strohmänner am Umsatz, der mit dem Restaurant erwirtschaftet wurde, beteiligen. Diese Mehrkosten konnten gerade zu Beginn einer Betriebsgründung eine große Belastung für die Betreiber darstellen.
Fazit
Die Geschichte der ausländischen Gastronomie in der Bundesrepublik hat viele Facetten. Neben den ausländerrechtlichen und wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen, die es für Drittstaatenausländer schwierig machten, überhaupt einen gastronomischen Betrieb zu eröffnen, konnten auch Reibereien mit den Nachbarn nach Eröffnung eines Lokals zu teils gravierenden Problemen führen. Nichtsdestotrotz haben sich ausländische Spezialitätenrestaurants und -imbisse mittlerweile flächendeckend ausgebreitet und stellen einen überaus erfolgreichen Zweig des bundesdeutschen Gaststättengewerbes dar. Lokal und regional sind große Unterschiede bei der Entstehung und weiteren Entwicklung der ausländischen Gastronomie festzustellen. Die Konzentration bestimmter Migrantengruppen – wie der hohe Anteil an italienischen und jugoslawischen Arbeitsmigranten in Baden-Württemberg – konnte zur Dominanz der entsprechenden Herkunftsküchen führen. So waren im gesamten Süden der Republik italienische Restaurants und „Balkan-Grills“ sehr verbreitet, bevor letztere in den 1990er-Jahren ihren Niedergang erlebten. In den letzten Jahren hat sich der Zusammenhang zwischen Migrationsbewegung und Gastronomieentwicklung insofern gelockert, als heute die Stärke einer bestimmten Migrantengruppe nicht mehr darüber entscheidet, welche Küchen wo angeboten werden. Vielmehr hat, der kapitalistischen Logik gemäß, die Suche nach immer neuen und „exotischeren“ Genüssen eine Eigendynamik gewonnen, die keiner Fundierung in einer migrantischen Gemeinschaft mehr bedarf.
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Michael Stolleis
Weltbürger im Allgäu, oder Normübertretung und Menschenfreundlichkeit
So ist nun mal die Vorschrift“.1 Klappe zu. Der Beamte hinter dem Schalter vertieft sich wieder in seine Unterlagen. „Da brauchen wir auch die Unterschrift des Ehemannes.“ (Es geht um die Verlängerung eines Kinderpasses.) „Wo er lebt, herrscht momentan Bürgerkrieg!“ „Da kann ich nichts machen, so ist nun mal die Vorschrift.“ Und eine dritte Erfahrung: Die junge Mutter mit einem Kind auf dem Arm schafft es nicht, auch noch das Handgepäck in den Flughafenbus zu bugsieren. Die Flugbegleiterin, freundlich um Hilfe gebeten, lehnt ab: „Dafür bin ich nicht versichert.“ Der Busfahrer, sichtlich ein Ausländer, verlässt sofort seinen Platz am Steuer und hilft wortlos, mit einem Lächeln. Ein anderer Busfahrer „mit Migrationshintergrund“, der im nächsten Städtchen gerade losfahren will, hält an und wartet auf die ältere Dame, die etwas verspätet angelaufen kommt. Unterwegs hält er noch einmal außerhalb der Haltestellen, was gegen seine Vorschriften verstößt, und nimmt jemanden auf, der da winkt. Den kleinen Zeitverlust holt er locker wieder ein. In Hanau am Main startet derzeit ein Abiturient türkischer Herkunft eine Aktion, die zum freundlicheren Umgang seiner Mitbürger anregen soll.
Wir alle kennen aus unserem Alltag den liebenswürdigen italienischen Kellner im Restaurant, den türkischen Gemüsehändler, der auch nach Ladenschluss noch etwas verkauft, nun auch seinen uniformierten Landsmann bei der Polizei, den freundlichen Afghanen bei der Müllabfuhr, die verlässliche kroatische Haushaltshilfe, den flink arbeitenden Kurden beim Schuhreparatur- und Schlüsseldienst, den Kollegen auf dem Bau oder am Fließband, den indischen Programmierer in der Software-Firma. „Unsere“ Ausländer bestimmen wesentlich das Bild der Arbeitswelt und damit auch unseren Umgangston. Spätestens seit den 1960er-Jahren wurde Deutschland zum Einwanderungsland, auch wenn das lange und hochoffiziell geleugnet wurde. Die Ausländer
Motorenmontage „beim Daimler“ Ende der 1960er-Jahre. Ohne die „Gastarbeiter“ geht hier nichts – sie sind einer der Motoren des westdeutschen Wirtschaftswunders.
kamen teils über gezielte Anwerbung als „Gastarbeiter“,2 teils als frei bewegliche Spezialisten, teils als Asylsuchende, teils als Wirtschaftsflüchtlinge. In Deutschland stammt nun mehr als jeder Fünfte aus einer Zuwandererfamilie. Längst hat sich ein solider Mittelstand entwickelt; in vielen Führungspositionen sitzen Menschen mit ausländischen Wurzeln. Aber die knapp sieben Millionen Ausländer in Deutschland gehören im Durchschnitt zu den ärmeren Teilen der Bevölkerung, ihre Ausbildung ist schlechter, jeder Dritte arbeitet für Niedriglohn, ihre Arbeitslosigkeit ist doppelt so hoch wie jene der Deutschen.
Auch wenn sie eine Minderheit darstellen, so wirken sie doch unübersehbar an der gesellschaftlichen Kommunikation mit. Sie bringen ihre Vorlieben und Abneigungen, vor allem aber ihre Umgangsformen mit. Diese sind, sehr vereinfacht, flexibler und höflicher als hierzulande. Das schließt ein, auch einmal ein Auge zuzudrücken und von der Norm abzuweichen. Sie kennen aus ihren Ländern andere Einstellungen zu Vorschriften und zur Bürokratie. Wer aus Diktaturen oder autoritären Regimen kommt, hat meist negative Erfahrungen mit dem Staat gemacht, anders als viele EU-Bürger. Wer einem Bürgerkrieg oder einem im Chaos versinkenden Staat entkommen ist, wird einen geordneten Staat aus vollem Herzen begrüßen und kleine Umständlichkeiten nicht allzu schwer nehmen. Alle aber müssen sich auf unseren Habitus, den wir selbst nach langer Gewöhnung kaum noch wahrnehmen, einstellen. Viele von ihnen kommen aus Ländern, in denen der Zeitfaktor eine geringere Rolle spielt, in denen man offener und zugewandter miteinander umgeht, einen Staat als abstrakte Größe kaum kennt oder ihm jedenfalls nicht die erste Rangstelle einräumt. Die Familie, der Clan, die regionale Zugehörigkeit sind dort tendenziell wichtiger für die Lebensgestaltung als bei uns.
Die kulturelle Blindheit der Justitia
Dieser Habitus trifft hier auf den öffentlichen Dienst, der im Rechtsstaat nicht anders handeln darf als normgebunden. Unser Grundgesetz gibt hoheitsrechtliche Befugnisse „in der Regel“ in die Hände von „Angehörigen des öffentlichen Dienstes […], die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen“3 und „das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickeln“4. Dieser konventionelle Rahmen wird ausgefüllt durch das Beamtenrecht des Bundes und der Länder sowie durch unzählige spezielle Verhaltensnormen für die Ausübung hoheitlicher Tätigkeiten einschließlich der Justiz. Dieser öffentliche Dienst ist selbstverständlich auch gebunden an die Gebote der Gleichbehandlung und die Verbote der Diskriminierung.5 Der perfekte öffentliche Dienst weiß nichts von kulturellen Unterschieden. Jede Person in der Warteschlange der Ausländerbehörde, des Sozial- oder Jugendamts soll im Prinzip gleich sein, gleich geachtet und gleich behandelt werden. Unterschiede der Hautfarbe, der Religion, der Kleidung oder der Sprache dürfen nichts bedeuten. Sowohl die „Justitia“ als auch der „Amtsschimmel“ sollen blind sein gegenüber solchen Unterschieden. Das ist einer der großen Vorzüge der regelgebundenen Rechtsanwendung. Die Beachtung von Regeln garantiert Verlässlichkeit beiderseits: Der Bürger weiß, was ihn erwartet. Er kann planen und sein Verhalten an der Norm ausrichten. Der Vertreter der Staatsgewalt ist von zeitraubenden Debatten um individuelle Ausnahmen entlastet. Rechtfertigungen „nach oben“ entfallen, die es geben müsste, wenn einmal ein Auge zugedrückt würde; ebenso dienen die Norm und der auf sie pochende Zeigefinger der Rechtfertigung „nach unten“.
Die Maxime, dass erst die Vorschrift kommt und dann der Mensch, wirkt zudem präventiv gegen die leisesten Anwandlungen von Korruption. Ein an das Antragsformular, an den Pass oder Führerschein zufällig angehefteter Euro-Schein ist hierzulande im Prinzip unmöglich. Beim Korruptionsindex 2011, der 182 Plätze bietet, nehmen Deutschland und Japan Rang 14 ein, Frankreich Rang 25, Spanien und Portugal die Ränge 31 und 32, Russland 143 usw.6 Mustert man diese Liste und erinnert sich der politischen Lage in den Ländern, wird deutlich, dass Korruption sich meist in autoritär regierten Staaten einerseits, in collapsed states oder failing states andererseits breitmacht, Staaten also, die ihren öffentlichen Dienst schlecht bezahlen und eine neutralisierende „Beamtenethik“ kaum vermitteln. Wo Bürger beobachten, dass die regierenden Cliquen sich schamlos bereichern, frisst sich die Korruption wie von selbst nach unten fort. Dazu haben jahrzehntelange Armut und öffentliche Mangelwirtschaft dem Einzelnen ohnehin beigebracht, dass er sein Überleben am besten ohne große Rücksicht auf Rechtsnormen und eine feiner differenzierte Ethik zu sichern habe.
Eine Frage der sozialen Temperatur
Freundlicher Umgang und zwischenmenschliche Zuwendung sind dagegen Eigenschaften, die nur indirekt mit dem sie umgebenden Staat zu tun haben. Sie ruhen in sozialen Systemen, die vor dem modernen Staat da waren und sich auch gegen Fremdherrschaft behauptet haben. Sie entstehen zudem auf der Basis erster frühkindlicher Erfahrungen, auf der Welt willkommen, geherzt und gewiegt zu sein. Vor allem Großfamilien vermitteln dieses Lebensgefühl, etwa wenn Kinder bei Familienfesten den fröhlichen Mittelpunkt bilden dürfen. Wer beispielsweise (vor dem Bürgerkrieg) mit einem Kleinkind auf dem Arm durch eine syrische Altstadt ging, konnte sicher sein, von Unbekannten angesprochen zu werden. Das Kind wurde gestreichelt und sogar geküsst. Mit anderen Worten: In anderen Gesellschaften herrschen andere soziale Temperaturen. In Deutschland beharrt traditionell das Individuum in all seinen Rollen als Eigentümer, Mieter, Verbraucher, Radfahrer oder Rentner auf seinem Individualrecht der Selbstentfaltung und setzt dies auch gerichtlich durch. Bleib mir vom Leibe, lass mich meinen durch eigene Arbeit erworbenen Freiraum ungestört genießen, lautet die Maxime. Man studiere die Rechtsprechung zur Erstattung von Reisekosten wegen Beeinträchtigung der Urlaubsgefühle, um zu ermessen, wie gereizt und rechthaberisch hierzulande gekämpft wird. Ähnlich die gerichtlichen Verfahren wegen Kinderlärms. Zwar haben deutsche Gerichte vernünftigerweise fast durchweg entschieden, Kinderlärm sei als Ausdruck des natürlichen Bewegungs- und Spieldrangs sozialadäquat und stelle keine wesentliche Beeinträchtigung dar. Klagen gegen die Einrichtung von Kindergärten und Kinderspielplätzen wurden in der Regel abgewiesen. Nun hat sogar der Gesetzgeber es für nötig gehalten, festzustellen, der Lärm von Kindertagesstätten, Spiel- und Bolzplätzen sei „im Regelfall keine schädliche Umwelteinwirkung“.7 Nicht dass Gerichte entscheiden müssen, ist das Problem, sondern dass sie überhaupt angerufen werden. Die Segnungen des Rechtsstaats sind unbestritten, und niemand möchte sie missen. Aber die Normorientierung hat auch ihre hässliche Kehrseite: Sturheit, Nichtbeachtung der individuellen Lage, ja gelegentlich Unmenschlichkeit.
Ausländer rühmen an Deutschland die Verlässlichkeit und Rechtlichkeit, aber sie fügen oft in höflichen Formulierungen hinzu, sie bemerkten auch einen Mangel an Warmherzigkeit. Im Frankfurter Stadtteil Bockenheim stand bis vor kurzem der vor etwa dreißig Jahren an die Wand gesprühte, verdrehte Spruch „Es ist deutsch in Kaltland“,8 und das war nicht nur auf das Klima bezogen. Inzwischen gibt es sowohl die geologische Klimaerwärmung als auch Verschiebungen in der deutschen Gesellschaft. Nun lebt hier die dritte Generation von Ausländern seit 1945. Viele der Nachkommen ehemaliger „Gastarbeiter“ sind inzwischen deutsche Staatsbürger. Zunächst kannte man die ausländische Gastronomie, vor allem den sprichwörtlichen „Italiener“, später gefolgt vom „Jugoslawen“ und „Chinesen“.9 Dann folgten die Scharen der Industriearbeiter. Heute beobachtet man staunend eine Schriftsteller- und Künstlerszene, die auf höchst kreative Weise mit dem doppelten Herkommen spielt. Aus dem Wechselspiel zwischen Fremdheit und Nähe sind bedeutende
Er ist einer der Schriftsteller, die für eine lebendige migrantische Literaturszene in Deutschland stehen: Feridun Zaimoğlu, Schriftsteller, Drehbuch- und Theaterautor und Journalist, 1964 in Bolu (Türkei) geboren, war im Jahr 2005 Träger des Adelbert-von-Chamisso-Preises der Robert Bosch Stiftung.
und international beachtete Werke entstanden. Wer Großeltern aus Anatolien, Sizilien oder Nordafrika hat, sieht die Welt anders als der Schriftsteller aus dem Allgäu – aus dem freilich auch, im englischen Kontext, eine Größe wie der Schriftsteller W. G. Sebald (1944–2001) entstehen kann. Wer seine familiären Wurzeln in Russland oder Israel hat, ist auf seine Art ein Weltbürger in Deutschland.
Unsere Gesellschaft verschiebt sich, wie sie sich immer verschoben hat, manchmal diskret und kaum wahrnehmbar, heute aber in hoher Geschwindigkeit.10 Für junge Menschen in der Ausbildung oder als Berufsanfänger ist es normal, Stationen in Amerika oder Australien, in Dubai oder Hongkong zu planen. Alle können mehr oder weniger Englisch. Für das Finanzielle sorgen Stipendien, oder die Firmen bezahlen solche Aufenthalte im Rahmen ihrer Nachwuchspflege. An deutschen Universitäten und Technischen Hochschulen studieren, vielfach gefördert, ausländische junge Leute, bringen ihr Outfit, ihre Kopftücher oder Bärte, ihre Hautfarben, ihre Gewohnheiten und Tabus mit. Natürlich entstehen Liebesbeziehungen, und diese wiederum geben der Gesellschaft insgesamt ein anderes Profil. Zahllose „interkulturelle“ Ehen oder Partnerschaften lassen das herkömmliche Bild der Familie verblassen.
Wandel durch Annäherung
Die deutsche Gesellschaft ist in den letzten Jahrzehnten weltoffener und toleranter geworden. Das Erstaunen über fremde Sitten, Kleidung oder Essgewohnheiten nimmt ab, ja es gilt als richtig, ein solches Erstaunen gerade nicht zu zeigen. Inzwischen ist diese Haltung auch in den Ländern der ehemaligen DDR normal geworden, nachdem dort jahrzehntelang nur eine Minderheit von Vietnamesen und Afrikanern verbündeter sozialistischer Länder zu sehen war. Je mehr sich die Einsicht durchsetzt, dass eine alternde Gesellschaft Zuwanderung braucht – man beginnt zaghaft bei den Hochqualifizierten mit Green Cards und erleichtert im Übrigen Einbürgerungen – desto mehr werden sich die Gewichte verschieben. Selbst der überzeugte Nationalist wird froh sein, wenn ihm am Ende seines Lebens eine philippinische oder koreanische Krankenschwester das Kopfkissen aufschüttelt und ein tröstendes Wort sagt.
Dies alles wird auch das Verhältnis zum Recht und zu den bürokratischen Verhaltensmustern verändern, die mit dem Rechtsstaat unweigerlich verbunden sind. Selbst die hier geborenen Kinder ausländischer Herkunft bringen über ihre Elternhäuser, über Besuche ihrer Heimat, über Doppel- oder Dreisprachigkeit neue Verhaltensweisen ein. Und da zum Zusammenleben in einem Staat auch das Verhalten zu Rechtsnormen aller Art gehört, wird sich auch hier etwas verändern. Aber was geht dann wirklich kausal auf ausländische Einflüsse zurück? Werden sich die traditionell etwas steiferen und distanzierteren Verhaltensweisen lockern? Wird das bürokratische Verfahren „weicher“ werden? Kann der ursprünglich aus Nordafrika stammende Polizist mit rabiaten Fans eines Fußballclubs oder die türkische Lehrerin mit pubertierenden Jugendlichen besser umgehen? Wird es aber auch eine Zunahme des „Durch-die-Finger-Sehens“ und damit auch der Mini-Korruption geben? Denkbar ist das schon, aber mehr als vage und mit den eigenen Vorannahmen besetzte Vermutungen sind es nicht. Was die Beachtung von Normen angeht, so wird es sicher Lernprozesse auf beiden Seiten geben. Wer von „außen“ kommt, wird sehr schnell das hohe Gut des Rechtsstaats und der generellen Normorientierung schätzen lernen; denn alltagswirksame Normen stabilisieren Verhaltenserwartungen, geben Sicherheit und lassen innere Entspannung zu. Im Rechtsstaat muss die Welt nicht täglich neu verhandelt werden. Es bildet sich Vertrauen.
Die deutsche Mehrheit wiederum wird ebenso lernen, dass es auch bei tadelloser Normbefolgung gewisse Spielräume gibt, die dem Normbefehl eine veränderte Wendung geben können. Denn der Wortlaut von Normen muss stets in die Semantik des Alltags übersetzt werden. Zu dieser Semantik kann auch eine höfliche Begrüßung, eine menschlichere Deutung der Fakten gehören, eine angemessene Belehrung auf Augenhöhe, ein warnend erhobener Zeigefinger oder im Bereich des Ermessens auch einmal eine mildere Sanktion. Dies wäre gewissermaßen das Öl zwischen den Zahnrädern des Rechtsstaats, das ihn erhält, während er sich ohne dieses Öl festfressen und Schaden nehmen kann.
Literaturhinweise
Baumer, Thomas: Handbuch interkulturelle Kompetenz, Zürich 2002.
Han, Petrus: Soziologie der Migration, 2. Aufl. Stuttgart 2005.
Hofmann, Hasso: Geschichtlichkeit und Universalitätsanspruch des Rechtsstaats, in: Der Staat 34. 1995, S. 1–32.
Krampitz, Karsten/Liske, Markus/Präkels, Manja (Hrsg.): Kaltland. Eine Sammlung, Berlin 2011.
Kunig, Philip: Das Rechtsstaatsprinzip, Tübingen 1986.
Schmidt-Aßmann, Eberhard: Der Rechtsstaat, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.): Handbuch des Staatsrechts, Bd. 2, 3. Aufl. Heidelberg 1987, § 26.
Sobota, Katharina: Das Prinzip Rechtsstaat, Tübingen 1997.
Stolleis, Michael: Rechtsstaat, in: Handwörterbuch zur deutschen Rechtsgeschichte, Bd. 4, Berlin 1990, S. 367–375.
1 Der Beitrag ist eine leicht überarbeitete Fassung des Artikels „Weltbürger im Allgäu. Die Segnungen des Rechtsstaats sind unbestritten. Aber er hat auch eine hässliche Kehrseite: Sturheit, ja Unmenschlichkeit. Ausländer lehren uns, dass es auch anders geht“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 1.11.2012.
2 Vgl. dazu die Beiträge von Karl-Heinz Meier-Braun, Karin Hunn und Karolina Novišćak in diesem Band.
3 Art. 33 Abs. 4 GG.
4 Art. 33 Abs. 5 GG
5 Art. 3 Abs. 3 GG
6 Corruptive Perceptions Index 2011, 1.12.2011, www.transparency.de/Tabellarisches-Ranking.2021.0.html (10.6.2013).
7 § 22 Abs. 1a des Bundes-Immisionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.9.2012, BGBl. I, S. 3820.
8 Vgl. dazu auch Karsten Krampitz/Markus Liske/Manja Präkels (Hrsg.): Kaltland. Eine Sammlung, Berlin 2011.
9 Vgl. dazu auch den Beitrag von Maren Möhring in diesem Band.
10 Vgl. dazu auch den Beitrag von Reinhard Johler in diesem Band.
Dieter Hundt
Auch im Ausland nach den Besten schauen: Mit Zuwanderung Fachkräftenachwuchs und Wohlstand sichern
Führt man sich das Migrationsgeschehen im deutschen Südwesten vor Augen, gilt es drei Punkte zu beachten: den Blick zurück, die Reflexion der Gegenwart und den Ausblick auf die Zukunft des Landes. Man folgt damit einer chinesischen Weisheit, die besagt: „Wer die Zukunft erforschen will, muss die Vergangenheit kennen.“
Baden-Württemberg ist ein junges Bundesland. Von seiner Geburtsstunde an war es ein bevorzugtes Migrationsland.1 In der Gegenwart und in der Zukunft sieht es nicht anders aus, wie schon allein das Beispiel Tübingen zeigt. Zu den von außerhalb Zugezogenen kommen täglich alleine über 22 000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, die zur Arbeit nach Tübingen pendeln. 10 000 Tübinger arbeiten außerhalb des Stadtgebiets. In Tübingen ist eine Reihe von traditionellen und jungen Unternehmen ansässig. Ob Maschinenbau- oder Werkzeughersteller, Medizintechnik- oder Biotechunternehmen, sie alle sind auch in Zukunft auf Fachkräfte aus dem In- und Ausland angewiesen – und Tübingen ist nur ein Beispiel von vielen. Es zeigt: Das Thema Migration, vor allen Dingen der Zuzug von qualifizierten Arbeitskräften aus dem In- und Ausland, wird entscheidend für den Erfolg der Unternehmen und für die Sicherung des Wohlstands des Landes sein.
Fachkräfte sichern
Die Arbeitgeberverbände haben frühzeitig das Thema Fachkräftemangel erkannt und öffentlich gemacht. Konsequent haben wir an dem Thema festgehalten, auch wenn andere der Wirtschaft mitunter Jammern unterstellt haben. Mittlerweile hat auch die Politik das Thema auf ihre Tagesordnung geschrieben – zu Recht. Der Blick auf den Ausbildungsmarkt macht deutlich: Die Zahl der Ausbildungsplatzbewerber ist in den vergangenen rund zehn Jahren um fast ein Drittel gesunken. Weil vielfach geeignete Bewerberinnen und Bewerber fehlen, blieben in den letzten Jahren immer mehr Ausbildungsplätze unbesetzt. Im Jahr 2011 waren es über 75 000.2 Diese negative Entwicklung setzt sich auf dem Arbeitsmarkt fort: Nach letzten Umfragen können rund 40 Prozent der Betriebe ihre offenen Stellen nicht oder nur mit großen Problemen besetzen.3 Besonders gravierend ist der Fachkräftemangel in den mathematisch-naturwissenschaftlichen Berufsfeldern.
Die Initiative MINT – Zukunft schaffen der Arbeitgeberverbände setzt sich deshalb dafür ein, dass sich mehr junge Menschen für Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik interessieren. Sie stellt eine Plattform für die zahlreichen Initiativen und Projekte von Verbänden und Unternehmen dar. Ein Beispiel sind die 6000 MINT-Botschafter, die ihre spannende Berufswelt an Schulen vorstellen.
Das Thema Fachkräftemangel ist aber nicht nur eine Frage für Akademiker. Viele Engpässe sind in Berufen entstanden, die eine berufliche Qualifizierung erfordern. Hierzu gehören etwa Elektroinstallateure, Fräser und Dreher. Besonders groß ist die Not in den Pflegeberufen. Hier fehlen rund 30 000 Fachkräfte.
In Zukunft werden Engpässe noch deutlich zunehmen und sich ausweiten. Die Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter wird bis 2030 voraussichtlich um acht Millionen Menschen zurückgehen.4 Prognosen sagen bis dahin eine Arbeitskräftelücke von über fünf Millionen Menschen voraus – davon etwa die Hälfte Akademiker.5 Wenn hier nicht gezielt und entschlossen gegengesteuert wird, drohen Deutschland massive Wohlstandsverluste.
Die Arbeitgeberverbände haben von Anfang an deutlich gemacht, dass es einer Gesamtstrategie bedarf, um gleichzeitig alle inländischen Potenziale zu erschließen und eine gezielte Zuwanderung ausländischer Fachkräfte zu ermöglichen. Hierfür sind eine bessere Bildung und Qualifizierung sowie bessere Rahmenbedingungen für die Beschäftigung von Frauen, Älteren und behinderten Menschen erforderlich. Dazu gehören beispielsweise der Ausbau einer bedarfsgerechten und hochwertigen Kinderbetreuung sowie die konsequente Umsetzung der „Rente mit 67“. Zudem müssen die Potenziale der rund 15 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund, die bereits heute in Deutschland leben, besser genutzt werden. Hierzu gibt es bereits vielfältige Programme und ein breites Engagement der Wirtschaft.
Das Engagement der Unternehmen
Die Unternehmen selbst sind bereits sehr aktiv, um dem wachsenden Fachkräftemangel entgegenzuwirken. Sie investieren pro Jahr weit über 50 Milliarden Euro in die betriebliche Aus- und Weiterbildung.6 Fast alle Unternehmen bieten zudem im Rahmen ihrer betrieblichen Personalpolitik familienfreundliche und flexible Arbeitszeiten an, damit Eltern Familie und Beruf besser miteinander vereinbaren können. Unternehmen setzen zunehmend auch auf ältere Beschäftigte. So ist die Erwerbsbeteiligung Älterer von 38 Prozent im Jahr 2000 auf fast 60 Prozent im Jahr 2011 gestiegen.7
Bis Maßnahmen etwa in der Bildung wirken, vergeht oft viel Zeit. Hier kommt das Thema Zuwanderung ins Spiel. Denn wenn ein Unternehmen heute beispielsweise eine Ingenieurstelle besetzen muss und keinen Bewerber auf dem deutschen Arbeitsmarkt findet, muss es auch eine Fachkraft aus dem Ausland einstellen dürfen. Die Wirtschaftsverbände begrüßen daher ausdrücklich die richtigen Reformen im Zuwanderungsrecht, die die Bundesregierung auf Drängen der Wirtschaft in den letzten Monaten auf den Weg gebracht hat. So wurde die Vorrangprüfung für weitere Mangelberufe ausgesetzt. Die Bundesagentur für Arbeit muss in diesen Berufen jetzt nicht mehr aufwändig prüfen, ob anstelle eines geeigneten Bewerbers aus dem Ausland nicht vielleicht doch ein Arbeitnehmer aus dem Inland, der EU oder der Schweiz zur Verfügung steht. Die Zuwanderung von Fachkräften, etwa für Ausländer, die in Deutschland studieren oder eine Ausbildung machen, wurde erleichtert. Auch die Blue Card der EU mit den Gehaltsgrenzen von 44 800 Euro beziehungsweise rund 35 000 Euro für Mangelberufe und der neue Aufenthaltstitel zur Arbeitsplatzsuche können einen wichtigen Beitrag dazu leisten, Deutschland für die besten Köpfe der Welt attraktiver zu machen.
Viele europäische Länder überlegen angesichts einer hohen Jugendarbeitslosigkeit, wie sie ihre berufliche Bildung enger mit der Praxis verknüpfen können und schauen hierbei auf Deutschland und unser erfolgreiches duales System, das Praxis- und Theorieausbildung vereint. Solche Initiativen gilt es konsequent und mit Nachdruck zu verfolgen. Dabei ist eine Eins-zu-eins-Übertragung des deutschen Systems sicherlich nicht möglich und auch nicht nötig. Wohl aber können und sollten bestimmte Elemente übernommen werden. Ganz wesentlich ist die enge Einbeziehung der Wirtschaft in dieses System.
Die notwendige Willkommenskultur
Deutschland braucht eine umfassende Willkommenskultur, die gut qualifizierten Menschen im Ausland signalisiert, dass sie in Deutschland wirklich willkommen sind. Eine solche Willkommenskultur kann aber nicht einfach „von oben“ verordnet werden, sie muss gelebt werden – in Politik, Gesellschaft und Unternehmen. So veröffentlichte die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) einen Leitfaden,8 der helfen soll, eine Willkommenskultur im Unternehmen nachhaltig zu etablieren und die Potenziale ausländischer Mitarbeiter noch besser zu entwickeln und zu nutzen.
Perspektivisch wird aber auch vermehrt Zuwanderung über ein Punktesystem erforderlich sein, mit dem qualifizierte Personen aus dem Ausland unabhängig von einem konkreten Arbeitsplatz anhand von klaren und transparenten Kriterien wie Sprachkenntnissen, Qualifikation und Berufserfahrung nach Deutschland kommen können. Auch für ausländische Fachkräfte wäre es eine große Erleichterung, wenn sie schnell und einfach erkennen können, ob sie die Voraussetzungen für eine Zuwanderung nach Deutschland mitbringen. Länder wie Kanada oder Australien haben mit solchen Verfahren zur gezielten Zuwanderungssteuerung bereits gute Erfahrungen gemacht.
Warum braucht gerade das „Musterländle“ Baden-Württemberg eine schlüssige Gesamtstrategie für die Zuwanderung qualifizierter Fachkräfte? In bestimmten Berufen werden in Baden-Württemberg bereits heute händeringend Fachkräfte gesucht. Das gilt beispielsweise für die Bereiche Metallerzeugung und -bearbeitung und Metallbau, Maschinen- und Fahrzeugtechnik sowie Mechatronik, Energie und Elektro. Die Zahl der gemeldeten Arbeitsstellen ist hier rasant gewachsen, gleichzeitig werden in diesen Berufen kaum noch Arbeitslose registriert. Bei den Ingenieuren kommen in Baden-Württemberg auf einen arbeitslosen Ingenieur bereits heute 6,4 vakante Arbeitsstellen. In Pflege- und Erziehungsberufen klaffen schon heute große Lücken.
Der Ausbildungsstellenmarkt in Baden-Württemberg hat sich massiv verändert. Im Jahr 2011 gab es über 5000 mehr gemeldete Ausbildungsplätze als Bewerber in unserem Bundesland.9 Viele Ausbildungsstellen sind vor allem im Hotel- und Gastgewerbe, im Einzelhandel, im Bauhauptgewerbe oder im Nahrungsmittelhandwerk unbesetzt. Die Jugendarbeitslosenquote lag 2012 bei 2,4 Prozent, die Arbeitslosenquote bei 3,7 Prozent. Das sind Spitzenwerte in Deutschland und Europa. In vielen Regionen des Landes kann von Vollbeschäftigung gesprochen werden.10
Prognosen besagen für Baden-Württemberg, dass es in den kommenden Jahren in Sachen Fachkräftenachwuchs noch ungemütlicher wird. Eine Prognos-Studie im Auftrag des Landes11 sagt voraus, dass unter unveränderten Rahmenbedingungen dem baden-württembergischen Arbeitsmarkt im Jahr 2030 etwa 500 000 Erwerbstätige fehlen werden. Das sind rund 10 Prozent der benötigten Gesamtzahl von 5,4 Millionen. Diese 500 000 verteilen sich je rund zur Hälfte auf akademische Berufe und auf Erwerbstätige mit Berufsabschluss. Das heißt, Qualifikationen unterschiedlicher Art werden benötigt. Diesen Voraussagen zufolge wird der Dienstleistungssektor in der Fläche noch deutlich stärker als das Verarbeitende Gewerbe unter dieser Entwicklung leiden.
Die Notwenigkeit einer nachhaltigen Zuwanderungspolitik
Wer sich heute auf den Standpunkt stellt, dass auch eine Arbeitslosenquote von 3,7 Prozent zu hoch sei und es zudem in anderen Bundesländern noch spürbar schlechter aussehe, stellt schnell die Forderung: Bringt erst die Langzeitarbeitslosen in Baden-Württemberg in Beschäftigung und nutzt die Möglichkeit der Anwerbung aus anderen Bundesländern, bevor über Zuwanderung aus anderen Nationen nachgedacht werden darf. Dies ist aber viel zu kurz gedacht, wie das Beispiel des Fachkräftebedarfs im Ingenieurbereich zeigt. Selbst wenn es gelänge, jeden arbeitslosen Elektrotechnikingenieur aus Mecklenburg-Vorpommern auf die Stelle eines Maschinenbauingenieurs in Baden-Württemberg zu setzen, wäre dies zwar ein Erfolg, aber bei weitem nicht das Allheilmittel. Das gleiche gilt für die – wichtige und richtige – Nachqualifizierung von An- und Ungelernten, in der Hoffnung, damit die Lücken schließen zu können. Wer hier den Eindruck erweckt, wir hätten die Wahl zwischen
Längst sind die Belegschaften der baden-württembergischen Unternehmen – auch der mittelständischen – international und von Diversität geprägt, wie hier bei der „aba z&b Schleifmaschinen GmbH“ in Mittelstadt bei Reutlingen.
zwei Alternativen, das heißt, entweder Qualifizierung und innerdeutsche Vermittlung oder Zuwanderung qualifizierter Fachkräfte, der verkennt die Tatsachen. Es gilt deutlich zu unterstreichen: Hier handelt es sich um Scheinalternativen. Richtig ist, dass beides erforderlich ist, sowohl Qualifizierung und innerdeutsche als auch internationale Zuwanderung.
Dabei darf gesteuerte Zuwanderung nicht nachrangig gegenüber der Erschließung inländischer Potenziale behandelt werden, sondern sie muss parallel erfolgen. Es wird nicht gelingen, die Fachkräftelücke ausschließlich mit inländischen Fachkräften zu besetzen. Deshalb muss sich Baden-Württemberg weltoffen präsentieren und aktiv dafür werben, dass gut qualifizierte Menschen aus dem Ausland sich für eine Beschäftigung in Baden-Württemberg interessieren und entscheiden.
Dabei kommt den Hochschulen eine zentrale Rolle zu. Der Anteil ausländischer Studierender ist über die Jahre anhaltend gestiegen, die Universitäten sind international bestens vernetzt. Hier ist Baden-Württemberg hervorragend aufgestellt, und Hochschulen und Arbeitgeber sollten gemeinsam überlegen, wie Berufseinstiegs- und Bindungsprogramme für ausländische Absolventen deutscher Hochschulen entwickelt werden können. Außerdem sollten der weltweite gute Ruf der deutschen Wissenschaft und die Partnernetzwerke unserer Universitäten für unsere Zuwanderungspolitik genutzt werden.
Gezielte Zuwanderungspolitik
Es darf nicht der Eindruck entstehen, dass Zuwanderer, wenn überhaupt, nur als „Lückenbüßer“ erwünscht sind. Die Zuwanderung ausländischer Fachkräfte führt nicht zu einer steigenden Arbeitslosigkeit einheimischer Arbeitnehmer oder zu deren Verdrängung. Es muss daher davor gewarnt werden, hier mit den Ängsten der Bevölkerung zu spielen. Ausländische Fachkräfte werden nicht anstatt, sondern zusätzlich zu den in Baden-Württemberg lebenden Menschen gebraucht. Sie schaffen Wohlstand zum Nutzen aller.
Für die Arbeitgeber in Baden-Württemberg gehört die Fachkräftesicherung neben den Fragen der Energieversorgung und Verkehrsinfrastruktur zu den Top-Drei-Herausforderungen bei der Sicherung des Wirtschaftsstandortes Baden-Württemberg. Die Zuwanderung von qualifizierten Fachkräften wird dabei nicht alle Probleme der Fachkräftesicherung lösen können, sondern muss eingebettet sein in eine Gesamtstrategie aus fünf Punkten:
1. Weitere Steigerung der Bildungsbeteiligung und Verstärkung der Anstrengungen für eine Bildungsoffensive.
2. Erhöhung der Erwerbsbeteiligung und Entwicklung von effektiven Maßnahmen für Berufsrückkehrerinnen und -rückkehrer und für ältere Beschäftigte.
3. Ausweitung der Arbeitszeit von Teilzeitkräften sowie Wochen- und Jahresarbeitszeiten.
4. Entwicklung von effektiven und zielgruppengerechten Weiterbildungs- und Qualifizierungsangeboten.
5. Gezielte Gestaltung von Zuwanderung, Entfaltung einer Willkommenskultur und bessere Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen.
Es ist also keineswegs so, dass die Wirtschaft nur auf die Karte Zuwanderung setzt. Das zeigen auch die Initiativen in all den genannten Feldern in Baden-Württemberg. Die Arbeitgeberverbände investieren in Bildungsprogramme und -projekte. Genannt sei lediglich die Ausbildungs- und Qualifizierungsinitiative Start 2000 Plus des Arbeitgeberverbandes Südwestmetall, die es bereits seit 1998 gibt. Zudem werden Programme und Projekte zur Förderung des Verbleibs älterer Arbeitnehmer in Beschäftigung unterstützt. Hier hat das Arbeitgeberprojekt länger leben. länger arbeiten. länger lernen Maßstäbe gesetzt. Als Tarifpartner setzen sich die Arbeitgeber für mehr Arbeitszeitflexibilität ein und unterstützen das Beratungsnetzwerk familyNET für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Mit dem Bildungswerk der Baden-Württembergischen Wirtschaft steht ein leistungsstarker und in der Fläche präsenter Partner in der Entwicklung passgenauer und hochwertiger Weiterbildungskonzepte zur Verfügung. Schließlich unterstützen die Arbeitgeberverbände ihre Mitgliedsbetriebe bei der Nutzung neuer Möglichkeiten der Zuwanderung wie zum Beispiel bei der Umsetzung der Blue Card.
Gelungene Integration
Mit der Allianz für Fachkräfte ist in Baden-Württemberg eine Plattform geschaffen worden, auf der die Aktivitäten von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft besser koordiniert und abgestimmt werden sollen.12 Dazu gehört sicher auch, dass Schwerpunkte definiert werden. Ein solcher Schwerpunkt der Fachkräfteallianz sollte es sein, Baden-Württemberg zum Musterland für Weltoffenheit und moderne Zuwanderungspolitik zu machen. Das erfordert auch eine ebenso offensive wie kritische Auseinandersetzung mit der Frage, wie es heute um die Integration von Migranten bestellt ist. Wie selbstverständlich jubeln wir deutschen Nationalspielern mit türkischen, afrikanischen oder polnischen Wurzeln zu, wir erleben deutsche Spitzenpolitiker mit Wurzeln in anderen Ländern, die Verantwortung für unser Land übernehmen, und wir bewundern erfolgreiche Unternehmer mit Migrationshintergrund, die in unserem Land Wohlstand und Arbeit sichern. Wir erleben also gelungene Integration als eine Bereicherung unseres Landes und unserer Gesellschaft.
Gelungene Integration ist, und das gilt es hervorzuheben, häufig eng verknüpft mit erfolgreicher Integration in Ausbildung und Beschäftigung in den Unternehmen. Baden-Württemberg bietet hierfür ein Musterbeispiel. Als Flächenland mit dem höchsten Migrantenanteil13 in Deutschland zeigen wir, wie erfolgreiche Integration in das Wirtschaftsleben aussehen kann. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter türkischer, südeuropäischer, osteuropäischer oder anderer Herkunft sind über die Jahrzehnte zu einem selbstverständlichen Teil unserer Belegschaften geworden. Die Zusammenarbeit funktioniert nationen- und herkunftsübergreifend.14 Das darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass in vielen Bereichen die Integration noch nicht so gelungen ist, wie es
Die Ingenieure Cristina Fernandez-Aparicio Ruiz (r.) und Antonio Lopez-Cano Jimeno (l.) stehen im Oktober 2012 vor dem Entwicklungszentrum und der Hauptverwaltung der Ziehl-Abegg AG in Künzelsau. Sie sind jung, gut ausgebildet und fanden in ihrer Heimat keine Arbeit.
notwendig wäre. Das gilt vor allem für die Integration in unser Bildungssystem, wie die großen Unterschiede im Bildungserfolg zwischen Kindern und Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund zeigen. Zu lange ist die Illusion aufrechterhalten worden, dass es sich nur um ein kurzes und befristetes Gastspiel der sogenannten Gastarbeiter handelt. Heute stellt mancher mit großen Augen fest, dass mittlerweile die dritte Generation hier groß geworden ist.
Mit dem Blick nach vorne gilt es, daraus zu lernen. Die aktuelle Debatte über den Zuzug ausländischer Arbeits- und Fachkräfte muss, anders als in der frühen Bundesrepublik, von Anfang an mit der Frage einer dauerhaften Integration der Zuwanderer in unsere Gesellschaft verknüpft werden. Es darf hier keine Diskussion zugelassen werden, die ausschließlich aus kurzfristig motivierten Bedürfnislagen gespeist wird.
Voraussetzung für die gezielte Zuwanderung sind praxisorientierte und zügige Anwerbemöglichkeiten. So wurden beispielsweise im Rahmen der Fachkräfteallianz Baden-Württemberg jeweils 100 spanische Ingenieure in die Regionen Stuttgart und Schwarzwald-Baar-Heuberg eingeladen, um Kontakte zu baden-württembergischen Unternehmen zu vermitteln. Insgesamt drei Tage verbrachten die Ingenieure in Baden-Württemberg, um Land, Leute und vor allen Dingen die Unternehmen kennenzulernen. Dabei hat sich der Aufwand für beide Seiten gelohnt. Etwa ein Drittel dieser spanischen Bewerber hat mittlerweile einen Arbeitsvertrag in Baden-Württemberg. Der Erfolg der Aktion lag unter anderem darin begründet, dass es erstens eine sehr zielgerichtete und koordinierte Anwerbemaßnahme war, und dass zweitens die Bewerber mit offenen Armen empfangen wurden und sehr stark auf deren Belange und Interessen eingegangen wurde. Dies spiegeln auch die Befragungsergebnisse der Teilnehmer wider. In der Region Stuttgart gehen die dortigen Partner der regionalen Fachkräfteallianz bereits den nächsten Schritt und bereiten eine strategische Zusammenarbeit mit den Goethe-Instituten vor. Jetzt kommt es darauf an, die positiven Erfahrungen und Erkenntnisse, die aus solchen Aktionen gewonnen werden, zu übertragen und belastbare Strukturen für gezielte Zuwanderung und Integration zu entwickeln. Wenig zielführend ist es, in eine Aufgeregtheit zu verfallen, mit der einmal über Computerexperten aus Indien, dann über Pflegekräfte aus Osteuropa und aktuell über Ingenieure aus Spanien schwadroniert wurde.
Neben der Entwicklung praxisorientierter Anwerbemöglichkeiten ist vor allem eine systematische und gezielt wirkende Zuwanderungssteuerung erforderlich, wie sie eingangs beschrieben wurde. Sie hat sich an klaren und transparenten Kriterien wie Ausbildung, Sprachkenntnissen, Berufserfahrung und konkretem Bedarf in den Betrieben zu orientieren. Es wird jetzt darauf ankommen, die bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen vor Ort mit Leben zu füllen, Strukturen zu schaffen und Zuwanderung und Integration konkret umzusetzen. Die Arbeitgeber in Deutschland und Baden-Württemberg verstehen sich dabei als Motor dieser Entwicklung. Wir werden nicht müde werden, auf die Bedeutung gelingender Zuwanderung und Integration für den Wirtschafts- und Arbeitsplatzstandort Deutschland hinzuweisen.
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Andreas M. Wüst
Zuwanderung und Integration in Baden-Württemberg heute: Wahrnehmungen, Haltungen und Erwartungen der Bevölkerung
Mit ihrem Regierungsantritt im Mai 2011 hat die grün-rote Landesregierung die Integrationspolitik auf bemerkenswerte Weise institutionell verankert: Das neu geschaffene Ministerium für Integration Baden-Württemberg ist bundesweit das einzige Ministerium, das sich ausschließlich mit Integrationsfragen beschäftigt. Zu den Aufgaben des Ministeriums gehören neben Fördermaßnahmen und Gesetzesinitiativen auch das Integrationsmonitoring und die Integrationsforschung. Mit dem gehobenen Stellenwert, der sozialwissenschaftlicher Expertise zukommt, wird der Versuch unternommen, nicht nur mehr für die Integration im Land zu tun, sondern auch die Grundlagen der Integrationspolitik zu verbessern.
Ein erster Beitrag der Integrationsforschung im Ministerium waren die Konzeption und Auswertung einer repräsentativen Umfrage unter der Bevölkerung Baden-Württembergs zum subjektiven Stand der Integration im Land. Die Studie ist 2012 unter dem Titel „Gelebte Vielfalt“ erschienen.1 Für diese regional bislang einmalige Bestandsaufnahme wurden im Februar 2012 insgesamt 3001 baden-württembergische Bürgerinnen und Bürger telefonisch befragt. Um die landesspezifischen Befunde besser einordnen zu können, sind zudem parallel zur Umfrage in Baden-Württemberg auch 1000 Bürgerinnen und Bürger in ganz Deutschland zu zentralen Themen befragt worden.
Der vorliegende Beitrag stellt die wichtigsten Ergebnisse der Studie vor.2 Zunächst wird auf der Grundlage offener Antworten der Befragten herausgearbeitet, welche positiven und negativen Einschätzungen die Bürgerinnen und Bürger des Landes mit Zuwanderern verknüpfen. Im darauffolgenden Teil interessieren die Integrationserwartungen, die es an Zuwanderer gibt. Inwieweit fair über Zuwanderer berichtet und ob weit verbreiteten Thesen über Zuwanderung und Zuwanderern zugestimmt wird, ist Gegenstand des vierten Teils dieses Beitrags. Nach einer Einschätzung des Standes der Integration in Baden-Württemberg erfolgt schließlich eine Bewertung verschiedener Integrationsmaßnahmen.
Neben einer Darstellung der Befragungsergebnisse werden Unterschiede nach soziodemographischen und kontextuellen Faktoren dokumentiert, sofern diese auch unter Kontrolle anderer potenziell erklärungskräftiger Faktoren (Geschlecht, Alter, Migrationshintergrund, Schulabschluss, Erwerbstätigkeit, Religionszugehörigkeit, Ruhestand, Partnerschaft, Kinder, politische Gemeindegrößenklasse, Wohnort in Ballungszentrum, Landesteil, Regierungsbezirk, Zuwanderer im Umfeld, Kontaktintensität mit Zuwanderern und Parteinähe) statistische Signifikanz behielten. Die Kontrollregel gilt auch für den Vergleich zwischen den Ergebnissen in Baden-Württemberg und in Deutschland insgesamt, der für drei Teilkapitel möglich ist.
Wahrnehmung von Zuwanderern
Menschen mit Migrationshintergrund,3 die hier und nachfolgend als „Zuwanderer“ bezeichnet werden,4 sind ein fester und relevanter Teil der Bevölkerung des Landes. Rund ein Viertel der Bevölkerung Baden-Württembergs besitzt einen Migrationshintergrund, mehr als in jedem anderen Flächenland der Bundesrepublik. Doch was verbindet die Bevölkerung mit Zuwanderern? Sind es Kulturen und Traditionen, Verhaltensweisen oder bestimmte Eigenschaften? Inwieweit wird auch die Leistung anerkannt, die Zuwanderer für Wirtschaft und Gesellschaft des Landes erbringen? Die durchgeführte Umfrage erlaubt es herauszuarbeiten, was den Baden-Württembergern an den Zuwanderern besonders gut und was ihnen überhaupt nicht gefällt. Es wurden offene Fragen gestellt, d. h. die Befragten konnten in ihren eigenen Worten Angaben machen.5 Jedem Befragten war es möglich, bis zu zwei Nennungen abzugeben.6
Mit Blick auf positive Assoziationen sagte ein gutes Fünftel der Befragten, dass ihnen nichts an den Zuwanderern besonders gut gefällt. Weiteren 18 Pro-zent fiel nichts Konkretes ein. Es waren „andere Kulturen und Bräuche“, die von 18 Prozent und damit von der relativen Mehrheit der Befragten positiv hervorgehoben wurden. „Freundlichkeit“ mit 10 Prozent und „Offenheit“ mit 9 Prozent folgten auf den Plätzen zwei und drei. Des Weiteren wurde die „Bereicherung der Esskultur“ (8 %) genannt.7 Einem genauso hohen Anteil der Bürger gefiel, dass sich Zuwanderer „integrieren wollen“, und „ihre Vielfalt“ wurde mit 6 Prozent ebenfalls häufig positiv angeführt.
Sekundärtugenden wie Fleiß und Hilfsbereitschaft wurden dagegen sehr selten genannt. Mit 3 Prozent erwähnten nur wenige Befragte den Beitrag, den Zuwanderer zum wirtschaftlichen Erfolg des Landes geleistet haben. Dies ist bemerkenswert, weil nicht nur die Arbeitskraftnachfrage der baden-württembergischen Wirtschaft ohne Zuwanderer nicht hätte gestillt werden können, sondern auch das wirtschaftliche Wachstum des Landes ohne die Leistung der Zuwanderer kaum möglich gewesen wäre.
Im Hinblick auf mögliche negative Assoziationen meinte rund ein Viertel der Befragten, es gebe nichts, was ihnen an den Zuwanderern überhaupt nicht gefällt. 11 Prozent konnten nichts Konkretes nennen. Hingegen wurden drei negative Verhaltensmuster von den Befragten relativ häufig genannt: 18 Prozent störte, wenn Zuwanderer „kein Deutsch lernen“, 15 Prozent, wenn sie „sich nicht integrieren wollen“, und 12 Prozent, wenn Zuwanderer „häufig unter sich bleiben“ bzw. „in Gruppen auftreten“. Andere Nennungen kamen seltener vor. So störte deutlich weniger Befragte, wenn Zuwanderer „respektlos sind“, „häufig auffallen“ oder aber „kriminell“ und „gewalttätig“ sind. Einige beklagten auch, dass Zuwanderer „zu viele staatliche Leistungen“ erhielten und dass es ihnen nicht gefalle, wenn Zuwanderer „nicht offen für die deutsche Gesellschaft sind“ oder „in Traditionen verharren“.
Für eine eingehendere Analyse wurden die jeweils über zwanzig positiven und negativen Einzelnennungen noch einmal etwas gröber zusammengefasst. Auf dieser Grundlage lässt sich herausarbeiten, welche persönlichen Faktoren und solche, die das Umfeld der Befragten betreffen, eher zu bestimmten Nennungen führten.
Für die Analyse der positiven Aspekte lag die Bildung von fünf Kategorien nahe.8 Einer ersten Kategorie, die 43 Prozent umfasst, wurden Befragte zugeordnet, die keine positive Eigenschaft genannt haben.9 An zweiter Stelle folgen mit 28 Prozent Baden-Württemberger, die in Zuwanderern eine gesellschaftliche Bereicherung sehen, knapp gefolgt mit 26 Prozent von Bürgerinnen und Bürgern, die verschiedene Eigenschaften der Zuwanderer positiv hervorheben. Deutlich seltener mit lediglich 8 Prozent wurden die Integrationsbereitschaft der Zuwanderer und mit 5 Prozent ihr wirtschaftlicher Nutzen hervorgehoben.10
In der Analyse möglicher Einflussfaktoren auf jede der fünf Kategorien zeigt sich, dass es stark vom Bildungsgrad abhängt, ob Befragte überhaupt eine Nennung abgegeben haben, d. h. ob sie Positives nennen konnten oder wollten. Während zwei Drittel der Befragten mit Studienabschluss eine Antwort gaben, traf dies nur auf gut die Hälfte der Befragten mit Hauptschulabschluss zu. Ein eigener Migrationshintergrund führte ebenfalls zu etwas häufigeren Nennungen. Der Bildungsgrad spielte eine noch stärkere Rolle, wenn es um Nennungen ging, die in die Kategorie „gesellschaftliche Bereicherung“ fielen. Nur ein Fünftel der Befragten mit Hauptschulabschluss machte eine entsprechende Angabe, jedoch 43 Prozent derer mit abgeschlossenem Studium.
Im Unterschied dazu hat das Bildungsniveau keinen signifikanten Einfluss auf die Nennung von persönlichen Eigenschaften, die mit Zuwanderern positiv assoziiert werden. Es ist erneut ein eigener Migrationshintergrund, der mit häufigeren Nennungen positiver Eigenschaften einhergeht. Daneben fallen die unterschiedlichen Werte für die beiden großen Teile des Landes auf: Württemberger konnotieren häufiger Eigenschaften der Zuwanderer positiv als Badener.
Die Integrationsbereitschaft von Zuwanderern wurde öfter von Befragten positiv hervorgehoben, die nicht erwerbstätig sind. Und auch Befragte in Partnerschaft nannten Integrationsbereitschaft als etwas, das ihnen an Zuwanderern besonders gut gefällt. Dabei waren es die Männer, bei denen eine Partnerschaft zu einer Verdopplung der Nennung der Integrationsbereitschaft führte.11
Der wirtschaftliche Nutzen im Zusammenhang mit Zuwanderern wurde von Befragten, die einen Migrationshintergrund besitzen, deutlich häufiger erwähnt als von solchen ohne Migrationshintergrund. Der Kontrast nach Geschlechtszugehörigkeit ist vergleichbar: Männer nannten den wirtschaftlichen Nutzen der Zuwanderer doppelt so häufig wie Frauen.
Geht man einen Schritt weiter und betrachtet zusätzlich zu den persönlichen Merkmalen und dem Umfeld auch Kontakte, die Befragte mit Zuwanderern haben, dann variieren die Nennungen ebenfalls. Hatten Befragte viele Zuwanderer im Umfeld sowie Kontakte mit ihnen, dann sind positive Nennungen insgesamt häufiger. Zuwanderer werden dann auch eher als gesellschaftliche Bereicherung gesehen, ihre Eigenschaften positiv erwähnt und ihre Integrationsbereitschaft hervorgehoben. Seltener wird allerdings auf den wirtschaftlichen Nutzen von Zuwanderern hingewiesen.12
Im Hinblick auf die negativen Aspekte und eine differenzierte Analyse wurden insgesamt sieben Kategorien gebildet, denn die entsprechenden Nennungen sind im Vergleich zu den positiven Aspekten auch differenzierter ausgefallen.13 Wie bei der Frage nach den positiven Eigenschaften bilden mit 39 Prozent diejenigen die größte Gruppe, die nichts nennen wollten oder konnten.14 An zweiter Stelle folgen mit 26 Prozent Baden-Württemberger, die potenzielle Integrationshemmnisse identifizierten, knapp gefolgt mit 25 Prozent von Bürgern, die ganz gezielt die soziale und räumliche Trennung negativ hervorhoben. Deutlich seltener wurde mit 13 Prozent eine Form auffälligen Verhaltens der Zuwanderer angeführt. Noch seltener wurde mit 8 Prozent eine Anspruchshaltung der Zuwanderer kritisiert. Und mit nur 2 Prozent gaben sehr wenige Befragte an, Zuwanderer seien eine Art Bedrohung.
Im Vergleich zum Bildungsniveau und Migrationshintergrund, die dazu führen, dass positive Nennungen erfolgten, sind die Faktoren, die die Wahrscheinlichkeit einer negativen Nennung erklären, weniger eingängig. Zum einen gaben Befragte in Partnerschaft häufiger eine Nennung ab als Alleinstehende. Zum anderen waren es häufiger Befragte mit einem mittleren Bildungsabschluss, die sagten, was ihnen an Zuwanderern nicht gefällt.
Potenzielle Integrationshemmnisse wurden häufiger von den formal Hochgebildeten angeführt als von den Hauptschulabsolventen. Frauen wiesen ebenfalls häufiger auf diese möglichen Defizite hin als Männer. Auch die Ortsgröße und der Landesteil wirken sich offensichtlich auf die Einschätzung aus: Auf dem Land wurde im Durchschnitt sehr viel seltener auf möglicherweise schlechte Integrationsvoraussetzungen hingewiesen als in den Städten, insbesondere in den Großstädten unter 500 000 Einwohnern. Vor allem im Regierungsbezirk Stuttgart war die Nennung potenzieller Integrationshemmnisse häufiger als in den anderen Regierungsbezirken.
Männer wiesen eher als Frauen gezielt auf soziale oder räumliche Trennung zwischen ansässiger Bevölkerung und Zuwanderern hin. Und sowohl die Hochgebildeten als auch die Befragten mit Mittlerer Reife nannten Segregation eher als die Befragten mit Hauptschulabschluss. Auffälliges Verhalten von Zuwanderern ist auf dem Land so gut wie kein Thema, aber in sämtlichen Städten und Gemeinden ab 2000 Einwohnern. In der Landeshauptstadt gibt es die häufigsten Nennungen in dieser Kategorie. Alle anderen möglichen Erklärungsfaktoren, die im Rahmen der Analyse überprüft wurden, besaßen keinen signifikanten Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit der Nennung auffälliger Verhaltensmuster.
Auch für die Meinung, Zuwanderer stellten zu viele Ansprüche, spielt das Umfeld einer Person die zentrale Rolle. Nun sind es allerdings die Befragten auf dem Land, die am häufigsten eine solche Meinung äußerten. Nur in Stuttgart ist der Anteil derjenigen Befragten ebenfalls überdurchschnittlich hoch, die eine Anspruchshaltung thematisieren. Die Ansicht, Zuwanderer lehnten die Deutschen ab, kommt drei Mal häufiger von Befragten ohne Schulabschluss als von Befragten mit Abschluss. Andere mögliche Erklärungsfaktoren besitzen keinen signifikanten Einfluss.
Für die negativen Nennungen wurde überprüft, ob Kontakt zu Zuwanderern einen Einfluss auf die Beantwortung der Frage hat, was den Bürgern an Zuwanderern überhaupt nicht gefällt. Es zeigt sich, dass mehr Kontakt mit Zuwanderern dazu beiträgt, dass die Befragten Integrationshemmnisse nennen und dass die Befragten angeben, die Zuwanderer würden die Deutschen ablehnen. Seltener wurde dagegen von auffälligem Verhalten von Zuwanderern berichtet.
Integrationserwartungen
Grundsätzlich sind die baden-württembergischen Bürger anderen Kulturen gegenüber offen. Auf die Frage, ob man lieber in einem Land mit nur einer Kultur und Lebensweise oder in einem Land mit vielen Kulturen und Lebensweisen leben möchte, ist das Ergebnis eindeutig: 80 Prozent bevorzugen die kulturelle Vielfalt und lediglich 15 Prozent eine einheitliche Kultur und Lebensweise.
Diese grundsätzliche Haltung unmittelbar auf die kulturelle Vielfalt zu übertragen, die durch Zuwanderung entsteht, ist zwar nicht möglich, allerdings spiegeln auch die konkreteren Erwartungen der Bürger an die Integrationsleistungen der Zuwanderer eine grundsätzliche Akzeptanz kultureller Vielfalt wider: Lediglich ein Drittel der Baden-Württemberger stimmte der Meinung zu, dass Zuwanderer ihre kulturelle und religiöse Lebensweise ganz oder teilweise aufgeben sollten. Lediglich 9 Prozent stimmten einer solchen Aussage „voll und ganz“ zu.
Alle Befragten waren der Ansicht, dass Zuwanderer die Gesetze in Deutschland beachten und die deutsche Sprache lernen sollten. Fast alle Bürger meinten, dass sich Zuwanderer um einen Arbeitsplatz bemühen und die Schule erfolgreich abschließen sollten. Auch sollten sie Freundschaften mit Deutschen schließen, wobei im Vergleich zu den vier anderen Erwartungen ein erheblich größerer Anteil dieser Aussage nur „eher“ als „voll und ganz“ zustimmte.
Manche Verhaltensweisen von Zuwanderern werden von der Bevölkerung des Landes kritisch gesehen. Eine Bestandsaufnahme dessen, was den Einheimischen missfällt und womit sie kaum Schwierigkeiten haben, fehlte allerdings bislang. Die Umfrage gibt hierüber nähere Auskunft (vgl. Abb. 1). Für die Baden-Württemberger endet Toleranz da, wo das Recht gebrochen und in persönliche Freiheitsrechte eingegriffen wird. 96 Prozent stört, wenn aus kulturellen Gründen Gewalt angewandt wird. 87 Prozent finden es mehr als befremdlich, wenn die Eltern darüber entscheiden, wen die eigenen Kinder heiraten. Darüber hinaus stört eine klare Mehrheit der Befragten, wenn „Zuwanderer vor allem unter sich bleiben“.
Deutlich seltener wird geäußert, dass der Anspruch, „von den Einheimischen anerkannt zu werden“, störend sei. 29 Prozent der Befragten haben Probleme damit, dass „Zuwanderer öffentlich demonstrieren, um auf politische Probleme in ihrem Herkunftsland aufmerksam zu machen“. Etwas mehr, nämlich jeweils rund ein Drittel stört, wenn Moscheen gebaut werden, „Zuwanderer in der Öffentlichkeit eine fremde Sprache sprechen“ oder „wenn muslimische Frauen Kopftücher tragen“.
Wie die Ergebnisse zeigen, besteht in der Bevölkerung insgesamt sehr großer Konsens darüber, welche Integrationsleistungen Zuwanderer erbringen sollten.
Abb. 1: Potenziell störende Verhaltensweisen von Zuwanderern
Dabei fallen Unterschiede zwischen Bildungsstand, Geschlecht oder Wohnort der Befragten kaum ins Gewicht. Die größten Unterschiede lassen sich mit Blick auf die Forderung nach einer teilweisen Aufgabe der kulturellen und religiösen Lebensweise herausarbeiten. Dieser Ansicht stimmte insgesamt ein Drittel der Befragten zu. Unter den Christen waren es 35 Prozent, wobei es keine signifikanten Unterschiede zwischen Katholiken und Protestanten gibt. Dass die Angehörigen nicht-christlicher Religionen diese Ansicht nicht in gleichem Ausmaß teilen, kann in einem christlich geprägten Land nicht überraschen. Auch, dass mit 10 Prozent wenige Muslime dieser Ansicht sind, ist naheliegend. Allerdings sagten auch 31 Prozent derer, die keiner Religion angehören, dass Zuwanderer ihre kulturelle und religiöse Lebensweise teilweise aufgeben sollten.
Betrachtet man die Erwartungen an die Zuwanderer genauer, dann zeigen sich bei den abgefragten Verhaltensmustern Unterschiede je nach Sozialstruktur und Umfeld.15 Bei sechs der sieben Erscheinungsformen bestehen deutliche Differenzen nach dem Grad der formalen Bildung. Mit dem Bildungsgrad wenig zu tun haben die Einstellungsunterschiede mit Blick auf das Tragen von Kopftüchern. Die Befragten mit Studienabschluss gaben jedoch in vier von sechs Fällen seltener an, dass sie eine der Verhaltensweisen störe. Das betrifft die Forderung nach Anerkennung, Demonstrationen, das Sprechen einer fremden Sprache und den Moscheebau. Befragte mit Hauptschulabschluss störte all dies deutlich häufiger. Anders verhält es sich mit arrangierten Hochzeiten und wenn Zuwanderer unter sich bleiben. Hieran reiben sich Hochgebildete häufiger als formal Niedriggebildete.
Befragte mit Migrationshintergrund stört zwar häufiger, wenn Zuwanderer demonstrieren, doch eine fremde Sprache in der Öffentlichkeit wird eher akzeptiert. Die Unterschiede nach Ortsgröße fallen nicht besonders ins Gewicht, doch insbesondere die Befragten aus Stuttgart sind häufiger von arrangierten Heiraten oder Moscheebauten negativ berührt. Und Erwerbstätige stört sehr viel häufiger als nicht Erwerbstätige, wenn Zuwanderer unter sich bleiben.
Mit Blick auf das Tragen von Kopftüchern muslimischer Frauen zeigt sich zunächst ein merklicher Unterschied nach Landesteilen: Mit 38 Prozent stört Württemberger dies stärker als Badener, die sich nur in 30 Prozent der Fälle entsprechend äußerten. Und es sind Konfessionslose sowie Nichtchristen, denen das Tragen von Kopftüchern stärker missfällt als Christen. Interessanterweise stört das Tragen von Kopftüchern auch Alleinstehende und Befragte mit Kindern im Haushalt weniger stark als Menschen, die in einer Partnerschaft, aber ohne Kinder im Haushalt leben.
Vergleicht man die Ergebnisse im Land mit denjenigen in Deutschland insgesamt, dann zeigt sich, dass die Antworten der Bürger Baden-Württembergs hinsichtlich zwei der insgesamt sechs Integrationserwartungen von denjenigen im Bund abweichen. Die größte Differenz ergibt sich bei der Forderung nach einer teilweisen Aufgabe der kulturellen und religiösen Lebensweise. In Baden-Württemberg liegt die Zustimmung hierzu 7 Prozentpunkte niedriger als in Westdeutschland und 8 Prozentpunkte niedriger als in Deutschland insgesamt. Die Baden-Württemberger erwarten demnach in deutlich geringerem Maße als die Bevölkerung im restlichen Bundesgebiet von Zuwanderern eine Aufgabe ihrer Lebensweise. Die Unterschiede der Antworten auf die Frage, ob Zuwanderer Freundschaften mit Deutschen schließen sollten, sind weniger prägnant. Verglichen mit Westdeutschland sind die Werte fast gleich, mit Deutschland insgesamt liegt die Zustimmung in Baden-Württemberg gut 1 Prozentpunkt über der im Land.
Auch bei drei der insgesamt acht vorgegebenen Verhaltensmuster, die als störend wahrgenommen werden, weicht die Haltung der Baden-Württemberger von derjenigen im restlichen Deutschland ab. Die Bürger des Landes empfinden alle drei Verhaltensmuster häufiger als störend als die Bürger anderer Bundesländer zusammengenommen. Dies betrifft insbesondere „Anerkennung“ und „unter sich bleiben“: Hier sind sowohl die Anteile derer höher, die dies stört, als auch die Anteile derer niedriger, die es nicht stört. Bei der dritten Verhaltensweise sind die Unterschiede zwischen den Gebietseinheiten deutlich geringer, und ein bedeutsamer Unterschied besteht zwischen denjenigen, die sagen, es störe sie nicht. Im Vergleich zu Baden-Württemberg empfindet zumindest eine größere Minderheit der Bürger im Westen und in Deutschland insgesamt „Gewaltanwendung“ als nicht störend.
Integration und öffentliche Debatten
Die Medien spielen eine nicht zu unterschätzende Rolle im Integrationsprozess. Sie setzen nicht nur Themen, indem sie bestimmte Aspekte der Integration eigenständig aufgreifen, sondern sie wirken auch als Verstärker bestehender integrationspolitischer Debatten. Für die Integration relevant ist dabei vor allem die Frage, inwieweit Medien über Integration ausgewogen berichten.
Mehr als die Hälfte der Baden-Württemberger meinte, dass die Medien „ziemlich ausgewogen“ über die Integration berichten. Immerhin ein Viertel vertrat die Ansicht, die Berichterstattung sei „zu negativ“, und etwa jeder Zehnte sagte, die Berichterstattung sei „zu positiv“. Die Medien könnten demnach durchaus ausgewogener über die Fragen der Integration berichten.
Der öffentliche Diskurs der letzten Jahre war von einigen, teils provokanten Thesen über Zuwanderung und Integration geprägt. Eine der vielleicht aufsehenerregendsten Interpretationen fiel im Zusammenhang mit Ausführungen zur Erblichkeit von Intelligenz: Türken und Araber seien weniger intelligent als Europäer.16 Dieser Aussage stimmte mit 3 Prozent nur ein verschwindend kleiner Teil der Baden-Württemberger zu. 23 Prozent und damit deutlich mehr Menschen sehen durch Zuwanderung die christlichen Werte und Traditionen gefährdet, doch die große Mehrheit lehnt auch diese Feststellung ab. 27 Prozent und damit ein gutes Viertel der Bürgerinnen und Bürger teilte die Auffassung des ehemaligen Bundespräsidenten Christian Wulff, dass der Islam zu Deutschland gehöre.
Recht eindeutig fällt die Charakterisierung der Bundesrepublik als Einwanderungsland aus. Eine breite Mehrheit von 88 Prozent der Baden-Württemberger stimmte dieser Aussage zu, lediglich 10 Prozent lehnten sie ab. Spiegelverkehrt fällt die Reaktion auf die Aussage aus, dass Zuwanderer den Einheimischen die Arbeitsplätze wegnehmen: Nur 10 Prozent teilten diese Ansicht, hingegen lehnten sie 88 Prozent ab. Folglich haben die Bürger im Land sowohl realisiert, dass Zuwanderer in der Regel nicht die Arbeitsplätze
Abb. 2: Haltungen zu Aussagen im öffentlichen Diskurs (in %)
Einheimischer gefährden als auch, dass Zuwanderung zu dauerhafter Niederlassung führt.
Bei immerhin drei der fünf Thesen zu Integration und Zuwanderung unterscheidet sich die Sicht der Baden-Württemberger leicht von derjenigen der Deutschen außerhalb des Südweststaats (vgl. Abb. 2). Gelassener äußerten sich die Bürger des Landes mit Blick auf die Aussage des ehemaligen Bundespräsidenten Christian Wulff, der Islam gehöre zu Deutschland. Auch wird seltener als andernorts befürchtet, dass Zuwanderer den Einheimischen Arbeitsplätze wegnehmen. Etwas mehr Sorge bereitet der Bevölkerung aber der mögliche Einfluss von Zuwanderung auf christliche Werte und Traditionen. Etwas zugespitzt ließe sich sagen, dass sich in diesen Unterschieden zum Bund sowohl eine gewisse Weltoffenheit als auch eine etwas stärkere christliche Tradition der Menschen in Baden-Württemberg widerspiegeln.
Einige Befragte sind etwas häufiger der Ansicht, dass die Medienberichterstattung zu negativ sei. Dies gilt vor allem für Menschen mit Hochschulabschluss, insbesondere in Kontrast zu Menschen, die einen Hauptschulabschluss besitzen. Auch Frauen sind insgesamt häufiger als Männer der Ansicht, die Berichterstattung der Medien sei zu negativ. Darüber hinaus gibt es regionale Unterschiede und ein Stadt-Land-Gefälle. Auf dem Land war die Hälfte der Befragten der Meinung, die Medienberichterstattung sei zu negativ. Im Vergleich der Landesteile sowie Regierungsbezirke zeigt sich, dass insbesondere die Bevölkerung im Regierungsbezirk Freiburg die Medienberichterstattung über Zuwanderer als zu negativ beurteilt.
Mit Blick auf die Einzelaussagen führt ein unterschiedlicher Bildungsgrad am häufigsten zu abweichenden Meinungen. So waren 45 Prozent der Befragten mit Hochschulabschluss der Ansicht, der Islam gehöre zu Deutschland. Lediglich 3 Prozent von ihnen meinen, dass Zuwanderer Einheimischen die Arbeitsplätze wegnehmen. Auch ist in dieser Gruppe der Anteil derer unterdurchschnittlich, die meinen, durch Zuwanderung seien die christlichen Werte und Traditionen gefährdet. Dagegen meinen nur 18 Prozent jener mit Hauptschulabschluss, der Islam gehöre zu Deutschland, aber 14 Prozent, dass Zuwanderer Einheimischen Arbeitsplätze wegnehmen würden.
Die Gefährdung christlicher Werte und Traditionen befürchten neben den Christen auch häufiger die älteren Befragten als die jüngeren. Dass Deutschland ein Einwanderungsland ist, wurde etwas häufiger von den Erwerbstätigen und den Frauen als von den nicht Erwerbstätigen und den Männern bejaht. Ein eigener Migrationshintergrund führt bei vier der fünf Fragen zu keinen bedeutsamen Meinungsunterschieden. Lediglich bei der Frage danach, ob der Islam zu Deutschland gehöre, bestanden leichte Differenzen: Die Befragten mit Migrationshintergrund stimmen mit 21 Prozent der Aussage seltener zu als die Befragten ohne Migrationshintergrund, bei denen es 28 Prozent waren.17
Im Vergleich zum restlichen Bundesgebiet wird die Medienberichterstattung über die Integration von Zuwanderern von den Baden-Württembergern häufiger als „zu negativ“ eingestuft. Obwohl diese Bewertungen sich nicht ausschließlich auf lokale oder regionale Medien beziehen, so deuten die Ergebnisunterschiede zum Bund dennoch darauf hin, dass insbesondere im Bundesland selbst von den Medien noch etwas ausgewogener über Fragen der Integration berichtet werden könnte.
Zum Stand der Integration in Baden-Württemberg
Dass die Integration von Zuwanderern in Baden-Württemberg gut gelungen ist, meinen 61 Prozent der Bürger. Weniger als ein Drittel gab an, die Integration sei nicht gut gelungen. Zumindest aus Binnenperspektive braucht Baden-Württemberg auch den Vergleich mit anderen Bundesländern nicht zu scheuen: 39 Prozent meinen, die Integration sei „in Baden-Württemberg besser gelungen“, 41 Prozent sahen „keinen Unterschied“ und lediglich 3 Prozent geben an, die Integration im Land sei „schlechter gelungen“.
Insgesamt betrachtet ist unter Jugendlichen der Anteil der Zuwanderer deutlich höher als unter Erwachsenen. Die Zukunft der Integration hängt ganz entscheidend davon ab, ob es gelingt, Zuwanderer frühzeitig in die Gesellschaft zu integrieren. Daher wurde in der Studie auch nach der Integration der beiden größten Gruppen mit Migrationshintergrund gefragt: Jugendliche aus Russland und aus der Türkei.
Hier gibt es nach Ansicht der Befragten größere Integrationsdefizite. 44 Prozent der Baden-Württemberger meinten, dass die Integration von Jugendlichen aus der Türkei „weniger gut“ oder „überhaupt nicht“ gelungen sei. Eine knappe relative Mehrheit von 49 Prozent war der Ansicht, die Integration sei gelungen. Bei jugendlichen Aussiedlern18 aus Russland sahen demgegenüber 62 Prozent Integrationsdefizite. Mit 29 Prozent sprach nur ein knappes Drittel von einer gelungenen Integration der jugendlichen Russlanddeutschen. Überdurchschnittlich viele Befragte mit Hauptschulabschluss äußerten sich kritisch über die Integration junger Deutschstämmiger aus Russland. Hinsichtlich der türkischstämmigen Jugendlichen kommen die kritischen Bewertungen dagegen eher von den Befragten mit Studienabschluss als mit Hauptschulabschluss. Befragte mit Migrationshintergrund beurteilten die Integration von türkischstämmigen Jugendlichen nicht anders als Befragte ohne Migrationshintergrund. Sie waren jedoch mit 53 Prozent deutlich seltener der Ansicht, dass die Integration der jugendlichen Aussiedler aus Russland nicht gelungen sei. Dieser Effekt ist allerdings das Ergebnis der deutlich positiveren Beurteilungen der Befragten mit Migrationshintergrund aus einem Aussiedlerland: Lediglich 40 Prozent von ihnen meinten, dass die Integration der jugendlichen Aussiedler aus Russland nicht gelungen ist.19
Der Stellenwert unterschiedlicher Integrationsmaßnahmen
Die Politik kann unterschiedliche Maßnahmen ergreifen, um die gesellschaftliche Integration von Zuwanderern zu verbessern. Diese reichen von der Veränderung rechtlicher Rahmenbedingungen über spezielle Fördermaßnahmen bis hin zur Schaffung von Gelegenheiten, die Einheimischen und Zuwanderern die Chance bieten, miteinander ins Gespräch zu kommen.
Nahezu unumstritten ist die große Bedeutung, die der Sprachförderung für die Integration zugeschrieben wird. So hielten fast alle Bürger (96 %) die Verbesserung der Sprachförderung für wichtig, drei Viertel sogar für „sehr wichtig“. Einen beinahe so hohen Stellenwert wie die Sprachförderung hat die Kriminalitätsbekämpfung: 92 Prozent der Befragten meinten, die Politik solle mehr gegen kriminelle Zuwanderer tun, wobei noch gut zwei Drittel solche Maßnahmen für „sehr wichtig“ erachteten. Es folgen die Verbesserung von Bildungschancen und die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit unter Zuwanderern.
Zuwanderer und Einheimische häufiger zusammenzubringen, ist aus Sicht der großen Mehrheit der Bürger eine sinnvolle Integrationsmaßnahme. Neben dem „miteinander Reden“ spielt für die Integration aber auch die Berichterstattung (der Medien) eine Rolle. Dass nach Ansicht der Befragten dabei sowohl über Integrationserfolge als auch über Integrationsprobleme berichtet werden sollte, kann durchaus als Wunsch nach einer möglichst objektiven Berichterstattung interpretiert werden.
Aus der Sicht der Bürger sind auch der Abbau von Diskriminierung und die Anerkennung ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse wichtige Integrationsmaßnahmen. Deutlich dahinter rangieren Einbürgerungserleichterungen und die Erhöhung des Anteils von Zuwanderern im Öffentlichen Dienst. Doch auch diese beiden Maßnahmen werden von der Mehrheit der Bürger als wichtig erachtet. Nur jeweils weniger als 10 Prozent waren der Meinung, diese Maßnahmen seien „überhaupt nicht wichtig“ für die Integration.
Neben diesen allgemeinen Einschätzungen zum Stellenwert unterschiedlicher Integrationsmaßnahmen lassen die erhobenen Daten auch Unterschiede im Antwortverhalten erkennen. Sie sind auf mehrere Faktoren zurückzuführen, darunter Geschlecht, Bildung und Migrationshintergrund; punktuell auch das Alter und die Erwerbstätigkeit.
Frauen erachten sämtliche Integrationsmaßnahmen, die im Rahmen des Interviews vorgeschlagen wurden, für wichtiger als Männer. Vor allem betrifft dies die Berichterstattung über Integrationserfolge, die 44 Prozent der Frauen, aber nur 32 Prozent der Männer für sehr wichtig halten. Aber auch das Zusammenbringen von Zuwanderern und Einheimischen, die Anerkennung ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse und die Erhöhung der Zahl der Zuwanderer im Öffentlichen Dienst wird von Frauen sehr viel häufiger als „sehr wichtig“ erachtet als von Männern. Einzig die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit unter Zuwanderern halten Männer und Frauen gleichermaßen für „sehr wichtig“.
Befragte mit Migrationshintergrund halten insgesamt acht der elf vorgeschlagenen Maßnahmen für wichtiger als Befragte ohne Migrationshintergrund. Dies betrifft vor allem die Anerkennung ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse, Maßnahmen gegen Diskriminierung und die Erhöhung der Zahl der Zuwanderer im Öffentlichen Dienst. Keine bedeutsamen Einflüsse hat der Migrationshintergrund auf die Antworten bei den Maßnahmen „Sprachförderung“, „Kriminalitätsbekämpfung“ und „Zusammenbringen von Zuwanderern und Einheimischen“.
Ebenfalls bei acht der elf vorgeschlagenen Integrationsmaßnahmen sind Einflüsse der Bildung nachweisbar, die jedoch alles in allem geringer ausfallen. So waren die formal Hochgebildeten häufiger der Ansicht, dass die Sprachförderung und darüber hinaus auch die Bildungschancen verbessert werden sollten. Darüber hinaus stimmten die formal Hochgebildeten häufiger für eine stärkere Öffnung des Öffentlichen Dienstes für Zuwanderer. Ein umgekehrter und sehr starker Bildungseffekt ist bei der Frage nach Maßnahmen gegen kriminelle Zuwanderer feststellbar: Lediglich 54 Prozent der Befragten mit Hochschulabschluss halten solche Maßnahmen für sehr wichtig, während es unter den Befragten mit Hauptschulabschluss doch 76 Prozent sind.
Merkliche Unterschiede nach Alter bestehen bei Einbürgerungserleichterungen und dem Berichten über Integrationsprobleme. So waren es vor allem die älteren Baden-Württemberger, die Einbürgerungserleichterungen für wichtig halten. Unter den 65- bis 79-Jährigen waren es 64 Prozent, unter den über Achtzigjährigen sogar 70 Prozent. Die jüngste Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen hielt diese Maßnahme deutlich seltener für wichtig. Dafür schätzten die jungen Erwachsenen die Berichterstattung über Integrationsprobleme für wichtiger ein als die nachfolgenden Altersgruppen. Deutlich geringer ist dieser Anteil nur unter den über Achtzigjährigen.
Ein Unterschied nach dem Merkmal „Erwerbstätigkeit“ besteht nur hinsichtlich der Öffnung des Öffentlichen Dienstes für Zuwanderer. Erwerbstätige halten eine solche Öffnung häufiger für unwichtig als Befragte, die nicht erwerbstätig sind. Dabei waren es mit 46 Prozent bzw. 44 Prozent vor allem die erwerbstätigen Arbeiter und Angestellten, die eine Öffnung des Öffentlichen Dienstes für unwichtig erachteten, und mit 32 Prozent deutlich seltener die erwerbstätigen Beamten.
Die Haltung zu etlichen Integrationsmaßnahmen ist offensichtlich auch von Kontextfaktoren bestimmt. Einige Maßnahmen erhalten sowohl in den Großstädten, insbesondere in Stuttgart, als auch in den kleineren Gemeinden, und dort vor allem auf dem Land, mehr Zustimmung als in den Städten und Gemeinden mittlerer Größe. Dies betrifft das Berichten über Integrationsprobleme, die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die Sprachförderung und die Öffnung
Abb. 3: Bewertung von Integrationsmaßnahmen nach Beurteilung staatlicher Aktivität (in %)
des Öffentlichen Dienstes für Zuwanderer. Die Anerkennung ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse ist dagegen primär in den Großstädten ein wichtiges Thema.
Der Landesteil, in dem die Befragten wohnen, wirkt sich ebenfalls auf die Unterschiede im Hinblick auf die Bedeutung aus, die einigen Maßnahmen zugemessen wird. In Baden wird vor allem den Erleichterungen bei der Einbürgerung, aber auch dem Berichten über Integrationserfolge, dem Zusammenbringen von Zuwanderern und Einheimischen und dem Abau von Benachteiligungen ein etwas höherer Stellenwert beigemessen als in Württemberg.
Geht man noch einen Schritt weiter und blickt auf Personen, die häufig mit Zuwanderern in Kontakt kommen, dann halten diese fast alle Maßnahmen für wichtiger als Personen, die keinen Kontakt zu Zuwanderern haben. Allerdings werden Maßnahmen gegen kriminelle Zuwanderer von jenen Personen als weniger wichtig erachtet. Mit Blick auf das Berichten über Probleme, Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit und Einbürgerungserleichterungen gibt es keine signifikanten Unterschiede danach, ob Kontakte zu Zuwanderern bestehen oder nicht.
Um den Stellenwert der unterschiedlichen Integrationsmaßnahmen noch besser einschätzen zu können, wurden die Interviewten auch danach gefragt, ob sie meinen, der Staat tue genug oder nicht genug für die Integration. Wie Abb. 3 zeigt, ergibt sich durch diese Betrachtung noch einmal ein leicht verändertes Bild.
Mit Ausnahme der Kriminalitätsbekämpfung gewinnen alle Maßnahmen an Bedeutung, vor allem aber der Abbau von Benachteiligungen, die Öffnung des Öffentlichen Dienstes und Einbürgerungserleichterungen. Vergleicht man die Rangfolge der Maßnahmen, dann klettert der Abbau von Benachteiligungen von Platz sieben in der Bevölkerung insgesamt auf Platz vier bei denjenigen, die sagen, der Staat tue nicht genug für Integration. Die Kriminalitätsbekämpfung sinkt demgegenüber beträchtlich vom zweiten auf den sechsten Platz. Bei allen anderen Maßnahmen verschiebt sich die Position um maximal jeweils einen Platz.
Vergleicht man die Bedeutung, die die Befragten den unterschiedlichen Integrationsmaßnahmen in Baden-Württemberg, im Westen der Republik und in Deutschland insgesamt zuschreiben, dann zeigt sich, dass die Unterschiede gering sind. Die statistisch signifikanten Ergebnisunterschiede finden sich zumeist im Grad der Zustimmung bzw. Ablehnung einer Maßnahme. Mit Ausnahme der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die in Baden-Württemberg genauso wie in den anderen westlichen Bundesländern mit 49 Prozent für „sehr wichtig“ erachtet wurde, sagten im Land stets weniger Bürger, dass eine Maßnahme sehr wichtig ist. Und es ist wiederum die Arbeitslosigkeit, deren Bekämpfung von den Baden-Württembergern auch insgesamt als wichtiger eingestuft wurde als im Westen oder in Deutschland insgesamt. Demgegenüber sagen die Baden-Württemberger seltener als die Befragten in den anderen Bundesländern, dass die Sprachförderung, die Kriminalitätsbekämpfung und das Berichten über Integrationsprobleme wichtig seien. Alles in allem deutet der Gebietsvergleich darauf hin, dass die Bevölkerung Baden-Württembergs – zumindest bei den vorgeschlagenen Maßnahmen – insgesamt etwas weniger Handlungsbedarf sieht als die Bevölkerung im restlichen Bundesgebiet.
Zusammenfassung
Zuwanderer und ihre Nachkommen sind aus Baden-Württemberg nicht wegzudenken. Geschätzt wird an Zuwanderern, dass sie die Gesellschaft bereichern: durch ihre Vielfalt, durch Kulturen und Bräuche, aber auch durch eine andere Esskultur. Zuwanderer werden darüber hinaus als offener im Umgang und häufig auch als sehr freundlich und höflich beschrieben.20 Deutlich seltener äußern die Bürger allerdings, dass Zuwanderer zum wirtschaftlichen Erfolg des Landes beitragen und dabei oft weniger attraktive Arbeitsplätze einnehmen.
Als störend empfinden die Bürger vor allem, wenn Zuwanderer kein Deutsch lernen und sich nicht integrieren wollen. Wenn Zuwanderer oft unter sich bleiben, missfällt es der Bevölkerung ebenfalls häufig. Insofern stehen – prinzipiell behebbare – Integrationsdefizite im Fokus der Kritik der Einheimischen an Zuwanderern. Denn die Bürger berichten selten von respektlosem, kriminellem oder gewalttätigem Verhalten. Vergleichsweise wenige Befragte heben die Ablehnung der deutschen Gesellschaft, das Verharren in Traditionen und eine starke Religiosität der Zuwanderer negativ hervor.
Von den Zuwanderern erwartet die Bevölkerung vor allem Gesetzestreue, das Erlernen der deutschen Sprache, das Bemühen um einen Arbeitsplatz und einen erfolgreichen Bildungsabschluss. Die große Mehrheit wünscht sich zudem, dass Zuwanderer Freundschaften mit den Einheimischen schließen. Doch lediglich ein Drittel der Bürger erwartet von den Zuwanderern eine zumindest teilweise Aufgabe ihrer kulturellen und religiösen Lebensweise. Die baden-württembergische Bevölkerung erwartet Integration, doch nicht zu Gunsten einer wie auch immer gearteten Einheitskultur.21 Die grundsätzliche Toleranz und Offenheit der Bevölkerung Baden-Württembergs zeigt sich auch darin, dass das Tragen von Kopftüchern, der Bau von Moscheen und das Sprechen einer fremden Sprache in der Öffentlichkeit lediglich von jeweils einem Drittel der Befragten als störend empfunden wird. Wenn Zuwanderer aus politischen Gründen demonstrieren oder fordern, von den Einheimischen anerkannt zu werden, stört das die Bürger sogar noch weniger. Im Vergleich zu Deutschland insgesamt tun sich die Einwohner des Landes allerdings bei den Forderungen der Zuwanderer nach Anerkennung etwas schwerer.
Anders sieht es bei kulturell begründeter Gewalt oder bei Ehen aus, die von Eltern für ihre Kinder ohne deren Zustimmung arrangiert werden. Die Baden-Württemberger haben für solche Verhaltensweisen kein Verständnis. Gerade bei der Anwendung von Gewalt ist die Toleranzschwelle niedriger als in den anderen westlichen Bundesländern zusammen. Wenn Zuwanderer vor allem unter sich bleiben, empfindet das die Mehrheit der Bevölkerung im Land ebenfalls als störend. Dieser Anteil ist höher als im restlichen Bundesgebiet.
Öfter als die Deutschen in den anderen Bundesländern sind die Baden-Württemberger der Ansicht, dass die Medien zu negativ über Integration berichten. Bezüglich einiger Themen im öffentlichen Diskurs sind die Bürger des Südweststaats auch weniger kritisch als diejenigen des restlichen Bundesgebiets: Sie teilen häufiger die Ansicht, dass der Islam zu Deutschland gehört und vergleichsweise wenige schließen sich der Meinung an, dass Zuwanderer Einheimischen die Arbeitsplätze wegnehmen. Etwas mehr Sorgen macht sich die Bevölkerung im Südwesten im Vergleich zum Bund allerdings um christliche Werte und Traditionen im Lichte der Zuwanderung. Es ist nur scheinbar ein Widerspruch zu diesem Befund, dass 88 Prozent der Befragten der Ansicht sind, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist. Das Land erscheint realistisch, weltoffen und schätzt dennoch die eigene Kultur und Traditionen.
Der Stand der Integration von Zuwanderern in Baden-Württemberg wird insgesamt betrachtet als gelungen charakterisiert. Bezogen auf den eigenen Wohnort liegt der Anteil dieser Einschätzung noch deutlich höher. Auch im Vergleich zu anderen Bundesländern bewertet die Bevölkerung Baden-Württembergs den Stand der Integration im Südwesten positiv. Vergleichsweise kritischere Bewertungen kommen von der Bevölkerung in den Großstädten, vor allem aus Stuttgart. Mit Blick auf die Integration von Jugendlichen der größten Teilgruppen meinte zwar die Hälfte der Befragten, die Integration der türkischstämmigen Jugendlichen sei gelungen, doch nur ein knappes Drittel sprach von einer gelungenen Integration der jugendlichen Russlanddeutschen. Im Lichte dieses Befunds erscheint eine differenzierte Integrationsförderung bedenkenswert.
In der Studie sollten die Befragten insgesamt elf integrationspolitische Maßnahmen danach bewerten, ob diese aus ihrer Sicht sehr wichtig, eher wichtig, eher unwichtig oder überhaupt nicht wichtig sind. Das durchaus überraschende Ergebnis ist, dass sämtliche vorgeschlagenen Maßnahmen als zumindest wichtig erachtet wurden, auch wenn der Handlungsbedarf im Vergleich zum Bundesgebiet in der Summe als etwas geringer eingeschätzt wurde. In der Sprachförderung wurde die unumstritten wichtigste Integrationsmaßnahme gesehen. Es folgen die Bekämpfung von Kriminalität unter Zuwanderern und die Verbesserung von Bildungschancen. Die Erleichterung der Einbürgerung und die Öffnung des Öffentlichen Dienstes wurden als vergleichsweise weniger wichtig erachtet.
Bei der Bewertung einzelner Maßnahmen bestehen merkliche Unterschiede danach, ob die Befragten einen Migrationshintergrund haben oder nicht. So waren Zuwanderer häufiger der Ansicht, dass die Anerkennung ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse sehr wichtig ist. Auch Maßnahmen gegen Diskriminierung und die Erhöhung des Anteils von Zuwanderern im Öffentlichen Dienst sind aus Sicht der Zuwanderer wichtiger als aus dem Blickwinkel der einheimischen Bevölkerung. Diejenigen, die meinen, der Staat sollte mehr für Integration tun, hielten vor allem Maßnahmen gegen Diskriminierung für deutlich wichtiger als der Rest der Bevölkerung. Und sowohl Einbürgerungserleichterungen als auch der Öffnung des Öffentlichen Dienstes maßen diese Befragten ebenfalls größere Bedeutung bei. Weniger wichtig war für diejenigen Befragten, die sich einen aktiveren Staat bei Fragen der Integration wünschen, lediglich die Bekämpfung von Kriminalität unter Zuwanderern.
Literaturhinweise
Bertelsmann Stiftung: Einschätzungen zur Integration. Vergleich der 14- bis 29-Jährigen und über 59-Jährigen (Grafiksatz), Gütersloh 2011.
Bertelsmann Stiftung: Willkommenskultur in Deutschland. Ergebnisse einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage in Deutschland, Gütersloh 2012.
German Marshall Fund of the United States/The Compagnia di San Paolo/Barrow Cadbury Trust/ Fundación BBVA: Transatlantic Trends. Immigration, Washington 2011.
Halm, Dirk: The Current Discourse on Islam in Germany, in: Journal of International Migration and Integration 14 (3), 2013, S. 457–474.
Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und Europa (Hrsg.): Meinungsbilder – Zur Wahrnehmung von Zuwanderung und Integration in Hessen 2011, Wiesbaden 2011.
King Baudouin Foundation/Migration Policy Group (Hrsg.): How Immigrants Experience Integration in 15 European Cities, Brüssel 2012.
Ministerium für Integration Baden-Württemberg (Hrsg.): Der Weg zum Pass. Baden-Württembergische Erfahrungen mit Einwanderungsprozessen, Stuttgart 2013.
Ministerium für Integration Baden-Württemberg (Hrsg.): Gelebte Vielfalt. Ergebnisse und Analysen einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage zur Integration in Baden-Württemberg 2011, Stuttgart 2012.
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR): Einwanderungsgesellschaft 2010. Jahresgutachten 2010 mit Integrationsbarometer, Berlin 2010.
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR): Migrationsland 2011. Jahresgutachten 2011 mit Migrationsbarometer, Berlin 2011.
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR): Integration im föderalen System: Bund, Länder und die Rolle der Kommunen. Jahresgutachten 2012 mit Integrationsbarometer, Berlin 2012.
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR): Erfolgsfall Europa? Folgen und Herausforderungen der EU-Freizügigkeit für Deutschland. Jahresgutachten 2013 mit Migrationsbarometer, Berlin 2013.
1 Ministerium für Integration Baden-Württemberg (Hrsg.): Gelebte Vielfalt. Ergebnisse und Analysen einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage zur Integration in Baden-Württemberg 2011, Stuttgart 2012 (online unter www.integrationsministerium-bw.de/servlet/PB/show/1277163/Studie%20Gelebte%20Vielfalt.pdf).
2 Der Beitrag fußt auf den Ergebnissen der Studie, aus der Analyseteile übernommen wurden. Der vorliegende Artikel ist jedoch keine Meinungsäußerung des Ministeriums für Integration Baden-Württemberg.
3 Zur Definition des Begriffs vgl. den einführenden Beitrag von Mathias Beer in diesem Band.
4 Zur besseren Lesbarkeit wird für Zuwanderinnen und Zuwanderer, für Bürgerinnen und Bürger sowie Baden-Württembergerinnen und Baden-Württemberger hier durchweg die männliche Form verwendet. Sie schließt Zuwanderinnen, Bürgerinnen und Baden-Württembergerinnen ein.
5 Die Reihenfolge der Fragen wurde randomisiert, d. h. es wurde abwechselnd zunächst nach positiven oder negativen Assoziationen gefragt. Dadurch wird verhindert, dass die Antworten auf die erste (jeweils gleiche) Frage auf das Antwortverhalten bei der (jeweils gleichen) zweiten Frage „ausstrahlen“ und das Gesamtergebnis damit systematisch beeinflussen und ggf. verzerren.
6 Durch die Möglichkeit, zwei Angaben zu machen, erhöht sich – theoretisch – der maximale Prozentanteil der Nennungen insgesamt auf 200 Prozent. Da jedoch 49 Prozent der Befragten keine positive Zweitnennung und 53 Prozent keine negative Zweitnennung abgaben, beträgt der tatsächliche maximale Prozentanteil 151 bzw. 147 Pro-zent.
7 Vgl. dazu den Beitrag von Maren Möhring in diesem Band.
8 Bei der Einteilung ergibt die Summe über 100 Prozent, da jeweils zwei Antworten berücksichtigt wurden, d. h. rund 10 Prozent der Befragten werden gleichzeitig zwei verschiedenen Kategorien zugeordnet.
9 Hier sind auch 4 Prozent Antwortverweigerungen subsumiert.
10 Die Summe der Einzelnennungen übersteigt den Prozentanteil der jeweiligen Kategorie, da viele Befragte zwei Aspekte nannten, die in eine Kategorie fallen.
11 Eine mögliche Erklärung ist eine Angleichung von Einstellungen im unmittelbaren Lebensumfeld, die u. a. aus dem Wunsch resultiert, kognitive Dissonanz zu vermeiden.
12 Vgl. dazu den Beitrag von Dieter Hundt in diesem Band.
13 Auch hier ergibt die Summe über 100 Prozent, da jeweils zwei Antworten berücksichtigt wurden, d. h. rund 10 Prozent der Befragten in zwei verschiedenen Kategorien sind.
14 Hier sind auch 3 Prozent Antwortverweigerungen subsumiert.
15 Eine Ausnahme bildet „Gewaltanwendung“, hinsichtlich derer es nur minimale Unterschiede gibt.
16 Vgl. Thilo Sarrazin: Deutschland schafft sich ab. Wie sich unser Land aufs Spiel setzt, München 2010 und die Berichterstattung zu diesem Buch, z. B. in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung online vom 26.8.2010 und im Spiegel online vom 30.8.2012.
17 Selbst wenn man zwischen verschiedenen Migrationssystemen differenziert, ändert sich dieser Befund nicht: Liegt der Hintergrund in einem Aussiedlerland (Rumänien, Polen, ehemalige Sowjetunion oder ein Nachfolgestaat), dann ist die Zustimmung zur Aussage Wulffs (20 %) nur unwesentlich geringer als wenn der Hintergrund in einem ehemaligen Anwerbeland liegt (22 %).
18 Vgl. zur Zuwanderung von Aus- und Spätaussiedlern den Beitrag von Barbara Dietz in diesem Band.
19 Demgegenüber beurteilen die Befragten mit Migrationshintergrund aus einem Anwerbeland die Integration der türkischstämmigen Jugendlichen nur leicht positiver: 54 Prozent sehen sie als gelungen und 41 Prozent als nicht gelungen an.
20 Vgl. dazu den Beitrag von Michael Stolleis in diesem Band.
21 Vgl. dazu den Beitrag von Reinhard Johler in diesem Band.
Abbildungsverzeichnis
Daimler AG, Archiv 244
DOMiD-Archiv, Köln (Jean Mohr) 133
Frank Eppler, Stuttgart 106
Hans-Peter Feddersen, Stuttgart 108, 134, 232
Haus der Stadtgeschichte – Stadtarchiv Ulm 200
Heimatmuseum Reutlingen 33
Horst Rudel, Stuttgart 136, 204
Karsten Meyer, Konstanz 219
Kreisarchiv Sigmaringen 37
Institut für donauschwäbische Geschichte und Landeskunde, Tübingen 84, 94
Landesarchiv Baden-Württemberg, Staatsarchiv Wertheim am Main (Heinz Finke) 81
Landesarchiv Baden-Württemberg, Staatsarchiv Sigmaringen 91
Landesmedienzentrum Baden-Württemberg (LMZ) 28, 34, 95
Museum im Ritterhaus, Archiv Offenburg 85
picture alliance 109, 110, 114, 129, 139, 142, 150, 161, 170, 188, 256, 259
Robert Bosch Stiftung (Yves Noir) 248
Spiegel-Verlag 143
Stadtarchiv Karlsruhe 119, 176
Stadtarchiv Reutlingen 45
Stadtarchiv Schwäbisch Hall 58
Stadtarchiv Stuttgart 53, 60, 63
Süddeusehe Zeitung Photo 103, 168, 214
Die Autorinnen und Autoren
Bausinger, Hermann, Prof. Dr. em., geb. 1926, Kulturwissenschaftler, war bis 1992 Lehrstuhlinhaber und Leiter des Ludwig-Uhland-Instituts für Empirische Kulturwissenschaft der Eberhard Karls Universität Tübingen.
Beer, Mathias, Dr., geb. 1957, Zeithistoriker,ist Geschäftsführer und stellvertretender Leiter des Instituts für donauschwäbische Geschichte und Landeskunde (IdGL) in Tübingen sowie Lehrbeauftragter im Fachbereich Geschichtswissenschaft der Philosophischen Fakultät der Eberhard Karls Universität Tübingen.
Dietz, Barbara, Dr., geb.1949, Volkswirtin, ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Ost- und Südosteuropaforschung (IOS) in Regensburg und Research Fellow am Institut Zukunft der Arbeit (IZA) in Bonn.
Hundt, Dieter, Prof. Dr., geb. 1938, Ingenieur, ist Ehrenpräsident der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände und Vorsitzender des Aufsichtsrats der Allgaier Werke GmbH in Uhingen, zudem Präsident der Landesvereinigung Baden-Württembergischer Arbeitgeberverbände sowie Präsident der Deutschen Handelskammer in Österreich.
Hunn, Karin, Dr., geb. 1969, Historikerin, ist Field Study Managerin am Institute for the International Education of Students (IES) in Freiburg.
Johler, Reinhard, Prof. Dr., geb. 1960, Kulturwissenschaftler, ist Direktor des Ludwig-Uhland-Instituts für Empirische Kulturwissenschaft der Eberhard Karls Universität Tübingen und im Nebenamt Leiter des Instituts für donauschwäbische Geschichte und Landeskunde (IdGL) in Tübingen.
Meier-Braun, Karl-Heinz, Prof. Dr., geb. 1950, Politologe, ist Leiter der Fachredaktion „SWR International“ beim Südwestrundfunk in Stuttgart und Integrationsbeauftragter des Senders sowie Honorarprofessor für Politikwissenschaft an der Eberhard Karls Universität Tübingen.
Möhring, Maren, Prof. Dr., geb. 1970, Historikerin, ist Professorin für vergleichende Kultur- und Gesellschaftsgeschichte des modernen Europa an der Universität Leipzig.
Müller, Roland, Dr., geb. 1955, Historiker und Archivar, ist Direktor des Stadtarchivs Stuttgart und Vorsitzender der AG Archive im Städtetag Baden-Württemberg.
Novinšćak, Karolina, M. A., geb. 1976, Historikerin, ist Doktorandin im Fachbereich der Südosteuropäischen Geschichte an der Humboldt-Universität zu Berlin und war bis 2013 wissenschaftliche Projektmitarbeiterin am Lehrstuhl für Geschichte Südost- und Osteuropas an der Universität Regensburg.
Stolleis, Michael, Prof. Dr. em., geb. 1941, Jurist, war bis 2006 Professor für Öffentliches Recht und Neuere Rechtsgeschichte an der Goethe-Universität Frankfurt am Main und bis 2009 Direktor am dortigen Max-Planck-Institut für europäische Rechtsgeschichte.
Wüst, Andreas M., Dr., geb. 1969, Politologe, ist Leiter des Referats „Integrationsmonitoring und Integrationsforschung“ im Ministerium für Integration in Baden-Württemberg sowie Senior Research Fellow am Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES).
Baden-Württemberg hat nicht nur eine Zuwanderungsgeschichte, Baden-Württemberg ist eine Zuwanderungsgeschichte. Der Südwesten Deutschlands ist geprägt von unterschiedlichen Zuwanderungsgruppen, die die Gesellschaft seit dem Zweiten Weltkrieg fundamental verändert haben. Zuwanderung hat Baden-Württemberg zu seiner Entstehung, zu seiner wirtschaftlichen Dynamik, zu seiner kulturellen Vielfalt und seiner insgesamt positiven Entwicklung verholfen. In einem Dauerintegrationsprozess haben Altbürger und Zuwanderer Formen des Zusammenlebens gefunden, die das Land geprägt haben. Integration als Daueraufgabe – das verweist gleichermaßen in die Vergangenheit wie in die Zukunft.
Dr. Mathias Beer, geb. 1957, ist Geschäftsführer und stellvertretender Leiter des Instituts für donauschwäbische Geschichte und Landeskunde (IdGL) in Tübingen. Als Zeithistoriker und Migrationsforscher ist er Lehrbeauftragter an der Eberhard Karls Universität Tübingen.